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Einführung in OSCE Insights 2021: Gemeinsamkeiten ausloten

Cornelius Friesendorf *

Bitte zitieren als: Cornelius Friesendorf, Einführung in OSCE Insights 2021: Gemeinsamkeiten 
ausloten, OSCE Insights Einführung/2021 (Baden-Baden: Nomos, 2022), https://doi.org/10.5771
/9783748911449-00

Im Jahr 2021 verschärften sich die Kri­
sen in der OSZE. Bereits zum zweiten 
Mal wurde das Implementierungstreffen 
zur menschlichen Dimension abgesagt. 
Damit fand das größte Treffen zum The­
ma Menschenrechte in Europa erneut 
nicht statt. Dieses Mal hatte die Absa­
ge politische Gründe, nämlich ein russi­
sches Veto, was zeigt, wie umstritten die 
Menschenrechtsdimension der OSZE ge­
worden ist. Russland lehnte auch eine 
Verlängerung des Mandats der OSZE-Be­
obachtermission an zwei Kontrollposten 
entlang der russisch-ukrainischen Gren­
ze in der Ostukraine ab. Stattdessen ent­
sendete Russland Ende 2021 zahlreiche 
Truppen an die Grenze zur Ukraine und 
beschwor damit das Gespenst eines Krie­
ges herauf. Die Probleme der OSZE im 
Jahr 2021 zeigten sich weiterhin daran, 
dass sich die Teilnehmerstaaten erst im 
August auf den OSZE-Haushalt einigen 
konnten – so spät wie noch nie. An­
gesichts der jährlichen Haushaltszyklen 

* Dr. habil. Cornelius Friesendorf, Institut für 
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an 
der Universität Hamburg,
friesendorf@ifsh.de

und -blockaden wird es immer schwieri­
ger, strategisch zu planen. Seit Jahren sta­
gniert der Haushalt der OSZE. Dadurch 
stößt die Organisation operativ an ihre 
Grenzen.

Die Teilnehmerstaaten wollen die 
OSZE nach wie vor als Plattform für 
die Zusammenarbeit nutzen. Das wurde 
beim Ministerrat in Stockholm im De­
zember 2021 deutlich. Die Teilnehmer­
staaten verabschiedeten einen Beschluss 
zum Klimawandel (auch wenn er eher 
vage formuliert ist) und gaben eine Erklä­
rung zur Lage in Transnistrien ab. Bei 
den Plenarsitzungen und auf den Neben­
veranstaltungen offenbarten sich jedoch 
tiefe Gräben zwischen Russland und dem 
Westen, insbesondere bezüglich der För­
derung von Demokratisierung und Men­
schenrechten. Russland betrachtet diese 
als illegitime Einmischung in innere An­
gelegenheiten. Die Hoffnung des schwe­
dischen OSZE-Vorsitzes, dass die OSZE-
Verpflichtungen wieder stärker eingehal­
ten werden, erfüllte sich 2021 nicht.

Die OSZE erlebt also eine schwere 
Legitimitätskrise. Die Teilnehmerstaaten 
fassen keine Beschlüsse, geben der Or­
ganisation zu wenig Mittel und kritisie­
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ren die Praktiken und Normen ande­
rer Teilnehmerstaaten. Diese Entwicklun­
gen sind Teil einer allgemeinen Krise 
des Multilateralismus und der Demokra­
tie wie auch der Beziehungen zwischen 
Russland und dem Westen.

All dies wirft die folgenden Fragen 
auf: Wo stimmen die Interessen der Teil­
nehmerstaaten überein und wo weichen 
sie voneinander ab? Kann die OSZE 
noch ihrem umfassenden Mandat nach­
kommen, wenn sich die Interessen stark 
voneinander unterscheiden? Braucht die 
Organisation ein neues Design, und wie 
könnte dieses aussehen? Um diese The­
men geht es in der zweiten Ausgabe von 
OSCE Insights, der Publikationsserie des 
Zentrums für OSZE-Forschung (CORE) 
am Institut für Friedensforschung und Si­
cherheitspolitik an der Universität Ham­
burg (IFSH). Diese Fragen sind für 
Befürworter*innen einer kooperativen 
und umfassenden Sicherheit schmerzhaft, 
müssen aber diskutiert werden.

Themen der Ausgabe 2021

Die Beiträge in OSCE Insights 2021 kön­
nen in drei Gruppen unterteilt werden. 
Die erste untersucht, wie unterschiedli­
che Interessen der Teilnehmerstaaten die 
OSZE behindern. Die Beiträge der zwei­
ten Gruppe beschäftigen sich mit Dilem­
mata und Möglichkeiten, die Organisati­
on neu zu gestalten. Die dritte Gruppe 
macht Vorschläge, wie unter den aktuel­
len Rahmenbedingungen Fortschritte er­
zielt werden können.

Unterschiedliche Interessen und ihre 
Auswirkungen

Die von Frank Evers und Argyro Kart­
sonaki herausgegebene Sammelstudie 
untersucht acht OSZE-Teilnehmerstaa­
ten: Frankreich (Barbara Kunz), Kasachs­
tan (Rustam Burnashev und Irina Cher­
nykh), Nordmazedonien (Ana Krstinovs­
ka), Polen (Łukasz Kulesa), Russland (An­
drei Zagorski), Schweden (Lars-Erik Lun­
din), die Türkei (Giray Sadik) und die 
USA (Daniel Hamilton). Staatliche Inter­
essen sind für die OSZE zentral, da ihre 
Beschlüsse einen Konsens erfordern. Die 
OSZE verfügt über keine Druckmittel, 
um das Einhalten von Verpflichtungen 
zu erzwingen. An den Beschlussfassungs­
organen der OSZE sind allein die Re­
gierungen beteiligt. Die Zivilgesellschaft 
bleibt außen vor.

Die Fallstudien in der Sonderausga­
be zeigen, dass die Teilnehmerstaaten 
den Wert der OSZE unterschiedlich ein­
schätzen und unterschiedliche Dimensio­
nen und Themen wie Konfliktverhütung 
oder Menschenrechte priorisieren. Auch 
interpretieren sie OSZE-Prinzipien unter­
schiedlich: so möchte Russland darüber 
verhandeln, wie sich Bündnisfreiheit mit 
der Unteilbarkeit von Sicherheit verträgt. 
Vor allem hinsichtlich der dritten Di­
mension herrscht Uneinigkeit. Dabei be­
stimmt in erster Linie die Art des politi­
schen Systems die Interessen der Teilneh­
merstaaten. Autokratien stellen liberale 
Normen und die Autonomie von Institu­
tionen wie dem OSZE-Büro für demokra­
tische Institutionen und Menschenrechte 
infrage. Demokratien bestehen auf einer 
Einhaltung der Verpflichtungen. Gleich­

Cornelius Friesendorf
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zeitig haben alle acht untersuchten Teil­
nehmerstaaten ein Interesse daran, die 
OSZE als Plattform für den Dialog zu 
erhalten. Auch dass keiner der Staaten an­
deutet, die Organisation verlassen zu wol­
len, spricht dafür, dass die OSZE weiter 
bestehen wird.

Dennoch steckt die OSZE in einer tie­
fen Krise und dadurch sind ihre Möglich­
keiten begrenzt. Der Beitrag des früheren 
OSZE-Generalsekretärs Thomas Greminger 
zeigt, wie sich die Legitimitätskrise der 
OSZE auf das OSZE-Sekretariat ausge­
wirkt hat. Blockaden und das Mikroma­
nagement verschiedener Teilnehmerstaa­
ten erschwerten die Arbeit der Durch­
führungsorgane und Institutionen der 
OSZE, die ihre zahlreichen Aufgaben 
kaum bewältigen konnten. Zudem blo­
ckierten Teilnehmerstaaten Versuche (et­
wa im Rahmen von Gremingers „Fit 
for Purpose“-Agenda unternommen), die 
Strukturen und das Management der 
OSZE zu reformieren.

Dilemmata der OSZE

Die zweite Gruppe von Beiträgen befasst 
sich mit den Dilemmata der OSZE. An­
gesichts der Legitimitätskrise der OSZE 
schlagen Matthias Dembinski und Hans-
Joachim Spanger zwei Optionen für eine 
Neugestaltung der OSZE vor, basierend 
auf der Institutionentheorie. Die erste 
Option bestünde darin, dass sich die Or­
ganisation auf Bereiche konzentriert, in 
denen zwischen den Teilnehmerstaaten 
ein relativer Konsens herrscht, etwa in 
der Konfliktverhütung. Damit wäre es 
möglich, weiterhin Kompetenzen an die 

Durchführungsorgane der OSZE zu de­
legieren, um die Zusammenarbeit zwi­
schen den Staaten zu verbessern und die 
Umsetzung von Abkommen zu erleich­
tern. Bei dieser Option bleibt jedoch we­
nig Raum für die menschliche Dimensi­
on – was das Ende des umfassenden Si­
cherheitsansatzes bedeuten könnte.

In der zweiten Option würden die 
Teilnehmerstaaten das breite Mandat der 
OSZE beibehalten, aber ihre Kontrolle 
über die Durchführungsorgane und Insti­
tutionen verstärken. Dies käme einer De-
Institutionalisierung der OSZE in ihren 
drei Dimensionen gleich. Sie würde wie­
der zu einer Konferenz werden, wie zu 
Zeiten der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa. Das 
OSZE-Büro für demokratische Institutio­
nen und Menschenrechte verlöre dann 
beispielsweise seine Autonomie oder es 
würde ganz abgeschafft werden.

Die Analyse der Autoren wirft ein gro­
ßes Dilemma auf. Eine in diesem Sinne 
neu gestaltete OSZE könnte vielleicht die 
Blockaden aufbrechen, aber der Preis da­
für wäre ein enger gefasstes Mandat (Op­
tion 1) oder das Ende ihrer Rolle bei der 
Entwicklung und Umsetzung von Nor­
men (Option 2).

Stefan Wolff und Stephanie Liechtenstein 
untersuchen Chinas Projekt „Neue Sei­
denstraße“ und seine Auswirkungen auf 
die OSZE. Sie beschreiben die chinesi­
schen Aktivitäten in Zentralasien, im 
Südkaukasus, in Osteuropa sowie auf 
dem Westbalkan. Chinas Einfluss wächst, 
wenn auch unterschiedlich stark in den 
einzelnen Regionen der OSZE. Die Auto­
ren formulieren Empfehlungen, wie eine 

Einführung in OSCE Insights 2021: Gemeinsamkeiten ausloten
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Zusammenarbeit der OSZE mit China 
aussehen könnte.

Allerdings könnte ein solches Engage­
ment die OSZE überfordern. Der OSZE 
fällt es schon schwer, ihre Kernaufgaben 
zu erfüllen, wie etwa das Implementie­
rungstreffen zur menschlichen Dimensi­
on jährlich durchzuführen. Wenn sie zu­
sätzlich zu Klimawandel, Migration oder 
Afghanistan weitere und komplexe Auf­
gaben wie eine Zusammenarbeit mit Chi­
na übernehmen muss, wäre dies eine 
zusätzliche Belastung für eine ohnehin 
überstrapazierte Organisation.

Fortschritte in einzelnen Bereichen

Mehrere Beiträge für OSCE Insights 2021 
zeigen, dass ein Fortschritt in bestimm­
ten Bereichen der OSZE auch ohne eine 
Reform der Organisation möglich wäre. 
Fred Tanner vergleicht die beiden größten 
zivilen OSZE-Missionen miteinander: die 
Sonderbeobachtermission in der Ukrai­
ne und die Kosovo-Verifikationsmission. 
Aus beiden lassen sich Erkenntnisse für 
zukünftige Missionen in fragilen Regio­
nen ableiten, etwa für eine mögliche 
Mission in Bergkarabach. Tanner kommt 
zu dem Schluss, dass robuste militäri­
sche OSZE-Missionen nicht durchführ­
bar sind.

Nino Kemoklidze untersucht das Kon­
fliktmanagement der OSZE in Georgien. 
Nach dem Krieg zwischen Russland und 
Georgien im Jahr 2008 bewirkte Russ­
land das Ende der OSZE-Feldoperation 
in Georgien. In den darauffolgenden Ver­
handlungen, Vermittlungen und Forma­
ten zur Konfliktverhütung konnte die 

Pattsituation in Abchasien und Südosse­
tien nicht überwunden werden. Trotz 
dieser Rückschläge und auch ohne eine 
Feldoperation kann die OSZE laut Ke­
moklidze zur Konfliktbewältigung beitra­
gen.

Gaetano Pentassuglia untersucht die 
Rolle des Hohen Kommissars der OSZE 
für nationale Minderheiten und konzen­
triert sich dabei auf die politische Par­
tizipation von Minderheiten. Er zeigt, 
dass die internationalen Normen in die­
sem Bereich weiter konkretisiert wer­
den müssten, insbesondere bezüglich der 
Lund-Empfehlungen der OSZE. Bei der 
Partizipation von Minderheiten geht es 
immer um die Frage, wie eine Balance 
zwischen Integration und Separation ge­
funden werden kann. Dies verdeutlicht 
Pentassuglia am Beispiel von politischen 
Parteien, beratenden Gremien und der 
Selbstverwaltung von Minderheiten.

Dmitri Makarov beschäftigt sich eben­
falls mit dem Schutz von Rechten. Die 
Menschenrechte spielen eine wichtige 
Rolle in der Geschichte der OSZE. Vor 
allem autoritäre Staaten üben Druck auf 
Menschenrechtsgruppen aus. Kann eine 
neue „Helsinki von unten“-Bewegung 
entstehen? Makarov erläutert, dass Ent­
wicklungen wie die Umwandlung von 
Menschenrechtsgruppen in professionel­
le Nichtregierungsorganisationen proble­
matisch sind. Anhand von Beispielen für 
erfolgreiche Bürger-Mobilisierung emp­
fiehlt er vor allem eine stärkere transna­
tionale Zusammenarbeit von Menschen­
rechtsgruppen.

David Galbreath, André Härtel und Ste­
fan Wolff analysieren die Zusammenar­
beit zwischen der OSZE und der EU. 

Cornelius Friesendorf
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Die EU verfügt über Möglichkeiten, die 
OSZE zu stärken – wovon auch die EU 
selbst profitieren könnte. Tatsächlich ar­
beiten die beiden Organisationen aller­
dings eher nebeneinander her. Die Au­
toren sehen die Gefahr, dass die Stärke 
der EU zulasten der OSZE gehen könnte. 
Sie schlagen daher vor, dass die EU die 
OSZE a) als eine eigenständige Instituti­
on mit besonderen Fähigkeiten betrach­
tet, sie b) als Forum für einen Dialog 
mit Nicht-EU-Staaten nutzen sollte und 
c) eine Dopplung von Aktivitäten vermei­
den sollte, da dies die OSZE ebenfalls 
weiter schwächen könnte.

Strategien im Umgang mit der 
Legitimitätskrise der OSZE

Die Aufsätze von OSCE Insights 2021 tra­
gen zu Diskussionen im Vorfeld des 50. 
Jahrestags der Schlussakte von Helsinki 
im Jahr 2025 bei. Sie zeigen, dass die de­
mokratischen Teilnehmerstaaten im Um­
gang mit der Legitimitätskrise der OSZE 
drei Strategien verfolgen können: auf der 
Einhaltung der Normen beharren, eine 
Strukturreform der OSZE unterstützen 
oder weiter improvisieren. Alle drei Stra­
tegien haben ihre Nachteile.

Mit der ersten Strategie würden die 
Teilnehmerstaaten weiterhin darauf be­
stehen, dass die OSZE-Verpflichtungen 
eingehalten werden. So könnten sie – wie 
2021 in vielen Fällen auch geschehen – 
mit starken Worten Druck auf autoritäre 
Teilnehmerstaaten ausüben, damit diese 
ihr Verhalten ändern. Bisher hat eine sol­
che Rhetorik aber nichts gebracht, son­
dern nur die Spannungen zwischen auto­

ritären und demokratischen Teilnehmer­
staaten verstärkt.

Die zweite Strategie würde bedeuten, 
dass die OSZE neu organisiert wird. 
Matthias Dembinski und Hans-Joachim 
Spanger befassen sich in ihrem Beitrag 
mit dieser Frage. Die OSZE könnte bei­
spielsweise verkleinert werden und sich 
auf Bereiche konzentrieren, die von ge­
meinsamem Interesse sind (etwa Kon­
fliktverhütung oder die Bekämpfung von 
Terrorismus). Der Wegfall von Institutio­
nen wie des Büros für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte wäre 
jedoch ein hoher Preis, nämlich die 
Aufgabe des Konzepts von umfassender 
Sicherheit. Die demokratischen Teilneh­
merstaaten könnten eine so radikale Ver­
änderung weder im eigenen Land recht­
fertigen noch wäre sie wünschenswert.

Improvisation wäre eine dritte Strate­
gie. In diesem Falle blieben die Struk­
turen der Organisation unangetastet. 
Die Teilnehmerstaaten könnten Bereiche 
von gemeinsamem Interesse identifizie-
ren und dort die Zusammenarbeit inten­
sivieren. Konfrontation bei kontroversen 
Themen ließe sich dadurch vermeiden. 
Eine solche Strategie trägt der aktuellen 
Kluft zwischen Demokratien und Auto­
kratien Rechnung. Zugleich bleibt aber 
die Möglichkeit bestehen, in der Zukunft 
auch auf anderen Gebieten zusammenzu­
arbeiten.

Dieser dritte Ansatz hat zwar Vorteile, 
ist aber kein Allheilmittel. Er stößt an 
seine Grenzen, wenn die Logik der Eska­
lation dazu geführt hat, dass sich Russ­
land und die Ukraine – möglicherweise 
unter Beteiligung der NATO – am Rand 
eines Krieges befinden. Die Organisation 
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ist zudem in Bedrängnis, wenn das Sekre­
tariat, die Feldoperationen und die Insti­
tutionen nicht mehr richtig arbeiten kön­
nen, weil es keinen Haushaltsbeschluss 
gibt. Die Vertreter*innen des pragmati­
schen Ansatzes könnten anführen, dass 
wir einfach abwarten müssen, bis die 
Teilnehmerstaaten die OSZE-Strukturen 
und -Institutionen wieder unterstützen. 
Diese Hoffnung trügt aber. Denn dafür 
müssten sich die autoritären Staaten, die 
die Arbeit der OSZE genauer kontrollie­
ren wollen, demokratisieren. Und das 
wird in absehbarer Zeit nicht passieren.

Auch besteht das Risiko, dass prag­
matische Improvisation OSZE-Verpflich-
tungen aufweicht. Beispielsweise haben 
die westlichen Staaten und Russland 
ein gemeinsames Interesse an der Be­
kämpfung des Terrorismus. Terrorismus­
bekämpfung gemeinsam mit autoritä­
ren Staaten kann aber auf Kosten der 
menschlichen Dimension gehen. Die 
Hoffnung, dass sich eine pragmatische 
Zusammenarbeit durchsetzen wird, über­
sieht zudem, dass innenpolitische Bedin­
gungen oft schwerer wiegen als Bemü­
hungen um einen internationalen Kon­
sens. So ist die Annahme in liberalen De­
mokratien weit verbreitet, dass die eige­
nen liberalen Normen exportiert werden 
können.

Die Beiträge in OSCE Insights 2021 
können die Dilemmata nicht lösen, die 
in diesen drei Strategien enthalten sind. 
Sie liefern aber Hinweise darauf, welche 
Praktiken funktionieren – und welche 
nicht. Viele Praktiken und zugrunde lie­
gende Annahmen müssen auf den Prüf­
stand, etwa dass eine aggressive Rheto­
rik das Verhalten anderer Staaten ändern 

kann. Diese Fragen zu diskutieren wird 
weiterhin das Ziel von OSCE Insights 
sein.
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daran beteiligt und täglich tauchten Fra­
gen zu Inhalt, Stil, Publikum, Marketing, 
IT oder Budgetplanung auf. Dafür danke 
ich Frank Evers, Ursula Froese, André 
Härtel, Argyro Kartsonaki (die im Okto­
ber 2021 als OSCE Insights-Redakteurin 
und Wissenschaftliche Mitarbeiterin zu 
CORE gekommen ist), Alona Shestopalo­
va und Caroline Taylor.

Dieser Band wäre nicht möglich gewe­
sen ohne das Engagement unserer Lek­
tor*innen, Übersetzer*innen und Korrek­
turleser*innen in den drei Sprachen von 
OSCE Insights. Dazu gehören Corina Alt, 
Carolyn Benson, Roman Dobrokhotov, 

Cornelius Friesendorf
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Christopher Findlay, Christian Flury, Ele­
na Harleman, Stephanie Liechtenstein, 
Sergei Rastoltsev, Olena Sivuda, Michael 
Weh und Mechthild Yvon. Auch Stefan 
Wolff, Andrei Zagorski und Wolfgang 
Zellner haben zu dieser Ausgabe von 
OSCE Insights beigetragen.

Die Zusammenarbeit mit unseren 
Partnern bei Nomos – Eva Lang und 
Carsten Rehbein – war produktiv und 
angenehm. Für die finanzielle Unterstüt­
zung von OSCE Insights dankt CORE 
dem Auswärtigen Amt.

CORE freut sich, Ihnen, liebe Leserin 
und lieber Leser, diese Beiträge vorstellen 
zu können. Falls Sie Kommentare oder 
Vorschläge für zukünftige OSCE Insights-
Beiträge haben: jederzeit gerne!

Einführung in OSCE Insights 2021: Gemeinsamkeiten ausloten
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Für eine effektivere OSZE:
Praktische Empfehlungen eines ehemaligen Generalsekretärs

Thomas Greminger*

Zusammenfassung

Dieser Beitrag enthält Empfehlungen des Autors zur Stärkung der Effektivität der OSZE. Diese 
Empfehlungen basieren auf der Reformagenda Fit for Purpose, die er in seiner Amtszeit als Ge­
neralsekretär der OSZE (2017–2020) verfolgte. Die OSZE ist reformfähig, doch bedarf es dazu 
eines stärkeren politischen Engagements. Das Sekretariat sollte den notwendigen Spielraum 
bekommen, damit Managementabläufe und -strukturen verbessert werden können. Darüber 
hinaus empfiehlt der Autor eine Straffung der Haushaltsplanung; eine zeitgerechte Bereitstel­
lung des Haushalts und eine angemessene Mittelzuteilung für die Durchführungsorgane; die 
Stärkung der strategischen Planungskapazitäten im Sekretariat; eine bessere Abstimmung zwi­
schen den Durchführungsorganen; und bessere Abläufe in der Programmarbeit.

Schlagworte
OSZE, Sekretariat, Management, Haushaltsplanung, strategische Planung

Bitte zitieren als: Thomas Greminger, Für eine effektivere OSZE: Praktische Empfehlungen 
eines ehemaligen Generalsekretärs, OSCE Insights 1/2021 (Baden-Baden: Nomos, 2022), un­
ter: https://doi.org/10.5771/9783748911449-01

Einleitung

Die OSZE ist in einem herausfordern­
den politischen Umfeld tätig: Multilate­
ralen Institutionen und Mechanismen 
traut man kaum mehr zu, Lösungen 
für globale Probleme zu finden, unilate­
rale und transaktionale Ansätze beherr­
schen die Bühne. Die Polarisierung zwi­
schen den wichtigsten staatlichen Akteu­
ren im euroatlantischen und eurasischen 
Sicherheitsraum nimmt zu, Konflikte im 
OSZE-Raum werden wieder gewaltsam 
ausgetragen, Rüstungskontrollregime lö­
sen sich auf, und das Risiko militärischer 

Zwischenfälle nimmt zu. Zugleich sind 
wir mit einer Vielzahl transnationaler 

* Thomas Greminger
Eidgenössisches Departement für auswärtige 
Angelegenheiten
E-Mail: thomas.greminger@eda.admin.ch
Anmerkung: Der Autor äußert sich hier 
in seiner persönlichen Eigenschaft. Seine 
in diesem Text geäußerten Ansichten sind 
nicht als offizielle Haltung der Schweiz bzw. 
des Schweizer Außenministeriums (Eidge­
nössisches Departement für auswärtige An­
gelegenheiten, EDA) zu verstehen. Es han­
delt sich nicht um eine Publikation des 
EDA.
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Bedrohungen konfrontiert, denen nur 
durch grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit beizukommen ist. Dazu zählen 
Terrorismus und gewalttätiger Extremis­
mus, staatliche und nichtstaatliche Cyber­
bedrohungen, illegaler Handel mit Men­
schen, Waffen, Kulturgütern und Dro­
gen sowie die Herausforderungen durch 
die illegale Migration. In jüngerer Zeit 
sind zusätzlich die sicherheitspolitischen 
Auswirkungen des Klimawandels und 
des technischen Fortschritts (insbesonde­
re die Entwicklungen bei der künstlichen 
Intelligenz) drängender geworden. Wir 
stehen also vor einem Paradoxon: Gerade 
jetzt, da Kooperation und echter Dialog 
nötiger wären denn je, wird die multi­
laterale Zusammenarbeit infrage gestellt 
und dem Dialog immer weniger Raum 
gegeben. Das macht sich auch in der 
OSZE bemerkbar.

Wenn die Sicherheitsrisiken der heuti­
gen Zeit multilaterale Zusammenarbeit 
erfordern, wie können wir dann die 
OSZE als Forum für inklusiven Dialog 
und Plattform zur Förderung einer wir­
kungsvollen Sicherheitszusammenarbeit 
stärken? Mit welchen Zwängen ist die Or­
ganisation konfrontiert und wie können 
wir mit diesen umgehen? Diese Fragen 
haben mich 2017 beim Antritt meines 
Amtes als Generalsekretär der OSZE am 
meisten umgetrieben. Gemeinsam mit 
meinen Direktoren und Direktorinnen 
und der neu geschaffenen Abteilung Stra­
tegic Policy Support haben wir die Agen­
da Fit for Purpose entwickelt, die ich den 
Teilnehmerstaaten im Februar 2018 prä­
sentierte.1 Die Bilanz nach drei Jahren ist 
durchwachsen. Eine Analyse der Ergeb­
nisse der Agenda zeigt: Es wurden zahl­

reiche Änderungen umgesetzt, um die 
Effizienz und Effektivität der OSZE zu 
erhöhen. Die gute Nachricht lautet also, 
dass auch in Zukunft Reformen möglich 
sind. Gleichzeitig wurden jedoch wesent­
liche Reformen bereits in ihren Anfängen 
behindert oder sind noch nicht zu En­
de gebracht. Diese Reformbemühungen 
müssen weitergehen, damit die OSZE in 
der Lage bleibt, auf Sicherheitsanforde­
rungen effektiv zu reagieren und ihre be­
grenzten Ressourcen effizient zu nutzen.

Schwerpunkt dieses Beitrags für OSCE 
Insights sind vier Themen, die auch Ge­
genstand der Agenda Fit for Purpose wa­
ren:2

• Verbesserung der Managementabläufe 
im Sekretariat

• Sicherstellung ausreichender Ressour­
cen für die OSZE

• Förderung der OSZE als inklusives 
Dialogforum

• Verbesserung der Zusammenarbeit 
im Rahmen von Programmen

Ich möchte zunächst bilanzieren, was wir 
bisher erreicht, und wo und warum wir 
die gesteckten Ziele verfehlt haben. Au­
ßerdem möchte ich Empfehlungen an 
die Teilnehmerstaaten und das Sekretari­
at formulieren.

Erfolge und Misserfolge der Agenda Fit 
for Purpose

Verbesserung der Managementabläufe

Das OSZE-Sekretariat ist seit seiner Schaf­
fung vor mehr als zwei Jahrzehnten orga­
nisch gewachsen. Seine Managementab­

Thomas Greminger
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läufe wurden laufend aus der Situation 
heraus an die neuen Herausforderungen, 
das wachsende Arbeitspensum, die sich 
ändernden Prioritäten der Teilnehmer­
staaten und immer knappere Budgets an­
gepasst. Zudem haben die neuen Techno­
logien und modernen Arbeitsmethoden 
die Arbeitsbedingungen verändert. Diese 
Entwicklungen erforderten eine systema­
tische Überprüfung der wichtigsten Ma­
nagementabläufe im Sekretariat, um de­
ren Effektivität und Effizienz zu erhöhen. 
Deshalb habe ich im April 2018 einen 
Secretariat Management Review veranlasst, 
der alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
im Sekretariat einbezog und von einem 
internationalen Beratungsunternehmen 
begleitet wurde. Insgesamt wurden acht­
zig Verbesserungen angegangen. Bis Juli 
2020 wurden achtundsechzig von ihnen 
umgesetzt, fünf aufgegeben und sieben 
in separaten Prozessen weiterverfolgt. Zu 
den umgesetzten Änderungen gehören:
• mehr Kostentransparenz durch Ver­

besserung der Kontroll- und Bericht­
erstattungsinstrumente

• Einführung eines neuen Manage­
menttools für Dienstreisen zur Re­
duzierung des Verwaltungsaufwands 
und der Kosten

• ein neues Online-Registrierungstool 
und neue Leitlinien für das Konfe­
renzmanagement

• Reduzierung des Verwaltungsauf­
wands bei der Beschaffung

• eine neue elektronische Plattform für 
die Personalrekrutierung

• eine Online-Einweisung für neue 
OSZE-Bedienstete und das gesamte 
Personal

• Überarbeitung des Genehmigungsver­
fahrens für außerbudgetäre Projekte 
im Sinne einer Unterscheidung zwi­
schen Niedrig- und Hochrisikoprojek­
ten und eines beschleunigten Verfah­
rens

Weitere Bereiche, in denen Abläufe ver­
bessert wurden, sind die Logistik, die Ge­
bäudeverwaltung, die interne Koordinati­
on, die Kommunikation und die Digitali­
sierung der Personalverwaltung und -be­
zahlung. Viele dieser Änderungen liefen 
nach ein und demselben Muster ab: Ein­
führung digitaler Technologien zur Stei­
gerung der Servicequalität bei gleichzeiti­
ger Kostensenkung. Obwohl der Manage­
ment Review ursprünglich nicht auf eine 
Kostensenkung abzielte, sondern auf eine 
nutzensteigernde Umschichtung der Res­
sourcen, wurden allein für das Jahr 2019 
Einsparungen in Höhe von etwa 
300.000 € realisiert. Weitere umsetzungs­
reife Initiativen sind die Schaffung ge­
meinsamer Dienstleistungszentren in Be­
reichen wie IT-Support und Personalver­
waltung sowie eine Strategie zur Mobili­
sierung von Ressourcen über außerbud­
getäre Beiträge staatlicher und nichtstaat­
licher Akteure sowie über Sachspenden.

Der Management Review im Sekreta­
riat galt zwar in erster Linie den Ab­
läufen, nahm aber auch die Organisati­
onsstrukturen in den Blick. Erste schnel­
le Erfolge waren die Zusammenlegung 
der Abteilung Archivverwaltung mit dem 
Dokumentationszentrum der OSZE in 
Prag und die Zusammenfassung der in­
formations- und kommunikationstechno­
logischen Funktionen zu einer eigenen 
Abteilung in der Hauptabteilung Verwal­

Für eine effektivere OSZE: Praktische Empfehlungen eines ehemaligen Generalsekretärs
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tung und Finanzen. Andere Änderungen 
hingegen, wie die direkte Unterstellung 
des Koordinators/der Koordinatorin für 
Ethikfragen sowie des Programms „Gen­
derfragen“ unter den Generalsekretär/die 
Generalsekretärin, stießen bei den Teil­
nehmerstaaten auf Widerstand und konn­
ten nicht umgesetzt werden. Solche or­
ganisatorischen Veränderungen schlagen 
sich auch im Dienstpostenplan nieder, 
der Teil des Gesamthaushaltsplans ist, 
und erfordern daher Konsens. Derselben 
Schwierigkeit sah ich mich gegenüber, als 
ich das Amt eines stellvertretenden Lei­
ters/einer stellvertretenden Leiterin des 
Sekretariats schaffen wollte. Da die OSZE 
diese hauptamtliche Funktion nicht fi-
nanzieren will, obliegt diese Aufgabe for­
mal dem bereits vielbeschäftigten Direk­
tor/der bereits vielbeschäftigten Direkto­
rin des Konfliktverhütungszentrums. Da­
her ernannte ich den Direktor des Bü­
ros des Generalsekretärs zum zweiten 
stellvertretenden Leiter des Sekretariats. 
Die Aufgabenteilung war klar: Der Di­
rektor des Konfliktverhütungszentrums 
übernahm die Stellvertretung bei exter­
nen, den Konfliktzyklus betreffenden 
Aufgaben, während der Direktor des Bü­
ros des Generalsekretärs für interne, das 
Management betreffende Fragen zustän­
dig war. Diese Praxis bewährte sich und 
wurde von den Teilnehmerstaaten nie­
mals infrage gestellt. Doch als ich sie 
im Dienstpostenplan durch eine entspre­
chende Änderung verankern wollte, star­
tete ein Delegationsleiter eine erfolgrei­
che Kampagne dagegen und blockierte 
den Beschluss mit dem Argument, die 
Änderung sei mit den Teilnehmerstaaten 

nicht ordnungsgemäß besprochen wor­
den.

Ich informierte die Delegationsleiter 
und Delegationsleiterinnen ausführlich 
über den Management Review im Sekre­
tariat und hielt sie im Rahmen der Sec­
retary General’s Hour und meiner Klein­
gruppentreffen mit Botschafterinnen und 
Botschaftern auf dem Laufenden. Die Ini­
tiative stieß bei den Teilnehmerstaaten 
zunächst auf Unterstützung, ja sogar Be­
geisterung, doch mit der Zeit erlahmte 
das Interesse an diesen Managementfra­
gen. Die erzielten Effizienz- und Effektivi-
tätsgewinne wurden in den Erörterungen 
des Beratenden Ausschusses für Verwal­
tung und Finanzen kaum gewürdigt. Zu­
gleich blockierten einige Staaten wohl­
begründete organisatorische Änderungen 
der Haushaltsplanung und engten damit 
den Handlungsspielraum des Generalse­
kretärs sogar in Managementfragen ein. 
Die Teilnehmerstaaten täten gut daran, 
der Generalsekretärin/dem Generalsekre­
tär einen gewissen Handlungsspielraum 
zuzugestehen und Mikromanagement zu 
vermeiden. Stattdessen sollten sie sich 
auf die politischen Mechanismen für 
Konsensfindung und gemeinsames Han­
deln auf der Grundlage gemeinsamer 
Verpflichtungen konzentrieren.

Die Tendenz der Teilnehmerstaaten, 
das Sekretariat zu gängeln, steht in schar­
fem Widerspruch zur Aussage, Kern des 
Mandats des Generalsekretärs/der Gene­
ralsekretärin sei eindeutig die Verantwor­
tung und Zuständigkeit für das Manage­
ment. Paradoxerweise haben genau die­
jenigen Staaten, die argumentieren, der 
Generalsekretär/die Generalsekretärin sei 
„nur“ Chief Administrative Officer, ihn 
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diese Funktion nicht ungehindert aus­
üben lassen. Ich konnte beobachten, dass 
eine deutliche Mehrheit der OSZE-Teil­
nehmerstaaten einen aktiven Generalse­
kretär/eine aktive Generalsekretärin mit 
diplomatischem Profil bevorzugt – wo­
für das Mandat durchaus Raum bietet. 
In der Praxis lassen zwei Bereiche einen 
beträchtlichen Interpretationsspielraum 
zu: Der eine betrifft die politische und 
diplomatische Rolle der Generalsekretä­
rin/des Generalsekretärs, der andere die 
Koordinierungsfunktion, die dem Gene­
ralsekretär/der Generalsekretärin als Chief 
Administrative Officer zukommt. Während 
die einschlägigen Ministerratsbeschlüsse 
den groben Rahmen für die politischen 
Aufgaben des Generalsekretärs/der Ge­
neralsekretärin abstecken3, sind es letzt­
lich die jeweiligen Amtierenden Vorsit­
zenden, die den eigentlichen politischen 
Spielraum definieren, in dem dieser/die­
se tätig werden kann. Ich habe als Gene­
ralsekretär die Erfahrung gemacht, dass 
jeder Vorsitz unterschiedliche Erwartun­
gen an den Generalsekretär/die General­
sekretärin hat, denen dieser/diese gerecht 
werden muss. Seine/ihre Koordinierungs­
funktion betrifft sowohl die programm­
bezogene Zusammenarbeit der Durch­
führungsorgane als auch das Krisenma­
nagement – wie in Zeiten der COVID‑19-
Pandemie. Das Sekretariat muss effizient 
koordinieren, damit zwei vorrangige Zie­
le –Fürsorgepflicht und Kontinuität des 
laufenden Betriebs – organisationsweit 
umgesetzt werden. Und da komplexe Si­
cherheitsbedrohungen zunehmend inter­
disziplinäre Reaktionen erfordern, muss 
auch die OSZE ihre Programmarbeit stär­
ker koordinieren.

Sicherstellung ausreichender 
Ressourcen

In ihren politischen Erklärungen unter­
streichen die Teilnehmerstaaten stets 
die Bedeutung der OSZE als Dialogfo­
rum und Vermittlerin bei der Bewälti­
gung und Beilegung von Konflikten, 
die bei der Auseinandersetzung mit Si­
cherheitsbedrohungen und der Umset­
zung der OSZE-Verpflichtungen Unter­
stützung bereitstellt. Das bedeutet jedoch 
nicht automatisch, dass die Organisation 
auch die entsprechenden Ressourcen er­
hält. Hier spielt eine ganze Reihe anderer 
Fragen mit herein. Ich werde im Folgen­
den auf die Haushaltsplanung, das Volu­
men des Gesamthaushalts, den Zeitplan 
für seine Verabschiedung und die Bei­
tragsschlüssel eingehen. Die außerbudge­
tären Ressourcen lasse ich hier beiseite, 
trotz ihrer wichtigen Rolle, die sie für die 
Ausstattung der OSZE mit zusätzlichen 
Mitteln spielen könnten. Die bereits er­
wähnte Strategie zur Mobilisierung von 
Ressourcen wird auch Verfahren und Re­
geln umfassen müssen, die eine strate­
gischere Nutzung der derzeitigen außer­
budgetären Beiträge und die Erschlie­
ßung neuer Finanzierungsquellen ermög­
lichen, etwa von Hilfsorganisationen, in­
ternationalen Finanzinstituten oder aus 
der Privatwirtschaft.

Grundsätzlich sind sich Teilnehmer­
staaten einig, dass die Haushaltsplanung 
reformiert werden muss. Der derzeitige 
Prozess ist komplex, schwerfällig und 
langwierig. Er lädt die Staaten gerade­
zu ein, die finanziellen Angelegenheiten 
des Sekretariats und anderer Durchfüh­
rungsorgane bis ins Kleinste zu regeln 
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und oftmals (engstirnige) politische und 
persönliche Agenden mit übergeordne­
ten operativen Fragen zu verknüpfen. 
Ein längerfristiger Haushaltszyklus wür­
de ein strategischeres Herangehen an die 
Planung und eine bessere Abstimmung 
der Ressourcen auf die politischen und 
mandatsbezogenen Aktivitäten ermögli­
chen. 2018 legte das Sekretariat den Teil­
nehmerstaaten einen Vorschlag zur Re­
form des Haushalts vor, der zwei Haupt­
punkte enthielt: die Ausweitung des Pro­
grammrahmens von einem auf vier Jah­
re und die Einführung eines Zweijahres­
haushalts. Die Zuweisung der finanziel-
len Mittel im Einzelnen sollte weiterhin 
der alljährlichen Genehmigung durch 
die Staaten unterliegen. Der Vorschlag 
wurde positiv aufgenommen. Sogar eine 
wichtige Delegation äußerte – nach in­
tensiver Vorarbeit, auch in ihrer Haupt­
stadt – zwar grundsätzlich keinen Wider­
spruch, knüpfte ihre Zustimmung aller­
dings an zwei wesentliche Bedingungen: 
Das Reformvorhaben müsse als Pilotpro­
jekt präsentiert und der Programmrah­
men auf zwei Jahre begrenzt werden, da 
man nicht genügend Vertrauen in die 
Institutionen habe, um einem Vierjahres­
plan zuzustimmen.

Der italienische Vorsitz war bereits im 
Begriff, den Reformvorschlag dem Stän­
digen Rat vor der Sommerpause 2018 zur 
Verabschiedung vorzulegen, als ein neues 
Hindernis auftauchte, das diesen und an­
dere vom Sekretariat vorgeschlagene Be­
schlüsse fast ein Dreivierteljahr lang blo­
ckieren sollte. Das Hindernis resultierte 
aus einer Frage, die nicht das Geringste 
mit der Haushaltsreform zu tun hatte: je­
ner des sogenannten Disclaimers. Da diese 

Angelegenheit typisch für die Funktions­
weise der OSZE ist, möchte ich genauer 
darauf eingehen.

Im Juni 2018 erhielten alle Dokumen­
te, die über die offizielle Dokumenten­
verteilung an die Teilnehmerstaaten gin­
gen, einen Vermerk, der klarstellte, dass 
das Sekretariat nicht für den Inhalt der 
Dokumente verantwortlich sei. Dies ver­
ärgerte einen einzelnen Teilnehmerstaat, 
der darin ein Manöver eines anderen 
Staates gegen sich vermutete. Es hatten 
sich nämlich mehrere Teilnehmerstaaten 
regelmäßig beim Vorsitz und dem Se­
kretariat darüber beschwert, dass das 
System der Dokumentenverteilung miss­
braucht worden sei, um Informationen 
nicht anerkannter De-facto-Entitäten wei­
terzugeben. Obwohl dieser Disclaimer auf 
einen Beschluss des Ständigen Rates zu­
rückging und unterschiedslos auf sämtli­
chen Dokumenten stand, beharrte der 
betreffende Teilnehmerstaat darauf, darin 
einen unfreundlichen Akt zu sehen. Un­
zählige Gespräche mit Vertretern und 
Vertreterinnen auf allen Ebenen – vom 
Botschafter bis zur Außenministerin – 
konnten ihn nicht dazu bewegen, seinen 
Widerstand aufzugeben. Erst im ersten 
Quartal 2019 fand die Frage dank der 
Intervention des Amtierenden Vorsitzen­
den, des slowakischen Außenministers 
Miroslav Lajčák, eine Lösung. Wichtige 
Prozesse konnten dadurch fortgeführt 
werden, doch in die Haushaltsreform 
selbst wollte kein Schwung mehr kom­
men. Eine abgespeckte Haushaltsdoku­
mentation und eine benutzerfreundliche­
re Gestaltung des Performance-Based Pro­
gramme Report waren alles, was vom ers­
ten Versuch einer Haushaltsreform blieb.
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Ein zweiter Anlauf war für 2020 ge­
plant, doch auch hier öffnete sich erst 
spät ein Zeitfenster, weil der reguläre 
Haushalt erst im Mai genehmigt wur­
de. Dazu kam die Coronakrise, die 
die Gespräche mit den Teilnehmerstaa­
ten erschwerte. Trotz dieser Widrigkei­
ten wurde der Dialog über einen Zwei­
jahreshaushalt und einen mehrjährigen 
Programmrahmen wiederaufgenommen. 
Die Idee eines längerfristigen Investiti­
onsplans schien an Boden zu gewinnen, 
doch die nachfolgende Führungskrise im 
Juli 2020 versetzte dem Reformwillen er­
neut einen Dämpfer.

Die Beitragsschlüssel, die festlegen, 
wie viel jeder der 57 OSZE-Teilnehmer­
staaten jährlich in den regulären OSZE-
Haushalt einzahlt, stehen schon seit Jah­
ren zur Reform an. Der Schlüssel zur 
Errechnung der Beiträge der einzelnen 
Staaten ist kompliziert und nicht mehr 
zeitgemäß. Verschiedene Versuche, die 
Beitragsschlüssel zu modernisieren und 
an das aktuelle finanzielle Kräfteverhält-
nis der Teilnehmerstaaten anzupassen, 
sind gescheitert. Insbesondere ein Teil­
nehmerstaat knüpfte seine Zustimmung 
zum Haushaltsplan zunehmend an eine 
Revision des Beitragsschlüssels, was die 
Vorsitze dazu zwang, sich an die schwie­
rige Aufgabe zu machen, den Schlüssel 
zu ändern. Es geht dabei um keine gro­
ßen Beträge, doch sind die Erörterungen 
darüber inzwischen auf eine politische 
Ebene gezogen worden und lassen jeden 
Pragmatismus vermissen. Jeder Vorsitz 
steht damit vor einer unlösbaren Aufga­
be, solange wichtige Akteure nicht be­
reit sind, die Höhe ihrer Beitragszahlun­
gen anzupassen. Es ist daher nicht in 

Ordnung, die Genehmigung des Gesamt­
haushaltsplans von der Revision der Bei­
tragssätze abhängig zu machen. Das heißt 
mitnichten, dass diese nicht überarbeitet 
werden sollten – ganz im Gegenteil. Das 
Problem lässt sich jedoch auf rein tech­
nischer Ebene nicht lösen, wie die Be­
mühungen der Slowakei während ihres 
OSZE-Vorsitzes 2019 gezeigt haben. Für 
eine Lösung wäre es notwendig, dass sich 
der Vorsitz mit Nachdruck politisch ins 
Zeug legt und die wichtigsten Akteure 
bereit sind, sich zu bewegen. Zugleich 
sind die technischen Details, so winzig 
sie auch sein mögen, wichtig und für 
hochrangige Diplomat*innen und Regie­
rungsvertreter*innen in den Hauptstäd­
ten, die nur gelegentlich mit solchen Fra­
gen zu tun haben, schwer nachzuvollzie­
hen. Vielleicht müsste sich ein ehemali­
ger Finanzminister oder eine ehemalige 
Finanzministerin dieser Frage widmen.

Unbeirrt von den Beeinträchtigungen 
durch das Coronavirus setzten die Teil­
nehmerstaaten 2020 die langwierige und 
kurzsichtige Diskussion über die Geneh­
migung des Gesamthaushaltsplans für 
2020 fort, dessen Verabschiedung bereits 
zu Weihnachten 2019 fällig gewesen wä­
re. Trotz der geschickten Führung des 
Prozesses durch den Vorsitz bekam die 
OSZE ihren Haushalt erst Ende Mai, al­
so mit fünfmonatiger Verspätung. Leider 
ist die verspätete Genehmigung des Haus­
halts in der OSZE nicht mehr die Aus­
nahme, sondern die Regel. Diese Geneh­
migungsprozesse sind eine schwere Belas­
tung für jeden Vorsitz und ziehen bei 
den Teilnehmerstaaten Zeit, Energie und 
Aufmerksamkeit von der Beschäftigung 
mit substanzielleren Fragen ab. Für die 
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Erörterung von Reformen bleibt weniger 
Zeit, und die reibungslose Arbeit der Or­
ganisation wird massiv erschwert. Solan­
ge es keinen genehmigten Gesamthaus­
halt gibt, muss der Betrieb durch viertel­
jährliche (und später monatliche) Zutei­
lungen auf Grundlage des Vorjahreshaus­
halts finanziert werden. Noch schwerer 
wiegt, dass in dieser Zeit auch keine neu­
en Programmaktivitäten begonnen wer­
den dürfen. Die rechtzeitige Verabschie­
dung des Haushalts ist daher entschei­
dend für das wirksame Funktionieren 
der OSZE; die Teilnehmerstaaten sollten 
das als strategisches Anliegen betrachten. 
Regelmäßige verzweifelte Aufrufe Amtie­
render Vorsitzender reichen nicht aus, es 
braucht einen Mechanismus, der die Staa­
ten dazu verpflichtet, den Gesamthaus­
haltsplan zeitgerecht zu verabschieden.

Die langwierigen Diskussionen über 
den Gesamthaushaltsplan 2020 führten 
nicht zu einer Erhöhung der Mittel. Das 
Ergebnis war – das neunte Jahr in Folge – 
ein nominales Nullwachstum. Die OSZE 
verliert damit erneut etwa zwei Prozent 
ihrer realen Kaufkraft. Gewiss: Jede Or­
ganisation kann sich auch unter Sparauf­
lagen eine Zeitlang über Wasser halten, 
doch es gibt Grenzen, wie lange man 
mit weniger mehr erreichen kann. Diese 
Grenzen wurden bei den Durchführungs­
organen der OSZE nach Jahren des nomi­
nalen Nullwachstums bei gleichzeitiger 
Zunahme ihrer Aufgaben – man denke 
an die Dienstleistungen für die Sonderbe­
obachtermission in der Ukraine (SMM) – 
eindeutig überschritten.

Einige Staaten argumentierten, dass 
der Beitrag, den sie an die OSZE zah­
len, seit 2014 eigentlich gestiegen sei, da 

die SMM über einen eigenen Haushalt 
verfügt, der fast so groß ist wie der Ge­
samthaushalt. Das ist richtig, doch wird 
dabei vergessen, dass die Entsendung 
der SMM auch das Arbeitspensum des 
Sekretariats erheblich erhöht hat, ohne 
dass dessen Haushalt entsprechend mitge­
wachsen wäre. Dank der Effizienzgewin-
ne durch den Management Review im 
Sekretariat und der häufigeren Verrech­
nung von Dienstleistungen an andere 
Durchführungsorgane konnte vermieden 
werden, dass es bei der Mandatserfüllung 
zu größeren Defiziten kam. Es ist jedoch 
an der Zeit, dass die Teilnehmerstaaten 
entweder die Aufgaben wesentlich redu­
zieren oder aber vom Dogma des Null­
wachstums Abschied nehmen.

Erwiesenermaßen können die Teilneh­
merstaaten, die die Genehmigung des 
Gesamthaushaltsplans blockieren, auch 
ganz anders handeln. Der Haushalt der 
SMM wurde 2020 rechtzeitig verabschie­
det, trotz einer Erhöhung um achtein­
halb Prozent. Die Hauptstädte zeigten 
großes Interesse daran, die Ressourcen 
der SMM sicherzustellen, und als Risiken 
wie eine verzögerte Genehmigung des 
Haushaltsplans in Wien drohten, kamen 
unmissverständliche politische Signale 
von den Zentralen. Woran liegt das? Ich 
würde sagen, dass die Teilnehmerstaaten 
die genau definierte Rolle (und die Not­
wendigkeit) der SMM akzeptieren. Könn­
te sich der Gesamthaushalt der OSZE 
auf eine klarere Schwerpunktsetzung be­
rufen, auf die sich die Teilnehmerstaaten 
– vielleicht auf Außenministerebene – ge­
einigt hätten, ginge seine Verabschiedung 
deutlich reibungsloser vonstatten. Unter 
den aktuellen Umständen sind Störaktio­
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nen für die Einzelstaaten billig zu haben, 
schaden jedoch der Organisation als gan­
zer.

Förderung der OSZE als inklusives 
Dialogforum

Eine der Stärken der OSZE seit ihren 
Anfängen als Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
im Jahre 1975 liegt in ihrer Rolle als in­
klusives Dialogforum. Während des Kal­
ten Krieges und auch in den 90er-Jah­
ren war die (1995 in OSZE umbenann­
te) KSZE ein Ort, an dem die Teilneh­
merstaaten ein breites Spektrum an Dif­
ferenzen erörtern und ausräumen konn­
ten. Als Vorsitzender des Ständigen Ra­
tes im Jahr 2014, als die Schweiz den 
Vorsitz in der Organisation innehatte, 
und auch später in meiner Funktion 
als Generalsekretär hatte ich den Ein­
druck, dass diese Kultur des Dialogs 
und der Zusammenarbeit im Schwinden 
begriffen war. OSZE-Treffen wurden da­
zu genutzt, Reden abzulesen, zu punk­
ten und Public Diplomacy zu betreiben. 
Gemeinsam mit den OSZE-Vorsitzen be­
mühte ich mich, die einzigartige Rolle 
der Organisation als Raum, in dem sie­
benundfünfzig nicht gleichgesinnte Län­
der zusammenkommen, einen konstruk­
tiven Dialog führen und durch Zusam­
menarbeit Sicherheit aufbauen können, 
mit neuem Leben zu erfüllen und zu 
fördern. Die Bemühungen im Rahmen 
der Agenda Fit for Purpose um eine Neu­
belebung des Dialogs in der OSZE gin­
gen in drei Richtungen: Schaffung stra­
tegischer Planungskapazitäten im Sekre­

tariat, Schaffung zusätzlicher Möglichkei­
ten für den informellen Dialog und Un­
terstützung des Strukturierten Dialogs, 
einer informellen Arbeitsgruppe der Teil­
nehmerstaaten, die 2016 beim Minister­
rat in Hamburg eingesetzt worden war, 
um aktuelle und künftige Sicherheitsher­
ausforderungen und -risiken zu erörtern.

Im Zuge des schweizerischen OSZE-
Vorsitzes stellte ich fest, dass dem Sekre­
tariat die Kapazität fehlte, mittel- und 
langfristig zu planen, weil seine politisch-
strategischen und koordinierenden Refe­
rate mit dem Tagesgeschäft ausgelastet 
waren. Daher setzte ich Ende 2017 die 
Abteilung Strategic Policy Support ein, fi-
nanziert als außerbudgetäres Projekt und 
besetzt mit Experten und Expertinnen, 
die von den Vereinigten Staaten, der 
Russischen Föderation, der EU und der 
Schweiz entsandt wurden. Ziel war es, 
mehr Kontinuität in die Planungsprozes­
se der OSZE zu bringen und den Vorsitz 
und die Troika, bestehend aus dem aktu­
ellen, dem vorangegangen und dem desi­
gnierten Vorsitz, strategiepolitisch besser 
zu beraten. Die Abteilung unterstützte 
die amtierenden Vorsitze 2019 und 2020 
(Slowakei und Albanien) bei der Formu­
lierung ihrer Prioritäten, half dem Kon­
fliktverhütungszentrum bei der Entwick­
lung regionaler Strategiekonzepte für den 
Westbalkan und Zentralasien, erarbeitete 
Empfehlungen für künftige OSZE-Vorsit­
ze und untersuchte die Auswirkungen 
der Beziehungen zu China auf die OSZE. 
Sie trug auch dazu bei, aus dem Pro­
grammschema ein strategischeres Doku­
ment zu machen, das die Zuteilung von 
Haushaltsmitteln an politische Prioritä­
ten knüpft.
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Abgesehen von einer strategischeren 
Zuteilung der Mittel aus dem ordent­
lichen Haushalt sollten sich auch die 
außerbudgetär finanzierten Aktivitäten 
der OSZE in ein Gesamtkonzept einfü­
gen. Diese sind mittlerweile deutlich um­
fangreicher und besonders dann von Be­
deutung, wenn es um Neuerungen geht 
oder die Organisation neue thematische 
Akzente setzen möchte. Genau damit soll 
sich der Strategic Planning and Resource 
Mobilization Coordinator (SPRM) befas­
sen, dessen Posten im Sekretariat neu ge­
schaffen wurde.

Strategische Planung hängt bei der 
OSZE einerseits von den Planungskapazi­
täten im Sekretariat und andererseits von 
der politischen Unterstützung und den 
Gepflogenheiten des Vorsitzes, der Troika 
und der Teilnehmerstaaten ab. Wiewohl 
eine Herausforderung, ist die strategische 
Abstimmung der politischen Prioritäten 
des Vorsitzes und der Teilnehmerstaaten 
enorm wichtig. Jeder Vorsitz neigt dazu, 
die OSZE nur durch die Brille der zwölf 
Monate seiner Amtszeit zu sehen, in der 
er für die Führung der Organisation ver­
antwortlich ist. Sinnvoller wäre jedoch 
eine längerfristige Perspektive, im Ideal­
fall in Form von Drei- oder Vierjahresplä­
nen. Als 2008 Finnland den OSZE-Vor­
sitz führte, kamen die fünf aufeinander­
folgenden Vorsitze als Quintett zusam­
men. Die Schweiz und Serbien vereinbar­
ten einen gemeinsamen Arbeitsplan für 
die Zeit ihrer Vorsitze in den Jahren 
2014 und 2015. Leider hat dieses Modell 
nicht Schule gemacht. Die Voraussetzun­
gen für eine längerfristige Planung wä­
ren derzeit gegeben, da die Vorsitze für 

die Jahre bis 2023 feststehen (Schweden, 
Polen und Nordmazedonien).

Die offiziellen Dialogforen der OSZE 
wie der Ständige Rat und das Forum für 
Sicherheitskooperation sind weitgehend 
zu Plattformen harscher und konfrontati­
ver Public Diplomacy geworden. Im Rah­
men der Agenda Fit for Purpose wurden 
auch die Talking Points eingeführt, eine 
Gesprächsreihe, die eine neue Gelegen­
heit zum informellen Dialog eröffnete. 
Fachleute wurden eingeladen, um in den 
Räumlichkeiten des Sekretariats mit den 
Vertretern und Vertreterinnen der Teil­
nehmerstaaten und den Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen der OSZE neue Studien 
und Publikationen zu erörtern. Es war 
auch ein Versuch, die Mitglieder der De­
legationen ins Sekretariat zu locken. Ein 
weiterer wertvoller informeller Raum für 
den Austausch sind die von meinem Vor­
gänger Lamberto Zannier eingeführten 
Security Days. Mit der Abteilung Strategic 
Planning Support verfügte ich im Sekreta­
riat über die nötigen Kapazitäten, um sol­
che Veranstaltungen gezielt planen und 
eine konsequente Nachbereitung sicher­
stellen zu können. In letzter Zeit befasste 
sich die Reihe Security Days mit Themen 
wie der Zukunft der OSZE-Feldoperatio­
nen, der Verhinderung militärischer Zwi­
schenfälle, den Zielen für nachhaltige 
Entwicklung, dem technologische Wan­
del und den Lehren aus der Charta von 
Paris.

Ich habe auch Thinktanks ermutigt, 
informelle Räume für den Dialog über 
aktuelle Fragen zu eröffnen. Auf meinen 
Vorschlag hin und mit politischer Un­
terstützung durch Miroslav Lajčák hat 
ein von der Friedrich-Ebert-Stiftung und 
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GLOBSEC zusammengestelltes Konsorti­
um die Cooperative Security Initiative ins 
Leben gerufen. Diese Initiative soll das 
kooperative Sicherheitskonzept im Main­
stream der europäischen Sicherheitspo­
litik fördern und neue Ideen zur Stär­
kung des Multilateralismus und der Si­
cherheitszusammenarbeit in Europa ent­
wickeln.

Der Strukturierte Dialog im Rahmen 
der OSZE, der ursprünglich Diskussio­
nen über Rüstungskontrolle anstoßen 
sollte4, hat in der Praxis zu einem kon­
struktiven Austausch über aktuelle Bedro­
hungswahrnehmungen, militärische Dis­
positive und Maßnahmen zum Abbau 
von Spannungen geführt. Die Teilneh­
merstaaten sind auch daran interessiert, 
das Forum zu nutzen, um Instrumente 
zur Erhöhung der Transparenz zu entwi­
ckeln, wie etwa ein Formular für die 
Meldung größerer militärischer Übungen 
oder einen Leitfaden für vorbildliche Ver­
fahren zur Verhütung und Regelung mi­
litärischer Zwischenfälle.

Ich habe den Strukturierten Dialog 
nach Kräften unterstützt, insbesondere 
im Rahmen meiner Kontakte mit Re­
gierungen und Organisationen wie der 
NATO. Allerdings wurden die Teilneh­
merstaaten, allen voran die Skeptiker des 
Strukturierten Dialogs, nie müde zu beto­
nen, dieser liege in der Verantwortung 
der Staaten und gehe von diesen aus. Da­
hinter steht die Angst, die Kontrolle über 
den Prozess zu verlieren – an die große 
Gruppe von Staaten, die diesen Dialog 
befürworten, an ein engagiertes Sekretari­
at und an interessierte Thinktanks und zi­
vilgesellschaftliche Organisationen. Aber 
auch von seinen wichtigsten Befürwor­

tern und Befürworterinnen droht ihm 
Gefahr, da sie unterschiedliche und ein­
ander ausschließende Vorstellungen von 
seinen Prioritäten haben. Zudem lässt 
sich der Schwung nur mit Mühe auf­
rechterhalten, da der Vorsitz in der infor­
mellen Arbeitsgruppe alljährlich wechselt 
und jedes Jahr ein anderer Teilnehmer­
staat übernimmt. Soll der Strukturierte 
Dialog robuster werden, bedarf er einer 
neuen politischen Motivation, einer ent­
schlossenen Führung und einer breiteren 
Unterstützung – etwa durch Parlamenta­
rier*innen, Thinktanks, Medien und zi­
vilgesellschaftliche Organisationen. Auch 
präzisere Vorstellungen davon, zu wel­
chen Themen und in welche Richtung 
sich die Diskussion entwickeln soll, wä­
ren hilfreich.

Verbesserung der Zusammenarbeit im 
Rahmen von Programmen

Die Agenda Fit for Purpose hat sich das 
Ziel gesetzt, die programmbezogene Zu­
sammenarbeit in der OSZE zu verbes­
sern, unter anderem durch die Mobilisie­
rung neuer Geber und Kooperationspart­
ner. In der Privatwirtschaft wächst das In­
teresse, sich mit der OSZE zusammenzu­
tun und ihre Aktivitäten zu fördern. An­
dere nichttraditionelle Geber wie interna­
tionale Organisationen und Finanzinsti­
tute sind ebenfalls zunehmend bestrebt, 
die Programmarbeit der OSZE zu unter­
stützen. Wenn die OSZE diese Chancen 
nutzen will, muss sie ihre Regeln und Ar­
beitsabläufe anpassen. Einen ersten An­
stoß dazu gab der Management Review 
im Sekretariat mit der Entwicklung einer 
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Strategie zur Mobilisierung von Ressour­
cen.

Neben den Programmabteilungen des 
Sekretariats sind die Feldoperationen und 
Institutionen der OSZE unerlässlich für 
die Umsetzung ihrer Programmarbeit. 
Die gute Nachricht für die Feldmissio­
nen: Der Druck seitens der Gastländer 
hat in den letzten Jahren nachgelassen. 
Das hat nicht zuletzt damit zu tun, dass 
es uns gelungen ist, die Zusammenarbeit 
zwischen der OSZE und den Gastlän­
dern partnerschaftlich zu gestalten und 
bei den nationalen Behörden das Gefühl 
zu stärken, selbst Verantwortung für die 
Feldoperationen zu übernehmen. Heu­
te ist man weitgehend der Auffassung, 
dass eine OSZE-Präsenz im eigenen Land 
von Vorteil ist, weil sie mithilft, natio­
nale Reformen umzusetzen. Ausschlagge­
bend für die Effektivität und Effizienz 
der OSZE-Feldoperationen sind neben 
einer starken Eigenverantwortung der 
örtlichen Strukturen ein klares Profil und 
die Abstimmung mit anderen internatio­
nalen Akteuren.

Die OSZE-Feldoperationen sind auf 
der Grundlage des umfassenden Sicher­
heitskonzepts tätig und sollten in allen 
drei Dimensionen Aktivitäten entfalten. 
Eine weitere Stärke der OSZE-Feldprä­
senzen ist ihre geografische Nähe zur Re­
gierung des jeweiligen Gastlandes und 
ihre Aufgeschlossenheit für deren Wün­
sche. Diese beiden Faktoren bergen je­
doch immer das Risiko, dass die OSZE-
Feldoperationen ihre Ressourcen verzet­
teln. Wichtig ist, dass die Leiter*innen 
von Missionen in enger Zusammenarbeit 
mit den Gastländern ihre Aktivitäten ge­
nau und langfristig planen. Im Rahmen 

einer mehrjährigen Strategie ließe sich 
festlegen, wo Fachwissen gebündelt und 
der Löwenanteil der Ressourcen einge­
setzt werden soll. Das hieße keineswegs, 
die Bedürfnisse der Regierungen hintan­
zustellen, sondern würde vielmehr die 
OSZE im Land sichtbarer und ihren Nut­
zen wahrnehmbarer machen. Den vor­
herrschenden projektzentrierten Ansatz 
durch ein programmorientiertes Denken 
zu ersetzen scheint nur auf den ersten 
Blick einfach, erfordert jedoch eine völ­
lig andere Philosophie, auf die sich so­
wohl die Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen im Sekretariat und in den Feldope­
rationen als auch die Geber umstellen 
müssen. Zu diesem Zweck wurden im 
Zuge des Management Review eine Reihe 
von Managementabläufen entsprechend 
verändert. Zudem habe ich einen Dia­
log zwischen den zwölf wichtigsten Ge­
bern in Gang gebracht, mit dem Ziel, 
eine nachhaltige Programmkultur einzu­
führen.

Eine weitere Herausforderung ist die 
programmbezogene Unterstützung von 
Teilnehmerstaaten, die an einer Zusam­
menarbeit interessiert sind, aber keine 
offizielle OSZE-Präsenz im Land haben. 
Hierzu gehören zweifellos Länder wie 
Belarus, Armenien und Aserbaidschan. 
Was die ersten beiden betrifft, gab es 
bereits erste Versuche, Einzelprojekte in 
ein Länderprogramm einzubetten. Die 
Erfahrungen der jüngeren Zeit haben je­
doch Schwierigkeiten aufgezeigt, die sich 
nur anhand allgemeingültiger Grundsät­
ze lösen lassen. Zusammenarbeit, die ein­
zig und allein auf einer außerbudgetären 
Finanzierung beruht, ist nicht nachhal­
tig, daher müssen diese Programme auch 
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irgendwann Mittel aus dem regulären 
Haushalt erhalten. Auch wenn die OSZE 
keine offizielle Präsenz hat, braucht es 
Regeln, die die Beziehungen zum Gast­
land festlegen. Sonst kann die OSZE 
weder ein lokales Bankkonto eröffnen 
noch ihre Angestellten schützen. Eben­
so bedarf es einer Koordinierung, denn 
wenn die OSZE für ein Land ein kohä­
rentes Programm aufstellen und einen 
politischen Dialog mit den Behörden des 
Gastlandes führen will, müssen sich auch 
ihre Durchführungsorgane untereinander 
abstimmen.

Im Sinne der Agenda Fit for Purpose 
erfordern komplexe Sicherheitsherausfor­
derungen interdisziplinäre Antworten. 
Dafür bedarf es gegebenenfalls einer Zu­
sammenarbeit zwischen verschiedenen 
OSZE-Strukturen, um mit dem gebün­
delten Fachwissen aus unterschiedlichen 
Bereichen ein gemeinsames Produkt be­
reitzustellen. Das beste Beispiel dafür 
ist das EU-finanzierte Programm zur Pro­
zessbeobachtung auf dem Westbalkan, 
das ab 2021 umgesetzt wird. Als Partner 
der EU wird die OSZE ihre Stärke aus­
spielen können, wenn sie die Kenntnis­
se ihrer Feldpräsenzen über den geografi-
schen Kontext und deren räumliche Nä­
he zur jeweiligen Regierung mit der Ex­
pertise des Büros für demokratische Insti­
tutionen und Menschenrechte in der Pro­
zessbeobachtung kombiniert. Dazu be­
darf es einer Koordinierung durch das Se­
kretariat. Die Durchführungsorgane der 
OSZE täten daher gut daran, im Sinne 
des Mottos der Vereinten Nationen – De­
liver as One – zusammenzuarbeiten. Das 
ist allerdings nicht der Ansatz, den die 
Teilnehmerstaaten üblicherweise verfol­

gen. Die „Autonomie der Institutionen“ 
ist zu einem Mantra geworden, selten 
hört man Aufrufe zur Kooperation und 
Koordination zwischen den Durchfüh­
rungsorganen. Die Grenzen dieser Auto­
nomie zeigen sich in aller Deutlichkeit, 
wenn Diskussionen anstehen etwa über 
den Haushaltsplan oder die Bestellung 
der Leiter*innen von Durchführungsor­
ganen.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Obwohl man die Ergebnisse der Reform­
agenda Fit for Purpose als durchwachsen 
bezeichnen könnte, wurden bedeutende 
Schritte gesetzt, um die Effizienz und 
Effektivität der Durchführungsorgane zu 
erhöhen. Das zeigt, dass eine Reform 
der OSZE möglich ist. Die folgenden 
Empfehlungen skizzieren, wie die Teil­
nehmerstaaten und die Durchführungs­
organe weitere Anreize dafür schaffen 
könnten:
• Die Teilnehmerstaaten sollten dem 

Sekretariat und anderen Durchfüh­
rungsorganen mehr Spielraum und 
Unterstützung bei der Verbesserung 
von Managementabläufen und Orga­
nisationsstrukturen geben, statt Mi­
kromanagement zu betreiben.

• Die Teilnehmerstaaten sollten die 
Haushaltsplanung reformieren und 
vereinfachen, am besten durch Ein­
führung eines Zweijahreshaushalts, ei­
nes mehrjährigen Programmrahmens 
und eines Investitionsplans.

• Der OSZE-Vorsitz sollte mit den größ­
ten Beitragszahlern unter den Teilneh­
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merstaaten eine Revision der Beitrags­
schlüssel erörtern und grundsätzlich 
vereinbaren – und zwar auf politi­
scher Ebene.

• Es sollte ein Mechanismus5 eingeführt 
werden, der die Teilnehmerstaaten da­
zu zwingt, den Gesamthaushaltsplan 
vor Weihnachten zu verabschieden.

• Die Teilnehmerstaaten sollten sich 
vom Dogma des nominalen Null­
wachstums verabschieden und entwe­
der die OSZE mit angemessenen Res­
sourcen ausstatten, damit diese ihr 
Mandat erfüllen kann, oder eine prä­
zisere und begrenztere Prioritätenliste 
im Rahmen einer längerfristigen Stra­
tegie verfolgen. Die OSZE kann nicht 
länger mit immer weniger Mitteln im­
mer mehr Aufgaben übernehmen.

• Die im Sekretariat vorhandenen Kapa­
zitäten für strategische Planung soll­
ten stärker gebündelt und die entspre­
chenden Instrumente, wie ein von 
einer erweiterten Troika gestalteter 
Programmrahmen und ein Mehrjah­
resplan, weiterentwickelt werden.

• Die Teilnehmerstaaten sollten infor­
melle Foren für einen echten Dialog 
ausbauen und umfassend nutzen. Sie 
sollten den Strukturierten Dialog ei­
nerseits stärken, indem sie sein Pro­
fil in der Öffentlichkeit schärfen und 
den Vorsitz in der informellen Ar­
beitsgruppe auf zwei Jahre verlängern, 
samt einem entsprechenden Arbeits­
plan; andererseits sollten sie ihn ro­
buster machen und sich dafür die 
Unterstützung aus wissenschaftlichen 
Kreisen, Thinktanks und der Zivilge­
sellschaft sichern.

• Die Programmportfolios der Feldope­
rationen sollten mit einem schärfe­
ren Profil und einer strategischeren 
Perspektive ausgestattet werden. Statt 
zahllose Kleinprojekte zu verwalten, 
sollte man wohlüberlegte Programme 
steuern.

• Die Teilnehmerstaaten sollten sich 
auf ein allgemeines Verfahren für die 
Programmarbeit in Teilnehmerstaaten 
verständigen, in denen die OSZE kei­
ne offizielle Feldpräsenz hat. Länder­
programme wären sowohl aus dem 
Gesamthaushalt als auch aus außer­
budgetären Mitteln zu finanzieren 
und könnten über eine technische 
Präsenz nach mit den Gaststaaten ver­
einbarten Regeln umgesetzt werden.

• Regeln und Denkweisen sollten im 
Hinblick auf eine Verstärkung der 
Zusammenarbeit geändert werden – 
mit nichttraditionellen Partnern wie 
großen regionalen Organisationen, in­
ternationalen Finanzinstituten, Hilfs­
organisationen und Akteuren aus dem 
privaten Sektor einschließlich Stiftun-
gen.

Im Einklang mit dem jüngsten „Hand­
lungsaufruf an die OSZE“, mit dem mehr 
als fünfzig ehemalige Führungspersön­
lichkeiten der OSZE zu einem stärkeren 
Engagement auf politischer Ebene aufrie­
fen, damit die OSZE auch weiterhin in 
der Lage ist, mit Sicherheitsherausforde­
rungen umzugehen,6 möchte ich den Mi­
nisterrat dazu ermutigen, einen „Pakt 
für eine funktionstüchtige Organisation“ 
zu vereinbaren. Zielsetzungen wie die 
rechtzeitige und angemessene Bereitstel­
lung von Haushaltsmitteln, die Überwin­
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dung von Hindernissen bei der Verab­
schiedung der Tagesordnung von Routi­
netreffen und die Ermöglichung von Re­
formen würden darin zu politischen An­
liegen erklärt. Ein solcher Pakt wäre eine 
politische Verpflichtung, dafür zu sorgen, 
dass die OSZE fit for purpose bleibt – oder 
es wieder wird.

Endnotes

1 Bei der Secretary General’s Hour am 
14. Februar 2018 übergab ich den Teil­
nehmerstaaten als Denkanstoß ein Ar­
beitsdokument zu der Reformagenda.

2 Die Reformagenda erfasste insgesamt 
zehn Bereiche. Dieser Beitrag konzen­
triert sich auf ausgewählte Themenfelder.

3 Das ursprüngliche Mandat des Generalse­
kretärs/der Generalsekretärin wurde in 
Stockholm (1992) festgelegt. Die wich­
tigsten Änderungen gehen auf Beschlüsse 
zurück, die vom Ministerrat in Porto 
(2002), Sofia (2004), Brüssel (2006) und 
Vilnius (2011) gefasst wurden. Siehe: 
OSZE, Schlussdokument des dritten 
Treffens des Ministerrats der KSZE am 
14. und 15. Dezember 1992 in Stock­
holm, 15. Dezember 1992, https://www.o
sce.org/mc/40342; OSZE, Schlussdoku­
ment des zehnten Treffens des Minister­
rats der OSZE am 6. und 7. Dezember 
2002 in Porto, 7. Dezember 2002, https://
www.osce.org/mc/40521; OSZE, Schluss­
dokument des zehnten Treffens des Mi­
nisterrats der OSZE am 6. und 7. Dezem­
ber 2004 in Sofia, 7. Dezember 2004, 
https://www.osce.org/mc/41813; OSZE, 
Schlussdokument des vierzehnten Tref­
fens des Ministerrats am 4. und 5. De­
zember 2006 in Brüssel, 5. Dezember 
2006, https://www.osce.org/mc/25065; 
OSZE, Schlussdokument des achtzehn­

ten Treffens des Ministerrats am 6. 
und 7. Dezember 2011 in Wilna, 7. De­
zember 2011, https://www.osce.org/mc/8
8839

4 In Absatz 3 MC.DOC/4/16 wurde dem 
Strukturierten Dialog folgender Auftrag 
mitgegeben: „Wir sagen heute in Ham­
burg zu, unter anderem ausloten zu wol­
len, wie sich die negativen Entwicklun­
gen in der Architektur der konventionel­
len Rüstungskontrolle und der VSBM in 
Europa rückgängig machen lassen. Wir 
werden gemeinsam darauf hinarbeiten, 
ein Umfeld zu schaffen, das ein Wieder­
erstarken der konventionellen Rüstungs­
kontrolle und der VBSM in Europa be­
günstigt. Das unumstößliche Bekenntnis 
der OSZE-Teilnehmerstaaten zur voll­
ständigen Umsetzung und Weiterent­
wicklung von Rüstungskontrollvereinba­
rungen ist unabdingbar für die Stärkung 
der militärischen und politischen Stabili­
tät im OSZE-Raum.“ OSZE, „Von Lissa­
bon bis Hamburg – Erklärung zum 
20. Jahrestag des Rahmens für Rüstungs­
kontrolle der OSZE“, 9. Dezember 2016, 
https://www.osce.org/chairmanship/2894
96

5 Dazu gab es einige kreative Ideen, wie 
etwa vom rumänischen Außenminister 
Teodor Melscanu, der auf dem informel­
len Ministertreffen in der Hohen Tatra 
anregte, den Gesamthaushaltsplan An­
fang Dezember dem Ministerrat vorzu­
legen. Als Alternative sollten bewährte 
Verfahren anderer internationaler Orga­
nisationen in Betracht gezogen werden.

6 Parlamentarische Versammlung der 
OSZE, Handlungsaufruf an die OSZE: 
Gemeinsame Ziele bekräftigen, 4. De­
zember 2020, https://www.oscepa.org/do
cuments/osce-call-for-action/4114-osce-cal
l-for-action-reaffirming-a-common-purpo
se-eng/file; auch verfügbar unter https://o
nline.flippingbook.com/view/779749/
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Projekt „Neue Seidenstraße“:
Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen der OSZE und China

Stefan Wolff und Stephanie Liechtenstein*

Zusammenfassung

Welche Konsequenzen hat Chinas wachsender Einfluss in der OSZE-Region? Am Beispiel der 
„Neuen Seidenstraße“ wird der chinesische Einfluss in den OSZE-Teilregionen Zentralasien, 
Südkaukasus/Osteuropa und Westbalkan untersucht. Viele OSZE-Teilnehmerstaaten haben be­
reits bilaterale Verträge mit China geschlossen. China geht es bei der „Neuen Seidenstraße“ 
vor allem um Transportkorridore nach Europa, aber auch um den Zugang zu Energie und Res­
sourcen. Dies hat zwangsläufig geopolitische und geoökonomische Konsequenzen, denen sich 
die OSZE stellen muss. Was China und die OSZE verbindet, ist ein gemeinsames Interesse an 
Stabilität und Sicherheit in der Region. Darauf aufbauend könnte die OSZE eine Kooperation 
mit China anstreben. Dieser Beitrag macht Vorschläge, wie sich die OSZE China annähern und 
mit China kooperieren kann.

Schlagworte
China, Belt and Road Initiative, Neue Seidenstraße, OSZE, Konnektivität, Geopolitik.

Bitte zitieren als: Stefan Wolff und Stephanie Liechtenstein, Projekt „Neue Seidenstraße“: 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen der OSZE und China, IFSH (Hrsg.), OSCE 
Insights 2/2021 (Baden-Baden: Nomos, 2022), https://doi.org/10.5771/9783748911449-02

Einleitung

Die „Belt and Road Initiative“ (BRI) Chi­
nas hat sich seit ihrer Gründung 2013 
zu einem globalen Handels- und Infra­
strukturprojekt entwickelt. Die Initiative, 

* Stefan Wolff
Universität Birmingham
Großbritannien
s.wolff@bham.ac.uk
Stephanie Liechtenstein
Freie Journalistin, Wien
office@stephanieliechtenstein.com

die Asien, Europa und Afrika entlang 
der historischen Seidenstraße verbinden 
soll, hat inzwischen geopolitische und 
geoökonomische Auswirkungen. Chinas 
Präsident Xi Jinping sagte bei seiner Er­
öffnungsrede an der kasachischen Nazar­
bajew-Universität, dass ein „Silk Road Eco­
nomic Belt“ gemeinsam von China und 
dessen Partnern errichtet werden solle, 
„um die wirtschaftlichen Beziehungen 
und die gemeinsame Kooperation zu ver­
tiefen und den Handlungsspielraum für 
Entwicklung zu erweitern“.1
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Im März 2015 gab die Nationale Ent­
wicklungs- und Reformkommission Chi­
nas weitere Details bekannt. Sie definier-
te die Ziele der auch als „Neue Seiden­
straße“ bezeichneten Initiative folgender­
maßen: „Förderung der Konnektivität 
zwischen Asien, Europa und Afrika so­
wie deren angrenzende Gebiete, Stärkung 
der Partnerschaften der Länder entlang 
der Neuen Seidenstraße, Errichtung um­
fassender, mehrschichtiger und verkette­
ter Konnektivitätsnetzwerke sowie Um­
setzung einer diversifizierten, unabhän­
gigen, ausgewogenen und nachhaltigen 
Entwicklung in diesen Ländern.“2

Diese Ideen und Ziele gab es vorher 
schon, aber nun wurden sie in einem 
Projekt gebündelt und zu einer Strategie 
zusammengeführt. 2017 wurde die Initia­
tive in die Verfassung der kommunisti­
schen Partei Chinas aufgenommen – und 
damit zu einem wesentlichen Teil des 
chinesischen Staates und dessen Politik.3

Die BRI wird heute als das Kernstück 
der Außen- und Wirtschaftspolitik Chi­
nas angesehen. Die Initiative hat sich 
mittlerweile zu einem umfassenden, stra­
tegischen Instrument für Chinas Füh­
rungsriege entwickelt. Sie bringt die geo­
politischen und geoökonomischen An­
sprüche einer selbstbewussten und ent­
schlossenen Weltmacht zum Ausdruck.

Im Januar 2021 beteiligten sich insge­
samt 140 Staaten und 30 internationale 
Organisationen an der BRI, mit Projek­
ten in über 70 Ländern. Von den 57 
OSZE-Teilnehmerstaaten haben mehr als 
die Hälfte Absichtserklärungen mit Chi­
na über eine Teilnahme an der BRI unter­
zeichnet.4

Die „Neue Seidenstraße“ sollte zu­
nächst China und Europa über Handels­
routen auf dem Land (Silk Road Economic 
Belt) und zur See (Maritime Silk Road) 
verbinden. Heute umfasst sie viel mehr: 
Es gibt einen weiteren Seeweg über die 
Arktis (polare Seidenstraße), eine digi­
tale Seidenstraße, entlang derer China 
in die Digitalwirtschaft investiert, sowie 
eine „Gesundheitsseidenstraße“ (Health 
Silk Road) für die grenzübergreifende me­
dizinische Zusammenarbeit.5

Die Kosten für China sind immens. 
Einer Kalkulation von Pricewaterhouse­
Coopers aus dem Jahr 2016 zufolge be­
laufen sich die Kosten der BRI für den 
chinesischen Staat auf bis zu eine Billi­
on US-Dollar, die in den nächsten zehn 
Jahren ins Ausland fließen wird.6 Bis En­
de 2020 wurden davon bereits knapp 
94 Milliarden US-Dollar für Investitio­
nen und Bauverträge innerhalb der drei 
OSZE-Teilregionen ausgegeben: Zentral­
asien (55 Milliarden US-Dollar), Südkau­
kasus und Osteuropa (21 Milliarden US-
Dollar) sowie Westbalkanstaaten (18 Mil­
liarden US-Dollar).7

Die OSZE kann Chinas Stellenwert 
und seine zunehmenden Aktivitäten 
in der OSZE-Region sowie in den an­
grenzenden Staaten nicht länger igno­
rieren. Diese haben Auswirkungen auf 
die OSZE, auf die Beziehungen der 
OSZE-Teilnehmerstaaten untereinander 
wie auch auf deren Beziehungen zu Chi­
na. Dies zeigt sich insbesondere in den 
drei erwähnten OSZE-Teilregionen, in 
denen Russland und der Westen traditio­
nell um Einfluss wetteifern. Sie bieten 
dort rivalisierende Integrationsprojekte 
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an: die Europäische Union (EU) und die 
Eurasische Wirtschaftsunion.

Die BRI strebt derzeit (noch) keine in­
stitutionalisierte Integration an. Sie stellt 
aber dennoch eine mögliche Alternative 
dar. Die BRI könnte langfristig sowohl 
ergänzend als auch konkurrierend zur 
EU und zur Eurasischen Wirtschaftsuni-
on auftreten. Das würde weitere Heraus­
forderungen für die OSZE mit sich brin­
gen, insbesondere bei der Umsetzung 
des Mandats der umfassenden Sicherheit. 
Zudem sind die Beziehungen zwischen 
Russland und dem Westen derzeit so 
schlecht wie zuletzt am Ende des Kalten 
Krieges.

Um die bisherigen Auswirkungen der 
BRI auf die OSZE abschätzen zu kön­
nen, werden wir im Folgenden die Akti­
vitäten Chinas in den OSZE-Teilregionen 
Zentralasien, Südkaukasus/Osteuropa so­
wie Westbalkan analysieren. Daraus las­
sen sich voraussichtliche Entwicklungen 
ableiten und Empfehlungen formulieren, 
wie die OSZE in Zukunft mit China 
und der BRI kooperieren könnte.8 Eine 
solche Kooperation sollte prinzipientreu, 
pragmatisch und strategisch sein, damit 
die Integrität der Organisation gewahrt 
bleibt und die OSZE-Teilnehmerstaaten 
ihrer „Verpflichtung zum Prinzip der 
umfassenden, kooperativen, gleichwerti­
gen und unteilbaren Sicherheit“9 nach­
kommen können.

Chinas Aktivitäten in Zentralasien

In Zentralasien zeigen sich viele der 
Hauptantriebsfaktoren der BRI. Die Re­
gion ist für die Anbindung Chinas an 

die europäischen Märkte entscheidend, 
vor allem über Straßen- und Eisenbahn­
netze. Diese stellen strategisch wichtige 
Alternativen zu den Seewegen dar. Die 
wirtschaftliche Entwicklung und Stabili­
tät Zentralasiens hat für China aber auch 
eine politische Dimension. Damit will 
das Land die Sicherheit in der angren­
zenden Provinz Xinjiang verbessern, wo­
durch sich auch negative Spillovers aus 
Afghanistan leichter verkraften ließen.10 

China will in dieser OSZE-Teilregion 
aber nicht nur Transportkorridore errich­
ten, sondern es geht dem Land auch um 
den Zugang zum Energie- und Rohstoff-
sektor wie auch um Agrarprodukte für 
den heimischen Markt.

Kasachstan erhält den Großteil der chi­
nesischen Investitionen. Ungefähr zwei 
Drittel der chinesischen Geldmittel für 
Zentralasien gingen seit 2005 nach Ka­
sachstan. Das Land verfügt über eine sehr 
gut ausgebaute Infrastruktur und ist po­
litisch relativ stabil. Außerdem kann es 
einen nationalen Entwicklungsplan vor­
weisen, der eng mit der BRI abgestimmt 
ist. Die beiden Länder sind wirtschaft-
lich eng verflochten. China hat massiv 
in die Ölproduktion Kasachstans inves­
tiert. Chinesische Firmen kontrollieren 
nun rund 25 Prozent dieses Sektors. Des 
Weiteren kommen ungefähr 75 Prozent 
aller chinesischer Uranimporte aus Ka­
sachstan.11

Der Einfluss der EU und der USA 
ist in Zentralasien relativ gering. Das 
ermöglicht es China, diese Region in 
die eigene Einflusssphäre einzubeziehen. 
Während Russland nach wie vor der 
Hauptgarant für Sicherheit in der Regi­
on ist, entwickelt sich China zunehmend 
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zum wichtigsten wirtschaftlichen Akteur. 
Moskau und Peking haben hier bisher 
eine stillschweigende Arbeitsteilung prak­
tiziert, und beide Staaten bewerten ihre 
Kooperation als positiv.12

Ein Beispiel für diese Zusammenarbeit 
ist das Wirtschafts- und Handelskoopera­
tionsabkommen zwischen China und der 
Eurasischen Wirtschaftsunion, zu der Ka­
sachstan, Kirgistan, Armenien, Weißruss­
land und Russland gehören. Das Abkom­
men ist seit 2019 in Kraft. Es zeigt, dass 
sich die Beziehungen zwischen China 
und Russland vertiefen – während sich 
die Fronten zwischen dem Westen und 
den beiden Ländern verhärten.

Chinesische Investitionen im 
Südkaukasus und in Osteuropa

Die OSZE-Teilnehmerstaaten im Südkau­
kasus (Armenien, Aserbaidschan und Ge­
orgien) und in Osteuropa (Weißrussland, 
Moldawien und die Ukraine) haben kei­
ne gemeinsame Grenze mit China. Und 
es gibt noch weitere Merkmale, die sie 
grundsätzlich von Zentralasien und den 
Staaten des Westbalkans unterscheiden.

Insgesamt sind die Staaten des Südkau­
kasus und Osteuropas stärker entwickelt 
als jene Zentralasiens. Im letzten Jahr­
zehnt waren sie jedoch politisch instabi­
ler als die Länder Zentralasiens und des 
Westbalkans. Das zeigt etwa der Ukraine­
konflikt seit 2014, der Krieg zwischen Ar­
menien und Aserbaidschan im Jahr 2020 
und die politische Krise in Weißruss­
land, die durch die brutale Niederschla­
gung der Proteste gegen Wahlfälschun­
gen bei den Präsidentschaftswahlen 2020 

ausgelöst wurde. Georgien, Moldawien 
und die Ukraine befinden sich außerdem 
in einer ständigen politischen und wirt­
schaftlichen Zerreißprobe zwischen Russ­
land und dem Westen.13 Weitere Heraus­
forderungen in dieser Teilregion sind die 
Korruption sowie die geringe Effizienz 
der staatlichen Institutionen.

China ist in dieser Teilregion nicht so 
aktiv wie in Zentralasien. Die Hauptmo­
tive des chinesischen Engagements sind 
aber auch hier: Transit und Zugang zu 
Ressourcen.

Entlang der Neuen Eurasischen Land­
brücke (New Eurasian Land Bridge) pro­
fitiert vor allem Weißrussland von BRI-
Projekten, da das Land einen unverzicht­
baren Transitkorridor entlang der China-
Kasachstan-Russland-Weißrussland-Route 
in Richtung Europa darstellt. China in­
vestiert zudem in weißrussische Indus­
trieprojekte (zum Beispiel in den Gre­
at-Stone-Industriepark). Chinesische Ban­
ken haben weißrussischen Unternehmen 
bislang 4,5 Milliarden US-Dollar an Kre­
diten gewährt.14

Chinas Investionen in der Ukraine 
übertreffen bei weitem jenes in Weißruss­
land, sowohl vor als auch nach der Grün­
dung der „Neuen Seidenstraße“. Fast 70 
Prozent der chinesischen Investitionen 
flossen bereits vor dem offiziellen Start 
der BRI im Jahr 2013 in die Ukraine.15 

Bisher legte China den Schwerpunkt auf 
den Energiesektor (Sonnenenergie) sowie 
auf die Landwirtschaft (zum Beispiel auf 
ein neues Getreideexportterminal in My­
kolaiv, wodurch die Lieferung nach Chi­
na erleichtert werden soll). Versuche Chi­
nas, im militärisch-industriellen Bereich 
der Ukraine Fuß zu fassen, lehnte Kiew 
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jedoch bisher immer ab, so auch im 
Fall von „Motor Sich“, einem Hersteller 
von Motoren für Militärflugzeuge. Der 
andauernde Konflikt in der Ostukraine 
und die damit verbundene soziale, politi­
sche und wirtschaftliche Instabilität füh­
ren aber zu einer gewissen Zurückhal­
tung seitens China.16 Das Potenzial für 
chinesische Aktivitäten in der Ukraine ist 
daher noch nicht ausgeschöpft.

Moldawien ist nur wenig in die „Neue 
Seidenstraße“ integriert. Das Land liegt 
am Rande der wichtigsten Wirtschafts-
korridore und ist wirtschaftlich kaum 
entwickelt. Moldawien hat einen ver­
gleichsweise kleinen heimischen Markt 
und die Wirtschaft ist hauptsächlich land­
wirtschaftlich geprägt.17

Der Südkaukasus bietet China generell 
nur beschränkte Anbindungsmöglichkei­
ten. Ein Grund ist, dass es in Georgien bis­
her keinen Tiefseehafen gibt, obwohl sich 
China mehrfach darum bemüht hat, in 
Anaklia einen solchen Hafen zu bauen.18

Mit Aserbaidschan hat China jedoch 
eine Absichtserklärung sowie weitere bi­
laterale Abkommen unterzeichnet. Da­
durch wuchs der bilaterale Handel. Au­
ßerdem investiert China geschätzte 821 
Millionen US-Dollar in unterschiedliche 
Wirtschaftsbereiche jenseits der Ölindus­
trie.19

In Armenien investierte China bisher 
nur geringfügig. Dies könnte sich jedoch 
bald ändern. Die beiden Länder haben 
ein Abkommen über die Entwicklung 
einer sogenannten Smart City geschlos­
sen. Dafür sollen zwischen 10 und 15 
Milliarden US-Dollar in den nächsten 15 
Jahren nach Armenien fließen.20

Chinas Engagement auf dem 
Westbalkan

Zu den Ländern des westlichen Balkans 
gehören Albanien, Bosnien-Herzegowina, 
Kroatien, Kosovo, Montenegro, Nordma­
zedonien, Serbien und Slowenien. Diese 
Länder sind wesentlich höher entwickelt 
als jene Zentralasiens, des Südkaukasus 
und Osteuropas. In den vergangenen 25 
Jahren hat der Westen diese Teilregion 
stark beeinflusst. Slowenien und Kroati­
en sind mittlerweile EU-Mitglieder. Doch 
China beginnt dem Westen in dieser Teil­
region zunehmend Konkurrenz zu ma­
chen.

Auch auf dem Westbalkan geht es Chi­
na in erster Linie um den Zugang zu den 
europäischen Märkten. Deshalb investiert 
es vor allem in die Infrastruktur der Län­
der. Der Westbalkan birgt aber auch eini­
ge politische und wirtschaftliche Risiken 
für China. Hierzu zählen Altlasten, die 
eine Folge des gewaltsamen Zerfalls Jugo­
slawiens sind, wie etwa anhaltende ethni­
sche Spannungen und schwelende Strei­
tigkeiten um Staatsgrenzen. Hinzu kom­
men Governance-Probleme wie Korrupti­
on und schwächelnde Rechtsstaatlichkeit.

Der Löwenanteil des chinesischen In­
vestments (60 Prozent) entfiel bisher auf 
Serbien. Chinesische Gelder flossen in 
den Energiesektor und in den Ausbau 
der Infrastruktur. Das BRI-Vorzeigepro­
jekt ist der Ausbau der Bahnstrecke zwi­
schen Belgrad und Budapest. Die Eisen­
bahnlinie ist eine wichtige Verbindung 
der „Balkan-Seidenstraße“, welche Buda­
pest, Belgrad, Skopje, Athen und den 
griechischen Hafen Piräus, der von Chi­
na betrieben wird, verbindet. Eine ähnli­
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che strategische Bedeutung hat für China 
auch der Bau einer Autobahn zwischen 
Belgrad und der südlichen Adria.

In den letzten Jahren haben Serbien 
und China ihre polizeiliche Zusammen­
arbeit intensiviert. In Belgrad und ande­
ren serbischen Städten kann man neuer­
dings beobachten, wie chinesische und 
serbische Polizisten gemeinsam auf Pa­
trouille gehen. Serbien ist das einzige 
Land, an das China militärische Ausrüs­
tung verkauft hat. Die beiden Länder 
haben zudem bereits gemeinsame militä­
rische Übungen sowie Anti-Terror-Drills 
durchgeführt.21

Die allermeisten übrigen chinesischen 
Projekte in den Westbalkanstaaten befas­
sen sich mit dem Ausbau der Verkehrsin­
frastruktur. Hier ein paar Beispiele:
• Die Arbër-Autobahn in Albanien, die 

die Hauptstadt Tirana mit der nord­
mazedonischen Grenze verbindet. Sie 
ist Teil des Transportkorridors, der 
das Ionische Meer mit der bulgari­
schen Küste des Schwarzen Meeres 
verbinden soll.

• Die Pelješac-Brücke in Kroatien. Sie 
wird von der „China Road and Bridge 
Corporation“ gebaut und von der EU 
mitfinanziert.

• Die Bar-Boljare-Autobahn in Monte­
negro. Sie verbindet den Hafen Bar 
im Süden Montenegros mit Serbien. 
Für den Bau der Autobahn erhielt 
Montenegro einen Kredit in Höhe 
von 800 Million Euro von der chinesi­
schen Exim-Bank. Dadurch verschärf­
te sich die Schuldenkrise des Landes 
noch weiter.

• Die Kičevo-Ohrid- und Miladinovci-
Štip-Autobahnen in Nordmazedoni­
en. Sie liegen direkt an jenem Trans­
portkorridor, der den griechischen 
Hafen Piräus mit der ungarischen 
Hauptstadt Budapest verbinden soll.

• Die Integration des slowenischen Ha­
fens Koper in die BRI. Dadurch 
werden der Schiffsverkehr und der 
Handel mit der chinesischen Ningbo-
Zhousan-Hafengruppe gefördert.

Viele chinesische Investitionsverträge 
und Infrastrukturprojekte in Kroatien 
und Slowenien verdeutlichen, dass Chi­
na durchaus gewillt ist, EU-Regeln einzu­
halten. Pekings größte Investition in Bos­
nien-Herzegowina – insgesamt 1,3 Mil­
liarden US-Dollar für den Ausbau des 
Tuzla-7-Lignite-Kraftwerks und des Stana­
ri-Kraftwerks – widerspricht jedoch den 
Verpflichtungen Bosnien-Herzegowinas, 
die EU-Regeln im Umweltschutz einzu­
halten.

Wachsender Einfluss Chinas

Chinas wachsender Einfluss in den drei 
untersuchten Teilregionen ist offensicht-
lich. Die „Neue Seidenstraße“ hat Aus­
wirkungen auf die OSZE und ihre 57 
Teilnehmerstaaten. Vieles hängt davon 
ab, ob es der OSZE gelingen wird, 
sich wieder als umfassende und koopera­
tive Sicherheitsorganisation Geltung zu 
verschaffen. Obwohl sich die Beziehun­
gen des Westens gegenüber China, aber 
auch gegenüber Russland zunehmend 
verschlechtern, teilen die OSZE-Staaten 
mit China ein übergeordnetes Interesse 
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an Sicherheit und Stabilität im euroatlan­
tischen und eurasischen Raum. Hier ließe 
sich ansetzen.

China stellt ein scheinbar attraktives 
Modell mit einer stabilen Regierungsfüh­
rung und einer erfolgreichen wirtschaft-
lichen Einwicklung dar. Das Land hat 
außerdem bewiesen, dass es gewillt und 
fähig ist, die globale Ordnung mitzuge­
stalten.22 Durch die Umsetzung von Pro­
jekten, die dem Wohl der Allgemeinheit 
dienen, hat China nun einen größeren 
Anteil an den Prozessen, mit denen die 
globalen Regeln aufgestellt und durchge­
setzt werden. Da die BRI überwiegend 
einen bilateralen Charakter aufweist, ist 
sie (noch) kein typisches Integrationspro­
jekt mit einem eigenen regelbasierten 
Führungssystem wie etwa die EU oder 
die Eurasische Wirtschaftsunion. In Zu­
kunft ist es jedoch durchaus möglich, 
dass sich die BRI in diese Richtung ent­
wickelt und dadurch in Konkurrenz zu 
bestehenden internationalen Organisatio­
nen treten wird.

Chinas umfassendes 
Sicherheitsverständnis

China vertritt schon länger ein umfassen­
des Verständnis von Sicherheit. In einer 
Rede im Jahr 2014 vor dem vierten Gip­
feltreffen der Konferenz für Interaktion 
und vertrauensbildende Maßnahmen in 
Asien sprach sich der chinesische Präsi­
dent Xi in Shanghai für einen „gemein­
samen, umfassenden, kooperativen und 
nachhaltigen“ Denkansatz in der Sicher­
heitspolitik aus. Für Xi bedeutet dies „das 
Aufrechterhalten der Sicherheit in tradi­

tionellen und nicht traditionellen Berei­
chen“, einschließlich „ethnische und reli­
giöse Probleme […] Terrorismus, grenz­
überschreitende Kriminalität, Sicherheit 
im Bereich der Umwelt, Cyber-Sicher­
heit, Sicherheit für Energie und Ressour­
cen sowie große Naturkatastrophen“.23

Diese Vision der Sicherheit ist mittler­
weile in der BRI fest verankert: In einem 
Bericht der „Leading Group for Promoting 
the Belt and Road Initiative“ (eine Art 
Kontrollgremium der BRI) aus dem Jahr 
2019 ist die oben genannte Rede des chi­
nesischen Staatspräsidenten fast wörtlich 
wiedergegeben. Der Bericht spricht da­
von, dass „alle Länder die Vision einer ge­
meinsamen, umfassenden, kooperativen 
und nachhaltigen Sicherheit vorantreiben 
sollen“.24

Bedeutung der Shanghaier Organisation 
für Zusammenarbeit

Die gegenwärtigen Zerwürfnisse inner­
halb der OSZE könnten dazu führen, 
dass die Organisation die wichtigsten As­
pekte ihres Mandates der umfassenden 
Sicherheit nicht mehr richtig erfüllen 
kann. Sollte dieses Szenario eintreten, 
könnten jene OSZE-Staaten, die bereits 
enge Beziehungen mit China pflegen 
(wie etwa die zentralasiatischen Staaten) 
oder die sich aus geopolitischen oder geo­
ökonomischen Gründen in Richtung Asi­
en orientiert haben (wie etwa Russland), 
sich der Shanghaier Organisation für 
Zusammenarbeit (SOZ) zuwenden. Sie 
könnten die von China angeführte Or­
ganisation als eine glaubwürdigere Platt­
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form für die multilaterale Zusammenar­
beit mit der BRI ansehen.

Das Mandat der SOZ ist jenem der OSZE 
sehr ähnlich (wenngleich in der SOZ die 
Menschenrechtsdimension fehlt). Zusätz­
lich  stellt  die  SOZ einen multilateralen 
Mechanismus dar, der die BRI ergänzt und 
über  den  Sicherheitsrisiken  thematisiert 
werden können. Im Mai 2017 wurde im 
Rahmen  des  OSZE-Forums  für  Sicher­
heitskooperation ein Vertrag über günstige 
Konditionen im Straßenverkehr geschlos­
sen.  Der  damalige  SOZ-Generalsekretär 
Raschid Alimow stellte dazu fest, dass die 
SOZ die „legale Basis für gleiche Bedin­
gungen im Straßenverkehr sowie eine ein­
heitliche Plattform für den internationalen 
Straßenverkehr  von  Osteuropa  in  Rich­
tung  östliches  Russland  und  China  ge­
schaffen hat“.25 Experten aus China, Russ­
land und Zentralasien betonen bereits seit 
geraumer Zeit, dass die „Neue Seidenstra­
ße“ die SOZ auf diese Weise ergänzt. Dies 
mag auch ein Hinweis darauf sein,  dass 
Russland seinen Widerstand gegen ein um­
fassenderes  Mandat  der  SOZ allmählich 
aufgibt und dieses bald realisiert werden 
kann.26

Empfehlungen für eine Kooperation 
zwischen der OSZE und China

Die OSZE bietet ein Verhandlungsforum 
für rivalisierende Bestrebungen. Da die 
Großmächte weiterhin ihre nationalen 
Interessen verfolgen und ihre jeweiligen 
Einflusssphären sichern und erweitern 
wollen, ist dies wichtiger denn je. Denn 
diese rivalisierenden Interessen spielen 
auch eine Rolle innerhalb der OSZE 

und im Verhältnis der Staaten gegenüber 
der OSZE. Daher ist es notwendig, Chi­
na in diese Gespräche einzubeziehen, 
wenngleich China nicht unbedingt in 
die OSZE aufgenommen werden sollte. 
Für die Gespräche mit China müssen die 
OSZE-Staaten aber eine kohärente Strate­
gie entwerfen und umsetzen.

Für eine konstruktive Zusammenar­
beit zwischen der OSZE und China gibt 
es drei mögliche Hindernisse:
1. Es ist nicht klar, ob die OSZE-Teil­

nehmerstaaten von einer Kooperation 
zwischen China und der OSZE profi-
tieren würden. Eine Zusammenarbeit 
im OSZE-Rahmen könnte die Vortei­
le schmälern, die durch eine direkte, 
bilaterale Zusammenarbeit mit China 
oder eine Kooperation über die EU, 
die Eurasische Wirtschaftsunion und 
die SOZ erzielt werden.

2. Eine Zusammenarbeit mit China 
könnte die OSZE schlicht überfor­
dern. Angesichts der Zerwürfnisse 
zwischen den OSZE-Teilnehmerstaa­
ten könnte eine Kooperation mit Chi­
na die OSZE sogar schwächen, ins­
besondere ihre Fähigkeit, das eigene 
Mandat umzusetzen und den Konsens 
über die Normen zu erhalten.

3. Es ist unklar, ob die OSZE für China 
überhaupt ein attraktives Forum dar­
stellt und unter welchen Umständen 
Peking eine Kooperation anstreben 
würde.

Diese Hürden machen eine Zusammen­
arbeit aber nicht unmöglich. Vielmehr 
legen sie den Rahmen fest, innerhalb 
dessen eine Strategie für eine Kooperati­
on mit China entwickelt und umgesetzt 
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werden kann. Im Folgenden machen wir 
Vorschläge, wie sich die OSZE China an­
nähern und mit China und der BRI ko­
operieren kann.

Schaffung eines Minimalkonsenses über 
eine Kooperation mit China

Die Durchführungsorgane und Institutio­
nen der OSZE sowie der Vorsitz und die 
Troika sollten damit beginnen, Zukunfts-
szenarien für die Beziehungen mit Chi­
na zu entwerfen. Verschiedene Szenari­
en können die OSZE-Teilnehmerstaaten 
für die Auswirkungen der Präsenz und 
der Aktivitäten Chinas sensibilisieren. 
Die Staaten können darüber die Heraus­
forderungen und Chancen besser verste­
hen und auch sehen, welche Handlungs­
macht sie haben. Dabei müssen gegen­
sätzliche Ansichten zu China nicht ausge­
glichen werden. So ließe sich auf der Ba­
sis einer Szenario-Planung ein Minimal­
konsens innerhalb der OSZE schaffen, 
wie eine Kooperation mit China ausse­
hen könnte. Neben der Konsensbildung 
kann dieses Instrument aber auch für die 
Politikgestaltung eingesetzt werden.

Verfolgung eines prinzipienfesten, 
pragmatischen und strategischen 
Ansatzes gegenüber China

Eine Kooperation sollte über mehrere Ka­
näle angestrebt werden. Der Dialog ist 
in Bereichen zu ermöglichen, die von 
der OSZE als vorrangig eingestuft wer­
den. Gleichzeitig sollte der Kooperations­

ansatz aber auch offen für die Anliegen 
Chinas sein. Daher sind auch Ad-hoc und 
informelle Formen der Kooperation ein­
zubeziehen.

Ein Kooperationsansatz mit China 
sollte auf den OSZE-Prinzipien basieren 
und von einer strategischen Vision ge­
leitet sein, die eine zukünftige formelle 
Beziehung mit China einschließt. Dafür 
könnte die OSZE China einen Beobach­
terstatus einräumen. Es ist denkbar, dass 
sich dieser allmählich zu einer Partner­
schaft entwickelt, die auf Chinas Größe 
und Bedeutung zugeschnitten ist. Ein 
möglicher OSZE-Gipfel im Jahr 2025 wä­
re ein geeignetes Forum, um eine derarti­
ge Beziehung mit China zu formalisieren.

Suchen nach Formaten für ein 
multilaterales Engagement

Im Rahmen der SOZ könnte die OSZE 
mit China in Themenbereichen zusam­
menarbeiten, die von gemeinsamem In­
teresse sind, etwa der Kampf gegen 
die organisierte Kriminalität (insbeson­
dere gegen den Drogenhandel), der 
Schutz kritischer nationaler und grenz­
überschreitender Infrastrukturen und die 
Stabilisierung der Lage in Afghanistan. 
Die Zusammenarbeit mit anderen inter­
nationalen Organisationen, wie etwa der 
Konferenz für Interaktion und vertrau­
ensbildende Maßnahmen in Asien, wäre 
ebenfalls möglich.
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Gemeinsames Management der 
Umweltauswirkungen

Es könnte sinnvoll sein, einen formel­
len Dialog mit China über die Bewälti­
gung der Umweltauswirkungen der BRI 
auf die OSZE-Staaten zu starten. Hier 
könnte die OSZE ein Forum bieten, in 
dem gemeinsame Regeln und Prinzipi­
en der Umweltpolitik ausgehandelt wer­
den. Diese Regeln sollten auf internatio­
nalen Rahmenverträgen wie der Aarhus-
Konvention aus dem Jahr 1998 beruhen.

Entwicklung einer „Agenda für 
Konnektivität 2.0“

Die OSZE, China, die EU und die Eura­
sische Wirtschaftsunion haben ein unter­
schiedliches Verständnis von wirtschaft-
licher Konnektivität, es gibt aber durch­
aus Überschneidungen. Damit diese Kon­
nektivitätsvorstellungen trotz ihrer unter­
schiedlichen normativen Grundlagen zu­
einander passen und sich auch gegen­
seitig ergänzen können, empfehlen wir 
der OSZE, eine „Agenda für Konnektivi­
tät 2.0“ zu entwickeln. Diese könnte da­
zu beitragen, dass sich die Länder nach 
der Pandemie erholen und die Wider­
standsfähigkeit von Volkswirtschaften, 
Gesellschaften und Institutionen gestärkt 
wird.27 Dies wird nur durch eine gemein­
same Anstrengung all dieser internationa­
len Akteure möglich sein.

Um den freien Verkehr von Waren, 
Kapital, Personen und Ideen zu gewähr­
leisten, könnte die OSZE ein eigenes 
Forum für neue Ansätze und Ideen eta­
blieren. Hierzu kann die OSZE ihre Fä­

higkeit, unterschiedliche Akteure zusam­
menzubringen, sowie ihre Macht, die Ta­
gesordnung zu bestimmen, nutzen. Ne­
ben der Bekämpfung protektionistischer 
Tendenzen sollte es bei diesem Forum 
auch um effektive und faire nationale 
und internationale Verwaltungen gehen.

Einbindung Chinas in einen Rahmen für 
Menschenrechte

Eine Kooperation mit China im Bereich 
der Menschenrechte ist derzeit kaum 
vorstellbar. Chinas jüngste Handlungen 
sprechen für sich: die anfängliche Vertu­
schung des Ausbruchs der Corona-Pan­
demie, die Niederschlagung der Protes­
te in Hongkong und die Änderungen 
im Wahlsystem, die Unterdrückung von 
Menschenrechtsaktivisten sowie die In­
haftierung von Uiguren und anderen 
turksprachigen Muslimen in Xinjiang.

China weiß, dass fragile Institutionen 
und eine schwache Rechtsstaatlichkeit 
die Umsetzung der BRI hemmen kön­
nen. Es ist sich bewusst, dass soziale 
und wirtschaftliche Ungleichheiten Miss­
stände schüren, die ihrerseits wieder zu 
Konflikten und Instabilität führen. Bis­
her war Chinas Antwort darauf stets: 
die wirtschaftliche Entwicklung fördern, 
ohne gleichzeitig eine politische Liberali­
sierung voranzutreiben. Diese Vorgehens­
weise Chinas wird sich in Zukunft wohl 
kaum ändern, das gilt es zu akzeptieren.

Es gibt aber ein gemeinsames Interes­
se an Stabilität und Sicherheit. Das könn­
te den Rahmen für eine Zusammenar­
beit mit China bilden, in dem auch Men­
schen- und Minderheitenrechte verankert 
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sind. Denn eine Kooperation mit China 
darf weder die menschliche Dimension 
der OSZE außer Acht lassen, noch darf 
sie zu einer Schwächung der menschli­
chen Dimension im umfassenden Sicher­
heitsansatz der OSZE führen.
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Auf dem Weg zu einer strategischen Partnerschaft: Die Stärkung der 
OSZE durch eine bessere Zusammenarbeit mit der EU 

David Galbreath, André Härtel, Stefan Wolff *

Zusammenfassung

Die EU und die OSZE stehen ganz unterschiedlichen politischen und strukturellen Heraus­
forderungen gegenüber. Der neue strategische Kompass der EU betont ihren Anspruch, ein 
ernstzunehmender Sicherheitsakteur zu werden. Die OSZE muss mit einem schwindenden 
Wertekonsens sowie geschwächten Durchführungsorganen und Institutionen umgehen. Kann 
die OSZE durch eine verbesserte Zusammenarbeit mit der EU wiederbelebt werden – und 
wenn ja, wie kann dies gelingen? Die Autoren erläutern, warum der Aufstieg der EU als Sicher­
heitsakteur nicht auf Kosten der OSZE gehen sollte. Die Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Organisationen sollte sich auf folgende Punkte konzentrieren: (1) eine Stärkung der OSZE 
als autonome Sicherheitsorganisation, (2) die Nutzung der OSZE als ein Forum für Dialog 
und den Aufbau von Vertrauen sowie (3) die gewinnbringende Kombination der wesentlichen 
Stärken beider Organisationen und die Vermeidung von Dopplungen im operativen Handeln.

Schlagworte
OSZE, EU, europäische Sicherheit, strategische Partnerschaft, interorganisationale Zusammen­
arbeit
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Einleitung

Die EU und die OSZE befinden sich 
in einer entscheidenden Phase: Es geht 
um ihre Rollen innerhalb der europä­
ischen Sicherheitsordnung. Die EU will 
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im März 2022 einen „strategischen Kom­
pass“ verabschieden. Er soll die EU in die 
Lage versetzen, weltweiten Sicherheitsge­
fahren und -herausforderungen zu begeg­
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nen.1 Das Ziel lautet dabei, „eine gemein­
same europäische Sicherheits- und Vertei­
digungskultur zu stärken“ und „die pas­
senden Absichten und konkreten Ziele 
[zukünftiger] politischer Strategien zu de­
finieren“.2 Laut dem European Union In­
stitute for Security Studies soll der stra­
tegische Kompass „eine politische Orien­
tierung für die Sicherheit und Verteidi­
gung der EU bieten sowie die operative 
Effektivität, die Widerstandsfähigkeit und 
das Leistungsvermögen der Union eben­
so wie ihre Zusammenarbeit mit Part­
nern verbessern“.3

Die OSZE steht anderen Herausforde­
rungen gegenüber, wie den zunehmen­
den internen Spannungen und der Tatsa­
che, dass sie ihrem umfassenden Sicher­
heitsmandat immer weniger gerecht wer­
den kann.4 Aufgrund der internen Span­
nungen erodiert der Konsens über die 
Normen, auf denen die OSZE seit den 
1970er-Jahren beruht. Das schwächt zu­
gleich die Durchführungsorgane und In­
stitutionen der OSZE.5 Dadurch wird 
der Organisation eine geringere politi­
sche Bedeutung zugeschrieben und die 
Teilnehmerstaaten sind weniger gewillt, 
politische und finanzielle Mittel für die 
OSZE bereitzustellen. Wolfgang Zellner 
führt an, dass die OSZE „als inklusive 
Plattform und Akteur in Situationen, in 
denen andere IOs [internationale Orga­
nisationen] nicht handlungsfähig sind,“6 

zwar eindeutig benötigt werde – doch in­
nerhalb der europäischen Sicherheitsord­

University of Birmingham
s.wolff@bham.ac.uk

nung sei sie an den Rand gedrängt wor­
den.

Der strategische Kompass der EU um­
fasst die vier „Körbe“ Krisenmanagement, 
Resilienz, Fähigkeiten und Partnerschaf­
ten.7 Der Korb „Partnerschaften“ bietet 
der EU und der OSZE eine neue Gele­
genheit, ihre strategische Partnerschaft zu 
überdenken. Die Zusammenarbeit zwi­
schen den beiden Organisationen hat 
eine lange Geschichte. Die gemeinsamen 
Interessen und die Vorteile einer Zusam­
menarbeit wurden von Vertreter*innen 
der OSZE und der EU immer wieder 
betont.8 In ihrer Globalen Strategie des 
Jahres 2016 erkannte die EU die OSZE 
formal „als europaweite Organisation, 
[die] sich im Zentrum der europäischen 
Sicherheitsordnung befindet“ an. Sie ver­
pflichtete sich, „ihren Beitrag innerhalb 
der OSZE und ihre Zusammenarbeit mit 
der OSZE als Säule der europäischen Si­
cherheit zu stärken“.9 Bei der Überprü­
fung ihrer Globalen Strategie im Jahr 
2019 bekräftigte die EU ihre Unterstüt­
zung für die OSZE.10 Dieses gemeinsame 
Interesse an Sicherheit und Stabilität äu­
ßerte sich auch in den Prioritäten der 
EU für die östliche Partnerschaft wie gute 
Regierungsführung, Kampf gegen die or­
ganisierte Kriminalität, Bekämpfung von 
Korruption und der Umgang mit Sicher­
heitsherausforderungen, die der Klima­
wandel mit sich bringt.11

Die Wirklichkeit sieht jedoch anders 
aus. Die beiden Organisationen verfolgen 
keinen gemeinsamen Ansatz bei Sicher­
heitsfragen und arbeiten eher parallel, an­
statt an einem Strang zu ziehen.12 Trotz 
positiver Gegenbeispiele – wie etwa die 
Zusammenarbeit zwischen der aktuellen 
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OSZE-Sonderbeobachtermission in der 
Ukraine und der dortigen European Uni­
on Advisory Mission – hat sich diese Ten­
denz in letzter Zeit noch verstärkt. Die 
Spannungen innerhalb der OSZE sind 
weiter gewachsen, und die EU bemüht 
sich mittlerweile um eine größere Auto­
nomie als Sicherheitsakteur in Europa, 
vor allem seit dem Vertrag von Lissabon 
aus dem Jahr 2007.

Eine fähigere und selbstbewusstere EU 
kann (und sollte) zwar mehr zur europä­
ischen Sicherheit beitragen, aber wir sind 
der Auffassung, dass dies nicht auf Kosten 
der OSZE geschehen sollte. Im Gegenteil. 
Nicht nur ist „das Überleben der OSZE 
objektiv im Interesse der EU“.13 Eine ge­
stärkte OSZE würde auch den nationalen 
Interessen der 27 EU-Mitgliedstaaten und 
der 57 OSZE-Teilnehmerstaaten am meis­
ten dienen.14

Die Zusammenarbeit zwischen der EU 
und der OSZE

Beide Organisationen haben erst Anfang 
der 2000er-Jahre damit begonnen, ihre 
Zusammenarbeit zu konkretisieren, ob­
wohl sich die Europäische Kommissi­
on und die EU bereits seit 1975 auf 
die KSZE-/OSZE-Prinzipien verpflichtet 
hatten (durch die Unterzeichnung der 
Schlussakte von Helsinki 1975, der Char­
ta von Paris 1990 sowie der Europäischen 
Sicherheitscharta 1999). Im Jahr 1999 rief 
die OSZE ihre „Plattform für kooperati­
ve Sicherheit“15 ins Leben und die Euro­
päische Kommission veröffentlichte 2003 
ihre Schlussfolgerungen zur „EU-OSZE-
Kooperation bei der Konfliktverhütung, 

dem Krisenmanagement und der Kon­
fliktnachsorge“.16 Darin wurde die Not­
wendigkeit betont, „Doppelarbeit zu ver­
meiden“ und auf eine „effektive gegen­
seitige Ergänzung“ hinzuarbeiten. Insbe­
sondere Erkundungsmissionen, die Koor­
dination vor Ort sowie gegenseitige di­
plomatische Unterstützung wurden als 
Prioritäten bei der Zusammenarbeit ge­
nannt.17

Seit 2006 übernimmt die EU eine for­
male Rolle innerhalb der OSZE: „Bei 
Sitzungen der Beschlussfassungsorgane 
sitzt die Europäische Kommission ne­
ben dem Teilnehmerstaat, der zu die­
sem Zeitpunkt den EU-Vorsitz innehat.“ 
Sie kann „unmittelbar nach dem Teilneh­
merstaat, der den EU-Vorsitz innehat, 
das Wort ergreifen.“18 Diese Rolle wur­
de 2018 auf Dienststellenebene in einem 
Briefwechsel zwischen den Generalsekre­
tären der OSZE, der Europäischen Kom­
mission und des Europäischen Auswär­
tigen Dienstes weiter formalisiert. Da­
rin verpflichteten sich beide Organisatio­
nen zu regelmäßigen Beratungen und 
zu einer operativen Zusammenarbeit in 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
in allen drei OSZE-Dimensionen (poli­
tisch-militärische Dimension, Wirtschaft- 
und Umweltdimension sowie menschli­
che Dimension).19 Zudem nimmt der 
Hohe Vertreter der EU für Außen- und 
Sicherheitspolitik und Vizepräsident der 
EU normalerweise auch an dem jähr­
lichen OSZE-Ministerratstreffen im De­
zember teil.

Die Arbeit der EU innerhalb der 
OSZE wird von der entsprechenden EU-
Delegation bei internationalen Organi­
sationen in Wien geleitet. Sieben Mit­
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arbeiter*innen widmen sich ausschließ­
lich einzelnen OSZE-Institutionen oder 
themenspezifischen Dimensionen.20 Da­
rüber hinaus verfügt die Europäische 
Kommission über eine Arbeitsgruppe 
„OSZE und Europarat“, die sich mit den 
Beziehungen der EU zu diesen beiden 
Organisationen beschäftigt und die ge­
meinsamen Positionen der Mitgliedstaa­
ten in den Debatten in OSZE und Euro­
parat koordiniert.21

Den Teilnehmerstaaten der OSZE ist 
es nicht gelungen, sich auf die Gründung 
eines Verbindungsbüros in Brüssel zu 
verständigen. In Wien sind die Abteilung 
für externe Zusammenarbeit des Büros 
des Generalsekretärs und ein Leitender 
Beauftragter für externe Zusammenarbeit 
(für alle Institutionen in Brüssel) für die 
Beziehungen zwischen der OSZE und 
der EU zuständig. Dass die OSZE über 
keine direkteren Verbindungsstrukturen 
verfügt – vor allem nicht in den Feld­
missionen –, hat die systematische Koor­
dinierung von Aktivitäten mit Brüssel er­
schwert.

Bis vor Kurzem haben beide Organi­
sationen das Format ihrer Kooperation 
flexibel gehandhabt, und zwar durch un­
regelmäßige Treffen zwischen der EU 
und den OSZE-Troikas, Treffen zwischen 
dem Generalsekretär der OSZE und dem 
Hohen Vertreter der EU für Außen- 
und Sicherheitspolitik und jährlich statt­
findende Meetings auf Mitarbeiterebene. 
In einem Briefwechsel des Jahres 2018 
wurden Bereiche mit gemeinsamen In­
teressen identifiziert, in denen sich das 
gesamte Spektrum an OSZE-Aktivitäten 
widerspiegelt. Dazu gehören Konfliktver-
hütung und Vermittlungstätigkeiten, die 

Bekämpfung des Terrorismus sowie die 
Förderung von Rechtsstaatlichkeit und 
guter Regierungsführung. Diese große 
Bandbreite macht es schwierig, eine 
Agenda festzulegen und strategische Prio­
ritäten zu setzen. Hinzu kommen die 
Fluktuation auf leitender Personalebene 
beider Seiten und strukturelle Unverträg­
lichkeiten, die die Suche nach den richti­
gen Gesprächspartner*innen und die Eta­
blierung effektiver Beziehungen zwischen 
ihnen behinderten.

Gegenseitige Ergänzung

Die Forschung zu interorganisationaler 
Zusammenarbeit zeigt, dass der Aus­
tausch von Ressourcen den wesentlichen 
Anreiz für eine Kooperation zwischen 
Organisationen darstellt. Internationale 
Organisationen kooperieren miteinander, 
weil sie an speziellen Mitteln (Gelder 
für Projekte, Infrastruktur, Personal) oder 
immateriellen Gütern (Legitimierung, 
Fachkenntnisse, Ruf) interessiert sind, die 
der jeweilige Partner zur Verfügung stel­
len kann.22 Der Austausch von Ressour­
cen beruht also auf einander ergänzen­
den Interessen zwischen den zusammen­
arbeitenden Organisationen. Auch einan­
der überschneidende politische Strategi­
en können ein wichtiger Anreiz für eine 
Kooperation und einen Ressourcenaus­
tausch sein.

Die EU ist zu einer wichtigen Finan­
zierungsquelle der OSZE geworden – je­
denfalls in den Bereichen, in denen sich 
die Interessen der EU mit dem Bedarf der 
OSZE decken. Die EU ist mit Abstand 
der größte Geldgeber für die OSZE-Son­
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derbeobachtermission in der Ukraine. Sie 
stellt Personal, Ausrüstung und Satelli­
tenbilder zur Verfügung.23 Dank ihres 
Netzwerks aus Delegationen im ganzen 
OSZE-Gebiet kann die EU den OSZE-
Feldmissionen zudem eine maßgeschnei­
derte Unterstützung bieten.

Die OSZE wiederum verfügt über er­
hebliche (wenngleich zur Zeit geringer 
werdende) Möglichkeiten, Treffen einzu­
berufen und Agenden festzusetzen. Sie 
verfügt über Kenntnisse und Werkzeu­
ge bei der Konfliktverhütung, Erfahrung 
in der stillen Diplomatie und ein ech­
tes multilaterales Mandat im Zusammen­
hang mit Konflikten. Im Vergleich zur 
EU – die in den langwierigen Konflik-
ten in der OSZE-Region nicht als neu­
traler Akteur wahrgenommen wird – ist 
es für die OSZE leichter, als Vermitt­
ler und/oder Beobachter vor Ort akzep­
tiert zu werden. Ungeachtet der aktuel­
len politischen Meinungsverschiedenhei­
ten zwischen den OSZE-Teilnehmerstaa­
ten ist die Organisation nach wie vor 
eines der wenigen europaübergreifenden 
Foren und deswegen für die EU sehr 
nützlich, etwa für einen institutionalisier­
ten Austausch mit Russland über Sicher­
heits- und andere Fragen. Vor Ort verfügt 
die OSZE immer noch über wesentlich 
höhere Fachkenntnisse als die EU, bei­
spielsweise bei der Konfliktvermittlung. 
Die OSZE-Feldmissionen können die EU 
unterstützen, etwa wenn es darum geht, 
die Standpunkte und den Bedarf von na­
tionalen Minderheiten zu ermitteln. Da­
rüber hinaus kann die OSZE als Binde­
glied fungieren, etwa bei der Umsetzung 
der Zentralasienstrategie der EU.

Hindernisse

Abgesehen vom Ressourcenbedarf gibt 
es noch weitere zentrale Faktoren, die 
die Zusammenarbeit zwischen Organi­
sationen beeinflussen: die Präferenzen 
der Mitgliedstaaten, das Machtungleich­
gewicht zwischen diesen bzw. der Orga­
nisation, die Kultur und Offenheit der 
Organisation, die Rolle des interorganisa­
tionalen Lernens bzw. frühere „Koopera­
tionspfade“ sowie der Einfluss mächtiger 
Drittparteien.24

Zu den Hindernissen für eine aktive­
re Partnerschaft zwischen EU und OSZE 
gehört das Ungleichgewicht hinsichtlich 
Macht, Budgets und struktureller Eigen­
schaften. Die EU ist nicht per se eine 
internationale Organisation, sondern ein 
Staatenverbund. Sie verfügt über einen 
Haushalt von etlichen Milliarden Euro 
und die einzelnen Institutionen sind 
durchaus unabhängig. Selbst in ihrer Au­
ßenpolitik weicht die Union immer häu­
figer vom Einstimmigkeitsprinzip ab. Am 
anderen Ende des Spektrums befindet 
sich die OSZE als eher fragmentierte Or­
ganisation mit einem umständlichen ju­
ristischen Status. Ihre Beschlussfassung 
erfordert einen Konsens, und der jährli­
che Haushalt beträgt knapp unter 140 
Millionen Euro.25 Eine Konsequenz die­
ser asymmetrischen Beziehung ist die ver­
ständliche Sorge der OSZE (die viele ein­
flussreiche Teilnehmerstaaten teilen), von 
der EU in eine Abhängigkeit gedrängt zu 
werden oder sich zu einem außen- und 
sicherheitspolitischen Werkzeug der EU 
zu entwickeln.

Weitere Unklarheiten bestehen bei 
Mitgliedschaft, Mandaten und Bestrebun­
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gen. Obwohl die OSZE alle 27 EU-Mit­
gliedstaaten umfasst, gehören zu ihren 
Teilnehmerstaaten auch Russland, weite­
re postsowjetische Staaten, die USA, Ka­
nada, Norwegen und das Vereinigte Kö­
nigreich.26 Aufgrund der höheren Band­
breite an Regimetypen und außenpoli­
tischen Orientierungen innerhalb der 
OSZE fehlt ihr die Kohärenz der EU. 
Sie versteht sich eher als Forum denn als 
voll ausgebildete internationale Organi­
sation.27 Für eine effektive Zusammenar­
beit müssen die EU-Mitgliedstaaten des­
wegen zwischen ihren Präferenzen als 
EU-Mitglieder und als OSZE-Teilnehmer­
staaten unterscheiden. Wenn die EU die 
OSZE nicht als eigenständige Sicherheits­
organisation behandelt, wird es für Russ­
land und andere Teilnehmerstaaten, die 
nicht zur EU gehören, inakzeptabel sein, 
dass die OSZE enger mit der EU zusam­
menarbeitet und die EU somit innerhalb 
der OSZE an Sichtbarkeit und Einfluss 
gewinnt.

Die EU bemüht sich zunehmend und 
ernsthaft darum, eine Sicherheitsorgani­
sation zu werden. Die OSZE hingegen 
hat Schwierigkeiten, in ihren Kernbe­
reichen Konfliktverhütung und Vermitt­
lung relevant zu bleiben. Sie arbeitet an 
Themen, bei denen alle Teilnehmerstaa­
ten einer Meinung sind, die ihr Mandat 
aber eher am Rande betreffen und an an­
derer Stelle effektiver behandelt werden 
könnten. Dies wirft die Frage auf, inwie­
fern die EU die OSZE überhaupt benö­
tigt, um ihre eigenen Interessen zu ver­
folgen, und ob die unausweichliche Dop­
pelarbeit dazu beitragen könnte, dass die 
OSZE weiter marginalisiert wird.

Die Grundlage für eine erfolgreiche 
Zusammenarbeit zwischen internationa­
len Organisationen ist eine sensible 
Handhabung der Beziehung zueinander, 
vor allem angesichts sich überschneiden­
der Mitgliedschaften. Zu diesem Zweck 
muss eine echte Vision entwickelt wer­
den, wie diese Zusammenarbeit aussehen 
soll. Es muss regelmäßige Treffen geben, 
und die Art und Weise, wie interagiert 
wird, muss geplant werden.28 An dem 
Management der Beziehung zwischen der 
EU und der OSZE wird noch gearbeitet. 
Aktuell ist die Beziehung nicht hinrei­
chend institutionalisiert, und selbst nach 
dem Briefwechsel von 2018 geben hoch­
rangige Vertreter*innen zu, dass weitere 
Anstrengungen vonnöten sind.

Und in der Tat scheint es keinen kla­
ren Plan zu geben, wie eine Zusammen­
arbeit aussehen könnte – etwa, dass die 
verschiedenen OSZE-Abteilungen an die 
Kapazitäten der Europäischen Kommissi­
on und ihre Finanzierungsmöglichkeiten 
für die Konfliktverhütung und das Kon­
fliktmanagement angebunden werden. 
Außerdem ist die Liste konkreter Berei­
che, in denen eine Zusammenarbeit statt­
finden sollte, unzusammenhängend und 
zu lang. Es wäre deswegen sinnvoll, Prio­
ritäten zu identifizieren und klare Ziele 
zu setzen.

Die alltägliche informelle Zusammen­
arbeit zwischen den beiden Organisatio­
nen wird oft gelobt. Allerdings gibt es 
dafür wenig Belege (im Gegensatz zu 
der regelmäßigen Doppelarbeit und den 
parallelen Vorgehensweisen, die in der 
entsprechenden Forschung dokumentiert 
sind).29 Helga Schmid, frühere General­
sekretärin des Europäischen Auswärtigen 
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Dienstes und aktuelle Generalsekretärin 
der OSZE, könnte eine wichtige Rolle 
spielen: Als „Boundary Spanner“ könn­
te sie es beiden Organisationen ermögli­
chen, effektiver zusammenzuarbeiten.

Drei Bausteine für eine bessere 
Partnerschaft

Wir schlagen drei Bausteine vor, mit de­
nen die Partnerschaft zwischen der OSZE 
und der EU verbessert werden kann. 
Der erste Baustein ist eine realistische 
Bewertung dessen, was eine intensivere 
Zusammenarbeit zwischen der EU und 
der OSZE erreichen kann. Die OSZE darf 
nicht bloß zu einem Instrument der Si­
cherheitsinteressen der EU werden. Sie 
muss gestärkt werden – als ein autono­
mer Sicherheitsakteur mit Fähigkeiten, 
die sich von denen der EU unterscheiden, 
für den Umgang mit gemeinsamen Si­
cherheitsherausforderungen aber relevant 
sind.

Der zweite Baustein: Die EU muss die 
OSZE als Dialogforum verstehen, nutzen 
und stärken. Nur so kann gegenseitiges 
Vertrauen aufgebaut werden. Dies erfor­
dert eine größere Bereitschaft der EU, 
sich auf Akteure in Russland und Län­
dern „östlich der EU“ einzulassen, etwa 
wenn es um die Bedeutung und die In­
terpretation bestehender OSZE-Verpflich-
tungen und umstrittene Konzepte wie 
„Souveränität“ und „Selbstbestimmung“ 
geht. Damit soll sichergestellt werden, 
dass sich die Streitigkeiten innerhalb der 
europäischen Sicherheitsordnung nicht 
verfestigen und eines Tages unüberwind­
bar werden.30

Der dritte Baustein: Eine Konzentrati­
on auf die gemeinsamen Interessen der 
27 EU-Mitglieder bzw. der 57 OSZE-Staa­
ten würde es ermöglichen, sich der Wur­
zeln der Zusammenarbeit zu besinnen, 
Doppelarbeit zu vermeiden und die größ­
ten Stärken beider Organisationen in al­
len drei OSZE-Dimensionen gewinnbrin­
gend einzusetzen.

Empfehlungen für eine engere 
Zusammenarbeit

Auf Grundlage dieser drei Bausteine für 
eine bessere Partnerschaft empfehlen wir 
der OSZE und ihren Teilnehmerstaaten 
sowie der EU und ihren Mitgliedstaaten 
sieben konkrete Schritte.

Stärkung der Konfliktverhütung

Die EU und die OSZE weisen unter­
schiedliche, aber teilweise deckungsglei­
che Stärken bei der Konfliktverhütung 
auf. Die EU besitzt besser entwickelte 
Instrumente zur strukturellen Konflikt-
verhütung. Die OSZE kann Erfolge bei 
der direkten Prävention aufweisen und 
verfügt über die entsprechenden Fähig­
keiten, aber ihr fehlen oft die finanziel-
len Ressourcen, um rasch zu handeln. 
Eine bessere Zusammenarbeit würde des­
wegen bedeuten, die Präventionsstrategi­
en enger miteinander zu verbinden und 
sie zu operationalisieren. Die OSZE könn­
te der EU dabei helfen, bessere und 
genauere Ziele für ihre Strategien, Akti­
onspläne und Programme zur Konflikt-
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verhütung festzulegen. Die EU könnte 
ihrerseits ihre finanzielle Unterstützung 
erhöhen (zum Beispiel durch ihr Instru­
ment für Nachbarschaft, Entwicklungszu­
sammenarbeit und internationale Zusam­
menarbeit), um mehrjährige OSZE-Haus­
halte zu ermöglichen. Dabei könnte der 
Schwerpunkt auf einer engeren Zusam­
menarbeit bei vertrauensbildenden Maß­
nahmen im Zusammenhang mit den 
langwierigen Konflikten in der OSZE-Re­
gion und der Arbeit des Hohen Kommis­
sars für nationale Minderheiten liegen.

Erneute Priorisierung der 
Rüstungskontrolle

Die Rüstungskontrolle stand früher im 
Zentrum der OSZE. Hier hat sie viele Er­
folge vorzuweisen. Die wachsenden Span­
nungen innerhalb der Organisation und 
die Eskalation der Gewalt bei mehreren 
Konflikten haben die Rüstungskontroll­
normen und -mechanismen geschwächt 
und ausgehöhlt. Der Strukturierte Dialog 
über aktuelle und künftige Herausforde­
rungen und Risiken für die Sicherheit 
im OSZE-Gebiet, der von den OSZE-Au­
ßenminister*innen beim Ministerrat in 
Hamburg im Dezember 2016 ins Leben 
gerufen wurde, könnte entscheidend da­
zu beitragen, ein effektives Rüstungskon­
trollregime wiederherzustellen. Die EU 
hat die Möglichkeit, den Strukturierten 
Dialog der OSZE zu stärken, indem sie ihn 
in EU-Foren stattfinden lässt, wie etwa 
im Militärausschuss oder dem Politischen 
und Sicherheitspolitischen Komitee der 
EU. EU-Expert*innen könnten im Rah­
men des Strukturierten Dialogs an infor­

b)

mellen Arbeitsgruppen und Treffen von 
Militärvertreter*innen auf Expertenebene 
teilnehmen.

Ermöglichung von Konnektivität

Sowohl die EU als auch die OSZE sind 
um Konnektivität bemüht. Innerhalb 
der OSZE-Region „östlich der EU“ stellt 
die Eurasische Wirtschaftsunion eine Al­
ternative zum politischen und ökonomi­
schen Integrationsprojekt der EU dar. 
Chinas Projekt „Neue Seidenstraße“ (Belt 
and Road Initiative) bietet eine weite­
re Vorstellung davon, wie Konnektivität 
aussehen kann. Im Rahmen der Zusam­
menarbeit zwischen der EU und der 
OSZE könnte die Konkurrenz zwischen 
den Integrationsprojekten thematisiert wer­
den, und es könnten Grundregeln erar­
beitet werden, um eine höhere Konnekti­
vität zu ermöglichen. Die EU könnte die 
OSZE dabei unterstützen, eine schlüssige 
„Connectivity 2.0“-Agenda31 zu formulie­
ren, die einen nachhaltigen Aufschwung 
nach der Pandemie zum Ziel hat. Kon­
nektivität spielt auch im Bereich Sicher­
heit eine immer größere Rolle. Daher ha­
ben die 27 EU- bzw. 57 OSZE-Staaten 
eindeutig gemeinsame Interessen, insbe­
sondere an der Schnittstelle zwischen Kli­
ma und Sicherheit, Technik und Sicher­
heit sowie gute Regierungsführung und 
Sicherheit. Die EU könnte zudem OSZE-
Initiativen unterstützen, um Vertrauen 
in der Wirtschafts- und Umweltdimensi­
on aufzubauen, beispielsweise am Kaspi­
schen Meer, am Schwarzen Meer und 
am Mittelmeer. Damit erhielte die EU 
Zugang zu kritischen Regionen und wür­
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de greifbare Vorteile für die Bevölkerung 
vor Ort schaffen. Letztlich ließe sich so 
der Weg ebnen für offene und konstruk­
tive Diskussionen über Themen aus dem 
Bereich der „harten“ Sicherheit.

Der Aushöhlung der Normen 
entgegenwirken

Das umfassende Sicherheitskonzept der 
OSZE beruht auf Grundlagen, die die 
Teilnehmerstaaten 1975 in Helsinki 
und 1990 in Paris vereinbart haben. Be­
kräftigt wurden sie 2010 in der Gedenker­
klärung von Astana. Diese Grundlagen 
sind im letzten Jahrzehnt zunehmend in­
frage gestellt worden. Daher sollte sich 
eine Zusammenarbeit zwischen der EU 
und der OSZE darauf konzentrieren, 
Bündnisse zwischen Staaten zu schmieden, 
die diese Normen verteidigen und in beiden 
Organisationen vertreten sind. Dabei sollte 
das Meinungsspektrum der 27 bzw. 57 
Staaten abgebildet werden. Zu solchen 
„Freundesgruppen“ könnten OSZE-Teil­
nehmerstaaten gehören, die EU-Mitglie­
der sind, aber auch solche, die keine EU-
Mitglieder sind. Diese Bündnisse könn­
ten auch bei bestimmten OSZE-Institu­
tionen angesiedelt sein, etwa beim Ho­
hen Kommissar für nationale Minderhei­
ten.

Stärkung der Zusammenarbeit vor 
Ort

Die EU hat in allen OSZE-Teilnehmer­
staaten Delegationen, und die OSZE be­

d)

e)

treibt aktuell in 13 Teilnehmerstaaten 
(allesamt „östlich der EU“) Feldoperatio­
nen. Dennoch arbeiten die EU-Delegatio­
nen und die OSZE-Feldoperationen meist 
nur punktuell und ad hoc zusammen. 
Dabei geht es meist nur um eine politi­
sche Unterstützung, was den unterfinan-
zierten und überlasteten OSZE-Präsenzen 
vor Ort nur selten längerfristig hilft. 
Deswegen sollte eine Priorität der EU-
OSZE-Kooperation darin bestehen, Ver­
bindungen zwischen den EU-Delegatio­
nen, den EU-Sonderbeauftragten und den 
Botschaften der EU-Mitgliedstaaten einer­
seits und den OSZE-Missionen, den Son­
derbeauftragten des amtierenden OSZE-
Vorsitzenden und anderen Feldpräsenzen 
andererseits zu schaffen und zu festigen. 
Dabei könnte der Schwerpunkt auf Bil­
dungsinitiativen liegen oder auf anderen 
Themen, die für die Jugend relevant sind.

Mehr Wissensaustausch 
und gemeinsame 
Ausbildungsmöglichkeiten

Sinnvoll wäre die Gründung eines ge­
meinsamen EU-OSZE-Pools von zivilen Ex­
pert*innen. Dafür sollten gemeinsame 
Ausbildungsveranstaltungen organisiert 
werden, die eine „gegenseitige Einsetz­
barkeit“ ermöglichen und ein Verständ­
nis für die Kultur der jeweils anderen 
Organisation schaffen. Eine Initiative, die 
hierfür in Betracht käme, ist zum Beispiel 
die OSZE-Akademie in Bischkek (Kirgi­
sistan). Sie könnte von der EU oder ein­
zelnen Mitgliedstaaten stärker gefördert 
werden. Eine andere Möglichkeit bestün­
de darin, dass EU-Mitgliedstaaten die 

f)
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Ausbildung von OSZE-Mitarbeiter*innen 
für einen Einsatz durch Sachleistungen 
unterstützen. Vorbild hierfür könnten 
die Trainingskurse für die Sonderbeob­
achtermission in der Ukraine sein, die 
vom Austrian Armed Forces Internatio­
nal Centre32 geleitet werden.

Nutzung von Track-2- und Track-1.5-
Initiativen

Track-2- und Track-1.5-Initiativen könn­
ten die Umsetzung der genannten Emp­
fehlungen unterstützen. In informellen 
Gesprächen mit zivilgesellschaftlichen 
Akteuren (Track 2) oder bei Gesprächen, 
an denen offizielle Vertreter der Staaten 
und Akteure der Zivilgesellschaft betei­
ligt sind (Track 1.5), könnten mögliche 
neue Formen der Zusammenarbeit zwi­
schen der EU und der OSZE erörtert und 
die Ansichten der Teilnehmerstaaten er­
mittelt werden. Auch die Erwartungen der 
27 bzw. 57 Staaten und die roten Linien 
für die Nicht-EU-Staaten ließen sich so in 
Erfahrung bringen. Das ist entscheidend. 
Denn bei jeder Diskussion über eine EU-
OSZE-Zusammenarbeit sollte die Stär­
kung der OSZE im Zentrum stehen: als 
die wichtigste umfassende und kooperati­
ve Sicherheitsorganisation im euroatlanti­
schen und eurasischen Raum.
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Internazionali, April 2021, https://www.i
ai.it/sites/default/files/iaip2116.pdf

28 Barbara Gray, „Intervening to Improve 
Inter-organizational Relationships“, in: 
Steve Cropper/Mark Ebers/Chris Hux­
ham/Peter Smith Ring (Hrsg.), The Ox­
ford Handbook of Inter-organizational 
Relations, Oxford: Oxford University 
Press, 2008, 664–690.

29 Siehe Dijkstra et al., a.a.O. (Anm. 12) 
und Galbreath, a.a.O. (Anm. 12).

30 Dies ist besonders wichtig angesichts des 
Beschlusses des Europäischen Rats vom 
Juni 2021, die EU-Russland-Gipfel nicht 
fortzuführen – entgegen dem gemeinsa­
men Vorschlag Frankreichs und Deutsch­
lands, die Gipfel weiterhin stattfinden zu 
lassen, um den Beziehungen zwischen 
der EU und Russland eine ähnliche Basis 
zu verschaffen wie den US-Russland-Be­
ziehungen, wie es beim Treffen zwischen 
Wladimir Putin und Joe Biden am 
17. Juni 2021 in Genf vereinbart wurde. 
Die Möglichkeiten, die die OSZE als Fo­
rum bietet, können zwar keinen direkten 
Dialog zwischen der EU und Russland 
ersetzen. Doch die bilateralen Beziehun­
gen zwischen der EU und Russland soll­
ten nicht die Beziehungen zu Russland 
innerhalb des multilateralen Kontexts 
der OSZE bestimmen. Die OSZE bietet 
eine der wenigen verbliebenen Möglich­
keiten für einen institutionalisierten Dia­
log, in den Russland, die EU und all ihre 
Mitgliedstaaten eingebunden sind.

31 Siehe Stefan Wolff, „China: A Challenge 
or an Opportunity for the OSCE?“, Se­
curity and Human Rights Monitor, 22 
April 2021, https://www.shrmonitor.org/
china-a-challenge-or-an-opportunity-for-t
he-osce-shrm/

32 Das Programm wurde 2014 ins Leben 
gerufen und hat bislang rund 1.000 Be­
obachter*innen ausgebildet. Siehe OSCE, 
„OSCE Secretary General, high-level 
OSCE officials mark fifth anniversary 
of AUTINT-run pre-deployment train­
ing for Special Monitoring Mission to 
Ukraine in Götzendorf, Lower Austria“, 
OSCE, 12 June 2019, https://www.osce.or
g/secretary-general/422819
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OSZE-Friedensmissionen: Bilanz und Zukunftsperspektiven

Fred Tanner*

Zusammenfassung

Die Sonderbeobachtermission in der Ukraine (SMM) ist eine der wenigen Erfolgsgeschichten 
der OSZE seit dem Beginn des bewaffneten Konfliktes in der Ostukraine. Die zivile Mission war 
und ist auf einzigartige Weise in der Lage, in der Hochrisikoregion des Donbass als Quasi-Frie­
denstruppe tätig zu sein. Sie beobachtet die Einhaltung von Waffenstillständen, fördert Dialog 
und bietet humanitäre Hilfeleistungen für die in der Konfliktzone lebenden Menschen. In der 
Geschichte der OSZE gab es zuvor nur eine weitere Mission zur Beobachtung von Waffenstill-
ständen, die Kosovo-Verifikationsmission (KVM). Der vorliegende Beitrag zieht – unter beson­
derer Berücksichtigung dieser beiden Missionen – Bilanz aus den OSZE-Friedensoperationen. 
Alle bisherigen OSZE-Friedensoperationen waren zivile Missionen, und militärische OSZE-Mis­
sionen sind auch in Zukunft schwer vorstellbar. Dieser Beitrag präsentiert Erfahrungen und 
Empfehlungen zur Verbesserung von zukünftigen Missionen der OSZE und von anderen Orga­
nisationen, die in einem Hochrisiko-Umfeld tätig sind.

Schlagworte
OSZE, Friedensoperationen, Kosovo Verifikationsmission, Sonderbeobachtermission in der 
Ukraine

Bitte zitieren als: Fred Tanner, OSZE-Friedensmissionen: Bilanz und Zukunftsperspektiven, 
OSCE Insights 4/2021 (Baden-Baden: Nomos, 2021), https://doi.org/10.5771/9783748911449-04

Einleitung

Welche Erfahrungen hat die OSZE bei zi­
vilen Friedensoperationen in Hochrisiko-
Gebieten gewonnen?1 Solche Missionen 
sind ein wesentlicher Bestandteil der in­
ternationalen Bemühungen um Konflikt-
verhütung, Krisenmanagement und Frie­

* Fred Tanner
The Graduate Institute, Centre on Conflict, 
Development & Peacebuilding, Genf
fred.tanner@graduateinstitute.ch

densaufbau. Laut des Stockholm Interna­
tional Peace Research Institutes wurden 
im Jahr 2020 weltweit 62 Friedensmis­
sionen entsandt – 25 davon unter Lei­
tung der Vereinten Nationen und 16 
unter Leitung der OSZE.2 Auf den ers­
ten Blick scheint es, als habe eine multi­
dimensionale UN-Friedensmission in So­
malia wenig mit einer OSZE-Operation 
auf dem Westbalkan oder in Zentralasien 
gemein. Allerdings würden die meisten 
OSZE-Feldmissionen durchaus als das 
durchgehen, was die Hochrangige Unab­
hängige Gruppe für Friedensmissionen 
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der Vereinten Nationen als „Friedensope­
ration“ bezeichnet – auch wenn die Frie­
densoperationen der OSZE keine „robus­
ten“ Elemente wie etwa den Schutz von 
Zivilisten enthalten. Es ist nach wie vor 
unwahrscheinlich, dass es jemals eine 
OSZE-Mission mit Beteiligung von Poli­
zei- oder bewaffneten Armee-Einheiten 
geben wird. Allerdings wird diese Mög­
lichkeit seit der Genehmigung von Feld­
missionen durch das Dokument von Hel­
sinki von 1992 diskutiert.3

Die Möglichkeit einer militärischen 
Friedensmission durch die OSZE ist 
nur ein einziges Mal erwogen worden, 
und zwar von einer Hochrangigen Pla­
nungsgruppe (HLPG, High-Level Plan­
ning Group) im Rahmen der 1995 ge­
gründeten und von der OSZE geleite­
ten Minsker Vermittlungsplattform zum 
Bergkarabach-Konflikt. In Erwartung ei­
nes Friedensvertrags zwischen Armeni­
en und Aserbaidschan entwickelte die 
HLPG vier verschiedene Optionen für 
eine solche Mission. Die robusteste da­
von beinhaltete die Entsendung bewaff-
neter, aus Infanteriebataillonen bestehen­
der Kontingente, die fast 5000 Soldaten 
umfasst hätten. Die Bemühungen um 
eine Friedensmission der OSZE nahmen 
Ende 2020 jedoch ein plötzliches Ende, 
als Aserbaidschan sein Territorium ge­
waltsam zurückeroberte und Russland 
ein nationales Kontingent zur Friedenssi­
cherung in die Region schickte.

Die Erfahrung der OSZE mit 
Friedensmissionen

Welche politischen und operativen Er­
kenntnisse konnten im Rahmen der 
OSZE-Missionen gewonnen werden? 
Und wie können diese Erkenntnisse die 
Effektivität sowie die politische und ope­
rative Durchführbarkeit zukünftiger Frie­
densmissionen verbessern?

In den letzten 25 Jahren enthielten 
die Mandate mehrerer Feldoperationen 
polizeiliche oder militärische Komponen­
ten, auch wenn es sich dabei nur um in­
dividuelle Sekundierungen handelte und 
nicht um die Entsendung ganzer mi­
litärischer Einheiten. Militärbeobachter 
wurden etwa nach Moldau (seit 1993) 
und Georgien (2008) entsendet. Zivile 
Grenzbeobachter wurden entlang der 
georgisch-russischen Grenze (1999-2005) 
eingesetzt, und zivile Polizeiberater wa­
ren Teil der Community Security Initiati­
ve in Kirgisistan (2010-2015).

Für Friedensförderung wurden natio­
nale Polizeikräfte durch die OSZE-Missi­
on in Kroatien sowie im Rahmen der 
Community Security Initiative in Kirgi­
sistan ausgebildet und gestärkt. Die Mis­
sion in Skopje mit ihrem Public Safety 
and Community Outreach Department 
widmet sich nach wie vor den Themen 
Polizeiausbildung sowie Kontrolle und 
Reformen der Polizei. Zudem unterstützt 
sie die Polizei beim Kampf gegen den il­
legalen Waffenhandel und die organisier­
te Kriminalität.4

Während sich die OSZE-Feldoperatio­
nen in Zentralasien und auf dem West­
balkan auf die Stärkung von Resilienz 
und guter Regierungsführung konzen­
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triert haben, dienten die Missionen in 
Bosnien und Herzegowina, im Kosovo 
und in Nordmazedonien dem Zweck, 
die Umsetzung der Friedensverträge und/
oder UN-Resolutionen mit dem Ziel der 
Konfliktverhütung und -lösung zu unter­
stützen.

Die OSZE-Missionen zur 
Waffenstillstandsbeobachtung

Bisher gab es nur zwei OSZE-Missio­
nen, die mit Friedensoperationen militä­
rischer Art vergleichbar wären: die Koso­
vo-Verifikationsmission (KVM) und die 
Sonderbeobachtermission in der Ukrai­
ne (SMM). Diese beiden zivilen Missio­
nen zur Waffenstillstands-Beobachtung 
begannen jeweils unter eher ruhigen Um­
ständen, endeten aber letztendlich in ak­
tiven Konfliktsituationen, in denen es 
keinen Frieden mehr gab, der zu sichern 
gewesen wäre. Die Entsendung der KVM 
nach Jugoslawien fand während der sich 
zuspitzenden Kosovokrise im Jahr 1998 
statt, als die USA und die NATO an­
gesichts der Gewalttaten vor Ort damit 
drohten, militärisch gegen das Milošević-
Regime vorzugehen. Das Mandat der 
KVM – das ohne die OSZE ausgehandelt 
worden war und aus dem Holbrooke- 
Milošević-Abkommen abgeleitet wurde – 
forderte beide Seiten dazu auf, die Ge­
walttaten zu beenden, ihre bewaffneten 
Streitkräfte aus dem Kosovo abzuziehen 
und einen Waffenstillstand einzuhalten. 
Die KVM sollte etwa zweimal so groß 
sein wie die gegenwärtige SMM, konn­
te ihre Präsenz aber nicht schnell genug 
anpassen, um den zunehmenden Sicher­

heitsbedrohungen gewachsen zu sein. Im 
März 1999, sechs Monate nach ihrer 
ursprünglichen Entsendung, musste die 
Mission aus Sicherheitsgründen in die be­
nachbarte Ehemalige Jugoslawische Re­
publik Mazedonien (EJRM – heute Nord­
mazedonien) verlegt werden, bevor sie 
schließlich beendet wurde.

Die SMM wurde Anfang 2014 als 
ein präventiver Einsatz entwickelt, der 
auf Deeskalation, Vertrauensbildung und 
Dialogförderung in der gesamten Ukrai­
ne ausgerichtet war. Innerhalb weniger 
Wochen fand sich die Mission jedoch in 
einem bewaffneten Konflikt wieder und 
musste sich an neue Sicherheitsbedingun­
gen und neue Aufgaben zur Beobachtung 
des Waffenstillstands auf Grundlage der 
Minsker Vereinbarungen anpassen. Seit­
dem ist die SMM zu einem wichtigen 
Instrument der Krisenbewältigung in der 
Ukraine geworden.

Im Folgenden werde ich auf sechs 
wesentliche Eigenschaften dieser beiden 
Missionen eingehen, wobei ich dabei den 
Schwerpunkt auf die SMM legen werde. 
Das Ziel ist es, Erkenntnisse und bewähr­
te Praktiken zu identifizieren sowie Emp­
fehlungen für zukünftige OSZE-Missio­
nen und andere regionale oder interna­
tionale Missionen unter VN-Mandat zu 
formulieren.

Missionsmandate

Das Mandat der KVM wurde ohne Betei­
ligung der OSZE verhandelt. Dies führ­
te zu einer Diskrepanz zwischen dem 
politischen Prozess, der operativen Pla­
nung und der strategischen Kontrolle. 
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Die Agenda der Mission war außeror­
dentlich breit angelegt. Sie umfasste das 
Beobachten des Waffenstillstandes, die 
Untersuchung entsprechender Verstöße, 
die Unterstützung der Rückkehr von Ver­
triebenen sowie die Überwachung der 
Regierungsarbeit und der Wahlen. Die­
se Vielzahl an Aufgaben führte gemein­
sam mit organisatorischen Defiziten da­
zu, dass die KVM-Führung nicht in der 
Lage war, einen einheitlichen Plan zu de­
ren Umsetzung zu entwickeln.5

Im Gegensatz dazu wurde das SMM-
Mandat vom Schweizer OSZE-Vorsitz ge­
meinsam mit weiteren Teilnehmerstaaten 
im Zuge der Maidan-Krise 2014 entwor­
fen und verhandelt. Trotz eines äußerst 
aufgeheizten politischen Klimas wurde 
das Mandat einstimmig verabschiedet 
und genoss bis zum Abschluss der vor­
liegenden Analyse große Unterstützung.6 

Da das Mandat breit angelegt ist, konn­
te der geographische Geltungsbereich der 
Mission flexibel gehandhabt werden – 
was angesichts der illegalen Annexion der 
Krim durch Russland unverzichtbar war. 
Dennoch weist das Mandat einige Schwä­
chen auf. In bestimmten Bereichen – et­
wa was die Dialogförderung betrifft – 
hätte eine präzisere Sprachwahl zu mehr 
Synergien mit anderen laufenden OSZE-
Initiativen in der Ukraine führen kön­
nen. Ein weiteres Defizit ist die fehlen­
de Berücksichtigung einer Geschlechter­
perspektive innerhalb der Missionsaktivi­
täten.

Die Flexibilität des SMM-Mandats er­
möglichte es, schnell auf Konfliktdyna-
miken vor Ort zu reagieren. Obwohl 
sich die Mission seit 2014 nicht verän­
dert hat, wurden ihr zusätzliche Aufga­

ben zugewiesen, etwa durch die Trila­
terale Kontaktgruppe (TKG) oder das 
Normandie-Format. Der OSZE-Bericht 
„A Peaceful Presence“ verdeutlicht, dass 
die Kapazitäten der Organisation zur Pla­
nung von Missionen immer noch sehr 
begrenzt sind. Deswegen besteht die Ge­
fahr, dass auf kurzfristig auftretende Not­
fälle mit bloßen Verlegenheitslösungen 
reagiert wird. Für langfristige Planungen 
und Strategien bestehen kaum Kapazitä­
ten und Möglichkeiten.7

Einsatzbedingungen

Sowohl die KVM als auch die SMM be­
fanden sich in der paradoxen Situation, 
im Rahmen einer zivilen Friedensmissi­
on mit militärischen Herausforderungen 
umgehen zu müssen.8 Während der kur­
zen Planungsphase für die KVM im Jahr 
1998 waren die Führungskräfte der OSZE 
nicht in der Lage, klare Anweisungen zu 
geben, wie das Mandat umzusetzen sei. 
Außerdem ging der Rekrutierungsprozess 
(vor allem für die Sekundierung von 
Experten mit Erfahrung bei der Waffen-
stillstandsverifizierung und Polizeiarbeit) 
schleppend voran, trotz eines entspre­
chenden Aufrufs der UN an alle OSZE-
Teilnehmerstaaten.9 Nach drei Monaten 
waren 700 Beobachter im Einsatz. Als 
die Mission im März 1999 aufgrund von 
Sicherheitsbedenken beendet wurde, war 
die Zahl der Beobachter auf 1400 gestie­
gen. Der KVM fehlte von Anfang an eine 
adäquate institutionelle Unterstützung, 
die für eine beschleunigte Aufstellung 
von Einsatzkräften und Beobachtern er­
forderlich gewesen wäre. Auch eine be­
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sondere Sorgfaltspflicht, die gerade für 
eine so ambitionierte und in einem ak­
tiven Konfliktgebiet tätige Feldoperation 
notwendig gewesen wäre, war nicht vor­
handen.

Im Gegensatz dazu konnte sich die 
SMM von Anfang an auf die Unterstüt­
zung durch das OSZE-Sekretariat und 
insbesondere auf das Konfliktverhütungs-
zentrum (KVZ) verlassen. Diese Unter­
stützung ermöglichte es der Mission, ihre 
Operationen, ihr Personal und ihre Mate­
rialbeschaffung immer wieder anzupas­
sen. Dank der im Rahmen der KVM ge­
wonnenen Erfahrungen sowie der Befug­
nisse durch Ministerratsbeschluss 
Nr. 3/11 zum Konfliktzyklus10 konnte 
sich die SMM darauf verlassen, dass fol­
gende Elemente bereits vorhanden wa­
ren:
• ein operativer Rahmen für Krisenre­

aktion und Personal,
• eine Liste verfügbarer Mitarbeiter, die 

schnell entsendet werden können,
• ein virtueller Ausrüstungspool.11

Unparteiliche Berichte und 
Verhaltensweisen

Unparteilichkeit ist eine entscheidende 
Voraussetzung für jede OSZE Feldmissi­
on – ebenso wie ein Konsens und ein 
gewaltfreies Vorgehen. Ende der 1990er 
Jahre war die OSZE in einen anhaltenden 
Machtkampf zwischen dem Milošević-Re­
gime und der kompromisslosen US-Di­
plomatie verstrickt, die vom UN-Sicher­
heitsrat und der Nato unterstützt wurde. 
Der gemeinsame Beschluss, eine OSZE-

Mission zu entsenden, war Teil eines Ab­
kommens, das auch eine Überwachung 
Jugoslawiens aus der Luft durch die 
NATO beinhaltete. Die Sicherheit der 
KVM hing von einer sogenannten NATO 
Extraction Force in der benachbarten 
EJRM ab.12 Aufgrund der Ernennung 
des US-Diplomaten William Walker als 
Missionschef war es der OSZE nicht 
mehr möglich, unparteiisch und neutral 
zu bleiben, da sich die USA eindeutig 
als Gegner des Milošević-Regimes positio­
niert hatten. Dies zeigte sich in drama­
tischer Weise, als der Missionschef im 
Gastgeberstaat zur Persona non grata er­
klärt wurde.13

Im Gegensatz dazu ist die SMM nicht 
aus „Brinkmanship“- Diplomatie hervor­
gegangen und konnte daher ihre Unpar­
teilichkeit wahren. Obwohl sie gelegent­
lich kritisiert wurde, hat die SMM ent­
gegen der üblichen UN-Praxis eine „Poli­
tik der Nicht-Zuweisung“ betrieben, also 
ein „Berichten der Fakten, ohne dabei 
Schuldzuweisungen vorzunehmen, und 
Probleme im Bereich harte Sicherheit mit 
den humanitären, politischen und sozio-
ökonomischen Konsequenzen des Kon­
flikts abzuwägen“.14 Dennoch gab es hart­
näckige Versuche, die Mission politisch 
in Bezug auf Sorgfaltspflichtfragen oder 
Schuldzuweisungen bei Verstößen gegen 
den Waffenstillstand zu beeinflussen – 
auch von nationalen OSZE-Delegationen.

Vor- und Nachteile der Nutzung 
moderner Technik

Während die KVM eine „Low Tech“-Mis­
sion war, erwarb die SMM auf politi­
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schen Druck des amtierenden Vorsitzes 
hin moderne technische Ausrüstung wie 
etwa Kameras, Satellitenbildgeber, akusti­
sche Sensoren und Drohnen (UAV, un­
armed aerial vehicles, unbemannte Luft-
fahrzeuge), um die von ihren Bodenpa­
trouillen gesammelten Informationen zu 
ergänzen. Die Nutzung solcher Technolo­
gien durch die SMM wurde durch das 
Minsker Waffenstillstandsabkommen er­
möglicht. Der OSZE fehlte es aber an 
Wissen über die Anschaffung oder Nut­
zung von Drohnen. Sie traf deshalb eine 
Vereinbarung mit einem privaten Unter­
nehmen, wodurch sämtliche technische 
Dienstleistungen und die notwendige Ex­
pertise dafür ausgelagert wurden, aber 
dennoch unter Kontrolle der SMM blie­
ben.15

Der Einsatz von UAVs erleichterte 
die Arbeit der Mission, da sie auf die­
se Weise Aufgaben übernehmen konnte, 
die ansonsten von Patrouillen in gefähr­
lichen Gebieten oder verbotenen Berei­
chen durchgeführt worden wären. Die 
Fernüberwachung spielte auch während 
der COVID-19-Pandemie eine wichtige 
Rolle, da sie Versuche erschwerte, die 
Pandemie als Vorwand für Lockdowns, 
Zugangsverweigerungen und Schließun­
gen von „Grenzen“ zu nutzen.

Der Einsatz von Drohnen in aktiven 
Konfliktzonen ist gefährlich und teuer. 
Die Drohnen werden oft elektronisch ge­
stört oder beschossen – was einen klaren 
Verstoß gegen die Minsker Vereinbarun­
gen darstellt. Vom ersten Drohnenflug 
im Oktober 2014 bis zum 31. März 2019 
verlor die SMM 39 UAVs. Davon gingen 
67 Prozent in Gebieten verloren, die 
nicht von der Regierung kontrolliert wer­

den, 31 Prozent in Gebieten, die von der 
Regierung kontrolliert werden, und zwei 
Prozent entlang der Kontaktlinie.16

Mit dem zunehmenden Einsatz mo­
derner Technik sind auch Probleme im 
Zusammenhang mit der Verarbeitung 
und Nutzung der gesammelten Daten 
aufgetreten. Die SMM musste feststellen, 
dass sie zu schlecht ausgestattet war, um 
eine große Menge an Informationen aus 
verschiedenen Quellen zu verarbeiten. 
Zudem dauerte der Zugriff der Beobach­
ter auf Satelliten- und Drohnenbilder oft 
zu lange, als dass er für die Planung von 
Patrouillen und die Umsetzung von Maß­
nahmen effektiv gewesen wäre. Ein neues 
Informations-Managementsystem musste 
für die Zusammenführung von Daten 
und die Vorbereitung von Entscheidun­
gen, Plänen und öffentlichen Berichten 
eingeführt werden.17

Rechtsstatus und Sorgfaltspflicht

Der Umstand, dass die OSZE keine 
Rechtspersönlichkeit besitzt, ist ein 
schweres Hindernis für ihre Feldmissio­
nen. Die SMM konnte ihre Feldpräsenz 
erst dann wie geplant aufbauen, als 
eine Absichtserklärung mit der Gastge­
ber-Regierung zustande gekommen war 
– mehrere Wochen nach Beginn der Mis­
sion.18 Noch problematischer war, dass 
die OSZE während dieser ersten Wochen 
ohne rechtlichen Schutz in der Ukraine 
für jeden verursachten Schaden zur Re­
chenschaft gezogen werden konnte. Wäh­
rend dieser Phase wurden acht Beobach­
ter von einer Gruppe Kosaken als Geiseln 
genommen. Dabei stellte sich die Frage, 
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wer dafür haften würde, falls es zu Per­
sonenschäden kommen sollte: der Missi­
onschef, der Generalsekretär, der amtie­
rende Vorsitz oder vielleicht die sekun­
dierenden Teilnehmerstaaten? Bis heute 
sind solche Fragen nach der Sorgfaltsp­
licht nicht geklärt.19 Ein Problem der 
SMM ist auch, dass der Schutz ihres Per­
sonals von Garantien der Kriegsteilneh­
mer abhängt. Im Gegensatz zur KVM ver­
fügt die SMM über keine eigene militä­
rische Evakuierungseinheit. Eine komple­
xe Konfliktumgebung erfordert es, dass 
Vorkehrungen zur Sorgfaltspflicht Teil 
der Missionsplanung sind. Leider war 
dies bei beiden Friedensmissionen der 
OSZE nicht der Fall. Im Fall der KVM 
blieb zum Beispiel die Bitte der OSZE 
um eine mobile medizinische Betreuung 
– einschließlich Militärambulanz und ge­
panzerter Fahrzeuge – nach der Entsen­
dung der Mission monatelang unbeant­
wortet.20

Partnerschaften für gemeinsame oder 
hybride Missionen

Bisher gab es noch keine gemeinsamen 
Missionen der OSZE mit anderen inter­
nationalen Organisationen. Die Europäi­
sche Sicherheitscharta von Istanbul aus 
dem Jahr 1999 würde es der OSZE je­
doch ermöglichen, mit anderen regiona­
len und internationalen Organisationen 
zusammenzuarbeiten, auch bei der Frie­
denssicherung.21 Im Jahr 2014 wurde ein 
Vorschlag für eine hybride oder „erwei­
terte“ SMM gemacht, als Deutschland, 
Frankreich, Italien und die Russische Fö­
deration jeweils anboten, der Mission 

Drohnen und militärische Ausrüstung 
zur Verfügung zu stellen. Zu diesen An­
geboten der einzelnen Länder gehörte 
auch ein Schutz durch militärische Ein­
heiten. Die Einbeziehung nationaler mi­
litärischer Einheiten in die SMM hätte 
jedoch den zivilen und unparteilichen 
Charakter der Mission untergraben kön­
nen. Zudem wären dafür ein zusätzlicher 
Beschluss des Ständigen Rats sowie ein 
bilaterales Stationierungsabkommen für 
Streitkräfte mit der Ukraine nötig gewe­
sen.22

Ein weiterer Vorschlag für eine hybri­
de Operation – ebenfalls in der Ukrai­
ne – kam 2017 aus Russland. In einem 
Entwurf für eine Resolution des UN-Si­
cherheitsrats schlug Russland vor, die 
SMM entlang der Kontaktlinie durch 
eine leicht bewaffnete UN-Friedenstrup­
pe zu schützen.23 Die Ukraine lehnte die 
Möglichkeit einer hybriden UN-OSZE-
Mission ab und schlug im Gegenzug bei 
der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen 2017 eine robuste friedenser­
zwingende Mission gemäß Kapitel VII 
der Charta der Vereinten Nationen vor. 
Dadurch wäre die SMM überflüssig ge­
worden.24 Beide Vorschläge fanden we­
nig Zuspruch und wurden aufgegeben.

Wie auf die Erfolgsgeschichte der SMM 
aufgebaut werden kann

Die SMM hat bewiesen, dass sie seit 
ihrer Entsendung 2014 in der Lage ist, 
viel zu lernen. Trotz ständiger Verstöße 
gegen den Waffenstillstand, Zugangsver­
weigerungen und der COVID-19-Pande­
mie hat sie ihre Arbeit auf beiden Seiten 
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der Kontaktlinie fortgesetzt – wenn auch 
teilweise stark eingeschränkt. Im Laufe 
der Jahre haben sich Forscher und Fach­
leute mit der Mission beschäftigt, deren 
Effektivität untersucht und größtenteils 
gelobt.25

Angesichts des ermutigenden Beispiels 
der SMM ist es denkbar, dass die Teil­
nehmerstaaten auch einer ähnlichen Mis­
sion in einem anderen Land zustimmen 
würden, sollte eine veränderte Sicher­
heitslage und politische Situation dies 
erfordern. Die naheliegendste Möglich­
keit wäre eine Operation in der Region 
Bergkarabach. Sicher: Die Ko-Vorsitzen­
den der Minsk-Gruppe und die HLPG 
wurden durch die Entsendung der rus­
sischen Friedenstruppe an den Rand ge­
drängt. Eine Expertengruppe argumen­
tiert dennoch, dass eine multinationale 
OSZE-Friedenstruppe immer noch benö­
tigt wird, „denn es könnte sein, dass 
Moskau im Laufe der Zeit die Kosten 
und Belastungen nicht mehr tragen will, 
die es sich nun allein aufgeladen hat“.26 

Eine mögliche Beilegung des Bergkara­
bach-Konflikts könnte also eine zivile 
OSZE-Friedensmission erfordern, um die 
Einhaltung von Verpflichtungen zu be­
obachten und Aktivitäten zum Friedens­
aufbau zu unterstützen. Dies wäre von 
den politischen Entwicklungen abhängig 
und könnte Teil eines breitangelegten 
Rahmenwerks sein.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Im Vergleich zu den klassischen militä­
rischen UN-Friedensmissionen haben zi­
vile Operationen einen leichten „Foot­

print“, was ein Vorteil ist. Zivile Missio­
nen setzen außerdem keine Zwangsmit­
tel ein, sondern agieren als Vermittler. 
Dadurch ist es leichter, einen Konsens 
für ihr Mandat zu erreichen, vom Gast­
geber-Staat akzeptiert zu werden und 
unparteiisch zu bleiben. Entscheidend 
ist hier, eine effektive Abstimmung zwi­
schen politischer und operativer Ebene 
bei der Mandatswahrnehmung zu garan­
tieren und gleichzeitig die Möglichkeit 
zu haben, die Mission besser zu schützen, 
falls sie in einer bewaffneten Konfliktzo-
ne operiert.27

Das Mandat und die zusätzlichen Auf­
gaben der SMM gehen deutlich über 
das Beobachten von Waffenstillständen 
hinaus und beinhalten das Beobachten 
und Berichten von Verstößen gegen die 
Menschenrechte und die ökologische Si­
cherheit. Gleichzeitig bietet sie Good Of­
fices und Vermittlungsdienste an.28 Der 
Einsatz der OSZE für diesen ganzheitli­
chen Ansatz hat sich als Vorteil erwiesen. 
Heutige Friedensmissionen müssen sich 
zunehmend mit Themen wie Instabilität, 
fragile Staaten und Governance in allen 
Phasen des Konfliktzyklus beschäftigen.

Die aktuellen geopolitischen Trends 
lassen vermuten, dass Friedensmissionen 
als Instrumente für die Konfliktverhü-
tung und das Krisenmanagement auch in 
den kommenden Jahren gefragt sein wer­
den. Bei der Planung einer solchen Mis­
sion (oder auch einer anderen OSZE-Mis­
sion) sollten folgende Empfehlungen be­
rücksichtigt werden, die auf den bei frü­
heren Missionen (vor allem der SMM) ge­
wonnenen Erfahrungen und bewährten 
Praktiken beruhen:
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• Ausarbeitung eines flexiblen Missi­
onsmandates: Missionsmandate soll­
ten nur in den Bereichen Vorschrif­
ten machen, in denen dies nötig ist. 
Ein gutes Missionsmandat erleichtert 
der Missionsleitung eine ordentliche 
Planung und Strategieentwicklung. 
Ein Kompromiss beziehungsweise ein 
Konsens für das Mandat kann auch 
durch interpretative Erklärungen er­
reicht werden, so wie dies bei der 
SMM der Fall war. Eine explizite 
Erwähnung von Geschlechterparität 
und Geschlechterperspektiven sollte 
ein wesentlicher Bestandteil des Man­
dats sein.

• Sicherstellung einer zuverlässigen 
institutionellen Unterstützung für 
die Entsendung der Mission: Die 
Wichtigkeit einer soliden institutio­
nellen Unterstützung wurde durch 
die Unfähigkeit der KVM, rasch Ex­
perten mit der passenden Qualifikati-
on zu entsenden, verdeutlicht. Eine 
schnelle Sekundierung von zivilem 
Personal mit geeigneten militärischen 
Kenntnissen hängt jedoch mehr von 
den Teilnehmerstaaten ab als von 
der OSZE selbst. Listen für rasche 
Entsendungen und neue interne Stan­
dardvorgehensweisen (SOPs, Standard 
Operating Procedures) für das gesam­
te Sekretariat sind hilfreich für eine 
rasche Reaktion.29 Ein verstärktes Pla­
nungsteam im Sekretariat könnte effi-
zientere Vorsorgemaßnahmen treffen 
und die Planung der Mission besser 
umsetzen – dies gilt nicht nur für 
den Fall einer möglichen Mission in 
Bergkarabach, sondern auch für ande­
re Missionen. Es wäre überlegenswert, 

ob die HLPG enger an die Arbeit 
des KVZ angebunden werden könn­
te, und damit höhere Planungskapazi­
täten innerhalb des Sekretariats und 
quer durch das gesamte Missionsspek­
trum erreicht werden könnten.

• Wahrung der Unparteilichkeit: Die 
Nationalität des Missionsleiters spielt 
in diesem Kontext durchaus eine Rol­
le. Zusätzlich sollten Missionsberich­
te eine SOP beinhalten, die dazu auf­
fordert, „keine Schuldzuweisungen“ 
vorzunehmen. Die OSZE sollte Ver­
fahren für den Umgang mit nicht-an­
erkannten Akteuren auf Grundlage 
des OSZE-Dokuments „Stabilisieren­
de Maßnahmen für örtlich begrenzte 
Krisensituationen“30 entwickeln.

• Nutzung moderner Technologien: 
Die Beobachtung mit technischen 
Mitteln ist zu einem besonderen 
Merkmal der SMM geworden. Durch 
das Beobachten aus der Ferne kön­
nen gefährliches Terrain und unsiche­
re Checkpoints vermieden werden. 
In Kombination mit einer verbesser­
ten Datenverarbeitung und operativen 
Planung können Missionen dadurch 
effektiver und sicherer gemacht wer­
den. Plattformen zur Datenverarbei­
tung und die entsprechenden Fach­
kenntnisse sollten von Anfang an zur 
Verfügung stehen. Die OSZE-Feld­
missionen können von den Erfahrun­
gen der SMM profitieren und techno­
logische Mittel auch für andere Aufga­
ben nutzen, wie etwa für die Risiko­
beurteilung von Naturkatastrophen.

• Kohärenz von Sorgfaltspflicht und 
Missionsplanung: Für jede zivile 
Feldmission, die in einer Hochrisiko-
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Umgebung tätig ist, sollten von An­
fang an eine Sorgfaltspflicht-Strategie 
und entsprechende Überwachungs­
maßnahmen existieren.

• Berücksichtigung der Risiken ge­
meinsamer Missionen: Missionen, 
die gemeinsam mit anderen Organisa­
tionen ausgeführt werden, sind zwar 
denkbar, aber politisch schwer mach­
bar. Vereinbarungen für gemeinsame 
Einsätze mit der Polizei oder Armee­
kontingenten würden die Planungska­
pazitäten der OSZE stark beanspru­
chen und ihre Unparteilichkeit poten­
ziell gefährden. Zudem wäre dafür 
eine Resolution des UN-Sicherheits­
rats erforderlich.

• Wahrung einer engen Verbindung 
zwischen den politischen und ope­
rativen Prozessen: Das Schicksal der 
KVM hat gezeigt, wie wichtig es 
ist, dass die Leiter der Feldoperatio­
nen am politischen Prozess beteiligt 
sind. Damit wird eine Aufsplitterung 
der Verantwortlichkeiten vermieden 
– eine ständige Gefahr bei komple­
xen Operationen. Im Fall der SMM 
wurde dieses Problem gelöst, indem 
der Leitende Beobachter der SMM 
aktiv in den Minsk-Prozess einbezo­
gen wurde (als Koordinator für die 
Arbeitsgruppe Sicherheit der Trilate­
ralen Kontaktgruppe).

• Mehr Bewusstsein schaffen für die 
Vorzüge der OSZE und ihrer Ope­
rationen: Angesichts ihres umfang­
reichen Erfahrungsschatzes sollte die 
OSZE mehr in ihren institutionel­
len Lernprozess und ihre Outreach-
Aktivitäten investieren. Es ist wich­
tig, dass die Teilnehmerstaaten und 

andere internationale Organisationen 
mehr Vertrauen in die Fähigkeit der 
OSZE entwickeln, Krisen zu bewälti­
gen und Friedensmissionen zu betrei­
ben – auch in Zonen mit kriegeri­
schen Auseinandersetzungen.
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Einleitung

Frank Evers und Argyro Kartsonaki
Obwohl sich die Sicherheitslage im 
OSZE-Raum verschlechtert, schöpfen die 
Staaten die Möglichkeiten der OSZE 
nicht aus. Warum ist das so? Diese Son­
derausgabe von OSCE Insights beleuchtet 
die Interessen ausgewählter Teilnehmer­
staaten bezüglich der OSZE. Die Beiträ­
ge untersuchen acht OSZE-Teilnehmer­
staaten. Einige davon – die USA und 
Russland – sind Großmächte, andere wie­
derum – Frankreich, die Türkei und Ka­
sachstan – sind vor allem regional ein­
flussreich. Vier von ihnen sind ehemali­
ge, derzeitige oder zukünftige Vorsitzlän­
der, nämlich Kasachstan (2010), Schwe­
den (2021), Polen (2022) und Nordmaze­
donien (2023).

Die Länderfallstudien zeigen, welche 
Bedeutung die OSZE für die außen- und 
sicherheitspolitische Planung der jeweili­
gen Regierung hat, auch im Vergleich 
mit anderen internationalen Organisatio­
nen. Unsere Autorinnen und Autoren 
untersuchen die Erwartungen der jeweili­
gen Regierung an die OSZE, ihre Bereit­
schaft zur Mitarbeit in der Organisation 
und die Defizite der OSZE, die das jewei­
lige Land sieht. Die Beiträge schließen 
mit Prognosen und Empfehlungen, wie 
das entsprechende Land mit der OSZE 
enger zusammenarbeiten könnte.

Viele der Autor:innen sind seit lan­
gem für die jeweilige Regierung tätig. Da­
durch verfügen sie über Inneneinblicke, 
sind in einigen Fällen aber auch nicht 
regierungskritisch oder gehen auf einige 
Themen nicht näher ein. Die Autor:in­

nen stützen sich hauptsächlich auf Ge­
spräche mit Amtsträger*innen ihrer Staa­
ten und der OSZE wie auch auf Regie­
rungsdokumente.

Ergebnisse der Fallstudien

Daniel S. Hamilton schildert den Stand­
punkt der USA. Er führt aus, dass die 
OSZE zwar von den amerikanischen Prä­
sidenten bisher nur sporadisch beachtet 
worden sei, der US-Kongress sich jedoch 
im Rahmen der Helsinki Commission 
laufend mit der Organisation auseinan­
dersetze. Die Helsinki Kommission be­
fasst sich seit 1976 in Washington D. C. 
mit OSZE-Fragen, und ihre Mitglieder 
arbeiten regelmäßig in der OSZE-Dele­
gation in Wien mit. Die OSZE sei für 
die USA ein Instrument, ihre Interes­
sen zu verfolgen, insbesondere im Kon­
fliktmanagement und beim Schutz der 
Menschenrechte. Laut seiner Prognose 
wird sich die Regierung Biden in der 
OSZE stärker einbringen als frühere Re­
gierungen. Die USA fühlten sich allen 
drei OSZE-Dimensionen verpflichtet, wo­
bei die konventionelle Rüstungskontrol­
le, die Konfliktverhütung und -lösung, 
der Einsatz für Menschenrechte sowie 
der Umgang mit Terrorismus und Men­
schenhandel im Vordergrund stünden. 
Zwischen den USA und Russland gibt 
es Streitigkeiten in den Bereichen po­
litisch-militärische Sicherheit, ungelöste 
Konflikte und Menschenrechte. Hier regt 
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Hamilton an, dass die bilateralen Gesprä­
che zwischen den USA und Russland im 
Rahmen des Strategic Stability Dialogue 
durch ähnliche Gespräche zwischen den 
OSZE-Teilnehmerstaaten ergänzt werden 
könnten.

Andrei Zagorski führt aus, was Russ­
land an der OSZE kritisiert und was 
es von der Organisation erwartet. Russ­
land sehe eine Vereinnahmung der OSZE 
durch den Westen. Die Organisation be­
günstige aus russischer Sicht die Einmi­
schung der USA, der EU und der NATO 
in innere Angelegenheiten anderer Län­
der, um eine internationale Ordnung 
westlicher Prägung durchzusetzen. Den 
Aktivitäten der OSZE in der menschli­
chen Dimension stehe Moskau kritisch 
gegenüber, da es diese sowohl als tenden­
ziös als auch als obsolet ansehe. Russland 
sei seit vielen Jahren daran interessiert, 
die OSZE zu einer Vertragsorganisation 
zu machen und im Rahmen der OSZE 
Verhandlungen aufzunehmen, um einen 
neuen gemeinsamen Nenner zwischen 
Russland und dem Westen zu finden. 
Bei der Zusammenarbeit im Rahmen der 
OSZE lege Russland den Schwerpunkt 
auf den Umgang mit grenzüberschreiten­
den Risiken wie Terrorismus und organi­
sierte Kriminalität, und auf Risiken im 
Zusammenhang mit Informations- und 
Kommunikationstechnologien. Auch in 
der zweiten Dimension sehe die russische 
Regierung Potenzial für eine Zusammen­
arbeit, insbesondere was die Konnektivi­
tät anbelangt.

Barbara Kunz schildert die wider­
sprüchliche Haltung Frankreichs zur 
OSZE. Einerseits sei Frankreich ein enga­
gierter Teilnehmerstaat, der sich in den 

Arbeitsalltag und die Konfliktlösungsin-
itiativen der Organisation einbringe. Als 
Mutterland der Menschen- und Bürger­
rechte, die dort 1789 erklärt wurden, se­
he Frankreich sich hier in einer besonde­
ren Verantwortung. Frankreich beteilige 
sich an OSZE-Bemühungen zur Lösung 
von Konflikten, um sein Selbstbild als 
Weltmacht zu bekräftigen, so etwa als 
Mitglied des Normandie-Formats (Ukrai­
ne) oder als Co-Vorsitz der Minsk-Grup­
pe (Bergkarabach). Andererseits spiele 
die OSZE für die außenpolitischen Zie­
le Frankreichs eine geringe Rolle. Paris 
stehe auf dem Standpunkt, dass multilate­
rale Organisationen wie die OSZE nicht 
in der Lage seien, rasch Ergebnisse zu 
liefern. Außerdem stehe das geografische 
Gebiet, das die OSZE abdeckt, nicht un­
bedingt im Fokus der französischen Au­
ßenpolitik. Frankreich verfolge seine Zie­
le lieber auf bilateraler Ebene oder über 
andere multilaterale Plattformen. Daher 
sei das Land auch nicht bereit, in der 
Organisation eine Führungsrolle zu über­
nehmen oder Initiativen anzustoßen, die 
die OSZE effektiver machen würden.

Wie für die meisten Staaten in dieser 
Sonderausgabe steht auch für die Türkei 
die politisch-militärische Dimension der 
OSZE im Zentrum. Giray Sadık führt 
aus, dass die Türkei vor allem daran inter­
essiert sei, dass sich die OSZE bei der Sta­
bilisierung von Krisen in ihrer unmittel­
baren Nachbarschaft stärker engagiere. Er 
meint, die OSZE sollte ihr Instrumenta­
rium im Konfliktmanagement besser aus­
schöpfen, um die Lösung von Langzeit­
konflikten zu unterstützen. Weitere Prio­
ritäten der Türkei seien der Kampf ge­
gen den Terrorismus und die grenzüber­
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schreitende organisierte Kriminalität, ins­
besondere der Menschenhandel, sowie 
die Bekämpfung von Fremdenfeindlich­
keit und Islamophobie, vor allem gegen­
über der türkischen Diaspora in Europa. 
Die mangelnden Fortschritte beim letzt­
genannten Thema seien der Hauptkritik­
punkt der Türkei an der OSZE. Der Au­
tor weist, allerdings ohne auf innenpoliti­
sche Fragen einzugehen, darauf hin, dass 
das OSZE-Büro für demokratische Insti­
tutionen und Menschenrechte gestärkt 
werden müsse, insbesondere was die Be­
richterstattung über Hassverbrechen und 
die Integration von Migrant:innen betref­
fe.

Die OSZE spielt in der politischen 
Rhetorik Kasachstans eine wichtige Rol­
le, doch daraus folgt kein konsequentes 
Handeln. Rustam Burnashev und Irina 
Chernykh zeigen, dass das Engagement 
Kasachstans in der OSZE anlassbezogen 
und eher reaktiv ist. Kasachstan nutze die 
OSZE als Plattform, um sein internatio­
nales Ansehen zu verbessern und die Leis­
tungsfähigkeit seiner Institutionen unter 
Beweis zu stellen. Ein Beispiel dafür sei 
der kasachische OSZE-Vorsitz im Jahr 
2010. Obwohl die Regierung die Bedeu­
tung der OSZE in ihren Erklärungen 
anerkenne, betrachte sie die Prinzipien 
und Normen der Organisation als etwas, 
das Kasachstan von außen aufgezwungen 
werde. Sie sehe die OSZE nur als eine 
unter mehreren europäischen und eura­
sischen Organisationen. Außerdem mei­
ne die kasachische Regierung, dass den 
im Land tätigen OSZE-Vertreter:innen 
und Fachleuten Kontextwissen fehle. Die 
Erwartungen Kasachstans bezögen sich 
hauptsächlich auf die erste Dimension 

der OSZE. Doch die Regierung betrach­
te auch die zweite Dimension als Instru­
ment, um Vertrauen herzustellen und 
Spannungen in der Region abzubauen. 
Kasachstan wolle sein Profil in diesem 
Bereich schärfen, etwa indem es die Strei­
tigkeiten über das OSZE-Programmbüro 
in Nur-Sultan zum Anlass nehme, für 
ein OSZE-Themenzentrum für nachhalti­
ge Konnektivität in seinem Land zu wer­
ben.

Lars-Erik Lundin analysiert Schweden. 
Der schwedische Vorsitz 2021 konzentrie­
re sich auf drei Aspekte: Wahrung der 
europäischen Sicherheitsordnung, Schutz 
der „umfassenden Sicherheit“ sowie För­
derung einer Konfliktlösung in kleinen 
Schritten. Schwedens Hauptanliegen sei 
die „Rückbesinnung auf die Ursprünge“. 
Gemeint sei damit erstens das Funktio­
nieren der Organisation sicherzustellen 
und zweitens für die Einhaltung der 
OSZE-Prinzipien zu sorgen. Schweden le­
ge großes Gewicht auf die Menschenrech­
te, die es als dimensionenübergreifendes 
Thema betrachte, da es unmittelbare Aus­
wirkungen auf die anderen beiden OSZE-
Dimensionen habe. Besonders besorgt 
sei Schweden über die Eskalation der 
Krisen in seiner östlichen Nachbarschaft 
und über die damit verbundenen militä­
rischen Gefahren für Nordeuropa. Daher 
setze Schweden im Bereich Sicherheit auf 
die Zusammenarbeit mit der NATO, sei­
ne EU-Mitgliedschaft, die Solidarität un­
ter den nordischen Staaten und seine 
besonderen Beziehungen zu den USA. 
Schweden sehe die OSZE, so Lundin, als 
Mittel an, seine militärische Verteidigung 
durch Vertrauensbildung zu ergänzen.
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Laut Łukasz Kulesa fühlt sich auch 
Polen, das 2022 den OSZE-Vorsitz über­
nehmen wird, zunehmend von der Si­
cherheitslage bedroht. Zwar betrachte 
es die OSZE als wertvollen Teil der 
europäischen Sicherheitsordnung, doch 
im Vordergrund stünde die Zusammen­
arbeit insbesondere mit der NATO und 
der EU. Diese Organisationen seien aus 
Sicht der Regierung effektiver dabei, die 
außen- und sicherheitspolitischen Inter­
essen Polens zu wahren, besonders bei 
Krisen in Mittel- und Osteuropa. Laut 
Kulesa besteht der Wert der OSZE für 
Polen hauptsächlich darin, dass sie ein 
Dialogforum biete, wenn es keine ande­
ren Kommunikationskanäle gebe. Lösen 
könne die OSZE die aktuellen Konflikte 
so vielleicht nicht, sie könne aber einen 
Rahmen bieten, der die Lösungsfindung 
in anderen Kontexten erleichtere. Daher 
wolle sich Polen weiterhin aktiv in die 
OSZE einbringen. Dies sei Teil seiner 
Strategie, durch multilaterale Aktivitäten 
die Stabilität in Europa zu fördern – was 
auch der Hauptgrund für die Bewerbung 
um den OSZE-Vorsitz 2022 gewesen sei.

In ihrem Beitrag über Nordmazedoni­
en, der Vorsitzstaat 2023, zeigt Ana Krsti­
novska, dass die Bedeutung der OSZE 
für das Land in den letzten Jahren im 
Vergleich zu anderen Organisationen ab­
genommen hat. Dass die OSZE die de­
mokratische Transformation des Landes 
unterstützt, werde zwar als sehr hilfreich 
wahrgenommen – auch im Hinblick auf 
den EU-Beitritt Nordmazedoniens. Ihre 
„harten“ Sicherheitsinteressen verfolge 
die Regierung hingegen über die NATO. 
Nordmazedonien sehe die OSZE vor al­
lem als eine Organisation, die das Land 

bei der Verwirklichung seiner strategi­
schen Ziele unterstütze: der EU beizu­
treten und die Vorhaben bei der nach­
haltigen Entwicklung zu erreichen. Den 
OSZE-Vorsitz im Jahr 2023 betrachte 
Nordmazedonien als große Chance, seine 
Fortschritte beim Aufbau demokratischer 
Institutionen unter Beweis zu stellen und 
sein internationales Ansehen zu verbes­
sern.

Schlussfolgerungen

Keiner der acht Staaten, die in dieser 
Sonderausgabe behandelt werden, zeigt 
sich sonderlich interessiert daran, sich 
stärker in die OSZE einzubringen. Die 
meisten Regierungen sehen die OSZE 
nicht als wichtigen Sicherheitsakteur und 
verfolgen ihre außenpolitischen Ziele lie­
ber in anderen Foren. Dies ist sowohl der 
Grund für den relativen Bedeutungsver­
lust der OSZE als auch dessen Folge.

Zugleich haben die Staaten laut unse­
ren Autorinnen und Autoren aber auch 
ein Interesse daran, dass die OSZE funk­
tionsfähig bleibt. Dies zieht sich wie ein 
roter Faden durch alle Beiträge, vor al­
lem bei den Vorsitzländern. Allesamt ge­
stehen sie der OSZE zu, dass sie Raum 
für Dialog biete, in dem die Staaten Si­
cherheitsfragen zügig zur Sprache brin­
gen können. Die OSZE wird somit als 
wichtiges Element der multilateralen Si­
cherheitsbildung angesehen. In einigen 
Staaten, insbesondere bei Nachbarn Russ­
lands, gilt die OSZE auch als Plattform, 
über die sich die Abschreckung durch ko­
operative Sicherheit ergänzen lässt. Diese 
Länder sehen sich zunehmend bedroht. 
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Außerdem wünschen sich viele Staaten, 
dass die OSZE intensiver an der Lösung 
von Langzeitkonflikten arbeitet.

Darüber hinaus haben die Regierun­
gen unterschiedliche Auffassungen da­
rüber, wie und ob die OSZE die Men­
schenrechte schützen solle. Einige Staa­
ten wünschen sich bei diesem Ziel eine 
Vorreiterrolle, während andere es als Auf­
zwingen fremder Werte und eine Einmi­
schung in innere Angelegenheiten emp­
finden. Das ist nichts Neues. Gleichzeitig 
lesen wir zwischen den Zeilen, dass eini­
ge Regierungen ihre Vorbehalte in der 
menschlichen Dimension als Vorwand 
nutzen, um andere innen- und außenpo­
litische Ziele zu verfolgen.

Einige Delegationen in Wien beraten 
wieder verstärkt darüber, welche Rolle 
die OSZE bei der Gewährleistung der Si­
cherheit in Europa spielen könnte. Wich­
tig hierbei sei, den Hauptstädten die Not­
wendigkeit zu verdeutlichen, den multi­
lateralen Dialog wieder ins Zentrum der 
europäischen Sicherheitsbeziehungen zu 
rücken. Daher unterstützen wir die Idee, 
interessierte Regierungen in einer infor­
mellen „Gruppe der Freunde der OSZE“ 
zusammenzubringen. Diese Gruppe soll­
te gemeinsame Interessen von Teilneh­
merstaaten identifizieren und auf dieser 
Basis Möglichkeiten für eine pragmati­
sche Zusammenarbeit erörtern – mit 
Blick auf das 50-jährige Jubiläum der 
OSZE im Jahr 2025.

Einleitung
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Die USA und die OSZE

Daniel S. Hamilton*

Zusammenfassung

Die Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber der OSZE wird durch ein sporadisches Inter­
esse des jeweiligen Präsidenten bestimmt, aber auch durch eine beharrliche Diplomatie von 
US-Regierungsvertretern und dem Engagement des US-Kongresses im Rahmen der Helsinki-
Kommission. Einiges deutet darauf hin, dass die Biden-Administration neuen Schwung in die 
Beziehungen zwischen den USA und der OSZE bringen möchte, etwa um Sicherheitsrisiken 
wie Cyberangriffen und der Covid-19-Pandemie zu begegnen. Für die USA ist die OSZE kein 
Selbstzweck, sondern ein Mittel, um eigene politische Interessen voranzutreiben, indem das 
Land sich auf die Prinzipien beruft, die in der Helsinki-Schlussakte von 1975 und der Charta 
von Paris aus dem Jahr 1990 verankert wurden.

Sporadische Aufmerksamkeit der 
Präsidenten

Von allen US-Präsidenten hat sich Bill 
Clinton am aktivsten in der OSZE ein­
gesetzt: Er nahm am Budapester Gipfel 
im Dezember 1994 teil, als die „Konfe­
renz über Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa“ (KSZE) in „Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa“ (OSZE) umbenannt wurde, so­
wie am Gipfel in Istanbul 1999. Zu die­
sem Zeitpunkt war das sowjetische Im­
perium bereits zusammengebrochen und 
aus der Sowjetunion, aus Jugoslawien 
und der Tschechoslowakei waren 20 neue 
Staaten hervorgegangen. Viele davon hat­

* Daniel S. Hamilton
Woodrow Wilson International Center for 
Scholars
dan.hamilton@wilsoncenter.org

ten historisch bedingte Ressentiments ge­
genüber ihren Nachbarländern und wa­
ren mit territorialen und ethnischen Kon­
flikten belastet. Die Regierung Clinton 
fürchtete, dass Konflikte innerhalb von 
Staaten eine ebenso große Bedrohung für 
die Sicherheit in Europa darstellen könn­
ten wie zwischenstaatliche Konflikte. In 
dieser Situation, so hoffte die Clinton-
Administration, könne die OSZE einen 
einzigartigen Beitrag leisten, da die Or­
ganisation auf dem Grundprinzip beru­
he, dass die wesentliche Ursache für die 
mangelnde Sicherheit von Menschen die 
Missachtung der Menschenrechte sei.1

Die Clinton-Administration wollte 
nach dem Kalten Krieg eine europäische 
Sicherheitsarchitektur aufbauen, in der 
die OSZE eine zentrale Rolle einnehmen 
sollte: bei der Konfliktlösung, der weite­
ren Verbreitung und dem Schutz der De­
mokratie und der demokratischen Insti­
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tutionen, bei der Verteidigung der Men­
schenrechte, der Grundfreiheiten und der 
Rechtsstaatlichkeit sowie bei der Benen­
nung und Lösung von wirtschaftlichen 
Problemen, die zu Konflikten und Risi­
ken für die Sicherheit im eurasisch-eu­
roatlantischen Raum führen konnten. 
Wie William Hill schreibt, erlebte die 
OSZE gegen Ende von Clintons Amts­
zeit „eine wahre Blütezeit […] und er­
reichte vielleicht den Höhepunkt ihrer 
Aktivität und ihres Einflusses“2, als sie 
mit 20 Missionen und etwa 3.000 Perso­
nen vor Ort Pionierarbeit in den Berei­
chen Konfliktprävention, Krisenmanage­
ment und Konfliktnachsorge leistete und 
dabei ihr breites und flexibles Instrumen­
tarium einsetzte.

Seit dieser Zeit wird die OSZE von 
den US-Präsidenten weit weniger beach­
tet. Mit dem Begriff „wohlwollende Ver­
nachlässigung“ hat P. Terrence Hopmann 
die Haltung von US-Offiziellen auf 
höchster Ebene gegenüber der OSZE zwi­
schen 2001 und 2014 beschrieben.3 

George W. Bush konzentrierte sich nach 
den Angriffen am 11. September 2001 
weitgehend auf seinen Anti-Terror-Feld­
zug, den Krieg im Irak und die Erweite­
rung der NATO. Die OSZE spielte in sei­
nen Überlegungen praktisch keine Rolle. 
Auch Barack Obama schenkte der OSZE 
während seiner ersten Amtszeit wenig 
Aufmerksamkeit, sondern überließ den 
vermeintlich relativ stabilen Kontinent 
seinen europäischen Verbündeten und 
maß den bilateralen Beziehungen mit 
Russland weniger Bedeutung zu. Erst 
nach der völkerrechtswidrigen Annexion 
der ukrainischen Halbinsel Krim durch 
Russland und der gewaltsamen Interven­

tion Russlands im Osten der Ukraine 
wandte sich der Blick der US-Politiker 
wieder der OSZE zu. In Washington hoff-
te man, die OSZE einerseits als Plattform 
zu nutzen, um der Verletzung ihrer 
grundlegenden Normen und Prinzipien 
durch Russland eine Kampfansage zu er­
teilen, anderseits aber auch als Mechanis­
mus für die Überwachung und Eindäm­
mung russischer Aktivitäten.

Die vierjährige Amtszeit Donald 
Trumps war der Tiefpunkt, was die Wert­
schätzung der OSZE durch US-Präsiden­
ten betrifft. Trump schenkte der Orga­
nisation keine Beachtung und zog die 
Grundprinzipien der Charta von Paris of­
fen in Zweifel. Er stellte die Bedeutung 
der Menschenrechte als Leitlinie der US-
Außenpolitik infrage und äußerte sich 
in der Öffentlichkeit abfällig über wich­
tige Prioritäten der OSZE wie die Be­
kämpfung der Korruption, den Schutz 
von Minderheitsrechten oder vertrauens­
bildende Maßnahmen im militärischen 
Bereich. Während Trumps Amtszeit ver­
ließen die USA das Open-Skies-Abkom­
men von 1992 zwischen den NATO-Län­
dern und Russland, welches darauf ab­
zielte, die beiderseitige Verständigung zu 
stärken, Vertrauen aufzubauen sowie Of­
fenheit und Transparenz mit Blick auf 
die Streitkräfte und deren Aktivitäten zu 
fördern.

Prinzipiengeleitetes diplomatisches 
Engagement

Auch wenn das Interesse der US-Präsi­
denten für die OSZE mal mehr und 
mal weniger stark ausgeprägt gewesen 
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ist, haben sich US-Diplomat*innen stets 
entschlossen dafür eingesetzt, die Posi­
tionen ihres Landes zu OSZE-relevanten 
Themen voranzubringen. Sie betonen 
den Wert der OSZE als einzige gesamt­
europäische Sicherheitsorganisation, die 
den euroatlantischen Raum umspannt 
und neben den USA, Kanada und Russ­
land alle europäischen und zentralasiati­
schen Staaten sowie die Mongolei zu 
ihren Mitgliedern zählt. US-Offizielle 
schätzen den Beitrag, den die OSZE zur 
militärischen Sicherheit Europas leistet: 
mit ihrem umfassenden System vertrau­
ensbildender und Transparenz schaffen-
der Maßnahmen, ihren Verifizierungsver-
fahren und Frühwarnmechanismen. Die­
se Instrumente haben dazu beigetragen, 
dass auf weiten Teilen des Kontinents die 
Rüstungsarsenale verkleinert und Span­
nungen abgebaut wurden.

US-Diplomat*innen setzen sich für 
die Umsetzung der OSZE-Verpflichtun-
gen in allen Bereichen ein, einschließlich 
der politisch-militärischen, wirtschaftlich-
ökologischen und menschlichen Dimen­
sion. Dazu gehören die Stärkung der poli­
tischen und militärischen Sicherheit im 
gesamten OSZE-Raum, die Umsetzung 
und Überprüfung der Einhaltung von 
Rüstungskontrollabkommen, der Ausbau 
der OSZE-Kapazitäten in der Konflikt-
verhinderung und Konfliktlösung, der 
Einsatz für Demokratie und Rechtsstaat­
lichkeit, die Einhaltung der Menschen­
rechte und der Grundfreiheiten, die Be­
kämpfung von Risiken wie Terrorismus 
und Intoleranz, Fehl- und Desinforma­
tion und Menschenhandel sowie die 
Verpflichtung, Zentralasien eine größe­
re Aufmerksamkeit und mehr Ressour­

cen zuteilwerden zu lassen. US-Vertre­
ter haben sich dafür eingesetzt, dass die 
OSZE in diesen Bereichen aktiver wird. 
Insbesondere haben sie die Feldoperatio­
nen der OSZE sowie die OSZE-Institutio­
nen unterstützt. Diese Unterstützung soll 
auch beibehalten werden, wie Vertreter 
der Biden-Administration betont haben. 
Schließlich zeigt sich das Engagement der 
USA bei der OSZE auch in deren Gre­
mien: bspw. haben seit der Gründung 
der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE US-Kongressabgeordnete dort im­
mer wieder Führungsposten innegehabt. 
Mit 17 von 323 Sitzen haben die USA die 
größte Vertretung in der Versammlung.

Die Helsinki-Kommission

Für das US-Engagement in der OSZE 
spielt der US-Kongress eine wichtige Rol­
le. Nur ein Jahr nach der Unterzeich­
nung der Helsinki-Schlussakte im Jahr 
1975 schuf der Kongress die Kommissi­
on über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa, besser bekannt unter der Be­
zeichnung „US Helsinki Commission“, 
um die Einhaltung aller Aspekte der Hel­
sinki-Schlussakte zu überwachen und zu 
fördern. Die Kommission ist parteiüber­
greifend besetzt und setzt sich aus Mit­
gliedern sowohl des US-Senats als auch 
des Repräsentantenhauses zusammen, die 
von dem/der Senatspräsident*in bzw. 
dem/der Sprecher*in des Repräsentanten­
hauses ernannt werden. Drei weitere Sit­
ze in der Kommission werden vom Präsi­
denten mit Mitarbeitern des Außenminis­
teriums, des Verteidigungsministeriums 
und des Handelsministeriums besetzt. 
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Die Exekutive ist jedoch nicht gleich 
stark vertreten: die Helsinki-Kommission 
wird durch den Kongress dominiert. Als 
Ergebnis dieser besonderen Form der 
Zusammenarbeit zwischen der Exekutive 
und der Legislative hat die Helsinki-Kom­
mission einen eigenen Vertreter als Mit­
glied der US-Mission bei der OSZE abge­
stellt.

Obwohl die Kommission alle Hand­
lungsfelder der OSZE voranbringen will, 
hat sie ein besonderes Mandat im Be­
reich der Menschenrechte. Mitglieder 
und Mitarbeiter der Helsinki-Kommissi­
on gehören US-Delegationen an, die an 
OSZE-Treffen teilnehmen und bestimm­
ten OSZE-Strukturen angehören. Die 
Kommission kann öffentliche Anhörun­
gen und Briefings mit Gutachtern zu 
Themen mit OSZE-Bezug einberufen 
und veröffentlicht Berichte über die Um­
setzung von OSZE-Verpflichtungen in 
den Teilnehmerstaaten. Sie organisiert 
Delegationen zu Teilnehmerstaaten und 
OSZE-Treffen, um sich vor Ort mit 
Entwicklungen auseinanderzusetzen, die 
einen Bezug zu demokratischen und wirt­
schaftlichen Grundrechten, dem Recht 
auf Sicherheit und den Menschenrech­
ten haben. Sie macht regelmäßig auf Pro­
bleme in den Bereichen Menschenrech­
te und Sicherheit in den OSZE-Teilneh­
merstaaten aufmerksam. Dazu gehören 
Rassismus, Antisemitismus, Intoleranz, 
Korruption, Menschenhandel, Verstöße 
gegen die Versammlungs- und Vereini­
gungsfreiheit sowie mangelnder Schutz 
von gefährdeten Gruppen wie zum Bei­
spiel Migrant*innen vor Diskriminierung 
und Gewalt.

Die Helsinki-Kommission hat insbe­
sondere Russland, Weißrussland, die Tür­
kei und einige zentralasiatische Staaten 
sehr deutlich verurteilt – nicht nur für 
die Unterdrückung von abweichenden 
Meinungen im eigenen Land, sondern 
auch, weil sie versuchen, die Arbeit der 
OSZE zum Schutz von Grundfreiheiten 
zu untergraben und die Teilnahme der 
Zivilgesellschaft an OSZE-Aktivitäten zu 
behindern. Die Kommission hatte auch 
eine Schlüsselrolle bei der Formulierung 
des „Magnitsky Act“ von 2012. Dieses 
Gesetz verhängte Sanktionen gegen rus­
sische Offizielle, die für den Tod des 
russischen Anwalts Sergej Magnitski in 
einem Moskauer Gefängnis im Jahr 2009 
oder andere Fälle von Menschenrechts­
verletzungen und Korruption verantwort­
lich waren. Der Vorsitzende der Helsin­
ki-Kommission, der US-Senator Ben Car­
din, war die treibende Kraft hinter der 
Verabschiedung des „Magnitsky Act“ und 
des „Global Magnitsky Human Rights 
Accountability Act“ von 2016. Dieses Ge­
setz haben US-Präsidenten beider Partei­
en genutzt, um korrupte Personen auf 
der ganzen Welt mit Sanktionen zu bele­
gen. Es führte zur Verabschiedung ähnli­
cher Gesetze in Kanada, in Großbritanni­
en und in der EU.

Im Jahr 2021 konzentrierte sich die 
Helsinki-Kommission auf das Interesse 
der USA, eine aktivere Rolle bei der Ver­
hinderung von Massenmord, Kriegsver­
brechen, Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit und Völkermord einzunehmen. 
Die Kommission setzte sich mit Warn­
hinweisen auseinander, die auf das Ri­
siko von Gräueltaten hindeuten, und 
diskutierte die Herausforderungen beim 
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Aufbau und bei der Pflege von Bündnis­
sen zwischen Staaten, die solche Gräuel­
taten verhindern wollen. Sie wies auf 
Bedrohungen der Lieferketten in den 
USA und weltweit hin, die von autori­
tären Regimes ausgehen, und empfahl 
der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE, einer Initiative zur Sicherung der 
Lieferketten zuzustimmen – als Vorstufe 
zu weiteren Schritten der OSZE-Teilneh­
merstaaten in diesem Bereich.

Die Kommission hat sich auch reu­
mütig gezeigt, wenn es um die Einhal­
tung der OSZE-Verpflichtungen durch 
die USA selbst geht. Beispielsweise hat sie 
im Jahr 2020 eine Reihe selbstkritischer 
Anhörungen durchgeführt, die sich mit 
dem Thema „Menschenrechte zu Hause“ 
auseinandersetzten. Insbesondere wurde 
bei diesen Anhörungen darüber gespro­
chen, wie die US-Regierung ihrer Ver­
pflichtung, die Rassendiskriminierung zu 
bekämpfen, nachkommen kann: indem 
sie das verfassungsmäßige Recht auf freie 
Versammlung sowie die Arbeit von Jour­
nalist*innen schützt. Die Teilnehmer*in­
nen diskutierten die Bedeutung von öf­
fentlichen Denkmälern und Gedenkstät­
ten, insbesondere diejenigen mit Bezug 
zum amerikanischen Bürgerkrieg oder 
solche, die Personen verherrlichen, die 
mit rassistischer Unterdrückung und 
Sklaverei in Verbindung gebracht wer­
den, sowie mögliche Wege einer juristi­
schen Wiedergutmachung.

Die Biden-Administration und die OSZE

Dass Präsident Biden seinen engen Mitar­
beiter Michael Carpenter zum OSZE-Bot­

schafter ernannt hat, ist ein Zeichen da­
für, dass seine Administration engagiert 
und konstruktiv an das Thema OSZE 
herangehen will. Nur ein paar Wochen, 
nachdem die neue Administration einge­
setzt worden war, nutzten einige ihrer 
Mitarbeiter die Chance und drängten im 
Rahmen des US-Vorsitzes im Forum für 
Sicherheitskooperation der OSZE darauf, 
die Maßnahmen für militärische Transpa­
renz und militärische Vertrauensbildung 
wieder aufzunehmen. Dies sollte durch 
eine Überarbeitung des Wiener Doku­
ments geschehen, das seit 2011 nicht 
mehr aktualisiert wurde. Zu den mög­
lichen Diskussionsthemen gehören die 
Vereinbarung niedrigerer Schwellen für 
die Anmeldung und internationale Beob­
achtung von militärischen Übungen, die 
Anhebung der Kontingente für solche 
Inspektionen, die Überarbeitung der Ka­
tegorien für den Informationsaustausch 
und eine Revision der Definition von 
„ungewöhnlichen militärischen Aktivitä­
ten“. Im Rahmen erweiterter Gespräche, 
auch zwischen den jeweiligen Streitkräf­
ten, könnte auch die potenziell destabi­
lisierende Wirkung neuer Technologien 
angesprochen werden.4

Darüber hinaus haben US-Offizielle 
die OSZE gedrängt, sich mit langwieri­
gen Konflikten zu beschäftigen und kon­
kretere Resultate in den Bereichen Um­
welt und Wirtschaft anzustreben. Sie setz­
ten sich für die Umsetzung der Resolu­
tion 1325 „Frauen, Frieden und Sicher­
heit“ des UN-Sicherheitsrats in der Arbeit 
des Forums für Sicherheitskooperation 
ein und forderten, die OSZE solle im 
Jahr 2021 ein „Human Dimension Imple­
mentation Meeting“ durchführen.
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Diese Zeichen eines neuen Engage­
ments gingen einher mit einer Verurtei­
lung der russischen Aktivitäten in der 
Ukraine und anderen Ländern – als 
Hauptursache für die umfassende Ver­
schlechterung im sicherheitspolitischen 
Umfeld Europas. Die Biden-Administrati­
on wird weiterhin die Nichteinhaltung 
von Verpflichtungen im Rahmen der 
OSZE durch Russland anprangern. Die­
se Verpflichtungen hatte Russland durch 
seine bewaffneten Interventionen in Ge­
orgien (2008) und in der Ukraine (2014) 
grob verletzt. US-Offizielle fordern Russ­
land auf, seine Verpflichtungen aus dem 
Minsker Abkommen umzusetzen, und 
haben immer wieder betont, dass die 
USA „niemals die angebliche Annexi­
on der Krim durch Russland anerken­
nen werden“5. Die Biden-Administration 
unterstützt die Verlängerung der OSZE-
Beobachtermission an zwei russischen 
Checkpoints an der ukrainischen Grenze.

Auch auf das Mandat der Special Mo­
nitoring Mission der OSZE in der gesam­
ten Ukraine, einschließlich der Krim zu 
arbeiten, weisen US-Offizielle immer wie­
der hin. Daher fordern sie die Ukraine, 
Russland sowie alle bewaffneten Grup­
pen, die von Russland bewaffnet, ausge­
bildet und geführt werden, und Seite an 
Seite mit russischen Truppen kämpfen, 
auf, dafür zu sorgen, dass die Special Mo­
nitoring Mission der OSZE sich auf dem 
gesamten Staatsgebiet der Ukraine frei 
bewegen kann und die Sicherheit ihrer 
Beobachter garantiert ist. Vertreter der 
US-Regierung weisen regelmäßig darauf 
hin, dass Moskau auch in Moldawien 
und Georgien seine Truppen ohne Ein­
willigung der betreffenden Staaten statio­

niert hat und dass der Einsatz von Des­
information und anderer hybrider Instru­
mente für alle OSZE-Staaten eine ständi­
ge Herausforderung darstellt. US-Offiziel-
le verweisen zudem auf die fortdauernde 
Verletzung der Menschen- und Bürger­
rechte der russischen Bevölkerung unter 
der Putin-Regierung, z. B. durch deren 
Versuche, das Recht auf freie Meinungs­
äußerung und die Pressefreiheit einzu­
schränken, etwa durch die Ausweitung 
der Regeln für „ausländische Agenten“ 
auf Journalist*innen.

Die Biden-Administration kritisiert 
aber nicht nur Russland. Sie hat auch 
deutliche Worte für die Nichteinhaltung 
der OSZE-Verpflichtungen und die bru­
talen Menschenrechtsverletzungen durch 
Belarus gefunden. Sie hat die belarussi­
schen Behörden aufgefordert, politische 
Häftlinge, Journalist*innen sowie alle zu 
Unrecht festgehaltenen Gefangenen frei­
zulassen und sich auf einen Dialog mit 
dem Koordinationsrat der Opposition 
und der belarussischen Zivilgesellschaft 
einzulassen. Die US-Regierung und Mit­
glieder der Helsinki-Kommission haben 
die erzwungene Landung eines Flugzeugs 
in Minsk, um den belarussischen Akti­
visten und Journalisten Raman Pratasse­
witsch und die Bürgerrechtlerin Sofja 
Sapega festzunehmen, verurteilt. US-Of­
fizielle sehen zudem die Möglichkeit, 
dass sich die OSZE stärker in Belarus 
einbringt, etwa über die „guten Dien­
ste“ ihrer Generalsekretärin Helga Maria 
Schmid.

Zudem haben hohe US-Vertreter eini­
ge Regierungen angeprangert, die die Co­
vid-19-Pandemie als Vorwand nehmen, 
um die Zivilgesellschaft und die unab­
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hängigen Medien zu unterdrücken, den 
Zugang zu Informationen weiter zu er­
schweren und den Rechtsstaat auszuhöh­
len. Zusammen mit der Helsinki-Kom­
mission haben sie Licht auf die Unterdrü­
ckung ethnischer oder religiöser Minder­
heiten sowie anderer schutzbedürftiger 
Gruppen wie LGBTI-Personen geworfen.

Der Konflikt in Bergkarabach ist ein 
weiteres Thema, bei dem sich die Biden-
Administration für ein stärkeres Engage­
ment ausspricht. Sogar im Wahlkampf 
hat Biden eine mögliche Beobachterrol­
le für die OSZE bei diesem Konflikt 
ins Gespräch gebracht. US-Außenminis­
ter Antony Blinken hat zugesagt, die Zu­
sammenarbeit mit der Minsk-Gruppe der 
OSZE fortzusetzen. Nach wie vor drängt 
die US-Regierung sowohl Armenien als 
auch Aserbaidschan, baldmöglichst die 
Verhandlungen unter Aufsicht der Co-
Vorsitzenden der Minsk-Gruppe (Frank­
reich, Russland, USA) wieder aufzuneh­
men, um eine langfristige politische Lö­
sung auf Grundlage der Helsinki-Schluss­
akte zu finden.

Weiterhin hat die Biden-Administrati­
on bereits signalisiert, dass sie das Pro­
fil der zweiten OSZE-Dimension, die 
Bereiche Wirtschaft und Umwelt, schär­
fen möchte. Sie will auch darüber spre­
chen, wie man zukünftige Bedrohungen 
der öffentlichen Gesundheit und Pande­
mien vorhersehen, verhindern und, wenn 
das nicht gelingt, bewältigen kann. Re­
gierungsvertreter*innen glauben, dass die 
OSZE eine wichtige Plattform für den 
Umgang mit dem Klimawandel in Zen­
tralasien und im Südkaukasus sein kann. 
Schweden, das im Jahr 2021 den OSZE-
Vorsitz innehat, hat sich entschlossen, As­

pekte des Klimawandels prioritär zu be­
handeln; die Biden-Administration unter­
stützt diese Entscheidung.

Präsident Biden hat – ganz im Sinne 
der OSZE, die die Korruption als eine 
Bedrohung für die Sicherheit, die wirt­
schaftliche Entwicklung und die Men­
schenrechte betrachtet – die Korruptions­
bekämpfung als „zentrales Anliegen für 
die nationale Sicherheit der USA“ be­
nannt. Er hat eine behördenübergreifen­
de Überprüfung innerhalb der US-Regie­
rung angeordnet, auf deren Grundlage 
eine Sicherheitsstrategie zur Korruptions­
bekämpfung für die gesamte Regierung 
ausgearbeitet werden soll. Die Helsinki-
Kommission hat diese Überprüfung be­
grüßt und wird voraussichtlich bei deren 
Umsetzung eng mit der Biden-Adminis­
tration zusammenarbeiten.

Zukunftsszenarien

Viele Teilnehmerstaaten kommen ihren 
OSZE-Verpflichtungen nicht in vollem 
Umfang nach. Dennoch betonen US-Of­
fizielle weiterhin den Wert der OSZE 
und sehen die Helsinki-Prinzipien von 
1975 und die Paris-Prinzipien von 1990 
als ein Maximum dessen, zu dem sich 
die Teilnehmerstaaten bei der militä­
rischen, wirtschaftlichen, ökologischen 
und menschlichen Sicherheit bekennen 
wollen.

Es gibt mehrere Bereiche, in de­
nen sich ein stärkeres Engagement 
der USA bei der OSZE bezahlt ma­
chen könnte.6 Vereinbarungen zur Kon­
fliktentschärfung, die zwischen US-Trup­
pen und russischen Streitkräften in Syri­
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en getroffen wurden, könnten als Vorlage 
für ähnliche Maßnahmen unter Leitung 
der OSZE dienen, etwa um Spannungen 
in den Gewässern und dem Luftraum 
über der Schwarzmeerregion abzubauen. 
Die momentan laufenden bilateralen Ge­
spräche zwischen den USA und Russland 
könnten durch ähnliche Gespräche zwi­
schen den Teilnehmerstaaten der OSZE 
ergänzt werden. Der Abzug der NATO 
aus Afghanistan hat bei den zentralasiati­
schen Staaten zu Sicherheitsbedenken ge­
führt. Die USA werden versuchen, hier 
die Möglichkeiten für erweiterte OSZE-
Aktivitäten auszuloten, vielleicht sogar 
für neue Feldmissionen. Es gibt auch 
einen Spielraum für grenzüberschreiten­
de Initiativen im Südkaukasus, die durch 
die OSZE vermittelt werden, einschließ­
lich eines Korridors zwischen Armenien, 
Aserbaidschan und der Türkei. Russland 
hat nach dem bewaffneten Konflikt zwi­
schen Armenien und Aserbaidschan im 
Herbst 2020 Verantwortung bei der Frie­
denssicherung übernommen. Möglicher­
weise wird Moskau aber die Kosten über 
einen längeren Zeitraum nicht allein tra­
gen wollen, wodurch der Weg für eine 
multinationale OSZE-geführte Beobach­
termission frei werden könnte.

Im gesamten OSZE-Raum stehen 
die Gesellschaften unkonventionellen 
Herausforderungen gegenüber. Diese wa­
ren nicht vorhersehbar, als vor beina­
he einem halben Jahrhundert die Teil­
nehmerstaaten aus ganz unterschiedli­
chen Gründen zusammenkamen, um 
gemeinsam Verhaltensrichtlinien auszu­
arbeiten. Cyberangriffe, Desinformation 
und Falschinformationen in den sozia­
len Medien, Störungen der Lieferketten 

und die Covid-19-Pandemie haben ge­
zeigt, welche Risiken für die freie Bewe­
gung von Menschen, Gütern, Dienstleis­
tungen, Verkehrsmitteln, Lebensmitteln, 
Geld und Ideen existieren. Unter den 
OSZE-Teilnehmerstaaten wächst zudem 
das Bedürfnis, Resilienzprinzipien zu de­
finieren, die als Richtlinien bei der Anti­
zipation, der Prävention und wenn nötig 
der Abwehr und Überwindung von Stö­
rungen kritischer gesellschaftlicher Funk­
tionen dienen können.

Die OSZE bleibt weiterhin eine Platt­
form, auf der ungleich Gesinnte die Um­
gangsregeln in verschiedenen, bisher we­
nig diskutierten Sicherheitsbereichen wie 
etwa Resilienz und Konnektivität auslo­
ten können – so sie es denn wollen. 
Wenn nicht, werden die Vereinigten 
Staaten und andere Teilnehmerstaaten 
diese Prinzipien und deren Beachtung 
anderswo definieren und absichern.

Endnotes

1 Siehe die Bemerkungen des US-Präsi­
denten Bill Clinton anlässlich der Eröff-
nung des OSZE-Gipfels im Çırağan-Pa­
last in der türkischen Hauptstadt Istan­
bul am 18. November 1999. Siehe auch 
Richard Holbrooke, „America, a Euro­
pean Power“, in: Foreign Affairs, März/
April 1995, https://www.foreignaffairs.co
m/articles/europe/1995-03-01/america-eur
opean-power

2 Übersetzt nach: William Hill, No Place 
for Russia: European Security Institu­
tions Since 1989, New York: Columbia 
University Press, 2019, S. 153.

3 P. Terrence Hopmann, „Trump, Putin, 
and the OSCE“ in: IFSH (ed.), OSCE 
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Yearbook 2018, Baden-Baden: Nomos, 
2019, 39-52.

4 Fast alle OSZE-Teilnehmerstaaten befür­
worten solche Bemühungen, doch Russ­
land sperrt sich, und auch Armenien und 
Aserbaidschan blockieren aufgrund ihres 
Konflikts Fortschritte in diesem Bereich.

5 U.S. Mission to the OSCE, „Interpretati­
ve Statement on the Extension of the 
Mandate of the OSCE Special Monito­
ring Mission to Ukraine“, as prepared for 
delivery by Chargé d’Affaires Courtney 
Austrian to the Permanent Council, 
Wien, 31. März 2021, https://osce.usmissi
on.gov/interpretative-statement-on-the-ex
tension-of-the-mandate-of-the-osce-specia
l-monitoring-mission-to-ukraine/; The 
White House, „Statement by President 
Biden on the Anniversary of Russia’s Ille­

gal Invasion of Ukraine“, 26. Februar 
2021, https://www.whitehouse.gov/briefi
ng-room/statements-releases/2021/02/26/s
tatement-by-president-biden-on-the-anniv
ersary-of-russias-illegal-invasion-of-ukrain
e/

6 Zu den US-amerikanischen und europä­
ischen Sichtweisen über eine zukünftige 
OSZE-Agenda s. Daniel S. Hamilton et 
al., „Uncommon Cause: The Future of 
the OSCE, Report and Recommendati­
ons, Global Europe Program Working 
Group on the Future of the OSCE“, in: 
TransAtlantic 2/2021, https://www.wilso
ncenter.org/sites/default/files/media/uplo
ads/documents/Uncommon%20Cause%2
0-%20The%20Future%20of%20the%20O
SCE%20v2.pdf
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Russland und die OSZE

Andrei Zagorski*

Zusammenfassung

Moskau kritisiert die OSZE seit mehr als zwei Jahrzehnten und möchte, dass sie ihre Aktivitäten 
im postsowjetischen Raum einschränkt. Allerdings hat Russland die Organisation keineswegs 
ganz aufgegeben. Das Land fordert vielmehr, dass die OSZE ihre geografischen und themati­
schen Prioritäten überdenkt und in eine Vertragsorganisation umgewandelt wird. Eine Neube­
stimmung der gemeinsamen Ziele kann allerdings nur über komplexe Verhandlungen gelin­
gen. Daher sollte man sich zunächst mit den grundsätzlichen Positionen Russlands befassen. 
Die Verständigung auf einen Modus Vivendi ist durchaus denkbar. Zu diesem Zweck könnte 
ein „Helsinki+50“-Prozess angestoßen werden, in dem ein Gründungsdokument diskutiert, die 
Bündnisfreiheit mit dem Konzept der unteilbaren Sicherheit in Einklang gebracht sowie die 
Prinzipien der Medienfreiheit und der Nichteinmischung neu bewertet würden. Die OSZE 
sollte versuchen, die Gemeinsamkeiten zwischen den Teilnehmerstaaten zu stärken, indem sie 
ihre Tätigkeiten in den am wenigsten konfliktträchtigen Bereichen ausbaut. Dafür böten sich 
die Bekämpfung grenzüberschreitender Bedrohungen oder der Umgang mit den Folgen der 
Coronaviruspandemie an.

Einleitung

Es gibt nur eine Sache, die noch schlim­
mer ist als die Arbeit mit der OSZE: die 
Arbeit ohne die OSZE. Frei nach Wins­
ton Churchill fasst diese Aussage die rus­
sische Diskussion über die OSZE gut zu­
sammen. Moskau ist zwar stark genug, 
um die OSZE an Aktionen zu hindern, 
die dem Land gegen den Strich gehen, 
aber zugleich zu schwach, um die Orga­

* Andrei Zagorski
Primakow Nationales Forschungsinstitut für 
Weltwirtschaft und internationale Beziehun­
gen, Russische Akademie der Wissenschaf­
ten, Moskau
zagorskiandrei@gmail.com

nisation für die russische Agenda einzu­
spannen. Daher beharrt Russland seit Jah­
ren auf einer strikten Anwendung der 
Konsensregel, um die OSZE auf diese 
Weise in Schach zu halten.

Dies bedeutet jedoch keineswegs, dass 
Russland bereit wäre, die Organisation 
aufzugeben. Im Gegenteil: Die russischen 
Außenminister gehören zu den wenigen, 
die bei den jährlichen Treffen des Minis­
terrats konsequent persönlich anwesend 
sind. Darüber hinaus wird die OSZE bis­
weilen als eine der letzten Institutionen 
angesehen, an die sich Russland wenden 
kann, um den Schaden durch seine sich 
verschlechternden Beziehungen mit dem 
Westen zu begrenzen. Dies zeigte sich 
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insbesondere in der Anfangsphase der 
Ukrainekrise. Nach wie vor weiß Russ­
land außerdem die Zusammenarbeit zwi­
schen den Co-Vorsitzenden der Minsk-
Gruppe zu schätzen – auch wenn es der 
Minsk-Gruppe 2020 nicht gelang, den 
Krieg zwischen Armenien und Aserbai­
dschan um Bergkarabach zu beenden, 
und ihre Rolle bei der Bewältigung des 
Konflikts derzeit ungewiss ist.

Die Schwierigkeiten der Russischen 
Föderation mit und in der OSZE hän­
gen damit zusammen, dass die Teilneh­
merstaaten kein gemeinsames Ziel mehr 
haben. Diese Tatsache führt zu ständigen 
Kontroversen um die thematischen und 
geografischen Prioritäten der OSZE und 
auch um ihre Strukturen und Institutio­
nen.

Die Kritik an der OSZE

Die russische Kritik an der OSZE hat 
eine lange Geschichte. 1999, während 
der NATO-Luftangriffe auf Jugoslawien, 
warf Russland der OSZE nicht nur vor, 
dass sie unfähig sei, ihre Prinzipien 
durchzusetzen, sondern auch, dass sie als 
Deckmantel für diese Operation diene.1 

Die Spannungen nahmen mit dem zwei­
ten Tschetschenienkrieg zu, der im Ok­
tober 1999 begann und 2003 zur Schlie­
ßung der OSZE-Unterstützungsgruppe 
in Tschetschenien führte. Die Beobach­
tung der russischen Wahlen durch das 
OSZE-Büro für demokratische Institutio­
nen und Menschenrechte seit 2003 ver­
schärfte die Spannungen weiter. Außer­
dem nahm Russland die OSZE während 
der „Farbenrevolutionen“ im postsowjeti­

schen Raum als eine der treibenden Kräf­
te hinter den „Regimewechseln“ wahr, 
die das Land in seiner Nachbarschaft ei­
gentlich zu verhindern suchte.

In Moskau wurde die Sorge laut, 
dass sich die Rolle der OSZE in einer 
NATO-dominierten europäischen Sicher­
heitsordnung auf die „Demokratisierung“ 
der „europäischen Peripherie“ reduzieren 
und die Priorisierung operativer Aktivitä­
ten „übermäßig autonomisierter“ OSZE-
Institutionen die Bedeutung der politi­
schen Konsensfindung schwächen wür­
de.2 In diesem Zusammenhang wurde 
die These einer geografischen und the­
matischen Unausgewogenheit der OSZE-
Aktivitäten vorgebracht, insbesondere im 
Hinblick auf die Aktivitäten „östlich von 
Wien“ in der menschlichen Dimension.3 

Dass der politische Dialog an erster Stel­
le stehen müsse und die OSZE ihre 
Aktivitäten ausgewogener gestalten und 
ihren Institutionen weniger Autonomie 
zugestehen sollte, ist seither ein zentra­
les Anliegen der russischen OSZE-Politik. 
2004 schlug der bulgarische Vorsitz vor, 
den Schwerpunkt der OSZE-Aktivitäten 
vom östlichen Mitteleuropa und von 
Südosteuropa in den postsowjetischen 
Raum, insbesondere nach Zentralasien 
und in den Südkaukasus, zu verlagern. 
Dort hatte die OSZE bis dato nur be­
scheidene Präsenz und Engagement ge­
zeigt. Genau das wollte Russland eben 
nicht – und wurde dabei von einer Min­
derheit der Teilnehmerstaaten, vornehm­
lich den Mitgliedern der Organisation 
des Vertrags über kollektive Sicherheit, 
unterstützt.

Die äußerst hitzigen Aussprachen auf 
dem Ministerratstreffen in Sofia im De­
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zember 2004 setzten eine Debatte über 
eine Reform der OSZE in Gang, die 
bis heute zu keinem Ergebnis geführt 
hat. In den Augen Moskaus ermöglicht 
die OSZE den USA, der EU und der 
NATO, sich in die inneren Angelegen­
heiten von – insbesondere postsowjeti­
schen – Staaten einzumischen, um ihnen 
politische Regime nach westlichem Vor­
bild aufzuzwingen und prowestliche Re­
gierungen zu installieren.4 Präsident Wla­
dimir Putin formulierte diese Kritik so: 
„Wir erleben immer wieder Versuche, 
die OSZE, einen entscheidenden Mecha­
nismus zur Gewährleistung der gemein­
samen europäischen und auch der trans­
atlantischen Sicherheit, für die außenpo­
litischen Interessen Einzelner zu instru­
mentalisieren. Das Ergebnis ist, dass diese 
sehr wichtige Organisation unterminiert 
wurde.“5 Russlands Forderung nach einer 
Neugewichtung der Arbeit der OSZE be­
deutet aber nicht, dass die Organisation 
ihre Aktivitäten „westlich von Wien“ aus­
bauen solle. Russland ist vielmehr der 
Ansicht, dass die OSZE ihre Aktivitäten 
in der menschlichen Dimension im post­
sowjetischen Raum zurückfahren sollte. 
Ob diese reduziert oder zumindest nicht 
weiter ausgebaut werden sollten, war 
dann auch eine der strittigsten Fragen bei 
den Debatten des ersten Panels of Emi­
nent Persons der OSZE im Jahre 2005.6

Moskau gelang es weder im Jahr 2004 
noch in den darauffolgenden Jahren, sei­
ne Reformagenda für die OSZE durchzu­
setzen. Daher begann Russland, die Orga­
nisation systematisch auszubremsen, in­
dem es auf einer strikten Anwendung des 
Konsensprinzips bestand und in der Dis­
kussion über den OSZE-Haushalt ener­

gisch auftrat. Zusätzlich verfolgten Mos­
kau und eine Reihe weiterer postsowjeti­
scher Staaten eine Politik der einseitigen 
Beschneidung von OSZE-Aktivitäten, in­
dem sie die Wahlbeobachtungsmethoden 
des OSZE-Büros für demokratische In­
stitutionen und Menschenrechte infrage 
stellten, OSZE-Präsenzen abbauten oder 
auflösten oder die Tätigkeiten in einzel­
nen Ländern anderweitig einschränkten. 
Russland vertrat generell die Auffassung, 
dass die OSZE auf die Anliegen der Re­
gierungen der Gastländer eingehen soll­
te, statt ihre eigene – aus russischer 
Sicht westliche – Agenda zu verfolgen. 
Nicht die Teilnehmerstaaten sollten den 
Empfehlungen der OSZE-Institutionen 
folgen, sondern vielmehr die OSZE-Insti­
tutionen der Kritik aus den Teilnehmer­
staaten Rechnung tragen und ihre Politik 
entsprechend ausrichten.7

Die russische Agenda für die OSZE

Die russische Agenda für die OSZE hat 
sich in den letzten Jahrzehnten nicht 
geändert. Sie lässt sich grob in drei 
Themenbereiche zusammenfassen: Wie­
deraufnahme eines substanziellen politi­
schen Dialogs, Reform der Organisation 
und Neudefinition der Schwerpunkte der 
OSZE-Aktivitäten.

Wiederaufnahme eines substanziellen 
Dialogs

Die Wiederaufnahme eines substanziel­
len Dialogs innerhalb der OSZE (sowie 
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mit der NATO und der EU) ohne Vor­
bedingungen ist derzeit der wichtigste 
Punkt auf der russischen Agenda. Mos­
kau hat die Erwartung, dass dabei die 
eigenen Anliegen berücksichtigt werden 
und Fortschritte in Fragen erzielt wer­
den, die es seit vielen Jahren themati­
siert. So soll die Unteilbarkeit der Sicher­
heit – gegenüber der Bündnisfreiheit – 
bekräftigt und eine „Neugewichtung“ der 
OSZE-Aktivitäten sowie eine Reform der 
Organisation angegangen werden. Letzte­
res schließt mit ein, dass ihren Institu­
tionen ihre „übermäßige Autonomie“ ge­
nommen wird. Man hofft, dass Russland 
und der Westen durch diesen Dialog 
zu einem vernünftigen Kompromiss und 
somit zu einem gemeinsamen Nenner 
finden können. Ergebnis soll „eine neue 
Agenda [Hervorhebung durch den Verfas­
ser] mit Schwerpunkt auf dem, was uns 
verbindet, statt auf dem, was uns trennt“, 
sein, wie es der russische Außenminister 
ausdrückte.8

Der „Helsinki+40“‑Dialog, den die 
OSZE 2013 und 2014 führte, wurde in 
Moskau als vielversprechender Ansatz an­
gesehen, der zu Anpassungen in der Tä­
tigkeit der OSZE führen könnte. Er wur­
de jedoch durch die Ukrainekrise unter­
brochen. Moskau würde seine Wieder­
aufnahme als „Helsinki+50“‑Dialog be­
grüßen. Ziel wäre eine Vereinbarung 
über die Agenda und die Prioritäten 
der OSZE, die dann 2025 anlässlich des 
50. Jahrestages der Schlussakte von Hel­
sinki bei einem Treffen auf hoher Ebe­
ne verabschiedet werden könnte. Doch 
nur wenige russische Amtsträger*innen 
halten dies unter den gegenwärtigen Um­
ständen für machbar.9

Reform der OSZE

Russland schlägt seit 2004 immer wieder 
vor, die OSZE auf Basis eines Vertrags 
in eine internationale Organisation um­
zuwandeln. Dann würden die Teilneh­
merstaaten als Einzelstaaten und nicht 
als Teil irgendwelcher Gruppen von Län­
dern an den Erörterungen in der Orga­
nisation teilnehmen. Gemäß den russi­
schen Vorschlägen würden die autono­
men OSZE-Institutionen und -Strukturen 
in das Sekretariat integriert. Ihre Akti­
vitäten würden dem Konsensprinzip un­
terliegen und strikt an die politischen 
Vorgaben seitens der Beschlussfassungs­
organe der OSZE gebunden sein. Die 
Wahlbeobachtung würde durch einen de­
taillierten Normenkatalog geregelt. Im 
Mittelpunkt dieser Vorschläge steht die 
Verabschiedung einer Charta oder eines 
Gründungsdokuments. Darin würden die 
Arbeitsweise der Durchführungsorgane 
und die Strukturen der OSZE geregelt.10 

Obwohl die Diskussion über die russi­
schen Vorschläge mittlerweile völlig zum 
Erliegen gekommen ist, setzt das Land 
seine Bemühungen in dieser Richtung 
fort. Auf dem Ministerratstreffen 2020 in 
Tirana drängte Außenminister Sergei La­
wrow erneut auf eine Reform und schlug 
die Einrichtung einer entsprechenden in­
formellen Arbeitsgruppe vor.11 Im Febru­
ar 2021 übergab er der Amtierenden Vor­
sitzenden der OSZE und schwedischen 
Außenministerin Ann Linde ein Thesen­
papier zu diesem Thema.12
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Neudefinition der 
Schwerpunktbereiche13

Die Bereiche, in denen die OSZE-Teil­
nehmerstaaten nach den Vorschlägen 
Moskaus konkret die Zusammenarbeit 
suchen sollten, sind die Bekämpfung 
grenzüberschreitender Bedrohungen wie 
des Terrorismus und des illegalen Dro­
genhandels, der Gefahren durch Infor­
mations- und Kommunikationstechnolo­
gien, des Menschenhandels sowie ande­
rer Arten des organisierten Verbrechens. 
Russland erwartet von der OSZE auch 
einen Beitrag zur Bewältigung der Fol­
gen der Coronaviruspandemie. Russland 
schlägt unter anderem vor, dass das Bü­
ro des Koordinators für Wirtschafts- und 
Umweltaktivitäten der OSZE mit der 
Aufgabe betraut wird, die wissenschaftli-
che und technologische Zusammenarbeit 
im medizinischen und Gesundheitssektor 
zu stärken.14

Bei der Bekämpfung grenzüberschrei­
tender Bedrohungen werden sich die 
OSZE-Teilnehmerstaaten wohl einigen 
können. Andere russische Prioritäten be­
ziehen sich auf Themen, bei denen Russ­
land und der Westen verschiedene Stand­
punkte vertreten. Ein Beispiel ist der 
Schutz der Rechte nationaler Minderhei­
ten. Russland legt den Schwerpunkt auf 
das Recht der russischen Minderheit in 
der Ukraine und in den baltischen Staa­
ten auf eine eigene Sprache und Bildung, 
und stärker auf die Förderung der so­
zialen und wirtschaftlichen als der po­
litischen und bürgerlichen Rechte. Die 
Gespräche über die Medienfreiheit wer­
den zwar von Moskau unterstützt, doch 
es geht dem Land dabei insbesondere 

darum, dass die Tätigkeit russischer Me­
dien und Journalist*innen in der Ukrai­
ne und im Westen nicht eingeschränkt 
wird. Den Aktivitäten der OSZE in der 
menschlichen Dimension steht Russland 
kritisch gegenüber: Diese hätten nicht 
nur eine politische „Schlagseite“, sondern 
seien auch obsolet – schließlich seien 
ja alle Teilnehmerstaaten Mitglieder der 
Vereinten Nationen und somit in die Ar­
beit des UNO-Menschenrechtsrates einge­
bunden. Darüber hinaus fielen die meis­
ten von ihnen als Mitglieder des Euro­
parates auch unter dessen Mechanismus 
zum Schutz der Menschenrechte. Diese 
und andere Gründe werden von Russ­
land für seine langjährige Linie ange­
führt, dass die OSZE ihre Aktivitäten in 
der menschlichen Dimension zurückfah­
ren solle – insbesondere in den postso­
wjetischen Ländern – anstatt sie im Wes­
ten auszubauen.

In Bezug auf den Konfliktzyklus (Früh­
warnung, Konfliktverhütung und Kon­
fliktlösung, Krisenmanagement und Kon­
fliktfolgenbeseitigung) vertritt Russland 
den Ansatz, dass jede OSZE-Aktivität auf 
Einzelfallbasis ausgehandelt, im Konsens 
beschlossen und von der Zustimmung 
des Gastlandes abhängig gemacht werden 
sollte. Ist dies nicht möglich, so will Mos­
kau den Status quo beibehalten. Russ­
land erwartet von der OSZE, dass sie 
sich an der Umsetzung und Konsolidie­
rung der von Moskau vermittelten Waf­
fenruhe in Bergkarabach beteiligt. Positiv 
steht das Land auch der Einbindung der 
OSZE in die Internationalen Genfer Ge­
spräche unter Beteiligung Georgiens, Ab­
chasiens und Südossetiens gegenüber. In 
den „5+2“‑Verhandlungen zum Transnis­
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trien-Konflikt (Moldau) sieht Russland es 
als geboten an, die Dynamik der letzten 
Zeit aufrechtzuerhalten. Moskau betont, 
dass die OSZE konsequenter Druck auf 
die Ukraine ausüben sollte, um sie zur 
Umsetzung der Minsker Vereinbarungen 
und damit zur Beilegung des Konflikts 
im Osten des Landes zu bewegen.15

Wenn es um die Sicherheit in Zen­
tralasien geht, insbesondere das Risiko, 
dass Terrorismus und Drogenhandel sich 
von Afghanistan aus auf andere Länder 
ausweiten und die ganze Region destabi­
lisieren, hat Russland die OSZE nicht 
auf dem Radar. Diesen Risiken begegnet 
man mit bilateralen und multilateralen 
Konsultationen, an denen die relevanten 
Mächte wie die USA, China, Pakistan, 
Indien, der Iran, die zentralasiatischen 
Staaten sowie lokale Akteure in Afghanis­
tan, einschließlich der Taliban, beteiligt 
sind. Gleichzeitig verstärkt Russland die 
Zusammenarbeit im Rahmen der Orga­
nisation des Vertrags über kollektive Si­
cherheit, um sich gegen mögliche Folgen 
der Machtübernahme durch die Taliban 
in Afghanistan abzusichern. Daher erwar­
tet Russland von der OSZE, ihre Zusam­
menarbeit mit der Organisation des Ver­
trags über kollektive Sicherheit zu inten­
sivieren.

Die wirtschaftliche Dimension der 
OSZE wurde von Russland schon immer 
betont. Das Land beteiligt sich an den 
Gesprächen zum Thema Konnektivität, 
das seit Kurzem auf der Tagesordnung 
der OSZE steht. Außerdem will es, dass 
die OSZE Synergien zwischen verschie­
denen im OSZE-Raum stattfindenden In­
tegrationsprozessen (z. B. der EU und 
der Eurasischen Wirtschaftsunion) schafft 

und die Entwicklung einer „umfassenden 
eurasischen Partnerschaft“ unterstützt.

Russland nimmt im Rahmen des 
Forums für Sicherheitskooperation der 
OSZE an den Erörterungen über poli­
tisch-militärische Fragen teil, darunter 
die zunehmenden militärischen Aktivitä­
ten entlang der Grenze zwischen Russ­
land und der NATO. Für Moskau ist die 
konventionelle Rüstungskontrolle jedoch 
ein Thema für Gespräche zwischen Russ­
land und der NATO, nicht der OSZE. 
Das Wiener Dokument der OSZE über 
vertrauens- und sicherheitsbildende Maß­
nahmen von 2011 will Russland erst mo­
dernisieren, wenn die NATO ihren Ex­
pansionskurs gestoppt und die Aktivitä­
ten an ihrer Ostflanke zurückgefahren 
hat.16

Empfehlungen

Um in der OSZE einen gemeinsamen 
Nenner zu finden und sich neue gemein­
same Ziele zu setzen, wären komplexe 
Verhandlungen zwischen Russland und 
dem Westen nötig. Dabei müssten die 
von Russland aufgeworfenen Grundsatz­
fragen wie etwa die Unteilbarkeit der Si­
cherheit angesprochen werden. Nur dann 
besteht die Chance auf eine solide Ver­
einbarung. Auch sensible Themen wie 
die Rolle der menschlichen Dimension 
der OSZE sowie die Autonomie der 
OSZE-Institutionen müssten diskutiert 
werden. Derzeit ist es eher unwahrschein­
lich, dass es zu solchen Verhandlungen 
kommt. Auch wenn eine Einigung auf 
einen neuen Status quo noch verfrüht 
scheinen mag, so wäre doch eine Verstän­
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digung auf einen tragfähigen Modus Vi­
vendi denkbar.

Der gegenwärtige russische Stand­
punkt sollte nicht zur Gänze für bare 
Münze genommen werden. Viele der 
Erklärungen der Russischen Föderation 
scheinen schlichtweg Teil des rhetori­
schen Schlagabtausches zu sein, der in 
der OSZE geführt wird. Damit die Eck­
punkte eines möglichen Kompromisses 
ausgelotet werden können, muss jedoch 
wieder ein substanzieller Dialog aufge­
nommen werden. So könnte man den 
bevorstehenden 50. Jahrestag der Schluss­
akte von Helsinki zum Anlass nehmen, 
einen „Helsinki+50“-Dialog einzuleiten, 
um sich auf die Ziele der OSZE für die 
nächsten Jahre zu verständigen. Dabei 
sollte auch über die Verabschiedung ei­
nes Gründungsdokuments diskutiert wer­
den, das die OSZE zu einer Vertragsorga­
nisation machen würde. Dies könnte zu­
gleich der Unterzeichnung des Überein­
kommens über die Rechtspersönlichkeit 
der OSZE den Weg ebnen, das von den 
Teilnehmerstaaten ausgehandelt wurde. 
Das Gründungsdokument müsste auch 
eine Vereinbarung über den Modus Ope­
randi der OSZE-Institutionen umfassen, 
wobei diese aus russischer Sicht nicht 
noch mehr Autonomie als heute genie­
ßen sollten. Eine weitere Grundsatzfrage, 
die im Rahmen dieses Dialogs behandelt 
werden müsste, ist die der Vereinbarkeit 
der Bündnisfreiheit mit einer anderen 
OSZE-Verpflichtung, nämlich jener zur 
Beachtung der berechtigten Besorgnisse 
der betroffenen Staaten (oder dem Kon­
zept der „unteilbaren Sicherheit“).

Ein solcher „Helsinki+50“‑Dialog soll­
te sich durchaus mit strittigen Fragen 

befassen, aber nur, wenn sie sowohl für 
Russland als auch den Westen von Be­
lang sind. Die OSZE könnte ihre Bestim­
mungen zur Medienfreiheit und zum Zu­
gang zu Informationen überarbeiten und 
präzisieren. Sowohl Russland als auch 
der Westen sehen sich in einem Informa­
tionskrieg, der über neue digitale Tech­
nologien und soziale Netzwerke geführt 
wird. Das Konzept der Informationsfrei­
heit ist eng mit der Debatte über mög­
liche Einmischungen in innere Angele­
genheiten mithilfe der neuen Informati­
onstechnologien verknüpft. Daher sollten 
die OSZE-Teilnehmerstaaten auch dazu 
ermutigt werden, das Prinzip der Nicht­
einmischung neu zu denken und den 
modernen Gegebenheiten anzupassen.

Aus russischer Sicht sollte die OSZE 
die Gemeinsamkeiten zwischen den Teil­
nehmerstaaten stärken, indem sie ihre 
Tätigkeit in den am wenigsten konflikt-
trächtigen Bereichen ausbaut – auch 
wenn es dabei nicht um die großen 
Grundsatzfragen geht. Die Bekämpfung 
grenzüberschreitender Bedrohungen und 
der Umgang mit den Folgen der Corona­
viruspandemie wären dafür naheliegende 
Kandidaten.
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Frankreich und die OSZE

Barbara Kunz*

Zusammenfassung

Dieser Beitrag bietet einen Überblick über die Rolle Frankreichs innerhalb der OSZE und die 
Bedeutung der OSZE für die französische Außenpolitik. Frankreich bringt sich am stärksten 
in die politisch-militärische Dimension der OSZE ein, insbesondere bei der Konfliktlösung 
im OSZE-Raum. Auch die menschliche Dimension genießt eine besondere Aufmerksamkeit. 
Bei Frankreichs Bestrebungen, auf der internationalen Bühne eine wichtige Rolle zu spielen, 
steht die OSZE jedoch nicht im Vordergrund. Den französischen Außenpolitiker*innen gilt 
die OSZE nicht als Forum, das rasch politische Ergebnisse für Frankreich liefern könnte. In 
seiner außenpolitischen Rhetorik unterstreicht Frankreich zwar weiterhin die Bedeutung des 
Multilateralismus. Zugleich hat man in Paris kein Interesse daran, dass die OSZE zu einem 
eigenständigen Akteur wird. Frankreich ist daher auch gegen eine Aufstockung der Finanzmit­
tel der Organisation. Angesichts der langfristigen außen- und sicherheitspolitischen Prioritäten 
Frankreichs ist es unwahrscheinlich, dass sich seine Haltung zur OSZE in absehbarer Zeit 
ändern wird.

Einleitung

Obwohl es zunächst einiger Überzeu­
gungsarbeit bedurfte, damit Frankreich 
die Schaffung der Konferenz für Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE), der späteren OSZE, unterstütz­
te, sollte Frankreich letztendlich in der 
Organisation eine wichtige Rolle spielen. 
Die Charta von Paris wurde bekanntlich 
1990 in der Hauptstadt Frankreichs un­
terzeichnet, und französische Regierun­
gen haben erfolgreich eigene Staatsan­

* Barbara Kunz
Institut für Friedensforschung und Sicher­
heitspolitik an der Universität Hamburg
kunz@ifsh.de

gehörige in Spitzenpositionen bei der 
OSZE gebracht. Von 2005 bis 2011 am­
tierte der französische Diplomat Marc 
Perrin de Brichambaut als Generalsekre­
tär, und der frühere Minister für europäi­
sche Angelegenheiten Harlem Désir war 
von 2017 bis 2020 OSZE-Beauftragter für 
Medienfreiheit.

In den operativen Betrieb der OSZE 
ist Frankreich heute gut eingebunden. 
Es entsendet Beobachter*innen zu allen 
Wahlbeobachtungsmissionen, und im Se­
kretariat und anderen OSZE-Gremien 
sind mehrere Dutzend Französinnen und 
Franzosen tätig. Noch deutlicher tritt 
das Engagement Frankreichs bei der Kon­
fliktlösung im OSZE-Raum zutage: Das 
Land spielt sowohl in Bergkarabach als 

97

https://doi.org/10.5771/9783748911449 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748911449
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


auch im Ukrainekonflikt eine Rolle. In 
Absprache mit der OSZE hat sich Frank­
reich 2008 auch intensiv in die Vermitt­
lungsbemühungen im Konflikt in Geor­
gien eingebracht.

Dennoch kann Frankreich wohl kaum 
als treibende Kraft in der Organisation 
bezeichnet werden. Seine Tätigkeit in 
der OSZE bleibt hinter seinen sonstigen 
Ambitionen in Bezug auf seine Rolle in 
Europa und der Welt zurück. Auch im 
französischen außenpolitischen Diskurs 
fristet die OSZE ein Schattendasein – 
obwohl eine Reihe von OSZE-Themen, 
von großen geopolitischen bis hin zu 
eher technischen Fragen, auch Prioritä­
ten der französischen Außenpolitik sind. 
Dennoch kommt die OSZE in der Ac­
tualisation stratégique, dem im Februar 
2021 veröffentlichten Strategiedokument 
Frankeichs, nicht einmal vor.1

Vermittlung in Langzeitkonflikten

Die politisch-militärische Dimension, ins­
besondere die Konfliktlösung, ist ein 
Kernbereich der französischen Mitarbeit 
in der OSZE. Diesem Bereich wird auch 
im Land selbst die größte Aufmerksam­
keit zuteil. Frankreich ist an den Bemü­
hungen um die Lösung von zwei der 
größten Konflikte in der OSZE-Region 
beteiligt: der Konflikt um Bergkarabach 
zwischen Armenien und Aserbaidschan 
sowie der Ukrainekonflikt. Frankreich 
führt (zusammen mit den USA und Russ­
land) den Co-Vorsitz in der Minsk-Grup­
pe, die auf eine friedliche Beilegung des 
Bergkarabachkonflikts hinarbeitet.2 Nach 
dem Aufflammen der Gewalt Ende 2020 

kam es zu einer innenpolitischen Debat­
te darüber, ob Frankreich Bergkarabach 
als unabhängigen Staat anerkennen sol­
le. Die beiden Kammern des französi­
schen Parlaments stimmten für einen An­
trag der konservativen Partei Les Répu­
blicains, die in erster Linie die „Christin­
nen und Christen im Osten“ unterstützen 
wollte – ein relativ populäres Thema in 
Frankreich, vor allem auf der rechten Sei­
te des politischen Spektrums.3 Die fran­
zösische Regierung wies den Antrag zu­
rück und unterstrich dabei ihr Interes­
se, weiter den Co-Vorsitz in der Minsk-
Gruppe zu führen; dies sei mit einer 
formellen Anerkennung Bergkarabachs 
unvereinbar.4 Zwischen Frankreich und 
Armenien bestehen langjährige Verbin­
dungen, und Armenien ist, insbesondere 
aufgrund der großen Zahl französischer 
Bürger*innen armenischer Abstammung, 
Mitglied der Organisation internationale 
de la Francophonie. Frankreich hat auch 
den Völkermord an den Armenier*innen 
offiziell anerkannt.

Noch stärker im Rampenlicht steht 
Frankreich international vielleicht aber 
als eines der beiden „westlichen“ Mitglie­
der des Normandie-Quartetts, das sich 
aus Russland, Deutschland, Frankreich 
und der Ukraine zusammensetzt und im 
Ukrainekonflikt eine Lösung finden soll. 
Französische Präsidenten und Amtsträ­
ger*innen haben, zum Teil auch als Gast­
geber, an mehreren Gipfeltreffen auf ho­
her Ebene teilgenommen, die unter an­
derem zum Minsk-II-Abkommen geführt 
haben.5 Im Kontext der OSZE im enge­
ren Sinne leitete der französische Diplo­
mat Pierre Morel bis Juni 2021 die Un­
tergruppe für politische Angelegenheiten 
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der Trilateralen Kontaktgruppe für die 
friedliche Beilegung des Konflikts in der 
Ostukraine. Frankreich beteiligt sich fi-
nanziell und personell an der Sonderbe­
obachtermission der OSZE in der Ukrai­
ne.

Abgesehen vom offenkundigen Inter­
esse Frankreichs am Thema Konfliktlö-
sung entspricht seine prominente Rolle 
im Rahmen dieser Formate auch seinem 
Selbstverständnis als wichtiger Global 
Player. Als Ständiges Mitglied des Sicher­
heitsrates der Vereinten Nationen sieht 
es sich und seine Diplomat*innen dazu 
berufen, auf der internationalen Bühne 
und in der hohen Diplomatie eine ent­
scheidende Rolle zu spielen. Sowohl die 
Minsk-Gruppe als auch das Normandie-
Format ermöglichen es Frankreich, mit 
anderen Großmächten an einem Tisch zu 
sitzen. Dies macht ein Engagement aus 
Pariser Sicht attraktiv.

Menschenrechte als Priorität

In der französischen Außenpolitik sind 
die Menschenrechte immer ein Thema. 
Dies hängt mit der Selbstwahrnehmung 
Frankreichs als „Land der Menschenrech­
te“ zusammen. Als Mutterland der Er­
klärung der Menschen- und Bürgerrech­
te von 1789 sieht es sich in einer be­
sonderen Verantwortung. Neben dem 
oben erwähnten Engagement in der po­
litisch-militärischen Dimension ist Frank­
reich daher auch in der menschlichen 
Dimension der OSZE sehr aktiv. Am 
bemerkenswertesten war im Jahr 2020 
vielleicht die Unterstützung Frankreichs 
für die Aktivierung des Moskauer Mecha­

nismus6 nach den mutmaßlich gefälsch­
ten Präsidentschaftswahlen 2020 in Bela­
rus, als das belarussische Regime friedli­
che Demonstrationen unterdrückte und 
die Menschenrechte verletzte. Frankreich 
war einer von 17 Teilnehmerstaaten, 
die den Mechanismus auf britische Ini­
tiative hin aktivierten.7 Darüber hinaus 
führt Frankreich den Co-Vorsitz in der 
informellen OSZE-Freundesgruppe zur 
Sicherheit von Journalisten.8 Auch die 
Gleichstellung der Geschlechter stand auf 
der Tagesordnung, insbesondere beim 
Generation Equality Forum9, das von UN 
Women organisiert wurde und im Som­
mer 2021 in Paris stattfand. Auf diesem 
Forum verpflichtete sich die OSZE, „die 
Gleichstellung der Geschlechter durch 
Maßnahmen in den Bereichen geschlech­
terspezifische Gewalt, wirtschaftliche Ge­
rechtigkeit und wirtschaftliche Rechte so­
wie Technologie und Innovation zu ver­
bessern“.10 Ein weiteres großes Anliegen 
für Paris ist der Kampf gegen den Men­
schenhandel.11

Skepsis hinsichtlich des Mehrwerts der 
OSZE

Ungeachtet dieser Aktivitäten kommt der 
OSZE für Frankreich kein besonders 
hoher Stellenwert zu, was sich in den 
letzten Jahren noch verstärkt hat. Insbe­
sondere seit Emmanuel Macron das Prä­
sidentenamt innehat, wurde Pragmatis­
mus zum Kernelement französischer Au­
ßen- und Sicherheitspolitik. Dies äußert 
sich unter anderem darin, dass Forma­
ten und institutionellen Rahmenbedin­
gungen weniger Bedeutung beigemessen 
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wird als der tatsächlichen Erreichung von 
politischen Zielsetzungen. So verlor et­
wa die Gemeinsame Sicherheits- und Ver­
teidigungspolitik der EU an Bedeutung, 
deren Aufbau und Stärkung lange Zeit 
ein politisches Anliegen Frankreichs ge­
wesen war. Unter Macron geht es im 
Wesentlichen darum, was – in flexiblen 
multilateralen und minilateralen Forma­
ten – „funktioniert“. Ein Beispiel dafür ist 
die Bekämpfung des Terrorismus in der 
Sahelzone, eines der wichtigsten Projek­
te der französischen Außen- und Sicher­
heitspolitik.

Vor diesem Hintergrund ist die Hal­
tung Frankreichs gegenüber der OSZE zu 
verstehen. Obwohl Paris immer wieder 
die Bedeutung des Multilateralismus be­
tont und sogar gemeinsam mit Deutsch­
land die Allianz für Multilateralismus12 

ins Leben gerufen hat, ist die französische 
Außenpolitik der jüngeren Zeit von uni­
lateralen Tendenzen gekennzeichnet.13 

Dass die OSZE die einzige verbliebene 
gesamteuropäische Sicherheitsinstitution 
und multilaterale Plattform ist, stellt für 
Frankreich keinen ausreichenden Grund 
dar, um viel in sie zu investieren. Darin 
unterscheidet sich das Land von den en­
gagiertesten Teilnehmerstaaten, insbeson­
dere Deutschland und der Schweiz. Au­
ßerdem deckt die OSZE nicht das geogra­
fische Gebiet ab, das Frankreich am meis­
ten interessiert. Bis vor Kurzem fristete 
der westlich von Russland gelegene Teil 
Mittel- und Osteuropas im außenpoliti­
schen Diskurs Frankreichs ein Schatten­
dasein. Frankreich konzentriert sich tra­
ditionell mehr auf Afrika, den Nahen Os­
ten und zunehmend auch auf den indo­
pazifischen Raum.

Angesichts der zahlreichen Schwierig­
keiten der OSZE ist ihr Mehrwert für 
Paris nicht klar erkennbar. Dies betrifft 
den Nutzen der Organisation für die Ge­
währleistung der Sicherheit in Europa 
und auch die Tatsache, dass gerade eine 
zentrale Sicherheitsherausforderung – der 
Konflikt mit Russland und seinen Ver­
bündeten – den Hauptgrund für die 
Schwierigkeiten der OSZE darstellt. Paris 
sieht die OSZE nur selten als geeignete 
Plattform, um die eigenen Interessen zu 
verfolgen. Diese Skepsis zeigt sich deut­
lich, wenn es um den Haushalt der Or­
ganisation geht: Paris hält es für unfair, 
dass die OSZE zum Großteil von den EU-
Mitgliedstaaten, den Vereinigten Staaten, 
Kanada, der Schweiz und Norwegen fi-
nanziert wird. 2018 zahlte Frankreich 
14,6 Millionen Euro an Pflichtbeiträgen 
bei einem Gesamtbudget von 138 Mil­
lionen Euro (dazu kamen freiwillige Bei­
träge, wie etwa die 7,6 Millionen Euro, 
die es im gleichen Jahr zur Sonderbe­
obachtermission beisteuerte).14 Im Jahr 
2019 ging Frankreich deshalb sogar so 
weit, den Haushaltsplan der Organisati­
on zu blockieren.15 Bei der Verabschie­
dung des Gesamthaushaltsplans 2020 hat 
Frankreich vor Kurzem bekräftigt, es 
sei „nicht hinnehmbar, dass 17 Teilneh­
merstaaten alleine 99 Prozent des OSZE-
Haushalts finanzieren.“16 Angesichts der 
knappen Mittel, die für die Außenpolitik 
des Landes zur Verfügung stehen, sowie 
der allgemeinen Sparmaßnahmen infolge 
der Eurokrise17 ist Paris ein entschiedener 
Verfechter eines „nominalen Nullwachs­
tums“ und somit ein Gegner jeder Er­
höhung des OSZE-Haushalts. Berücksich­
tigt man die Inflation, läuft dies auf eine 
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Verringerung des Budgets der Organisati­
on hinaus.18

Diese Zurückhaltung Frankreichs 
hängt auch mit der Frage der Governance 
der Organisation zusammen. Für Paris ist 
hier mehr Effizienz notwendig. Gleichzei­
tig hat Frankreich aber wenig Interesse 
daran, dass die OSZE zu einem eigen­
ständigen Akteur wird, der autonome 
Strategien entwickelt. Dies zeigte sich 
beispielsweise an der Skepsis Frankreichs 
gegenüber der Schaffung einer kleinen 
Strategic Policy Support Unit im Sekre­
tariat unter Generalsekretär Thomas Gre­
minger. Greminger war für seinen ehrgei­
zigen Ansatz bekannt, er wollte die Be­
deutung der OSZE und ihre strategische 
Ausrichtung stärken. Frankreich möchte 
aber, dass die OSZE möglichst eine zwi­
schenstaatliche Plattform bleibt, um kei­
ne Macht- und Strategieplanungsbefug­
nisse an Wien abzugeben. Die Tatsache, 
dass Greminger niemals offiziell in Paris 
empfangen wurde, ist ein weiterer Beleg 
für das begrenzte Interesse Frankreichs an 
der Organisation und deren Aufwertung.

Es lässt sich also ein Gegensatz zwi­
schen Frankreichs allgemeinen diploma­
tischen Ambitionen und seines Engage­
ments in der Konfliktlösung einerseits 
und am Arbeitsalltag in der OSZE an­
dererseits feststellen. Die OSZE genießt 
die öffentliche Unterstützung der franzö­
sischen Diplomatie und Frankreich leis­
tet sowohl finanziell als auch mit (ent­
sandtem) Personal einen Beitrag zur Or­
ganisation. So gesehen ist es ein loyaler 
Teilnehmerstaat, der bereit ist zu tun, was 
zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der 
OSZE nötig ist. Gleichzeitig ist das Land 
aber nicht daran interessiert, den Status 

quo zu ändern und die OSZE weiterzu­
entwickeln. Die Organisation soll mög­
lichst „zwischenstaatlich“ bleiben.

Paris fehlt ein „OSZE-Reflex“

Es überrascht daher nicht, dass Frank­
reich die meisten seiner außen- und si­
cherheitspolitischen Ziele außerhalb der 
OSZE verfolgt. Die OSZE spielt in der 
politischen Debatte in Frankreich kaum 
eine Rolle. Ein eindrucksvolles Beispiel 
dafür ist der Präsidentschaftswahlkampf 
2017, in dem mehrere der Kandidat*in­
nen quer durch die politischen Lager 
eine gesamteuropäische Sicherheitskonfe­
renz forderten. Niemand erwähnte da­
bei die OSZE. Präsident Macron hat 
zudem mehrfach von einer „Überprü­
fung“ der europäischen Sicherheitsarchi­
tektur und der Notwendigkeit einer Wie­
deraufnahme des Dialogs mit Russland 
gesprochen.19 Der rein bilaterale „stra­
tegische Dialog“ Frankreichs mit Russ­
land begann 2019. Er umfasst unter an­
derem Treffen im „2+2“‑Format, also zwi­
schen den jeweiligen Außen- und Vertei­
digungsminister*innen. Darüber hinaus 
ernannte Macron den französischen Spit­
zendiplomaten Pierre Vimont zum „Son­
derbeauftragten für die Sicherheits- und 
Vertrauensarchitektur mit Russland“.20 

Auch diese Initiative kommt ohne jegli­
che Bezüge zur OSZE aus, obwohl sie de­
ren Mandat direkt betrifft. Bei dieser Ent­
scheidung mag auch die Angst vor einer 
Blockade dieser Initiative in der OSZE 
eine Rolle gespielt haben, etwa durch or­
ganisationsinterne Meinungsverschieden­
heiten und die allgemeine Handlungs­
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unfähigkeit, wie sie sich etwa im Rah­
men des „Strukturierten Dialogs über die 
aktuellen und künftigen sicherheitspoli­
tischen Herausforderungen und Risiken 
im OSZE-Raum“ zeigt. Eine andere Er­
klärung wäre, dass die Möglichkeit, der­
artige Initiativen innerhalb der OSZE an­
zugehen, schlichtweg niemandem einge­
fallen ist. Dies würde darauf hindeuten, 
dass Paris ein „OSZE-Reflex“ fehlt: Die 
OSZE wird womöglich erst gar nicht als 
Option in Betracht gezogen, wenn über 
den geeigneten Rahmen zur Verfolgung 
von Frankreichs Interessen entschieden 
wird.

Zudem gibt es Beispiele für eher tech­
nische Initiativen mit offensichtlichem 
OSZE-Bezug, bei der man die Organisa­
tion ebenfalls außen vor gelassen hat. 
Ein Thema, das in die politisch-militäri­
sche Dimension fällt und von Frankreich 
innerhalb der OSZE weiterhin vorange­
trieben wird, ist etwa der Kampf gegen 
den unerlaubten Handel mit Kleinwaffen 
und leichten Waffen. Frankreich verfolgt 
dabei parallel zu den laufenden OSZE-
Initiativen weitere Projekte, etwa die 
deutsch-französische Initiative zu Klein­
waffen und leichten Waffen auf dem 
Westbalkan.21 Obwohl die OSZE selbst 
in diesem Bereich tätig ist, kam die 
deutsch-französische Initiative beim Mi­
nisterrat 2018 in Mailand bloß im Rah­
men einer Nebenveranstaltung zur Spra­
che.22

Alles in allem ist Frankreich kein Mo­
tor für wichtige Initiativen innerhalb der 
OSZE; die Rolle des Impulsgebers über­
lässt man in der Regel Deutschland oder 
der Schweiz. Frankreich schließt sich die­
sen dann oftmals an. Dies war etwa 

der Fall, als Deutschland 2016 als Ins­
trument zur Neubelebung der konventio­
nellen Rüstungskontrolle in Europa den 
„Strukturierten Dialog“ vorschlug. Diese 
Neubelebung forderte im Anschluss an 
Frank-Walter Steinmeiers Initiative dann 
auch Frankreich, als eines von vielen 
gleich gesinnten Ländern.23

Zukunftsaussichten: Veränderungen 
eher unwahrscheinlich

Insgesamt scheint Frankreich nur mäßig 
davon überzeugt zu sein, sein diplomati­
sches Gewicht in die OSZE einzubringen. 
Innerhalb der Organisation entspricht 
die Rolle Frankreichs, abgesehen von 
Einzeldossiers wie der Ukraine, selten 
seinem Selbstverständnis als Weltmacht 
und Ständigem Mitglied des Sicherheits­
rats der Vereinten Nationen. Die Bezie­
hungen zwischen Frankreich und der 
OSZE lassen sich daher gewissermaßen 
als eine Geschichte der verpassten Gele­
genheiten lesen. So ist es beispielswei­
se bedauerlich, dass der 30. Jahrestag 
der Charta von Paris nicht gebührend 
begangen wurde. Dies mag an der Füh­
rungslosigkeit der Organisation im Som­
mer 2020 und an der Pandemie gele­
gen haben, aber dennoch wäre dieser 
Jahrestag eine hervorragende Gelegenheit 
gewesen, die Bedeutung einer regelba­
sierten europäischen Sicherheitsordnung 
herauszustreichen. Auch dass Generalse­
kretär Thomas Greminger nicht vom 
französischen Außenminister empfangen 
wurde, kann wohl nur als Zeichen von 
Desinteresse gewertet werden. Ein viel­
leicht ermutigendes Indiz ist, dass Gre­
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mingers Nachfolgerin, die deutsche Di­
plomatin Helga Schmid, im Juli 2021 in 
Paris mit dem französischen Staatssekre­
tär für europäische Angelegenheiten Clé­
ment Beaune und Außenminister Jean-
Yves Le Drian zusammengetroffen ist.24

Es ist unwahrscheinlich, dass Frank­
reich sein Engagement in der OSZE mit­
tel- bis langfristig verstärken wird. Denn 
die Organisation hat für die wichtigs­
ten außenpolitischen Ziele und Heraus­
forderungen, die Frankreich für sich und 
Europa definiert, wenig Bedeutung. In 
der Actualisation stratégique 2021 wer­
den der dschihadistische Terrorismus, 
die Verbreitung von Massenvernichtungs­
waffen und die „Rückkehr des strategi­
schen Wettbewerbs zwischen den Groß­
mächten“ hervorgehoben.25 Letzteres be­
zieht sich insbesondere auf die Vereinig­
ten Staaten und China. Insgesamt geht 
Frankreich davon aus, dass sich das stra­
tegische Umfeld Europas weiter und im­
mer rasanter verschlechtern wird. Diese 
Einschätzung wird künftige französische 
Präsident*innen und Regierungen dazu 
bewegen, sich noch stärker auf die Prio­
ritäten ihres eigenen Landes zu konzen­
trieren. Dies betrifft die Zuteilung von 
Finanzmitteln und Personal sowie die 
Frage, welche diplomatischen Kanäle ge­
nutzt werden, wenn es um die Förderung 
der Sicherheit in Europa und der fran­
zösischen und europäischen Interessen 
geht. Die OSZE befasst sich nicht mit 
oben genannten Prioritäten, weder was 
ihr Aufgabengebiet noch was ihren geo­
grafischen Tätigkeitsbereich angeht. Es 
ist daher unrealistisch, wesentliche Ände­
rungen bei der Haltung Frankreichs ge­
genüber der OSZE zu erwarten.

Endnotes

1 Siehe Verteidigungsministerium der 
französischen Republik, Actualisation 
stratégique 2021, Februar 2021, https://w
ww.defense.gouv.fr/dgris/presentation/e
venements/actualisation-strategique-202
1 (in Französisch und in einer offiziellen 
englischen Übersetzung)

2 Die Minsk-Gruppe ist keine OSZE-Insti­
tution im eigentlichen Sinne, obwohl 
sie enge Verbindungen zur Organisation 
hat. Die drei Co-Vorsitzenden der Minsk-
Gruppe (Russland, Frankreich und die 
USA) haben bei der Beilegung des Krie­
ges um Bergkarabach 2020 keine Rol­
le gespielt. Zur Minsk-Gruppe gehören 
Belarus, Finnland, Frankreich, Deutsch­
land, Italien, Russland, Schweden, die 
Türkei, die USA sowie Armenien und 
Aserbaidschan. Bislang haben sich die 
immer komplizierter werdenden Bezie­
hungen zwischen Frankreich und der 
Türkei – man denke etwa an die gefährli­
chen Situationen mit Militärschiffen im 
östlichen Mittelmeer im Juni 2020 und 
die persönlichen Attacken Präsident Er­
doğans auf Emmanuel Macron – anschei­
nend nicht auf Frankreichs Rolle in der 
Minsk-Gruppe ausgewirkt.

3 Eine kurze Einführung bietet David 
Rich, „La cause des chrétiens d’Orient 
suscite de vives oppositions politiques en 
France“, France24, 5. März 2021, https://
www.france24.com/fr/moyen-orient/202
10305-défense-des-chrétiens-d-orient-la-ca
use-suscite-de-vives-oppositions-politique
s-en-france

4 Siehe Frédéric Senneville, „Pourquoi 
la France ne veut-elle pas recon­
naître le Haut-Karabakh ?“, LCI, 
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a-republique-a-la-conference-des-ambassa
deurs-1
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Stephanie Liechtenstein, „If we want to 
defend Europe’s interests, we have to en­
gage with Russia“ (Interview with Pierre 
Vimont), Security and Human Rights 
Monitor, 14. April 2021, https://www.shr
monitor.org/if-we-want-to-defend-europe
s-interests-we-have-to-engage-with-russia-
dialogue-with-russia/
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wärtige Angelegenheiten, „Deutsch-fran­
zösische Initiative zur Bekämpfung des 
illegalen Waffenhandels in den Westbal­
kan-Staaten“, https://www.diplomatie.go

uv.fr/de/aussenpolitik-frankreichs/landeri
nformationen-erklarungen/europa/westb
alkan/article/deutsch-franzosische-initiati
ve-zur-bekampfung-des-illegalen-waffenh
andels-in

22 OSCE, „Franco-German roadmap for 
comprehensive control of small arms and 
light weapons discussed in side event at 
OSCE Ministerial Council in Milan“, 
7. Dezember 2018, https://www.osce.org/
chairmanship/405647

23 Auswärtiges Amt, „Relaunching conven­
tional arms control in Europe“, 25. No­
vember 2016, https://www.auswaertiges-a
mt.de/en/aussenpolitik/themen/abruestu
ng/161125-ruestungskontrolle/285652

24 Siehe den Twitter-Feed von OSZE-Gene­
ralsekretärin Helga Schmid, https://twitte
r.com/HelgaSchmid_SG/status/14106305
67222202373?s=20

25 Verteidigungsministerium, a.a.O., 
(Anm. 1), S. 14 (englische Fassung).
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Die Türkei und die OSZE

Giray Sadık*

Zusammenfassung

Dieser Beitrag untersucht die Wahrnehmung der OSZE durch die Türkei und türkische Erwar­
tungen an die Organisation. Die Türkei ist vor allem daran interessiert, dass die OSZE sich bei 
Krisen in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft effektiver für eine Lösung einsetzt. Weitere Priori­
täten sind der Kampf gegen den Terrorismus und die grenzüberschreitende organisierte Krimi­
nalität. Der Beitrag empfiehlt, dass die Regierungen die OSZE als Plattform für Verhandlungen 
nutzen sollten. Gerade bei Streitigkeiten zwischen den EU-Mitgliedern und der Türkei kann die 
OSZE vermitteln. Außerdem sollten die türkische Zivilgesellschaft und die Wissenschaft sich 
stärker mit OSZE-Themen befassen.

Die Bedeutung der OSZE für die Außen- 
und Sicherheitspolitik der Türkei

Die Türkei hat im OSZE-Raum eine 
einzigartige geostrategische Position: Sie 
grenzt an den Balkan, das Schwarze 
Meer, den Kaukasus, den Nahen Osten 
und das Mittelmeer. Das Land war von 
Anfang an in den KSZE-/OSZE-Prozess 
eingebunden und ist nach wie vor in 
der OSZE aktiv. Es befürwortet eine 
Stärkung der OSZE, insbesondere in sei­
ner unmittelbaren Nachbarschaft. Das be­
trifft beispielsweise den Umgang mit un­
dokumentierten Migrant*innen sowie re­
gionale Konflikte wie in Syrien, die sich 
auf den östlichen Mittelmeerraum aus­
wirken. Diese Herausforderungen sind 

* Giray Sadık
Ankara Yıldırım Beyazıt University
gsadik@ybu.edu.tr

zunehmend hybrider Natur: Die Gren­
ze zwischen nationaler und internationa­
ler Sicherheit, ziviler und militärischer 
Sicherheit sowie physischer und Cybersi­
cherheit verschwimmt immer mehr.

Die Türkei trat in den ersten Jahren 
des Kalten Krieges der NATO (1952) und 
dem Europarat (1950) bei. Über diese Or­
ganisationen war das Land mit dem Wes­
ten verbunden und sie werden wohl auch 
in Zukunft die Angelpunkte bleiben. Die 
Türkei möchte, dass die NATO, der Eu­
roparat sowie die OSZE einander ergän­
zen – im Sinne eines wirksamen Multila­
teralismus, wie ihn die türkische Politik 
anstrebt. Das Land betrachtet die OSZE 
und den Europarat als Tandem. Der ehe­
malige Ständige Vertreter der Türkei bei 
der OSZE, Rauf Engin Soysal, beschreibt 
die Vorteile einer Zusammenarbeit zwi­
schen den beiden Organisationen folgen­
dermaßen:
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„Internationale Organisationen, die 
in demselben Bereich tätig sind – 
ich meine den Begriff ‚Bereich‘ 
hier sowohl geografisch als auch 
konzeptuell –, stehen nicht per se 
in einem Konkurrenzverhältnis zu­
einander. Im Gegenteil: Durch po­
sitive Überschneidungen und Über­
tragungseffekte können sie sich in 
ihrer Arbeit gegenseitig stärken. 
Wir begrüßen daher die Bemühun­
gen um die Verstärkung des Dia­
logs und der institutionellen Zusam­
menarbeit zwischen der OSZE und 
dem Europarat. Synergien auf Füh­
rungs- und technischer Ebene kön­
nen einen wirksameren Multilatera­
lismus ermöglichen.“1

Ein Schwerpunkt liegt dabei auf Synergi­
en bei der Bekämpfung des Terrorismus 
und des Menschenhandels. Das Zusatz­
protokoll zum Übereinkommen des Eu­
roparats zur Verhütung des Terrorismus 
aus dem Jahr 2015 ist der erste internatio­
nale Vertrag, der sich mit dem Phäno­
men der „ausländischen Kämpfer*innen“ 
befasst.2 Die Türkei hat das Zusatzproto­
koll ratifiziert, es ist dort am 1. Juni 2018 
in Kraft getreten.3 Bei der Umsetzung 
dieses Zusatzprotokolls setzt die Türkei 
auf die Unterstützung der OSZE.

Die Beziehungen zur EU sind für die 
Türkei wichtig, aber nicht unproblema­
tisch. Die OSZE bietet dem Land daher 
eine Plattform, um sich der EU anzunä­
hern. Bei der OSZE gehörte die Türkei 
von Anfang zu den Teilnehmerstaaten, 
während ihr Beitritt zur EU noch unge­
wiss ist. Diese Ungewissheit beeinträch­
tigt allerdings auch die multilaterale Zu­

sammenarbeit der Türkei innerhalb der 
OSZE. Es besteht immer das Risiko, dass 
ein EU-Staat die Debatte über ein für die 
Türkei wichtiges Thema in die EU verla­
gert, wo die Türkei nicht vertreten ist.

Die Erwartungen der Türkei an die OSZE

Die Mitwirkung der OSZE an der Lösung 
von Langzeitkonflikten wird von der Tür­
kei unterstützt. Das Land führte 2020 den 
Vorsitz im Forum für Sicherheitskoopera­
tion. Dies zeigt, dass die Türkei sich in 
der politischen-militärischen Dimension 
der OSZE einbringt und sich für Sicher­
heit und Stabilität einsetzt.4 Die Türkei 
betont, dass die Rolle des Forums für 
Sicherheitskooperation gestärkt werden 
müsse, da es eine einzigartige Plattform 
für Zusammenarbeit und Vertrauensbil­
dung darstelle.

Der Terrorismus und andere grenz­
überschreitende Sicherheitsrisiken wie 
Kriminalität stellen eine Gefahr für den 
OSZE-Raum und darüber hinaus dar. 
Ihre Bekämpfung ist für die Türkei zen­
tral. Sie pocht darauf, man müsse „glei­
chermaßen entschieden, mit wachsender 
Entschlossenheit und ohne Unterschied 
nicht nur den Islamischen Staat, son­
dern auch andere terroristische Organisa­
tionen bekämpfen“.5 Dass die OSZE im 
Kampf gegen den Terrorismus und ande­
re Sicherheitsrisiken, von der grenzüber­
schreitenden organisierten Kriminalität 
bis hin zu Fremdenfeindlichkeit und Isla­
mophobie, immer die gleichen Standards 
anwendet, ist in den Augen der Türkei 
ein wesentlicher Aspekt des Konzepts der 
unteilbaren Sicherheit im OSZE-Raum.
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Bezüglich Konflikten in der Nachbar­
schaft der Türkei – wie um Bergkarabach 
– verlangt die Türkei, dass die Teilneh­
merstaaten die OSZE in die Lage ver­
setzen, die Konflikte zu lösen. Die Tür­
kei überwacht gemeinsam mit Russland 
die Waffenruhe im Konflikt um Bergka­
rabach und unterstützt Aserbaidschan bei 
der Minenräumung.

Die Türkei will die Beziehungen zu 
den Kooperationspartnern der OSZE im 
Mittelmeerraum und in Asien vertiefen 
und weitere mögliche Bereiche für die 
Zusammenarbeit ausloten. Die Annähe­
rung der Türkei an die Partner im Mittel­
meerraum, insbesondere die jüngsten di­
plomatischen Avancen gegenüber Ägyp­
ten und Tunesien, zeigen, dass das Land – 
angesichts der Krisen in Libyen und im 
östlichen Mittelmeerraum – nach Unter­
stützung in der Region sucht. Was die 
Partner in Asien betrifft, so bemüht sich 
die Türkei dort eher um eine intensivere 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, gerade 
mit den großen Volkswirtschaften wie Ja­
pan, Korea und Australien.

In der menschlichen Dimension will 
die Türkei das OSZE-Büro für Demokra­
tische Institutionen und Menschenrechte 
stärken, insbesondere im Hinblick auf 
die Berichterstattung über Hassverbre­
chen und die Integration von Migrant*in­
nen.6 Nach Ansicht der Türkei sollte die 
OSZE bei der Thematisierung der Bedro­
hung durch Hassrede und ethnische und 
religiöse Diskriminierung eine Vorreiter­
rolle einnehmen. Es sei wichtig, dass in 
Fragen der Toleranz und Nichtdiskrimi­
nierung von Muslim*innen konkrete Er­
gebnisse erzielt würden.

Defizite der OSZE aus Sicht der Türkei

Die Türkei bezichtigt die OSZE einer 
Doppelmoral, gerade bei der Bekämp­
fung von Populismus und Fremdenfeind­
lichkeit. Die Türkei hat eine säkulare Ver­
fassung und eine überwiegend muslimi­
sche Bevölkerung. In vielen OSZE-Teil­
nehmerstaaten in Europa, insbesondere 
in Deutschland, gibt es eine große tür­
kische Diaspora. Islamophobie und Ras­
sismus nehmen zu und es gibt Angriffe 
auf Türk*innen in Europa. Der Umgang 
mit dem Rechtsextremismus in Europa 
ist für die Türkei daher eine Frage, die sie 
direkt betrifft.7 Die Türkei erwartet von 
der OSZE und ihren Teilnehmerstaaten, 
bei der Verhinderung solcher Übergrif­
fe und der strafrechtlichen Verfolgung 
der Täter*innen intensiv zusammenzuar­
beiten. Bisher findet eine solche Zusam­
menarbeit jedoch nur sehr begrenzt statt, 
und dies dürfte die Beziehungen der Tür­
kei zur OSZE weiterhin belasten.

In Bezug auf Langzeitkonflikte ist aus 
Sicht der Türkei die bloße Einhegung 
dieser Konflikte kein Erfolg; die OSZE 
sollte sich tatkräftiger um die Lösung die­
ser Konflikte bemühen und dabei ihren 
Acquis (Prinzipien, Normen und Ver­
pflichtungen), ihre Instrumente und ope­
rativen Fähigkeiten optimal einsetzen.8 

Die Unzufriedenheit der Türkei bezieht 
sich in erster Linie auf die Unfähigkeit 
der Minsk-Gruppe der OSZE, den Kon­
flikt in Bergkarabach und den massenhaf­
ten Einsatz verbotener Landminen zu be­
enden.

Mit Skepsis betrachtet die türkische 
Regierung zudem die Zusammenarbeit 
nichtstaatlicher Organisationen mit der 
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OSZE. Die Teilnahme bestimmter türki­
scher Nichtregierungsorganisationen an 
OSZE-Veranstaltungen führte in den letz­
ten Jahren wiederholt zu Streitigkeiten 
zwischen der Türkei und der Organisa­
tion. Die türkische Regierung befürch­
tet, dass einige der Nichtregierungsorga­
nisationen, die sich als Vertreter der 
Zivilgesellschaft ausgeben, mit terroristi­
schen Organisationen in Verbindung ste­
hen. Die Türkei besteht darauf, dass die 
OSZE Organisationen mit Nähe zum 
Terrorismus keine Plattform bietet. Dem­
entsprechend erwartet die Türkei, dass 
die Bestimmungen des Helsinki-Doku­
ments von 1992 zur verstärkten Einbezie­
hung nichtstaatlicher Organisationen in 
die Aktivitäten der OSZE vollständig um­
gesetzt werden. Dies betrifft insbesonde­
re die Klausel, laut derer Personen oder 
Organisationen von der Teilnahme ausge­
schlossen sind, die öffentlich den Terro­
rismus oder die Anwendung von Gewalt 
billigen.9

Ausblick

Der Schutz der nationalen Sicherheit ist 
das Hauptinteresse der Türkei bei der 
Zusammenarbeit mit der OSZE und an­
deren internationalen Organisationen. Es 
gibt viele latente und offene Konflikte 
in der unmittelbaren Nachbarschaft des 
Landes (vom östlichen Mittelmeerraum 
über den Nahen Osten bis hin zum Kau­
kasus), und die Sicherheit in der Region 
hat für die Türkei oberste Priorität.

Laut der Türkei sollte die OSZE 
auch in Zukunft eine Schlüsselrolle 
bei der Aufrechterhaltung der europä­

ischen Sicherheitsarchitektur spielen. Um 
ihre strategische Bedeutung wiederzuer­
langen, müsse die OSZE rechtzeitig auf 
Entwicklungen vor Ort reagieren. Die 
Unterstützung von Initiativen wie der 
Einrichtung des türkisch-russischen Be­
obachtungszentrums zur Überwachung 
der Waffenruhe in Bergkarabach im aser­
baidschanischen Bezirk Ağdam ist ein 
Beispiel dafür und könnte ein Wiederer­
starken der OSZE einläuten.

Es gibt weitere Möglichkeiten, wie 
die Teilnehmerstaaten – einschließlich 
der Türkei – die Rolle der OSZE stär­
ken könnten. Erstens sollten die Regie­
rungen, wenn möglich, die OSZE als pri­
märe Plattform für Verhandlungen und 
Konfliktlösungsbemühungen nutzen. Die 
OSZE kann bei Streitigkeiten zwischen 
den EU-Mitgliedern und der Türkei eher 
vermitteln als die EU, bei der die Türkei 
nur Beitrittskandidat ist. Der OSZE gehö­
ren mehr Staaten an und sie kann daher 
eine neutralere Position einnehmen.

Zweitens braucht es einen pragmati­
schen Ansatz, was die Beziehung zwi­
schen den drei Dimensionen der OSZE 
betrifft. Möglicherweise müssen sie stär­
ker voneinander abgegrenzt werden. Um 
es mit der damaligen Bundeskanzlerin 
Angela Merkel zu sagen: „[Die] strategi­
sche Zusammenarbeit sollten wir voran­
bringen, obwohl wir mit der Türkei gra­
vierende Differenzen im Bereich [...] der 
Einhaltung der Grundrechte haben.“10 

Die EU hat jüngst auch gegenüber Un­
garn und Polen einen ähnlichen Ansatz 
gewählt.

Als eines der Gründungsmitglieder der 
OSZE muss sich auch die Türkei mehr 
engagieren und dabei die zweite und drit­
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te Dimension stärker einbeziehen. Daher 
sollten Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
in der Türkei dazu ermuntert werden, 
sich auf nationaler und internationaler 
Ebene verstärkt mit OSZE-Themen aus­
einanderzusetzen. Dies würde zwei wich­
tigen Zwecken dienen. Erstens könnten 
die türkische Zivilgesellschaft und Wis­
senschaft stärker in die OSZE eingebun­
den werden, was bisher zugegebenerma­
ßen nur wenig der Fall ist, und damit 
türkische Perspektiven auf dem interna­
tionalen Parkett besser sichtbar gemacht 
werden. Zweitens könnte der Input der 
Zivilgesellschaft und der Wissenschaft die 
türkische Außenpolitik dazu ermutigen, 
einen facettenreicheren Ansatz bei OSZE-
Themen zu verfolgen. Angesichts der He­
rausforderungen für die Sicherheit der 
Staaten und ihrer Bürger*innen haben 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft das 
Potenzial, zu neuen Impulsgebern für die 
OSZE-Agenda zu werden, insbesondere 
in der menschlichen Dimension.
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Kasachstan und die OSZE

Rustam Burnashev und Irina Chernykh*

Zusammenfassung

Seit dem OSZE-Beitritt Kasachstans 1992 hat sich die Haltung des Landes zur OSZE geändert. 
Zunächst stand Kasachstan voll hinter den Prinzipien der Organisation. Mit der Zeit wandte 
sich Kasachstan aber immer mehr von einzelnen Prinzipien ab, insbesondere in der menschli­
chen Dimension. Heute zählt Kasachstan die Zusammenarbeit mit der OSZE zwar nach wie 
vor zu seinen außenpolitischen Prioritäten, misst der Organisation in der Praxis aber nur wenig 
Bedeutung bei. Für das Land ist die OSZE eine von vielen europäischen und eurasischen 
Organisationen und gehört daher eher zur „Außenwelt“. Rhetorisch betont die Regierung das 
kasachische Engagement in der OSZE. Dies dient aber eher der Imagepflege; so verweist das 
Land gerne auf die Erfolge seines OSZE-Vorsitzes im Jahr 2010. In den vergangenen Jahren hat 
sich Kasachstan dafür eingesetzt, dass ein OSZE-Themenzentrum für nachhaltige Konnektivität 
in seiner Hauptstadt Nur-Sultan entsteht.

Einleitung

Nach der Auflösung der Sowjetunion 
wurde Kasachstan 1992 Teilnehmerstaat 
der KSZE, die 1995 in OSZE umbenannt 
wurde. Seitdem hat sich seine Haltung 
zur Organisation erheblich gewandelt. 
In den 1990er Jahren bemühte sich das 
Land, die Prinzipien der KSZE/OSZE 
umzusetzen, insbesondere den Grund­
satz, dass Sicherheit nicht mehr auf dem 
Umgang mit gegenseitigen Bedrohungs­
wahrnehmungen beruht, sondern auf 
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dem Aufbau gegenseitigen Vertrauens 
durch Offenheit und Transparenz.1 Doch 
schon zu Beginn der 2000er-Jahre distan­
zierte sich Kasachstan von OSZE-Prinzi­
pien, insbesondere in der menschlichen 
Dimension. Grund war zum einen, dass 
sich die Zusammenarbeit zwischen west­
lichen und östlichen OSZE-Teilnehmer­
staaten Ende der 1990er Jahre verschlech­
terte. Zum anderen wuchsen die autoritä­
ren Tendenzen in Kasachstan und ande­
ren postsowjetischen Staaten.

Etwa zur gleichen Zeit begann sich Ka­
sachstan um den OSZE-Vorsitz zu bemü­
hen. Das Programm „Der Weg nach Eu­
ropa“, in dessen Rahmen Kasachstan eine 
„strategische Partnerschaft“ mit den füh­
renden europäischen Ländern anstrebte, 
sollte den Vorsitz mit ermöglichen.2 Der 
kasachische OSZE-Vorsitz 2010 und das 
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OSZE-Gipfeltreffen in Astana konnten 
dann aber die Krise der Organisation 
nicht überwinden. Auch das politische 
Regime in Kasachstan und seine Haltung 
zu den OSZE-Prinzipien haben sich da­
durch nicht geändert. Kasachstan ging es 
beim Vorsitz wie auch beim Gipfeltref­
fen weniger um Inhalte als vielmehr um 
Imagepflege. In den Jahren nach dem ei­
genen Vorsitz gingen das kasachische En­
gagement in der OSZE und auch die Ak­
tivitäten der Organisation in Kasachstan 
zurück.

Bedeutung der OSZE für die Außen- und 
Sicherheitspolitik Kasachstans

Kooperation im Rahmen der OSZE ist 
zentral für die kasachische Sicherheitspo­
litik.3 Auch die Entwicklung einer um­
weltschonenden Wirtschaft, die Energie­
sicherheit, der Katastrophenschutz und 
die Förderung einer nachhaltigen Kon­
nektivität werden in Kasachstan mit der 
OSZE in Verbindung gebracht.4 Viele 
politische Dokumente verweisen auf die 
OSZE. Im „Umfassenden Plan zur Um­
setzung der staatlichen Politik im religiö­
sen Bereich“ für die Jahre 2021–2023 
heißt es beispielsweise, dass „die Gesetz­
gebung des Landes den Grundprinzipien 
entspricht, die den von der OSZE verab­
schiedeten internationalen Standards zu­
grunde liegen“.5 Kasachstan verlängert 
jedes Jahr das Mandat des OSZE-Pro­
grammbüros in Nur-Sultan und betont 
dabei, wie wichtig dessen Aktivitäten 
in allen drei Sicherheitsdimensionen der 
OSZE sind.6

Zugleich ist die OSZE für Kasachs­
tan jedoch nur eine von vielen europä­
ischen und eurasischen Organisationen. 
Im offiziellen Diskurs ist häufig nicht 
von der Mitwirkung Kasachstans „in“ der 
OSZE, sondern von seiner Zusammenar­
beit „mit“ der OSZE die Rede. Im au­
ßenpolitischen Konzept der Republik Ka­
sachstan für die Jahre 2020–2030 wird die 
OSZE nur einmal erwähnt, und zwar – 
zusammen mit der Organisation des Ver­
trags über kollektive Sicherheit, dem Eu­
roparat und der NATO – bei der Be­
schreibung der kasachischen Prioritäten 
für die regionale und multilaterale Diplo­
matie.7 Die OSZE wird in Kasachstan al­
so als „externer“ Akteur wahrgenommen; 
das Land scheint die Prinzipien und Wer­
te der Organisation nicht als seine eige­
nen zu akzeptieren, sondern betrachtet 
sie eher als etwas von außen Aufgezwun­
genes.

In Kasachstan wird auf Regierungs- 
oder Parlamentsebene nicht systematisch 
über die Bedeutung der OSZE für das 
Land debattiert oder auch darüber ge­
sprochen, wie die OSZE mehr Nutzen 
für Kasachstan bringen könnte. Die 
OSZE wird nur beachtet, wenn es einen 
konkreten Anlass dafür gibt. Und die­
sen schafft meistens die Organisation 
selbst, wie durch die Beobachtung der 
Parlamentswahlen im Januar 2021, denen 
ein Mangel an fairem politischen Wett­
bewerb und systematische Einschränkun­
gen attestiert wurden, oder durch den Be­
such der Amtierenden OSZE-Vorsitzen­
den Ann Linde in Kasachstan im April 
2021.

Kasachstan nutzt die OSZE vornehm­
lich für seine Außenwirkung.8 Es misst 
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seiner Vorsitzführung im Jahr 2010 nach 
wie vor eine große Bedeutung bei und 
betont, dass es „als erster unter den Mit­
gliedstaaten der GUS [Gemeinschaft Un­
abhängiger Staaten] sowie als erstes asia­
tisches, als erstes muslimisches und als 
erstes turksprachiges Land“ den Vorsitz 
in der Organisation innegehabt habe.9 

In einem ähnlichen Licht sieht die Re­
gierung auch die Bestellung des kasachi­
schen Diplomaten Kairat Abdrakhmanov 
zum Hohen Kommissar für nationale 
Minderheiten im Jahre 2020.10

Erwartungen an die OSZE

Abgesehen vom allgemeinen Wunsch, 
die OSZE möge den „Geist von Helsinki“ 
wieder aufleben lassen und die Wirksam­
keit ihrer Tätigkeit erhöhen, äußert Ka­
sachstan üblicherweise keine konkreten 
Erwartungen oder Vorschläge. Aus der 
Analyse der offiziellen Dokumente und 
Reden ergibt sich jedoch eine Reihe von 
Themen, die für Kasachstan relevant sind.

Erstens geht es Kasachstan um die re­
gionale Sicherheit. Das Land will, dass 
sich die OSZE stärker um die Lösung 
der Langzeitkonflikte im OSZE-Raum be­
müht und sich für die Stabilität in Afgha­
nistan einsetzt. Aus Sicht der Regierung 
kann Kasachstan zu diesen Bemühungen 
beitragen. Bei den gewalttätigen Ausein­
andersetzungen im benachbarten Kirgi­
sistan im Jahr 2010 vermittelte Kasachs­
tan, das damals den OSZE-Vorsitz inne­
hatte. Zudem ist Kasachstan Gastland 
des Astana-Prozesses, in dessen Rahmen 
Russland, die Türkei und der Iran seit 
2017 über eine Lösung des Syrienkon­

flikts sprechen. Auf diesen Erfahrungen 
ließe sich aufbauen.

Zweitens vertritt Kasachstan die An­
sicht, die Aktivitäten der OSZE in 
der Wirtschafts- und Umweltdimension 
könnten „als Katalysator für die Verrin­
gerung der Spannungen und die Stär­
kung der vertrauensbildenden Maßnah­
men zwischen den OSZE-Teilnehmer­
staaten wirken“. Insbesondere erwartet es 
von der OSZE, die Entwicklung von Ver­
kehrskorridoren zwischen Asien und Eu­
ropa zu fördern.11

Drittens unterstützt Kasachstan regio­
nale und subregionale Projekte in Zen­
tralasien12 und bemüht sich dabei auch 
um Synergien zwischen den OSZE-Fel­
doperationen in Zentralasien, beispiels­
weise bei der Bekämpfung von Terro­
rismus und Korruption, dem Grenz- 
und Wasserressourcenmanagement, der 
Digitalisierung, der Entwicklung einer 
umweltfreundlichen Wirtschaft, Good 
Governance sowie beim Umweltschutz. 
Das Land setzt sich für die OSZE-Aka­
demie in Bischkek (Kirgisistan) und die 
OSZE-Stabsakademie für Grenzmanage­
ment in Duschanbe (Tadschikistan) ein.13

Viertens nutzt Kasachstan die OSZE 
als Plattform, um sein internationales 
Profil zu schärfen. So schlug es in sei­
ner außenpolitischen Initiative „Drei Dia­
loge“ vor, die Zusammenarbeit der OSZE 
mit der Konferenz über Interaktion und 
vertrauensbildende Maßnahmen in Asi­
en (CICA) zu intensivieren.14 Kasachs­
tan setzt sich seit 2017 dafür ein, dass 
ein OSZE-Themenzentrum oder eine re­
gionale Drehscheibe für nachhaltige Kon­
nektivität in seiner Hauptstadt eingerich­
tet wird. Diese Vorhaben sind unter den 
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Teilnehmerstaaten umstritten und kön­
nen ebenfalls als Versuch gewertet wer­
den, schlicht das internationale Ansehen 
des Landes zu erhöhen.15 Kasachstan ist 
es wichtig, dass die OSZE-Strukturen 
gleichmäßig über das Gebiet der Teilneh­
merstaaten verteilt sind, um das wechsel­
seitige Vertrauen und Verständnis zu stär­
ken.16

Manche Vorschläge sind konkreter 
und realistischer als andere. So sind etwa 
die Idee, Verkehrskorridore zwischen Asi­
en und Europa zu schaffen, und der Vor­
schlag, die regionalen und subregionalen 
Aktivitäten der OSZE zu intensivieren, 
durchaus umsetzbar. Die Forderung, die 
OSZE solle ihre Arbeit in der Konfliktlö-
sung verstärken und globale Dialoginitia­
tiven fördern, hat jedoch eher einen de­
klaratorischen Charakter. Auch die Erfah­
rungen und die Erfolge bei der Vermitt­
lung in Konflikten werden in Kasachstans 
Selbstdarstellung aufgebauscht.

Einige kasachische Politiker haben 
Vorschläge für die Arbeit der OSZE 
gemacht. Der ehemalige Amtierende 
OSZE-Vorsitzende Kanat Saudabayev 
brachte beispielsweise gemeinsame An­
strengungen im Kampf gegen Covid-19, 
die Abwehr von Cyberangriffen und die 
Einberufung eines neuen OSZE-Gipfels 
ins Spiel.17 Diese Ideen passen zwar zur 
kasachischen Rhetorik, sind aber nicht 
Teil eines offiziellen Programmes.

Kritik an der OSZE

Kasachstan kritisiert die OSZE derzeit 
nicht direkt – abgesehen von allgemei­
nen Äußerungen, dass der „Geist von 

Helsinki“ und der „Geist von Astana“ 
nachlassen würden, dass das gegenseitige 
Vertrauen und ein Raum für Dialog ver­
loren gegangen seien sowie Spannungen 
eskalierten.18 Wenn Kasachstan Kritik an 
der OSZE äußert, so geschieht dies in der 
Regel als Reaktion auf negative Äußerun­
gen von OSZE-Strukturen, vor allem in 
Bezug auf die Einhaltung der Menschen­
rechte, der Grundfreiheiten und der de­
mokratischen Verfahren in dem Land.

Im Jahr 2010 veröffentlichte Präsident 
Nursultan Nasarbayev einen Artikel über 
die größten Probleme der OSZE.19 Da­
zu zählte er, dass die Teilnehmerstaaten 
nicht gleichberechtigt an der Lösung 
gemeinsamer Problemen beteiligt sind; 
dass das politisch-militärische Gleichge­
wicht im OSZE-Raum gestört ist; „einge­
frorene Konflikte“; die Zersplitterung des 
OSZE-Raums in drei Zonen (Nordame­
rika, Europa und Asien); dass der eura­
sische Raum nicht in die Kapazitätsent­
wicklung der Organisation einbezogen 
ist; das erneute Aufflammen von Span­
nungen zwischen ethnischen und religiö­
sen Gruppen sowie die irreguläre Migra­
tion und die schlechte Integration von 
Migrant:innen in den Aufnahmeländern. 
In Reden und Erklärungen weisen kasa­
chische Amtsträgerinnen immer wieder 
auf diese Probleme hin. Gleichzeitig hält 
Kasachstan daran fest, dass „die zentra­
len Aktivitäten der OSZE auf bewährten 
Prinzipien, Standards und Regeln beru­
hen, die es nicht aufgeben will, da sie 
den geistigen Kern der Organisation ver­
körpern“.20
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Die OSZE aus Sicht der Zivilgesellschaft 
und der Wissenschaft

In der kasachischen Zivilgesellschaft und 
Wissenschaft gibt es keine breite Diskus­
sion über OSZE-Themen. Die Meinun­
gen über die OSZE gehen weit ausein­
ander, und es gibt keine klar definierba-
re gemeinsame Auffassung.21 Die meis­
ten regierungsnahen Fachleute sind sich 
darin einig, dass die Arbeit der OSZE 
wichtig sei, ihre Projekte aber stärker 
auf Aktivitäten wie die Unterstützung 
von Strafverfolgungsbehörden oder von 
Grenzkontrollen ausgerichtet sein soll­
ten. Unter unabhängigen Wissenschaft-
ler:innen und Vertreterinnen der Zivilge­
sellschaft ist man wiederum der Ansicht, 
die OSZE tue zu wenig für die Men­
schenrechte und daß die Mehrzahl ihrer 
Projekte in diesem Bereich Alibiübungen 
ohne echte Substanz seien.

Wissenschaftler:innen kritisieren die 
begrenzte Reichweite und ineffektive 
Umsetzung der OSZE-Projekte in Ka­
sachstan, die auf eine übermäßige For­
malisierung zurückzuführen seien. Die 
Themen, Agenden und Teilnehmerinnen 
bei Projekten und Veranstaltungen wür­
den oftmals in einem mehrstufigen Ab­
stimmungsprozess zwischen Kasachstan 
und der OSZE sowie innerhalb der Or­
ganisation ausgewählt, wodurch die Rele­
vanz sinke und kritische Inhalte kaum 
eine Chance hätten. Beklagt wird auch, 
dass die Aktivitäten der OSZE meist auf 
die Initiative staatlicher Stellen hin ent­
stünden. Es sei nicht dokumentiert, wie 
sich die von der OSZE organisierten Aus­
landsbesuche und Studienreisen, Runden 
Tische und Schulungsveranstaltungen für 

Staatsbedienstete auf die Qualität der 
Arbeit der Ministerien auswirken. For­
scher:innen bezweifeln die Sinnhaftigkeit 
und Relevanz der in diesem Rahmen ge­
machten Empfehlungen.

Ein weiteres Problem sehen Fachleute 
und Aktivistinnen darin, dass es schwie­
rig sei festzustellen, wer von OSZE-Ak­
tivitäten tatsächlich profitiert. So wurde 
beispielsweise das Treffen der Amtieren­
den OSZE-Vorsitzenden Linde mit Ver­
treter:innen der kasachischen Zivilgesell­
schaft kritisiert, weil es hinter verschlos­
senen Türen stattfand und das Verfah­
ren zur Auswahl der Teilnehmerinnen 
nicht transparent gestaltet wurde.22 So­
wohl die von der OSZE eingeladenen 
ausländischen Expert:innen als auch die 
Programmmitarbeiterinnen werden von 
Fachleuten und Aktivist:innen oft als un­
bedarft hinsichtlich der Lage in Kasachs­
tan wahrgenommen, was sich negativ auf 
das Image der OSZE auswirkt.

Allerdings verweisen Vertreter:innen 
der Zivilgesellschaft und der Wissen­
schaft auch auf positive Aspekte. Die 
OSZE erleichtere die Zusammenarbeit 
zwischen den Teilnehmerstaaten in 
der politisch-militärischen und der Wirt­
schafts- und Umweltdimension. Und sie 
biete zivilgesellschaftlichen Organisatio­
nen eine Plattform für ihre Standpunk­
te, insbesondere in der menschlichen Di­
mension, so etwa auf dem jährlichen Im­
plementierungstreffen in Warschau.

Ausblick

Kasachstan wird mittelfristig seine Hal­
tung zur OSZE wahrscheinlich nicht än­
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dern und sich auch nicht stärker in der 
Organisation einbringen. Das Land wird 
sich weiterhin zu den Zielen und Wer­
ten der Organisation bekennen und die 
OSZE als eine seiner außenpolitischen 
Prioritäten darstellen; allerdings wird die 
OSZE eine von mehreren europäischen 
und eurasischen Organisationen für Ka­
sachstan bleiben.

Kasachstan wird die OSZE weiterhin 
als Plattform nutzen, um sein außenpo­
litisches Profil zu schärfen, etwa indem 
es sich für die Einrichtung eines OSZE-
Themenzentrums in Kasachstan einsetzt 
und seine Diplomatinnen in wichtige 
Positionen innerhalb der Organisation 
zu bringen versucht. Es wird regionale 
und subregionale OSZE-Projekte befür­
worten, insbesondere in der Wirtschafts- 
und Umweltdimension, um beispielswei­
se Verkehrskorridore zwischen Asien und 
Europa zu schaffen. Auch der Vermitt­
lung und Konfliktlösung wird das Land 
weiterhin eine große Bedeutung beimes­
sen, gerade mit Blick auf Zentralasien 
und die Lage in Afghanistan.
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die Perspektiven der OSZE], Izwestija, 
28. Januar 2010, https://iz.ru/news/357
755

20 Übersetzt nach ebd.

21 Siehe auch Irina Chernykh et al., „Cen­
tral Asian Narratives on the OSCE“, 
OSCE Network of Think Tanks and Aca­
demic Institutions, 2019.

22 Radio Azattyk, „Председатель ОБСЕ 
встретилась в Нур-Султане с 
представителями гражданского 
общества“ [Die amtierende OSZE-Vor­
sitzende trifft sich mit Vertretern der 
Zivilgesellschaft in Nur-Sultan], 
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Schweden und die OSZE

Lars-Erik Lundin*

Zusammenfassung

Als Schweden 2021 den Vorsitz in der OSZE übernahm, schlug es vor, sich auf die Ursprünge 
der Organisation zu besinnen. Damit meinte das Land, dass die OSZE-Verpflichtungen und 
die Prinzipien der Schlussakte von Helsinki von 1975 beachtet werden. Die Nichteinhaltung 
dieser Prinzipien nimmt Schweden als Bedrohung der Sicherheit in Europa und damit auch 
der Sicherheit Schwedens wahr. Beim OSZE-Vorsitz konzentriert sich das Land auf drei Schwer­
punkte: die Bewahrung der europäischen Sicherheitsordnung, den Schutz des umfassenden 
Sicherheitskonzepts der OSZE sowie die Förderung der Konfliktlösung in kleinen Schritten. 
Zentrale Ziele der schwedischen Regierung sind, für Geschlechtergerechtigkeit zu sorgen und 
die Rolle der Frauen in der Arbeit der OSZE zu stärken.

Einleitung

Schweden setzt sich schon viele Jahrzehn­
te für den Multilateralismus ein. Seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs ist dies ein 
wichtiges Element der schwedischen Au­
ßenpolitik. Daher bewarb sich das Land 
um den OSZE-Vorsitz im Jahre 2021. 
Laut der schwedischen Außenministerin 
Ann Linde sei das Hauptanliegen des 
OSZE-Vorsitzes Schwedens, „sich auf die 
Ursprünge zu besinnen“. Damit meinte 
sie, dass die Prinzipien der Organisati­
on wieder geachtet und die Funktionsfä­
higkeit der OSZE sichergestellt werden 
muss.1

* Lars-Erik Lundin
Stockholm International Peace Research In­
stitute
larserik.lundin@gmail.com

Schweden engagiert sich schon seit 40 
Jahren in der OSZE bzw. KSZE. Von 
1984 bis 1986 richtete es die dreijähri­
ge „Stockholmer Konferenz“ aus, die Pio­
nierarbeit in Sachen Rüstungskontrolle 
und vertrauens- und sicherheitsbildende 
Maßnahmen leistete. Im Jahr 1993 war 
es eines der ersten Länder, die den Vor­
sitz führten. Der schwedische Diplomat 
Rolf Ekéus war von 2001 bis 2007 Ho­
her Kommissar der OSZE für nationale 
Minderheiten. Zusammen mit anderen 
Ländern setzt sich Schweden schon lan­
ge für die Konsolidierung der OSZE als 
internationale Organisation ein, obwohl 
die OSZE bisher nicht als Völkerrechts­
persönlichkeit allgemein anerkannt wird. 
Im Jahr 2020 arbeitete die schwedische 
Delegation in Wien mit dem albanischen 
OSZE-Vorsitz zusammen, um sich schon 
vorher einzubringen und sich damit auf 
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die Übernahme des Vorsitzes im folgen­
den Jahr vorzubereiten.

Mit der Rückbesinnung auf die Ur­
sprünge meinte Schweden vor allem, 
dass die Grundprinzipien wieder geachtet 
werden müssen, die in der Schlussakte 
von Helsinki (1975) und in der Charta 
von Paris (1990) verankert sind. Darin 
sind die Teilnehmerstaaten Verpflichtun-
gen eingegangen, die für Demokratie, 
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit 
von Vancouver bis Wladiwostok funda­
mental sind. Im Jahr 2010, beim OSZE-
Gipfel in Astana, haben die Teilnehmer­
staaten diese Verpflichtungen erneut be­
kräftigt.2 Doch bei ihrer Umsetzung gibt 
es Rückschritte, sowohl im Osten als 
auch im Westen, selbst bei den Grundsät­
zen der Souveränität und der territoria­
len Integrität. Dies betrachtet Schweden 
als Bedrohung für die europäische Sicher­
heitsordnung und damit auch für die Si­
cherheit Schwedens. Die Einhaltung die­
ser Prinzipien zu gewährleisten ist ein 
Kernanliegen der schwedischen Sicher­
heitspolitik – und damit die zentrale Er­
wartung des Landes an die OSZE.

Die „harte“ Sicherheit im Fokus

Aus schwedischer Sicht ist die Sicher­
heitslage im OSZE-Raum in den letzten 
Jahren schwieriger geworden. Ende der 
1990er Jahre ging Schweden noch davon 
aus, dass die Teilnehmerstaaten bei De­
mokratie, Menschenrechten und Rechts­
staatlichkeit dieselben Ansichten vertre­
ten. Die Sicherheitslage schien sich im 
Großen und Ganzen schrittweise zu ver­
bessern. Die Konflikte in Südost- und 

Osteuropa, im Kaukasus und in Zentral­
asien fanden für Schweden eher an der 
Peripherie statt. Doch Russlands Wider­
stand gegen die „Farb-Revolutionen“ in 
Georgien (2003) und der Ukraine (2004) 
verschlechterte die Lage. Die nach dem 
Ende des Kalten Krieges gehegten Hoff-
nungen in eine stabilere Sicherheitsord­
nung erfüllten sich nicht. Schweden be­
trachtet die Annexion der Krim (also ei­
nes Teils des Hoheitsgebietes eines Teil­
nehmerstaates) im Jahr 2014 als klares 
Warnzeichen, dass die Sicherheit im 
OSZE-Raum abnimmt.

Dass Teilnehmerstaaten in den letzten 
Jahren von zentralen OSZE-Prinzipien 
abrücken, hat aus schwedischer Sicht gra­
vierende Konsequenzen. Das Land sieht 
das Risiko einer militärischen Eskalati­
on, nicht zuletzt angesichts der enor­
men Atomwaffenarsenale, die im europä­
ischen Teil Russlands stationiert sind. 
Mit den Spannungen in Belarus im Jahr 
2021 sind Fragen der Konfliktverhütung 
und Konfliktlösung näher an die schwe­
dischen Grenzen herangerückt. Dies gilt 
auch für die Langzeitkonflikte im OSZE-
Raum, da es bei Waffen und im Cyber­
space eine enorme technologische Ent­
wicklung gibt. Das humanitäre Leid, das 
durch den Konflikt um Bergkarabach 
verursacht wird, verdeutlicht das Zerstö­
rungspotenzial dieser Konflikte.

Deshalb baut Schweden seine Landes­
verteidigung wieder auf und verstärkt 
die bilaterale und multilaterale Zusam­
menarbeit.3 Schweden ist keinem Militär­
bündnis beigetreten und verfolgt daher 
eine „auf Solidarität beruhende Sicher­
heitspolitik“.4 Das Land ist seit 1994 Mit­
glied der Partnerschaft für den Frieden, 
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in dessen Rahmen NATO-Mitglieder mit 
Partnerländern auf militärischem Gebiet 
zusammenarbeiten. Als EU-Mitgliedstaat 
hat das Land sich rechtsverbindlich zur 
Solidarität mit den anderen EU-Mitglie­
dern verpflichtet. Außerdem hat es unila­
teral seine Solidarität mit den nordischen 
Staaten, einschließlich der Nicht-EU-Mit­
glieder Island und Norwegen, erklärt. Im 
Rahmen seiner bilateralen Verteidigungs­
zusammenarbeit mit Finnland besteht 
auch eine gemeinsame Absichtserklärung 
mit den USA.

Zugleich ist Schweden der Ansicht, 
dass Abschreckung durch vertrauensbil­
dende Maßnahmen ergänzt werden 
muss. An Verhandlungen über die harte 
Sicherheit, auch über nukleare Fragen, 
sollten laut Schweden die wichtigsten 
Mächte beteiligt sein, und zwar auf einer 
formell gleichberechtigten Basis. Hier 
kommt die OSZE als Forum für den Dia­
log und die Zusammenarbeit zwischen 
West und Ost ins Spiel.

Schweden will die OSZE als Platt­
form für die Zusammenarbeit stärken, 
etwa über den Strukturierten Dialog, in 
dem sich Regierungsvertreter:innen aus 
den 57 Hauptstädten über aktuelle und 
zukünftige Sicherheitsherausforderungen 
und -risiken austauschen. Schweden hatte 
2018 den Vorsitz des Forums für Sicher­
heitskooperation der OSZE inne.5 Seither 
setzt sich das Land für eine Stärkung der 
Rüstungskontrolle und die Umsetzung 
des Wiener Dokuments und des Vertrags 
über den Offenen Himmel ein.6 Einen 
substanziellen Dialog über diese Fragen 
aufzunehmen ist jedoch schwierig, da 
sich Russland und andere Großmächte 
gegen die Multilateralisierung von Ver­

handlungen sträuben, die ihre Machtres­
sourcen und insbesondere ihre nuklea­
ren Fähigkeiten betreffen. Da sich Russ­
land mittlerweile klar gegen eine EU- 
und NATO-Erweiterung ausspricht, ist 
es jedoch umso dringlicher geworden, 
einen übergreifenden Dialog wiederauf­
zunehmen.

Im Rahmen seines OSZE-Vorsitzes 
2021 bemüht sich Schweden insbesonde­
re um eine Lösung der Langzeitkonflikte 
im OSZE-Raum. Die Aufrechterhaltung 
der Waffenruhe in der Ukraine bleibt ein 
wichtiges Ziel, ebenso die Bestrebungen 
um Fortschritte im Transnistrienkonflikt 
in Moldau. Schweden ist sich schon lan­
ge der Gefahr bewusst, dass Konflikte 
in Ländern außerhalb des OSZE-Raums, 
wie etwa Afghanistan, auf die OSZE-Teil­
nehmerstaaten ausstrahlen. Die Amtie­
rende Vorsitzende hat diese Sorge auch 
bei ihren Kontakten mit ihren Amtskolle­
gen in Zentralasien angesprochen.

Vorreiterrolle in der menschlichen 
Dimension

Die menschliche Dimension nimmt eine 
zentrale Stellung im umfassenden Sicher­
heitskonzept der OSZE ein. Zu ihr ge­
hören Fragen der Menschenrechte, der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. 
Es gibt aber auch Verbindungen zu 
den wirtschaftlich-ökologischen Prinzipi­
en der zweiten OSZE-Dimension sowie 
zu den Rechten nationaler Minderheiten 
und zur menschlichen Sicherheit in der 
ersten Dimension. Schweden bekennt 
sich zu den Normen der menschlichen 
Dimension, die in der Charta von Paris 
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von 1990 und in weiteren nach dem Kal­
ten Krieg verabschiedeten OSZE-Doku­
menten verankert sind. Dieses Bekennt­
nis war eine Voraussetzung für die Inte­
gration des Landes in die internationale 
Gemeinschaft, da diese Normen in ver­
schiedenen internationalen Organisatio­
nen, darunter die EU und der Europarat, 
rechtsverbindlich sind.

In der menschlichen Dimension gibt 
es Spannungen zwischen den OSZE-Teil­
nehmerstaaten. Das bereitet der schwedi­
schen Politik Sorge, spornt sie aber auch 
an. Sowohl im Osten als auch im Westen 
gab es Rückschritte bei der Einhaltung 
der OSZE-Verpflichtungen. Dies zeigt et­
wa die Zunahme von Populismus und 
Fremdenfeindlichkeit, insbesondere nach 
der Migrationskrise 2015. Für Schweden 
ist das ein heikles Thema, sowohl mit 
Blick auf seinen EU-Ratsvorsitz 2023 
als auch in seiner Zusammenarbeit mit 
Polen, das den OSZE-Vorsitz im Jahr 
2022 innehat.

Aus Sicht der schwedischen Regierung 
zeigt die OSZE gerade bei einer ihrer 
Verpflichtungen zu wenig Tatendrang: 
der Förderung der Rolle von Frauen 
bei der Bewältigung und Verhütung von 
Konflikten und bei der Friedensstiftung. 
Obwohl bei der Umsetzung der globa­
len Agenda „Frauen, Frieden und Sicher­
heit“, angestoßen durch die Resolution 
1325 des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen, in den letzten 20 Jahren kaum 
Fortschritte erzielt wurden, hofft Schwe­
den, dass es in diesem Politikfeld in der 
OSZE etwas erreichen kann. Ein Beispiel 
dafür ist die Themensetzung beim Wirt­
schafts- und Umweltforum 2021: Es ist 

der wirtschaftlichen Ermächtigung von 
Frauen gewidmet.

Eine Politik der kleinen Schritte

Als Schweden Anfang 2021 den OSZE-
Vorsitz übernahm, war ungewiss, welche 
Auswirkungen innenpolitische Verände­
rungen in wichtigen Ländern (z.B. die 
Wahl von Joe Biden zum US-Präsiden­
ten) auf den Multilateralismus und die 
OSZE haben werden. Daher wählte der 
schwedische Vorsitz eine Politik der klei­
nen Schritte, unterstützt durch rege Kon­
takte auf Ministerebene. Als Amtierende 
Vorsitzende hat die schwedische Außen­
ministerin Ann Linde eine Reihe von 
öffentlichen Auftritten absolviert, unter 
anderem vor dem Sicherheitsrat der Ver­
einten Nationen7, und reiste häufig in 
Konfliktgebiete.8 Sie traf mit dem rus­
sischen Außenminister zusammen9 und 
sprach im Rahmen einer Anhörung vor 
der U.S. Helsinki Commission10.

Der schwedische Vorsitz versucht The­
men zu ermitteln, in denen derzeit eine 
Zusammenarbeit der Teilnehmerstaaten 
und Fortschritte möglich scheinen. Da­
bei setzt Schweden auf die Zusammen­
arbeit mit den OSZE-Institutionen und 
-Feldoperationen, um Dopplungen mit 
anderen internationalen Organisationen 
zu vermeiden. Ein Schwerpunkt liegt auf 
der lokalen Ebene. Ein Beispiel dafür ist 
das Engagement des OSZE-Programmbü­
ros in Bischkek, das weibliche Führungs­
kräfte unterstützt, die sich für die Lösung 
der ethnischen Auseinandersetzungen in 
Osch und an anderen Orten in Südkirgi­
sistan einsetzen.
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Schweden versucht politische Hindernis­
se zu umschiffen, indem es in der OSZE 
eine Politik der kleinen Schritte verfolgt. 
Aus den Erfahrungen, die Schweden 
während seines Vorsitzes gemacht hat, 
lassen sich Empfehlungen ableiten, von 
denen die OSZE als Ganzes profitieren 
könnte.11 Für Schweden erwies es sich 
als vorteilhaft, sich zuerst auf die Verfah­
ren und dann erst auf die Inhalte zu 
verständigen und Probleme auf lokaler 
Ebene anzupacken, anstatt umfassende 
Lösungen anzustreben. Außerdem hat es 
sich bewährt, sich auf weniger strittige 
Bereiche der Zusammenarbeit (insbeson­
dere auf die Wirtschafts- und Umweltdi­
mension) zu konzentrieren sowie auf ge­
meinsame Herausforderungen wie grenz­
überschreitende Risiken. Schweden hat 
erkannt, dass auch der Dialog zwischen 
den Hauptstädten (und nicht ausschließ­
lich in Wien) und die Suche nach infor­
mellen Kommunikationskanälen wichtig 
sind. Beim schwedischen Vorsitz wäh­
rend der Covid-19-Pandemie war Kreati­
vität gefragt: Es galt, trotz der Krise wei­
terzuarbeiten. Dies gelang insbesondere 
durch Neuerungen in der digitalen Kom­
munikation. Auf diesen Neuerungen lässt 
sich aufbauen, um die OSZE zu einem 
Ort des Dialogs zwischen den Teilneh­
merstaaten und der Zivilgesellschaft zu 
machen.
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Polen und die OSZE

Łukasz Kulesa*

Zusammenfassung

Polen fühlt sich von der Lage jenseits seiner Ostgrenze zunehmend bedroht und bemüht sich 
um konkrete Sicherheitsgarantien durch multilaterale Formate. Dabei setzt das Land weniger 
auf die OSZE als vielmehr auf die NATO und die EU. Durch die erfolgreiche Bewerbung 
um den OSZE-Vorsitz im Jahr 2022 ist die OSZE in Warschau jedoch vorübergehend in den 
Fokus gerückt. Polen schätzt das umfassende Sicherheitskonzept der OSZE und ist bereit, sich 
einzubringen. Das Land will der Organisation gerade in der politisch-militärischen Dimension 
mehr Bedeutung verleihen und ihre Rolle in Konfliktgebieten, insbesondere in Osteuropa, stär­
ken. Angesichts der Differenzen unter den Teilnehmerstaaten, die auch die Funktionsfähigkeit 
der Organisation gefährden, ist Polen allerdings skeptisch, ob die OSZE in der Lage ist, den 
Sicherheitsherausforderungen in Europa zu begegnen.

Einleitung

Dank seiner erfolgreichen Bewerbung 
um den Vorsitz im Jahr 2022 ist die 
OSZE für Polen wichtiger geworden 
und das Land hat sein Engagement in 
der OSZE verstärkt. Seit Januar 2021 ist 
es Mitglied der OSZE-Troika und führt 
den Vorsitz in der Kontaktgruppe für 
die OSZE-Kooperationspartner im Mit­
telmeerraum. Im Jahr 2022 will, wie 
Außenminister Zbigniew Rau im Juli 
2021 erklärte, Polen „keine Mühen scheu­
en, um den Teilnehmerstaaten bei der 
Förderung des Dialogs bei gleichzeitiger 
Wahrung der OSZE-Prinzipien und -Ver­
pflichtungen zu helfen“.1 Diese verstärk­

* Łukasz Kulesa
Polish Institute of International Affairs
kulesa@pism.pl

te Aufmerksamkeit bedeutet jedoch nicht 
unbedingt, dass Polen den Wert der Or­
ganisation nun grundlegend anders ein­
schätzt oder bereit wäre, mutigen OSZE-
Initiativen den Weg zu ebnen.

Die Rolle der OSZE in der polnischen 
Außen- und Sicherheitspolitik

Von der Lage jenseits seiner Ostgrenze 
fühlt sich Polen zunehmend bedroht und 
bemüht sich um konkrete Sicherheitsga­
rantien durch multilaterale Formate. Da­
bei setzt das Land eher weniger auf die 
OSZE. Schon bevor Russland die Krim 
im Jahre 2014 annektierte, waren die 
NATO und die EU in der polnischen Au­
ßen- und Sicherheitspolitik viel wichtiger 
geworden als die KSZE bzw. OSZE.2 Die 
polnische Sicherheitspolitik stützt sich 
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auf vier Säulen: die Mitgliedschaft in der 
NATO und in der EU, die Sicherheits­
partnerschaft mit den Vereinigten Staa­
ten und die regionale Sicherheitszusam­
menarbeit. Seit sich die Beziehungen Po­
lens zu Russland verschlechtert haben, 
sind Strukturen mit glaubwürdigen Ab­
schreckungs- und Einflussmöglichkeiten 
für Polen deutlich wichtiger geworden. 
Die OSZE ist dabei nur von beschränk­
tem Nutzen, gerade im Vergleich zur 
NATO, die harte Sicherheitsgarantien 
bietet, und zur EU mit ihrer Östlichen 
Partnerschaft und ihrer Politik gegenüber 
Russland und Zentralasien.

In polnischen Strategiedokumenten 
wird die OSZE durchaus erwähnt, doch 
ihre Rolle wird dabei nicht genau um­
rissen. So heißt es etwa in der Natio­
nalen Sicherheitsstrategie 2020 lediglich, 
Polen werden „Schritte unternehmen, 
um die Wirksamkeit [...] der Organisati­
on für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa als wichtigen Teils des ko­
operativen Sicherheitssystems in Europa 
zu verbessern“.3 Das Interesse der Öffent-
lichkeit, der Medien, der Fachwelt und 
der Wissenschaft an der OSZE ist be­
grenzt. Allein der ehemalige Außenmi­
nister und Experte für internationale Si­
cherheit Adam Daniel Rotfeld schreibt 
über die OSZE.4 Die polnische Delega­
tion in der Parlamentarischen Versamm­
lung der OSZE bringt sich nach wie vor 
ein, aber weder das polnische Parlament 
noch seine außenpolitischen Ausschüsse 
haben in letzter Zeit OSZE-spezifische 
Debatten geführt.

Das bedeutet jedoch nicht, dass die 
OSZE für Polen irrelevant ist. Polen ist 
sich der besonderen Stellung der OSZE 

als regionaler Sicherheitsorganisation mit 
gemeinsamen Prinzipien und Verpflich-
tungen, einem breiten Teilnehmerkreis 
und bedeutenden Erfolgen sehr wohl be­
wusst. Die Organisation gehört zu den 
Grundpfeilern der regelbasierten interna­
tionalen Ordnung, deren Aufrechterhal­
tung in Polens Interesse liegt. Bei der 
Erläuterung der Gründe für die Bewer­
bung um den OSZE-Vorsitz betonte der 
damalige Außenminister Jacek Czaputo­
wicz denn auch, dass Polen der Organisa­
tion für ihre Rolle bei der Förderung der 
Stabilität in Europa dankbar sei und be­
reitstehe, als „unparteiischer Mittler“ die 
Zusammenarbeit zu erleichtern.5

Die Agenda der OSZE und die regio­
nalen Prioritäten der polnischen Außen- 
und Sicherheitspolitik sind eng miteinan­
der verbunden. Dies betrifft vor allem 
Osteuropa und den Südkaukasus, den 
Westbalkan sowie Zentralasien. Die po­
litisch-militärische Sicherheitsdimension 
der Organisation ist wichtig für Polens 
Bestrebungen, militärische Transparenz 
und Berechenbarkeit zu erhöhen. Die 
OSZE bleibt für Polen ein Forum, in 
dem es seinen Standpunkten in wichti­
gen europäischen Sicherheitsfragen Ge­
hör verschaffen kann, etwa wenn es 
darum geht, zusätzlichen Druck auf das 
belarussische Regime und Russland aus­
zuüben.

Wahrnehmung der Rolle und der 
Fähigkeiten der OSZE

Polen sieht den OSZE-Raum mit einer 
Reihe von Herausforderungen konfron­
tiert, etwa anhaltende Konflikte, innen­
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politische Krisen, subregionale Krisenher­
de, grenzüberschreitende Risiken sowie 
die Covid-19-Pandemie. Dass die OSZE 
bei der Bewältigung dieser Herausfor­
derungen eine führende Rolle überneh­
men könnte, sieht Polen jedoch nicht. 
Das Land verfolgt daher einen pragma­
tischen Ansatz. Forderungen, die OSZE 
zu einem Angelpunkt des europäischen 
Sicherheitssystems auszubauen oder mit 
der Koordinierung anderer regionaler Or­
ganisationen zu betrauen, betrachtet es 
mit Skepsis. Das würde der zentralen 
Stellung der NATO und der EU in der 
polnischen Außenpolitik zuwiderlaufen 
und Russland die Möglichkeit geben, sei­
nen Einfluss zu vergrößern. Das Land 
ist aber der Auffassung, dass einige der 
in der Schlussakte von Helsinki und 
anderen OSZE-Dokumenten enthaltenen 
Grundprinzipien weiter gültig seien und 
die Organisation die Länder diesbezüg­
lich in die Verantwortung nehmen sol­
le, und nicht einfach akzeptieren kön­
ne, dass mehrere OSZE-Teilnehmerstaa­
ten autokratische Regime sind.

Polens Erwartungen an die OSZE sind 
nicht besonders hoch. Bei der Annexion 
der Krim durch Russland und dessen 
Präsenz in Donezk und Lugansk, dem 
Konflikt zwischen Russland und Geor­
gien, den Konflikten um Bergkarabach 
und Transnistrien liegen die Interessen 
der Konfliktparteien weit auseinander – 
und die Organisation verfügt aus polni­
scher Sicht weder über die entsprechen­
de politische Macht noch über die nöti­
gen Instrumente, um nachhaltigen Druck 
auf die Konfliktparteien auszuüben oder 
eine dauerhafte Lösung durchzusetzen. 
Sie kann jedoch ihr Instrumentarium 

nutzen, um die Lage in diesen Gebieten 
zu stabilisieren, die humanitären Proble­
me zu lindern und den Dialog zu erleich­
tern. So wird beispielsweise der Einfluss 
der OSZE-Sonderbeobachtermission auf 
die Lage in der Ostukraine positiv bewer­
tet – Polen hat diese Mission unterstützt, 
indem es Personal entsandte und im Juni 
2021 Covid-19-Impfungen für die Mitar­
beiter:innen bereitstellte.6 Für eine lang­
fristige Lösung der Krise wäre aber, zu­
mindest aus polnischer Sicht, in erster 
Linie ein politischer Kurswechsel seitens 
Russlands nötig. Der Bergkarabach-Krieg 
zwischen Aserbaidschan und Armenien 
im Jahr 2020 zeigte außerdem, dass der 
Einfluss der OSZE in der aktiven Kon­
fliktphase begrenzt ist.

Auch die sich verschärfenden Span­
nungen zwischen den OSZE-Teilnehmer­
staaten werden ihre Spuren hinterlassen. 
Polen selbst scheut sich keineswegs, Teil­
nehmerstaaten zu kritisieren, die seiner 
Ansicht nach gegen die OSZE-Prinzipien 
und -Verpflichtungen verstoßen. Es ist 
außerdem dafür, dass sich die NATO- 
und EU-Länder eng miteinander abstim­
men und dass sich ihre Aktivitäten in 
Wien mit den politischen Standpunkten 
der NATO und der EU decken. Zugleich 
zeigt Polen sich besorgt über die Politisie­
rung so gut wie aller Aspekte der OSZE-
Arbeit – bis hin zu Beschlüssen über den 
Haushaltszyklus und der eigentlich rou­
tinemäßigen Verlängerung der Mandate 
von Feldoperationen.

Auch dass Fragen, die nichts oder 
wenig miteinander zu tun haben, aus 
machtpolitischen Überlegungen mitein­
ander verknüpft werden, sieht Polen als 
Problem. Bisweilen führt dies dazu, dass 
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ein einziger Teilnehmerstaat die gesamte 
Organisation lahmlegt, um ganz spezielle 
Forderungen durchzusetzen. Ein Beispiel, 
das der ehemalige OSZE-Generalsekretär 
Thomas Greminger anführte, war die 
Blockade der Reform der Haushaltspla­
nung aufgrund einer Meinungsverschie­
denheit über einen Vermerk auf den über 
das OSZE-System verteilten Dokumen­
ten, der klarstellte, dass die OSZE nicht 
für deren Inhalt verantwortlich ist.7 Auch 
die Krise im Zusammenhang mit der 
Verlängerung der Mandate der Leiter*in­
nen der OSZE-Institutionen und des Se­
kretariats im Jahr 2020 kann als Folge 
dieser Grundeinstellung gesehen werden. 
Was mit Vorbehalten eines einzigen Lan­
des gegen den Leiter einer OSZE-Insti­
tution begonnen hatte, wuchs sich zu 
einer größeren institutionellen Krise aus, 
die schließlich dazu führte, dass die Man­
date des Generalsekretärs, des Beauftrag-
ten für Medienfreiheit, des Hohen Kom­
missars für nationale Minderheiten und 
der Direktorin des Büros für demokrati­
sche Institutionen und Menschenrechte 
(ODIHR) im Juli 2020 nicht verlängert 
werden konnten.

Insgesamt betrachtet Polen die OSZE 
als zwar wertvollen, aber nicht zentra­
len Teil der europäischen Sicherheitsar­
chitektur. Diese Einschätzung prägt sei­
ne Erwartungen an die Organisation und 
den Grad seiner Mitwirkung. Der norma­
tive Rahmen und das umfassende Sicher­
heitskonzept der OSZE werden weiterhin 
als positiv wahrgenommen. Darüber hi­
naus schätzt Polen die praktischen Beiträ­
ge der Organisation vor Ort, insbesonde­
re in Konfliktgebieten.

Polens Engagement in der OSZE

Polen kann auf eine beachtliche Bilanz 
verweisen. Es ist nicht nur Gastland 
des ODIHR, sondern richtet auch das 
alljährliche Implementierungstreffen zur 
menschlichen Dimension aus – die größ­
te regelmäßig stattfindende Menschen­
rechtsveranstaltung in Europa. Polen 
führte 1998 den Vorsitz in der OSZE, 
und polnische Diplomaten hatten und 
haben wichtige Positionen in der Orga­
nisation inne. Botschafter Adam Kobier­
acki leitete von 2011 bis 2015 das Kon­
fliktverhütungszentrum, und Botschafter 
Andrzej Kasprzyk ist seit 1996 als „Per­
sönlicher Beauftragter des Amtierenden 
Vorsitzenden für den Konflikt, mit dem 
sich die Minsk-Konferenz der OSZE be­
fasst“ (Bergkarabach) tätig.

Die Bewerbung um den OSZE-Vorsitz 
zeigt, dass Polen heute bereit ist, über sei­
ne NATO- und EU-Mitgliedschaft hinaus­
zudenken. Das entspricht auch den grö­
ßeren internationalen Ambitionen Po­
lens, wie sie etwa in seiner Zeit als nicht­
ständiges Mitglied im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen 2018/19 zutage tra­
ten. Dabei konzentrierte sich Polen auf 
Themen, die auch im Hinblick auf seinen 
Vorsitz in der OSZE relevant sind: die 
Stärkung des Völkerrechts, den Schutz 
von Zivilpersonen in bewaffneten Kon­
flikten und die Sicherheitslage in Osteu­
ropa. Bei der Vorstellung des Programms 
für den polnischen Vorsitz 2022 nannte 
Außenminister Rau im Juli 2021 drei Zie­
le, die in etwa den drei OSZE-Dimensio­
nen entsprechen: erstens die Unterstüt­
zung der OSZE bei der Konfliktlösung, 
zweitens die Bewältigung der Herausfor­
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derungen nach der Covid-19-Pandemie 
durch wirksame multilaterale Ansätze, 
und drittens die Ausschöpfung des Poten­
zials der Organisation zur Umsetzung der 
gemeinsamen Verpflichtungen.

Die politisch-militärische Dimension 
ist für Polen die mit Abstand wichtigste, 
besonders seitdem sich die Sicherheitsla­
ge in Mittelosteuropa verschlechtert hat. 
Polen bringt sich aktiv in den Struktu­
rierten Dialog und das Forum für Sicher­
heitskooperation ein. Dort thematisiert 
es die Diskrepanz zwischen den Bestim­
mungen des Wiener Dokuments der Ver­
handlungen über vertrauens- und sicher­
heitsbildende Maßnahmen und den ak­
tuellen militärischen Operationen in Po­
lens östlicher Nachbarschaft. Das Prob­
lem ist dringlicher geworden, da Russ­
land aus polnischer Sicht versucht, wich­
tige Elemente des Wiener Dokuments 
selektiv umzusetzen oder gar zu umge­
hen – etwa indem es erklärt, seine mi­
litärischen Manöver lägen knapp unter­
halb dem Schwellenwert, ab dem sie 
angekündigt werden müssten und beob­
achtet werden könnten, und indem es 
groß angelegte Alarmübungen veranstal­
tet. Polen weist auch auf die erhöhte Ge­
fahr militärischer Zwischenfälle hin und 
fordert, die Bestimmungen des Wiener 
Dokuments zur Verminderung der Risi­
ken (einschließlich der Verfahren zum 
Umgang mit gefährlichen Zwischenfäl­
len und ungewöhnlichen militärischen 
Aktivitäten) zu überprüfen und zu än­
dern. Die Modernisierung des Wiener 
Dokuments wird von Polen unterstützt. 
Es hat dazu auch eigene Anregungen ein­
gebracht, die 2019 in einen gemeinsamen 
Vorschlag einer Gruppe von Staaten ein­

flossen.8 Da Russland diese Modernisie­
rungsmaßnahmen blockiert, unterstützt 
Polen auch freiwillige Transparenzmaß­
nahmen wie Unterrichtungen über mili­
tärische Übungen und Aktivitäten.

Polen ist besorgt über die Demontage 
der europäischen Rüstungskontrollarchi­
tektur, die eng mit dem umfassenden 
Sicherheitskonzept der OSZE verknüpft 
ist, und wirft Russland vor, den Ver­
trag über Konventionelle Streitkräfte in 
Europa und den Vertrag über nuklearfä­
hige landgestützte Mittelstreckensysteme 
zu untergraben. Es befürwortete zwar 
die Beibehaltung des Open-Skies-Abkom­
mens, thematisierte aber – ebenso wie die 
Vereinigten Staaten – auch das Problem, 
dass Russland bei den Beobachtungsflü-
gen den Zugang zu bestimmten Gebie­
ten beschränkt, insbesondere was die Flü­
ge über das Gebiet Kaliningrad betrifft. 
Daher hielt sich Polen mit Kritik am 
Rückzug der Vereinigten Staaten aus 
dem Open-Skies-Abkommen im Novem­
ber 2020 zurück, reagierte jedoch im Ja­
nuar 2021 mit „Enttäuschung“ auf die 
Ankündigung Russlands, seinerseits den 
Rückzug vorzubereiten.

Polen unterstützt die Bemühungen 
und Aktivitäten im Krisenmanagement 
der OSZE. Im Hinblick auf seinen Vor­
sitz hat das Land Bereiche eruiert, in de­
nen die OSZE Menschen und Gemein­
schaften, die von Konflikten betroffen 
sind, helfen kann. Dabei will Polen sich 
auf die am stärksten gefährdeten Grup­
pen konzentrieren. Sein eigenes interna­
tionales Hilfsprogramm plant Polen zu 
diesem Zweck besser mit den Aktivitäten 
der OSZE abzustimmen.
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Die Wirtschafts- und Umweltdimensi­
on steht in Warschau weniger im Fokus. 
Das Land will, ganz pragmatisch, die Ak­
tivitäten der OSZE mit den Strategien 
anderer Organisationen, wie den Verein­
ten Nationen, der EU und der Organisa­
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), verknüpfen. 
So möchte Polen etwa, dass die OSZE 
bei der Unterstützung eines nachhaltigen 
Aufschwungs nach der Pandemie auf der 
Arbeit anderer Organisationen aufbaut. 
Auch wird Polen wahrscheinlich weiter­
hin den Zusammenhang zwischen der 
Wirtschaftsentwicklung und der Bekämp­
fung von Geldwäsche betonen und – un­
ter Verweis auf seine eigene Bilanz – die 
Bemühungen der OSZE bei der Stärkung 
der Steuerverwaltung und der Reduzie­
rung der Schattenwirtschaft unterstützen.

Wenn es um die Bekämpfung des Kli­
mawandels geht, wird Polen wahrschein­
lich die Ergebnisse der 2018 in Polen 
abgehaltenen 24. Konferenz der Vertrags­
parteien des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über Klimaände­
rungen und insbesondere das Klimapaket 
von Katowice hervorheben. Dabei pocht 
Polen auf eine „faire Wende“, die die 
Interessen von Ländern mit gemischten 
Energiequellen und von Regionen, die 
noch stark von fossilen Brennstoffen und 
CO2-intensiven Branchen abhängig sind, 
wahrt. Auch seine grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit in der Karpatenregion, 
um die Umweltzerstörung zu bekämpfen 
und die Biodiversität zu schützen, wird 
das Land innerhalb der OSZE heraus­
streichen.

In der menschlichen Dimension plant 
Polen, die Lage in Belarus in den Blick­

punkt zu rücken. Im September 2020 ge­
hörte es zu den 17 Staaten, die den Mos­
kauer Mechanismus aktivierten, um die 
Menschenrechtsverletzungen in Belarus 
zu untersuchen. Polen steht dem belarus­
sischen Regime sehr kritisch gegenüber 
und verurteilt auch dessen Schikanen ge­
gen Angehörige der polnischen Minder­
heit sowie Journalistinnen und Journalis­
ten.9 Polen wird höchstwahrscheinlich 
darauf pochen, dass die Lage in Belarus 
und deren Auswirkungen weiterhin ganz 
oben auf der OSZE-Agenda stehen. Da­
bei wird es danach trachten, das gesamte 
Instrumentarium der OSZE auszuschöp­
fen, um die Lage in Belarus sowie in 
anderen potenziellen Krisenherden zu 
beeinflussen. Polens OSZE-Vorsitz wird 
im Bereich Menschenrechte wohl eine 
Reihe von Fragen bearbeiten, die für al­
le Teilnehmerstaaten relevant sind, dar­
unter: Menschenrechte im digitalen Zeit­
alter, die Auswirkungen der Pandemie 
auf die Menschenrechte, die wirtschaft-
liche Ermächtigung von Frauen, Religi­
ons- und Weltanschauungsfreiheit sowie 
Schutz und Unterstützung für bestimmte 
Gruppen wie Menschen mit Behinderun­
gen, Kinder und Jugendliche. Polen setzt 
sich auch für den Schutz der Menschen­
rechte in Konfliktgebieten ein. Die The­
men freie und faire Wahlen und Wahlbe­
obachtung stehen traditionell ganz oben 
auf der polnischen OSZE-Agenda.

Die Entwicklungen in Polen selbst 
und das Funktionieren seines Wahlsys­
tems (z. B. im Zuge der Präsidentschafts-
wahlen 2020)10 werden in der OSZE kri­
tisch verfolgt und auch hinterfragt. So 
hat etwa der OSZE-Beauftragte für Medi­
enfreiheit in den letzten Jahren mehrere 
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Fälle mit Bezug zu Polen zur Sprache ge­
bracht.11

Polen ist bemüht, als verantwortungs­
volles Mitglied der internationalen Ge­
meinschaft aufzutreten, indem es in al­
len Dimensionen und in allen Haupttä­
tigkeitsbereichen der OSZE aktiv ist und 
zu den strategischen Debatten über die 
Zukunft der Organisation beiträgt. Dies 
gilt sowohl für die Regierung, wie im 
Korfu-Prozess und im Strukturierten Dia­
log, als auch auf Expertenebene, wie etwa 
mit Adam Daniel Rotfeld als Mitglied im 
Weisenrat12 und der Beteiligung Polens 
an der Initiative für kooperative Sicher­
heit.13

Szenarien für die Zukunft der OSZE

Es wäre übertrieben zu behaupten, die 
OSZE nehme in der polnischen Außen- 
und Sicherheitspolitik eine herausragen­
de Stellung ein. In Polen ist man sich be­
wusst, wo die Organisation an ihre Gren­
zen stößt. Dass die gegenwärtigen Sicher­
heitskrisen in Europa durch Maßnahmen 
oder Einzelinitiativen im Rahmen der 
OSZE, wie z. B. durch einen „Jubiläums­
gipfel“ im Jahr 2025, überwunden wer­
den können, erwartet in Polen niemand.

Beim eigenen OSZE-Vorsitz rechnet 
Polen nicht mit großen Würfen. Doch 
es möchte bei der Umsetzung seiner ei­
genen Prioritäten wie auch der Agenda 
der Organisation zumindest bescheidene 
Fortschritte erzielen und unparteiisch sei­
ne Verpflichtungen als Vorsitz wahrneh­
men, um damit zur Stabilisierung des 
OSZE-Raums und zum effizienten Funk­
tionieren der Organisation beizutragen. 

Unerwartete Entwicklungen können die­
se Pläne natürlich durcheinanderbringen. 
Dann würde für Polen möglicherweise 
das Krisenmanagement im Vordergrund 
stehen und nicht mehr die eigene Agenda 
für 2022.

Langfristig wird Polen seine derzeiti­
ge Haltung gegenüber der Organisation 
wahrscheinlich nicht ändern. Als Forum, 
in dem selbst Gegner den Dialog pfle-
gen und in bestimmten Bereichen zusam­
menarbeiten können, hat die OSZE für 
Polen einen Nutzen – besonders dann, 
wenn es keine anderen Kommunikations­
kanäle gibt.

Für den unwahrscheinlichen Fall, dass 
sich die politischen Interessen der Verei­
nigten Staaten, Russlands und der grö­
ßeren europäischen Länder einander an­
nähern und sie sich für eine echte Ver­
besserung der Sicherheit in Europa ein­
setzen sollten, würde Polen auch die 
Rolle der OSZE schlagartig anders ein­
schätzen. Polen würde sich wahrschein­
lich aktiv an jeder OSZE-weiten Diskus­
sion über die Wiederherstellung eines ge­
samteuropäischen Sicherheitssystems be­
teiligen. Es würde dabei allerdings in ers­
ter Linie nach Belegen suchen, dass in 
der russischen Sicherheitspolitik tatsäch­
lich ein Umdenken stattgefunden hat. 
Lösungen, die Russland eine unverhält­
nismäßig starke Rolle oder ein Vetorecht 
bei Entwicklungen in der gemeinsamen 
Nachbarschaft einräumen würden, würde 
Polen nicht unterstützen.

Im negativen Szenario einer existenzi­
ellen Krise der OSZE – beispielsweise 
ausgelöst durch den drohenden oder tat­
sächlichen Austritt eines ihrer Teilneh­
merstaaten14 oder die Behinderung ihrer 
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Aktivitäten – würde Polen, zusammen 
mit anderen, gleichgesinnten Staaten, 
versuchen, die Lage zu entschärfen. Aller­
dings würde Polen wahrscheinlich nicht 
überzogene Forderungen eines Staates ak­
zeptieren, der die Organisation dazu nöti­
gen will, sich seinen Wünschen zu fügen.
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Nordmazedonien und die OSZE

Ana Krstinovska*

Zusammenfassung

Die OSZE hat in den 1990er- und 2000er-Jahren maßgeblich zur Konsolidierung Nordmazedo­
niens beigetragen. Heute stehen die EU und die NATO stärker im Fokus. Dennoch ist die 
Arbeit der OSZE für den Reformprozess in Nordmazedonien sehr wichtig und unterstützt 
dessen politisches Projekt, der EU beizutreten sowie die Ziele für nachhaltige Entwicklung der 
Vereinten Nationen zu erreichen. Dabei spielt die OSZE-Mission in Skopje eine zentrale Rolle. 
Nordmazedonien wird im Jahr 2023 den OSZE-Vorsitz übernehmen. Das Land könnte den 
Vorsitz dazu nutzen, seinen internationalen Ruf zu verbessern und die Leistungsfähigkeit seiner 
Institutionen unter Beweis zu stellen. Außerdem könnten gezielte Aktivitäten die Sichtbarkeit 
der OSZE im Land erhöhen und auf die große Bedeutung der Organisation für die Stabilisie­
rung und die demokratische Transformation Nordmazedoniens hinweisen.

Einleitung

Die Republik Mazedonien wurde nach 
dem Zerfall Jugoslawiens 1991 unabhän­
gig.1 Sie unterzeichnete im Juli 1992 die 
Schlussakte von Helsinki und nahm im 
September desselben Jahres eine OSZE-
Feldoperation auf, die ein Übergreifen 
der Kriege im ehemaligen Jugoslawien 
auf das Land verhindern sollte. Die 
Bemühungen der OSZE wurden 1993 
durch eine Mission der Vereinten Natio­
nen verstärkt. So konnte Mazedonien da­
mals einen gewaltsamen Konflikt vermei­
den. Das Land kann deshalb „als ein re­
lativ erfolgreiches Beispiel für die Bemü­
hungen der OSZE um Konfliktverhütung 

* Ana Krstinovska
ESTIMA
krstinovska@estima.mk

angesehen werden“ sowie als „Testfall für 
gemeinsame vorbeugende Maßnahmen 
von OSZE und Vereinten Nationen“.2

Dies änderte sich jedoch nach 1999: 
Nach dem Kosovokrieg und dem Ab­
zug der Preventive Deployment Force 
der Vereinten Nationen eskalierten die 
ethnischen Spannungen in Mazedonien 
und führten 2001 zu einem bewaffneten 
Konflikt. Die OSZE trug viel dazu bei, 
dass der Konflikt gelöst werden konn­
te, obwohl die Organisation nicht der 
maßgebliche Sicherheitsakteur war. Die 
OSZE-„Spillover“-Überwachungsmission 
in Skopje gab eine Frühwarnung ab, 
sorgte mit dafür, dass die Konfliktpartei-
en und die internationale Gemeinschaft 
an den Verhandlungstisch kamen, und 
trug zur Bewältigung der anschließenden 
Flüchtlingsproblematik bei.3 Die EU und 
die USA vermittelten im August 2001 ein 
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Friedensabkommen. Das Rahmenabkom­
men von Ohrid legte den Grundstein für 
eine Gesellschaft, die ethnische, religiöse, 
kulturelle und sprachliche Vielfalt achtet.

In den letzten 20 Jahren waren die 
Umsetzung des Rahmenabkommens von 
Ohrid und insbesondere die vertrauens­
bildenden Maßnahmen zwischen den 
Volksgruppen die Prioritäten des Landes 
bei der Zusammenarbeit mit der OSZE. 
Nordmazedonien, wie das Land seit Fe­
bruar 2019 offiziell heißt, hat bei der 
Aussöhnung Fortschritte gemacht. Die­
se verdankt das Land auch der Arbeit 
des Hohen Kommissars für nationale 
Minderheiten der OSZE und der Spill­
over-Überwachungsmission bzw. der spä­
teren OSZE-Mission in Skopje. Die Bezie­
hungen zwischen den Volksgruppen in 
Nordmazedonien geben dennoch nach 
wie vor Anlass zur Sorge und das Mo­
dell der Machtteilung, das im Rahmen­
abkommen verankert ist, führt immer 
wieder zu politischen Krisen.4 Nach der 
Konsolidierung Nordmazedoniens war 
das ursprüngliche Mandat der OSZE 
zur Konfliktverhütung und -beilegung 
im Land weitgehend hinfällig geworden. 
Heute wird die Organisation als Partne­
rin wahrgenommen, die das Land bei der 
Entwicklung zu einem voll funktionsfähi­
gen demokratischen Staat unterstützt.

Studien über die Jahre nach der Ent­
sendung der OSZE-Feldoperation nach 
Nordmazedonien zeigen, wie die OSZE-
Feldoperation bei der Konfliktbewälti-
gung vor Ort mit den Vereinten Natio­
nen, der EU und der NATO zusammen­
arbeitete, wie effizient die etablierten Me­
chanismen waren, wann sie funktionier­
ten und wann sie nicht ausreichten.5 Das 

Mandat der Feldoperation wurde ständig 
weiterentwickelt, von der Konfliktverhü-
tung über die Aussöhnung bis hin zur 
Staatsbildung. Damit bewies die OSZE, 
wie wichtig ihre langfristigen Operatio­
nen sind und dass sie sich an veränder­
te Umstände anpassen kann.6 Auch wur­
de untersucht, wie die sich wandelnden 
Prioritäten der OSZE-Mission umgesetzt 
wurden, wie sich die Mission in den 
2000er-Jahren engagierte und welche Rol­
le die OSZE in einzelnen Politikberei­
chen spielte.7 Doch über den Erfolg und 
die Nachhaltigkeit der von der OSZE un­
terstützten Reformen ist wenig bekannt. 
Auch findet man kaum Erklärungen für 
die ambivalente Haltung der Regierung 
gegenüber der OSZE und ihrer Feldprä­
senz im Land.

Das Interesse Nordmazedoniens an der 
OSZE

Das Interesse Nordmazedoniens an der 
OSZE ist eher pragmatischer Natur. Das 
liegt vor allem daran, dass das Land sei­
ne Außenpolitik und seine Prioritäten in 
den bilateralen Beziehungen und in mul­
tilateralen Foren noch ausarbeitet.8 Die 
OSZE gilt zwar nach wie vor als eine 
der wichtigsten internationalen Organisa­
tionen für Nordmazedonien (neben den 
Vereinten Nationen, der Welthandelsor­
ganisation und dem Europarat), hat je­
doch nicht die strategische Bedeutung, 
die der EU und der NATO zukommt.9 

Darüber hinaus gibt es seit dem NATO-
Beitritt Nordmazedoniens im März 2020 
Signale, dass das Land die Zusammen­
arbeit in sicherheitsrelevanten Bereichen 
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lieber über die NATO-Strukturen und 
seine dortigen Verbündeten abwickeln 
und die Zusammenarbeit mit der OSZE 
zurückfahren möchte. Daher verlagert 
sich das Engagement der Regierung in 
der OSZE allmählich von der politisch-
militärischen Dimension auf die Wirt­
schafts- und Umweltdimension sowie die 
menschliche Dimension. Dennoch sieht 
Nordmazedonien den OSZE-Vorsitz im 
Jahr 2023 als Chance, sein internationales 
Ansehen zu verbessern und die Leistungs­
fähigkeit seiner Institutionen zu demons­
trieren.

Der Beitrittsprozess zur EU bestimmt 
die Reformagenda Nordmazedoniens. 
Die nationalen Gesetze und Normen 
müssen an den Besitzstand der EU 
(Acquis communautaire) angeglichen 
werden. Da die EU und die OSZE in 
ähnlichen Bereichen tätig sind – etwa 
Justiz, Medien, Good Governance, Migra­
tion, Grenzmanagement und Menschen­
rechte – unterstützen die Aktivitäten der 
OSZE im Land dessen Integration in die 
EU. Diese Bereiche sind Teil des wich­
tigsten Verhandlungskapitels in der neu­
en Erweiterungspolitik der EU.10 Wenn 
Nordmazedonien sich auf die Verhand­
lungen über den EU-Beitritt vorbereitet, 
ist es gut möglich, dass es die OSZE um 
weitere Hilfe in diesen Bereichen bittet.

Zugleich betrachtet die nordmazedo­
nische Regierung die Präsenz der OSZE-
Mission in Skopje aber auch als proble­
matisch. Denn die OSZE-Feldoperatio­
nen, die allesamt in Südost- und Osteu­
ropa, im Südkaukasus und in Zentral­
asien angesiedelt sind, werden in Nord­
mazedonien als „Dienstleister für Krisen­
situationen, Übergangsprozesse und die 

Staatsbildung“ wahrgenommen.11 Dass 
das Land kein Sicherheitsrisiko mehr dar­
stellt, zeigt laut der Regierung die Ent­
scheidung der OSZE-Teilnehmerstaaten, 
Nordmazedonien den Vorsitz im Jahr 
2023 zu übertragen. Eine Feldoperation 
im Land passt daher nicht zur „Erfolgsge­
schichte“ Nordmazedoniens.

Allerdings hat die OSZE-Mission in 
Skopje dringend nötige Reformen ange­
stoßen und umgesetzt, etwa die multieth­
nische Polizeiarbeit und die Beobachtung 
von Gerichtsprozessen. Dies gelang nur, 
weil die Mission über eine langjährige Er­
fahrung verfügt und die lokalen Zusam­
menhänge gut kannte. Darüber hinaus 
hat die OSZE Flexibilität bewiesen, in­
dem sie auf die jeweils aktuellen Bedürf­
nisse der staatlichen Institutionen wie 
auch der Zivilgesellschaft einging. Dies 
war etwa der Fall, als die OSZE die Be­
mühungen des Parlaments um mehr Of­
fenheit und Bürgernähe unterstützte, bei 
der Entwicklung eines Rechtsrahmens 
für Jugendarbeit und die Teilhabe der 
Jugendlichen an Entscheidungsprozessen 
half, oder nach Ausbruch der Corona­
viruspandemie den Kontakt mit beson­
ders schutzbedürftigen Gruppen suchte. 
Die Einstellung der Feldoperation würde 
wahrscheinlich erhebliche Lücken hinter­
lassen. Daher stand im Jahr 2021 die 
Schließung der Mission nicht auf der Re­
gierungsagenda. Wenn es um das zukünf­
tige Mandat der Mission geht, könnte 
die Regierung allerdings den Wunsch äu­
ßern, dass die Mission sich anstatt der 
Krisenprävention auf den Reformprozess 
des Landes konzentriert.

Nordmazedonien und die OSZE 
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Die OSZE aus Sicht der Zivilgesellschaft 
und der Öffentlichkeit

Die OSZE genießt sowohl bei staatlichen 
Stellen als auch in der Zivilgesellschaft 
einen guten Ruf. Die Feldoperation der 
OSZE ist insbesondere für die Zivilgesell­
schaft wichtig, da sie bei ihren Aktivitä­
ten weitgehend auf die Hilfe externer 
Geldgeber angewiesen ist und die Missi­
on in Skopje als wichtigen Partner an­
sieht. In der breiten Öffentlichkeit ist 
der Bekanntheitsgrad der OSZE hingegen 
eher gering. Das liegt zum Teil auch da­
ran, dass die OSZE „stille Diplomatie“12 

einsetzt, um mit heiklen Situationen um­
zugehen und zwischen verschiedenen Ak­
teuren zu vermitteln. Hier steht die Orga­
nisation im Gegensatz zur EU, die auch 
öffentliche Erklärungen nutzt, um Debat­
ten zu beeinflussen und die Richtung 
für politische und strategische Entschei­
dungen vorzugeben. Die OSZE arbeitet 
in der Regel „hinter den Kulissen“. Bei 
ihren Empfehlungen setzt die Organisati­
on auf ihre Glaubwürdigkeit und nutzt 
ihren Zugang zu hochrangigen Entschei­
dungsträger:innen. Daher sind die Aktio­
nen und Methoden der OSZE der Öffent-
lichkeit nicht bekannt und sie kann die 
Effizienz dieses Ansatzes nicht beurteilen.

Bei der Wahlbeobachtung dagegen 
ist die OSZE deutlich sichtbar. Nordma­
zedonien lässt sämtliche Wahlen vom 
OSZE-Büro für demokratische Institu­
tionen und Menschenrechte beobach­
ten. Die Beobachtungsmissionen schaf­
fen Vertrauen in die Wahlen und zei­
gen, dass sie internationalen Standards 
entsprechen. Die Berichte und Empfeh­
lungen der Beobachtungsmissionen wer­

den in der Regel sowohl von den Regie­
rungs- als auch von den Oppositionspar­
teien über alle ethnischen Gruppen hin­
weg akzeptiert und fließen direkt in die 
jährlichen Fortschrittsberichte an die Eu­
ropäische Kommission ein. In Nordmaze­
donien wurde 2021 über Änderungen des 
Wahlmodells debattiert. Das OSZE-Bü­
ro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte könnte dazu beitragen, 
mehr Inklusivität zu schaffen und Schwä­
chen des Rahmenabkommens von Ohrid 
zu beheben.

Auch der Umweltschutz bietet ein gro­
ßes Potenzial für eine engere Zusammen­
arbeit zwischen der nordmazedonischen 
Zivilgesellschaft und der OSZE. Im Jahr 
2019 wurde ein von der OSZE unter­
stütztes Aarhus-Zentrum in Skopje einge­
richtet, dessen Strahlkraft jedoch noch 
begrenzt ist.13 Bei den Zielen der Ver­
einten Nationen für nachhaltige Entwick­
lung ist Nordmazedonien im Rückstand. 
Hier könnte die OSZE-Mission in Skop­
je Unterstützung leisten. Dies entspräche 
auch der engen Verknüpfung des OSZE-
Konzepts der umfassenden Sicherheit mit 
nachhaltiger Entwicklung. Konkret geht 
es dabei um das Nachhaltigkeitsziel 16 
(Frieden, Gerechtigkeit und starke Insti­
tutionen), aber auch um die Ziele 4 
(hochwertige Bildung), 5 (Geschlechter­
gleichheit) und 10 (weniger Ungleich­
heit).14

Der OSZE-Vorsitz 2023

Nordmazedonien bewarb sich um den 
OSZE-Vorsitz 2023 mit dem Ziel, sein 
internationales Ansehen zu verbessern, 
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die Leistungsfähigkeit seiner Institutio­
nen – als NATO-Mitglied und künftiges 
EU-Mitglied – unter Beweis zu stellen 
und seine OSZE-Verpflichtungen zu er­
füllen.15 Die Regierung sieht den Vorsitz 
als Chance, das Land als Vorbild zu prä­
sentieren, vor allem beim Umgang mit 
ethnischen Gruppen und bei der Lösung 
bilateraler Konflikte. Allerdings gibt es 
eine Reihe von Problemen. So ermög­
licht das Modell der Machtteilung im 
Rahmenabkommen von Ohrid, dass eth­
nische Fragen im Kampf um die Macht 
als Druckmittel zwischen den politischen 
Parteien gebraucht bzw. missbraucht 
werden. Auch hat das Prespa-Abkommen 
mit Griechenland 2018, das die damali­
ge Republik Mazedonien verpflichtete, 
ihren offiziellen Namen in Nordmazedo­
nien zu ändern, das Land dem EU-Bei­
tritt nicht nähergebracht. Bulgarien hat 
ein Veto gegen die Aufnahme von EU-
Beitrittsgesprächen mit Nordmazedonien 
eingelegt und führt als Grund hierfür 
Fragen zur nationalen Identität Nordma­
zedoniens an, obwohl die beiden Länder 
2017 einen Vertrag über „gute Nachbar­
schaft“ unterzeichnet haben.

Der OSZE-Vorsitz ist für Nordmazedo­
nien die bisher größte Herausforderung 
bei der multilateralen Diplomatie. Der 
Staat muss erhebliche Ressourcen mobi­
lisieren und effiziente interne und ex­
terne Koordinierungsmechanismen schaf­
fen. Außerdem gilt es, das diplomati­
sche Netzwerk zu erweitern, insbeson­
dere im Südkaukasus und in Zentralasi­
en. Zudem sind Botschafterposten in 
einer Reihe wichtiger Hauptstädte, dar­
unter Washington und Moskau, zu be­
setzen. Wenn Nordmazedonien als ehrli­

cher Vermittler wahrgenommen werden 
will, muss es auch eine Gesprächsebene 
mit Russland finden.

Empfehlungen

In den ersten Jahren nach der Unabhän­
gigkeit spielte die OSZE in Nordmazedo­
nien eine wichtige Rolle bei der Konflikt-
verhütung und Aussöhnung. Als es um 
die Stabilisierung und Konsolidierung 
des Landes ging, traten EU und NATO 
stärker in den Vordergrund. Die OSZE 
unterstützt das Land aber nach wie vor 
dabei, seine EU-Beitrittsagenda umzuset­
zen und die Ziele für nachhaltige Ent­
wicklung der Vereinten Nationen zu er­
reichen. Dabei spielt die OSZE-Mission 
in Skopje eine zentrale Rolle. Allerdings 
wird das Synergiepotenzial dieses OSZE-
Engagements nicht ausreichend genutzt 
und die Mission in Skopje wird von den 
staatlichen Stellen bisweilen stigmatisiert. 
Allein die Wahlbeobachtung durch die 
OSZE wird in der Öffentlichkeit wahr­
genommen. Wenn Nordmazedonien im 
Jahr 2023 den OSZE-Vorsitz übernimmt, 
könnte die OSZE stärker ins Bewusstsein 
der Bevölkerung rücken. Zugleich bietet 
der OSZE-Vorsitz die Chance, das inter­
nationale Ansehen des Landes zu verbes­
sern, die Organisation noch stärker in die 
demokratische Transformation des Lan­
des einzubinden und auch mehr Unter­
stützung für die EU-Integration des Lan­
des zu generieren.

Als Vorsitz könnte Nordmazedonien 
die Interessen des Landes in der OSZE in 
den Blickpunkt rücken und eine „Grup­
pe der Freunde der OSZE“ ins Leben ru­
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fen, um eine neue „Helsinki-2025-Agen­
da“ zu diskutieren. Das alljährliche Ver­
fahren zur Verlängerung des Mandats 
der OSZE-Mission in Skopje böte die 
Gelegenheit, um gemeinsam mit ande­
ren Teilnehmerstaaten die Leistungen der 
Mission zu bewerten und das neue Man­
dat in einem breit angelegten Konsultati­
onsprozess auszuarbeiten. Dies würde die 
Rolle der OSZE im Reformprozess des 
Landes stärken.

Die OSZE könnte in dem Land auch 
andere Felder als Wahlen beobachten, 
etwa die Medienfreiheit, den Schutz na­
tionaler Minderheiten, die Polizeireform 
und die Menschenrechte. Die Ergebnisse 
könnten in die jährlichen Berichte der 
Europäischen Kommission zu Nordmaze­
donien einfließen. Das Fachwissen der 
OSZE und die Arbeit der OSZE-Mission 
in Skopje ließen sich nutzen, um Fort­
schritte im EU-Beitrittskapitel 10 (Medi­
en) sowie in den Kapiteln 19 (Sozialpo­
litik), 23 (Grundrechte und Justiz), 24 
(Recht und Inneres) und 27 (Umwelt) zu 
erzielen.

Außerdem sollten die Empfehlungen 
des OSZE-Büros für demokratische Insti­
tutionen und Menschenrechte bei der 
Wahlreform in Nordmazedonien stärker 
berücksichtigt werden. Wenn es um die 
Entwicklung von Zielen und Initiativen 
und um deren Monitoring geht, wäre es 
sinnvoll, das Aarhus-Zentrum in Skopje 
einzubinden. Die OSZE-Mission in Skop­
je könnte Maßnahmen entwickeln, mit 
denen sich die Ziele für nachhaltige Ent­
wicklung in Nordmazedonien umsetzen 
lassen.

Die Länder des westlichen Balkans ar­
beiten immer enger zusammen. Daher 

könnte der Vorsitz Nordmazedoniens 
auch zu einer positiven Wahrnehmung 
der gesamten Region in der OSZE bei­
tragen. Die Ziele dieser Länder im Rah­
men des EU-Integrationsprozesses ent­
sprechen weitgehend ihren OSZE-Ver­
pflichtungen. So könnte ein gut durch­
dachter Ansatz Nordmazedoniens der 
Erweiterungsmüdigkeit einer Reihe von 
EU-Mitgliedstaaten entgegenwirken. Da­
her sollte sich die nordmazedonische Re­
gierung mit den anderen OSZE-Teilneh­
merstaaten auf dem westlichen Balkan 
abstimmen, wenn sie ihre Prioritäten für 
den Vorsitz im Jahr 2023 definiert. Dann 
könnte das Land mit seinem OSZE-Vor­
sitz zugleich den ins Stocken geratenen 
EU-Integrationsprozess voranbringen.

Bei der Formulierung ihrer Schwer­
punkte für den OSZE-Vorsitz sollte die 
Regierung auch die Zivilgesellschaft ein­
beziehen. Im Rahmen des OSZE-Vorsit­
zes sollte Nordmazedonien Aktivitäten 
durchführen, die die Sichtbarkeit der 
OSZE im Land erhöhen (z. B. Veranstal­
tungen mit Jugendorganisationen und 
Graswurzelbewegungen) und die Rolle 
der Organisation bei der Demokratisie­
rung des Landes stärken.

Endnotes

1 Der Beitrag stützt sich auf amtliche Do­
kumente, Medienberichte, Sekundärlite­
ratur und semi-strukturierte Interviews 
mit Vertreter:innen der nordmazedoni­
schen politischen Institutionen, der Zi­
vilgesellschaft und der OSZE-Mission in 
Skopje. Außerdem sind Beobachtungen 
der Autorin während ihrer Tätigkeit als 
außenpolitische Beraterin, Diplomatin 
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Effektive Partizipation von Minderheiten: Die Rolle des Hohen 
Kommissars der OSZE für nationale Minderheiten

Gaetano Pentassuglia*

Zusammenfassung

Welche Rolle spielt der Hohe Kommissar der OSZE für nationale Minderheiten für die poli­
tische Partizipation nationaler Minderheiten in ihren jeweiligen Staaten? Auf der Grundlage 
der Lund-Empfehlungen und anderer internationaler Instrumente untersucht der Beitrag aus­
gewählte Aspekte der Minderheitenpartizipation. Dabei geht es um die Bedeutung von Main­
stream- und Minderheitenparteien für die Vertretung von Minderheiteninteressen sowie um be­
sondere Maßnahmen, mit denen Minderheiten in die politische Meinungsbildung einbezogen 
werden. Weitere Aspekte sind die Beteiligung an beratenden Gremien und die Selbstverwaltung 
von Minderheiten. In all diesen Bereichen gilt es, eine Balance zwischen Integrations- und 
Separationsbelangen zu finden. Abschließend gibt der Beitrag Empfehlungen für zukünftige 
Aktivitäten des Hohen Kommissars für nationale Minderheiten.
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Die Position des HKNM zu Integration 
und Separation

Das Amt des Hohen Kommissars für natio­
nale  Minderheiten  (HKNM)  der  OSZE 
wurde 1992 als Instrument zur Konflikt-
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prävention geschaffen. Mit ihm sollten eine 
„Frühwarnung“  und  ein  „frühzeitiges 
Handeln“  bei  hochsensiblen  Minderhei­
tenfragen ermöglicht werden.1 Der HKNM 
hat häufig die Bedeutung der „Integration“ 
im Gegensatz zur „Separation“ als unver­
zichtbar für einen dauerhaften Minderhei­
tenschutz innerhalb des  Staates  bezeich­
net.2

Dass Integration und Separation als 
Gegensätze betrachtet werden, ist auch 
in anderen internationalen Strukturen, 
die sich mit der Verständigung zwischen 
Gruppen beschäftigen, üblich. Das gilt 

149

https://doi.org/10.5771/9783748911449 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748911449
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


vor allem für Strukturen, die sich für die 
speziellen Interessen und Ziele der betref­
fenden Gruppen einsetzen (z. B. Nicht­
diskriminierung und Unabhängigkeit). 
Der HKNM der OSZE vertritt jedoch 
ein engeres Verständnis von Integration 
und Separation. Integration betrachtet er 
als ein notwendiges Element des sozialen 
Zusammenhalts im Rahmen des Diversi­
tätsmanagements. Separation ordnet er 
hingegen dem Bereich der Anerkennung 
spezifischer Rechte zu, unabhängig von 
einem allgemeineren Gefühl der Zusam­
mengehörigkeit und den Rechten ande­
rer.

Am Beispiel des Schutzes von Spra­
chenrechten lässt sich dies verdeutlichen. 
Ein Grundsatz des HKNM ist, dass das 
Recht, die eigene Muttersprache in Bil­
dungseinrichtungen zu erlernen und zu 
verwenden und/oder die eigene Sprache 
in der (lokalen) öffentlichen Verwaltung 
zu sprechen, nicht losgelöst von Maßnah­
men zur Förderung des Unterrichts und 
des Erlernens der offiziellen Landesspra­
che gesehen werden kann.3 Dieser Ansatz 
wird beispielsweise beim Minderheiten­
schutz in den baltischen Staaten, Georgi­
en, Kasachstan und Kirgisistan verfolgt. 
Der HKNM hat alle diese Staaten bei der 
Entwicklung von Maßnahmen zur Förde­
rung der Mehrsprachigkeit und des inte­
rethnischen Dialogs unterstützt. Dieser 
Ansatz entspricht auch internationalen 
Standards.4

Die „Integration der Diversität“, wie 
man im OSZE-Jargon zu sagen pflegt, 
bezieht sich somit sowohl auf die Legiti­
mität als auch auf die Grenzen des Schut­
zes nationaler Minderheiten. Das Wech­
selspiel von Integration und politischer 

Partizipation zeigt deutlich, welch ein Ba­
lanceakt hierfür nötig ist. Das Recht, in 
Entscheidungsfindungsprozesse, die für 
die Gruppe von Belang sind, sowie in das 
öffentliche Leben insgesamt eingebunden 
zu werden, ist Teil von internationalen 
Normen und gilt sowohl auf globaler als 
auch auf regionaler Ebene. Partizipations­
rechte können politische, soziale und kul­
turelle Auswirkungen haben. Der integra­
tive Aspekt dieser Rechte ist, dass Ver­
treter*innen der jeweiligen Gruppe die 
Möglichkeit haben, sich „wirksam“ an 
der Entscheidungsfindung zu beteiligen, 
oder dass zumindest dafür gesorgt wird, 
dass Gruppenmitglieder Zugang zu poli­
tischen Prozessen haben.

Die „Lund-Empfehlungen über die 
wirksame Beteiligung nationaler Minder­
heiten am öffentlichen Leben“5 veröffent-
lichte der HKNM 1999. Sie betonen 
die politische Dimension der Partizipati­
on von Minderheiten und bekräftigen 
die Notwendigkeit eines demokratischen 
und pluralistischen Systems, welches die 
verschiedenen Gruppen in die Gesell­
schaft einbindet und monolithischen und 
exklusiven Vorstellungen von nationaler 
Identität entgegenwirkt. Ein solches Sys­
tem gibt zugleich die Grenzen dieser Par­
tizipation vor, indem es die Menschen­
rechte achtet.

Untersuchung einiger Aspekte von 
HKNM-Aktivitäten

Die Lund-Empfehlungen und andere in­
ternationale Instrumente6 dienen als Ana­
lyserahmen, um ausgewählte Aspekte der 
politischen Partizipation von Minderhei­
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ten mit Bezug auf die Arbeit des HKNM 
zu beleuchten und im Kontext der all­
gemeinen Vorstellungen von Integration 
und Separation zu diskutieren. Dabei 
werden Bereiche aufgezeigt, in denen ge­
wisse Korrekturen und Klärungen wün­
schenswert wären, um die Standards zu 
verbessern. Das betrifft vor allem die 
Lund-Empfehlungen.

Politische Parteien

Obwohl einige Teilnehmerstaaten der 
OSZE (darunter Bulgarien, Russland und 
die Türkei) die Bildung von ethnischen 
und minderheitenfreundlichen Parteien 
untersagt haben, hat der HKNM flexibel 
reagiert. Er hat sowohl Mainstreampar­
teien als auch nationale und regionale 
Minderheitenparteien und -bewegungen 
als legitime Kanäle der politischen Parti­
zipation für nationale Minderheiten an­
erkannt – und somit als legitime Instru­
mente der Integration in einen nationa­
len Kontext von Öffentlichkeit, Repräsen­
tation und Teilhabe in Entscheidungspro­
zessen.

Die Lund-Empfehlungen unterschei­
den klar zwischen Integration und Se­
paration, ebenso wie der Beratende Aus­
schuss des Europarats in seinem „Kom­
mentar zur effektiven Teilnahme von 
Menschen, die nationalen Minderheiten 
angehören, am kulturellen, sozialen und 
wirtschaftlichen Leben und an öffentli-
chen Angelegenheiten“7 sowie der Euro­
päische Gerichtshof für Menschenrechte. 
Bei der Unterscheidung zwischen Inte­
gration und Separation müssen jedoch 
auch die juristischen und politischen 

Konsequenzen berücksichtigt werden, ge­
rade wenn es um politische Parteien geht. 
Dabei gilt es, vier Aspekte zu beachten:
1. Wenn es Minderheitenparteien gibt, 

können ihre Aktivitäten nicht mit 
dem Argument der nationalen Sicher­
heit eingeschränkt werden, solange 
sie diese nicht nachweislich gefährden 
(man denke an die vielen Gerichts­
verfahren gegen die Türkei vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Men­
schenrechte). Laut den internationa­
len Menschenrechtsnormen verstoßen 
gesetzliche Verbote von ethnischen 
Parteien und politischen Bewegungen 
gegen die Vereinigungsfreiheit, es sei 
denn, sie richten sich gegen nachweis­
lich gewalttätige und antidemokrati­
sche Gruppen.

2. Auch wenn die Einbindung von Min­
derheiten in Mainstreamparteien all­
gemein begrüßt und sogar gefördert 
wird, gibt es keine klaren Parame­
ter, mit denen dies gemessen werden 
könnte. Minderheiten verfügen über 
Rechte, etwa das Recht, an der Gestal­
tung der öffentlichen Angelegenhei­
ten teilzunehmen (nach Artikel 25 des 
Internationalen Pakts über bürgerli­
che und politische Rechte der Verein­
ten Nationen)8 – hierzu gehören das 
aktive und das passive Wahlrecht so­
wie Konzepte der Selbstbestimmung. 
Dennoch kann es sein, dass Minder­
heitenparteien, wie in den Lund-Emp­
fehlungen festgehalten, „die einzige 
Hoffnung für eine effektive Vertre­
tung spezifischer Interessen und somit 
für effektive Partizipation darstellen“.9 

Der Beratende Ausschuss des Euro­
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parates erkennt an, dass Mainstream­
parteien möglicherweise die Interes­
sen von Minderheiten nicht ausrei­
chend effektiv vertreten können.10 Da­
raus folgt, dass sowohl Mainstream- 
als auch Minderheitenparteien vor­
handen sein müssen. Internationale 
Minderheitenstandards wie die Lund-
Empfehlungen enthalten jedoch kei­
ne Hinweise, wie die Anliegen von 
Minderheiten durch Mainstreampar­
teien einbezogen werden können, um 
eine effektive Partizipation zu ermög­
lichen. Auf der Ebene der OSZE und 
des Europarats11 wird die Frage, wie 
sich der Wahlprozess auf die natio­
nalen Minderheiten auswirkt, wesent­
lich detaillierter diskutiert.

3. Mainstreamparteien müssen zwischen 
den Anliegen der „Mehrheit“ und 
der „Minderheit“ abwägen. Die Pro­
gramme der Mainstreamparteien um­
fassen meist Themen, die zwar poten­
ziell von gesellschaftsübergreifender 
Bedeutung sind, jedoch in erster Linie 
die Anliegen der Mehrheit aufgreifen. 
Bezeichnenderweise nennt der Kom­
mentar des Beratenden Ausschusses 
des Europarats ausdrücklich das Aus­
wahlverfahren für die Kandidat*innen 
als ein zentrales Element, um die 
Programme von Mainstreamparteien 
künftig minderheitenfreundlicher zu 
gestalten.12

4. Auch wenn die Aufnahme von Min­
derheitenthemen durch Mainstream­
parteien in liberalen Demokratien 
möglich ist, erweist sich dies in ge­
wissen OSZE-Regionen als problema­
tischer - so zum Beispiel in Zentralasi­
en, wo die Zugehörigkeit zu einer eth­

nischen Gruppe oft ein tief veranker­
tes Identitätsmerkmal in der Parteipo­
litik, aber auch im öffentlichen Leben 
ist.

Besondere Maßnahmen für 
Minderheiten

Spezifische Maßnahmen, die direkt oder 
indirekt dem Wohle nationaler Minder­
heiten dienen sollen, werden in der Poli­
tik allgemein als „besondere Vorkehrun­
gen“ oder häufiger als „besondere Maß­
nahmen“ bezeichnet. Diese reichen von 
formellen und informellen Richtlinien 
zur Gewährleistung eines inklusiveren 
Wahlverfahrens – beispielsweise durch 
die Gestaltung der Wahlkreise, die Ver­
breitung von Wahlunterlagen auch in 
den Sprachen der Minderheiten, die Zu­
lässigkeit von Minderheitensprachen im 
Wahlkampf oder die allgemeine Ausge­
staltung der Wahlgesetze, sofern sie sich 
auf die Berechtigung zur Teilnahme an 
Wahlen auswirken (Sprache, Staatsbür­
gerschaft etc.) – bis hin zu Maßnahmen, 
die speziell auf die betreffende Gruppe 
zugeschnitten sind. Zu Letzteren gehö­
ren etwa die doppelte Wahlberechtigung 
oder das Reservieren von Sitzen in ge­
wählten Gremien (Parlament, regionale 
Volksvertretungen etc.). Der HKNM und 
andere Institutionen haben über diese 
Maßnahmen in verschiedenen Ländern 
diskutiert und sie unterstützt.13

Das erste Maßnahmenbündel schafft 
die Voraussetzungen dafür, dass Minder­
heiten von landesweiten politischen Pro­
zessen profitieren können, die andernfalls 
nur der Mehrheit zugutekämen, etwa in­
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dem Sperrklauseln für den Einzug ins 
Parlament gesenkt und bei nationalen 
Wahlen zweisprachige Wahlkampfmate­
rialien in Regionen mit Minderheiten 
verteilt werden (siehe etwa die prokurdi­
schen Parteien in der Türkei). Dies gilt 
auch für eine stärkere Repräsentation von 
Minderheiten in Justiz und öffentlicher 
Verwaltung.14 Hier zielt die Integration 
letztlich darauf ab, gesellschaftliche Di­
versität in den Institutionen abzubilden 
und gerecht zu repräsentieren.

Die Maßnahmen in der zweiten Grup­
pe verfolgen dieselben Ziele, benennen 
aber gewisse Bereiche, in denen eine 
Separation notwendig ist, damit die 
Minderheitengruppe ihre Partikularinter­
essen vertreten kann. Einige dieser Maß­
nahmen haben sich jedoch als problema­
tisch erwiesen. Zum Beispiel wurde in 
Slowenien lange Zeit bei gewissen alt­
eingesessenen Minderheiten die doppelte 
Wahlberechtigung angewendet. Sie durf­
ten sowohl für allgemeine Parteilisten 
als auch für ihre eigenen Minderheiten­
vertreter auf nationaler oder lokaler Ebe­
ne abstimmen. Dies widerspricht dem 
Prinzip des gleichen Wahlrechts für alle. 
Im Jahr 1998 hat das slowenische Verfas­
sungsgericht einen Antrag zurückgewie­
sen, dieses Verfahren als verfassungswid­
rig zu verbieten, und argumentierte da­
bei, das System würde Ungleichheiten 
zwischen ethnischen Slowenen und den 
betreffenden Gruppen beseitigen. Der 
HKNM stand diesem politischen Grund­
satz prinzipiell wohlwollend gegenüber, 
zumindest mit Blick auf die Konfliktprä-
vention.15 Die Venedig-Kommission des 
Europarats bewertete die doppelte Wahl­
berechtigung hingegen als reinen Aus­

nahmefall und als temporäre Maßnahme, 
falls es keine weniger restriktiven Alter­
nativen gibt. Die Lund-Empfehlungen 
wiederum benennen einige Maßnahmen 
in diesem Bereich, sagen aber nichts über 
deren Umfang oder Beschränkungen aus.

Das Internationale Übereinkommen 
zur Beseitigung von Rassendiskriminie­
rung der Vereinten Nationen16 unter­
scheidet zwischen Verpflichtungen, die 
aus diesem Übereinkommen entstehen 
(oder etwa aus den Menschenrechten 
und internationalen Standards im Min­
derheitenschutz), und den „besonderen 
Maßnahmen“, die zeitlich begrenzt sind 
und einzelne Gruppen im Sinne einer 
positiven Diskriminierung bevorzugen 
können. Letztere werden darüber hinaus 
von den permanenten Rechten der Min­
derheiten und indigenen Völkern unter­
schieden:

„Besondere Maßnahmen sollten 
nicht mit konkreten Rechten ver­
wechselt werden, welche bestimmten 
Kategorien von Personen oder Grup­
pen zugeordnet werden, wie bei­
spielsweise den Rechten von Angehö­
rigen von Minderheiten […] und den 
Rechten von indigenen Völkern […]. 
Die Vertragsstaaten sollten die Un­
terschiede zwischen besonderen Maß­
nahmen und dauerhaften Rechten in 
ihrer Gesetzgebung und ihrem Han­
deln sorgfältig beachten.“17

Wenn eine „besondere“ Maßnahme 
strukturelle historische Benachteiligun­
gen und Ungerechtigkeiten gegenüber 
einer Minderheitengruppe beheben soll, 
dann ist sie nicht unbedingt nur 
eine vorübergehende Lösung – selbst 
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wenn ihre Verhältnismäßigkeit regelmä­
ßig überprüft und die Maßnahme lang­
fristig möglicherweise angepasst wird. 
Es mag zum Beispiel gute Alternativen 
zur doppelten Wahlberechtigung wie in 
Slowenien geben. Allgemein jedoch soll­
ten ehrgeizige (positive) Maßnahmen wie 
das Reservieren von Sitzen und spezifi-
sche Ausnahmen von Sperrklauseln bei 
den Wahlen als Schutzmaßnahmen für 
die Rechte von Minderheiten behandelt 
werden, deren Abschaffung potenziell 
schwerwiegende Konsequenzen für die 
Partizipation von Minderheiten, das Ver­
trauen zwischen den Gruppen und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt haben 
könnte.18 Wenn es keine offensichtlich 
bessere und von vielen unterstützte Vor­
gehensweise gibt, die von der Gruppe 
selbst akzeptiert wird, sollte man sich 
hier auf das Feinjustieren und die Verbes­
serung der Maßnahmen konzentrieren, 
anstatt davon auszugehen, dass sie nur 
vorübergehend sind.

Die Ausgestaltungen des Minderhei­
tenwahlrechts in OSZE-Staaten wie Un­
garn und Kasachstan sind hierfür ein 
gutes Beispiel. Solche Wahlsysteme beru­
hen in erster Linie auf Mechanismen für 
das Reservieren von Sitzen. Dennoch hat 
das Büro für demokratische Institutio­
nen und Menschenrechte, statt auf ihre 
Legitimität und Belastbarkeit als Mecha­
nismus zum Schutz von Minderheiten­
rechten hinzuweisen, auf problematische 
(und reformierbare) Teile solcher Wahl­
systeme aufmerksam gemacht: wie etwa 
auf das Verfahren zur Nominierung von 
Kandidat*innen für Minderheitenlisten, 
das Maß an Wahlmöglichkeiten für Mit­
glieder von Minderheitengruppen und 

das Fehlen eines Erfassungssystems für 
solche Wähler*innen.19

Beratende Gremien und Pluralismus

Beratende Gremien stellen einen inte­
grativen Minimalstandard für die Beteili­
gung von Minderheiten dar. Fortschritte 
in diesem Bereich sind umfassend doku­
mentiert worden; sie wurden dank der 
Arbeit des HKNM-Büros erzielt. Zu die­
sen Verbesserungen gehören Themen wie 
die Rechtsstellung, die Entscheidungsbe­
fugnisse, die Häufigkeit von Konsultatio­
nen und die finanziellen Ressourcen, die 
solchen beratenden Gremien zur Verfü­
gung stehen.

Ein relativ neues Problemfeld ist der 
Pluralismus. Dabei geht es zum einen 
um den Pluralismus innerhalb einer 
Gruppe, zum anderen um die Plurali­
tät, die durch die Interaktion verschiede­
ner Gruppen entsteht. Der Pluralismus 
innerhalb einer bestimmten Gruppe ist 
notwendig, um die vielfältigen Sichtwei­
sen der Gruppenmitglieder abzubilden. 
Das betrifft Fragen der Repräsentativität 
und der Legitimität, wie sie in verschie­
denen Zusammenhängen angesprochen 
worden sind, insbesondere im Kommen­
tar des Rahmenübereinkommens des Eu­
roparats und in wissenschaftlichen Stel­
lungnahmen. Die Lund-Empfehlungen 
stellen eher nüchtern fest, dass „die Zu­
sammensetzung solcher Körperschaften 
ihrem Zweck entsprechen und einen 
Beitrag zu effektiverer Kommunikation 
und Förderung von Minderheiteninteres­
sen leisten sollte.“20 Der HKNM will in­
terne Debatten ermöglichen, indem er 
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beispielsweise untersucht, inwieweit die 
Kategorie Geschlecht ein Hindernis für 
inklusive Prozesse innerhalb von Grup­
pen darstellt (wie zuletzt in Diskussionen 
über die Rechte von Frauen, die Minder­
heiten in Nordmazedonien angehören). 
Im Völkerrecht werden die partizipativen 
Rechte von Minderheiten sowohl im ex­
ternen als auch im internen Bereich an­
erkannt. Der Staat hat also, auch wenn 
er das Recht der Gruppe auf ein auto­
nomes Vereinsleben anerkennt, aufgrund 
seiner allgemeinen Sorgfaltspflicht güns­
tige Rahmenbedingungen für inklusive 
Gespräche innerhalb von Gruppen und 
folglich auch für die Partizipation aller 
Mitglieder zu schaffen, in Übereinstim­
mung mit den Menschenrechtsstandards.

Interner Pluralismus bedeutet nicht, 
dass die Sichtweise und die Forderun­
gen der Gruppe völlig zerfallen und 
einer unkoordinierten Gemengelage von 
individuellen Vorlieben und Anliegen 
weichen. Idealerweise werden vielfältige 
Sichtweisen, die sich im Handeln von Ge­
meinschaften widerspiegeln, in einer Po­
sition gebündelt, die der Gruppe im Rah­
men einer Rechenschaftspflicht und de­
mokratischen Standards zugeordnet wer­
den kann. Dort, wo dies aufgrund in­
terner Streitigkeiten nicht möglich ist 
(wie im Fall bestimmter Roma-Gruppen 
in Europa), sollten die wichtigsten Grup­
pen innerhalb der Gemeinschaft Gehör 
finden und an Konsultationen beteiligt 
werden, so wie es der Europäische Ge­
richtshof für Menschenrechte im Zusam­
menhang mit Wahlverfahren und dem 
Stimmrecht zu innergemeinschaftlichen 
Themen gefordert hat.21 Die Rechtspre­
chung im Bereich der Menschenrechte 

bekräftigt generell das weitgefasste Man­
dat von Gruppenvertreter*innen, Ansprü­
che zu formulieren; ebenso schützt sie 
ein gewisses Maß an Pluralismus über 
Gruppenstrukturen hinweg, vor allem 
dort, wo ihre Vertreter*innen vom Staat 
und nicht von der Gruppe selbst be­
stimmt werden.22

Der letzte Punkt bezieht sich auf die 
zweite Form von Pluralismus: Die Di­
versität, die entsteht, wenn unterschied­
liche Gruppen oder Gruppenvertreter*in­
nen sich an einem Meinungsaustausch 
zu Themen beteiligen, die für sie von Be­
lang sind. Wie Anton Petrenko Thomsen 
aufgezeigt hat, ist die Bereitschaft (und 
Fähigkeit) einer Gruppe, an effektiven 
Beratungen teilzunehmen, genauso wich­
tig wie die Chancen und Partizipations­
möglichkeiten, die sich ihr aufgrund der 
politischen und verfassungsmäßigen Rah­
menbedingungen des Staates bieten.23 

Die eigenständige nationale Mobilisierung 
von Minderheiten ist weniger verbreitet 
als die zahlreichen Bestrebungen von in­
digenen Völkern, sich national und in­
ternational zu vernetzen und für ihre In­
teressen einzustehen. Die Lund-Empfeh­
lungen bieten hier keine Leitlinien, ob­
wohl sich die Minimalvoraussetzungen 
für eine effektive Teilhabe durch Kon­
sultationen, bei denen ein repräsentati­
ves Spektrum von Gruppen einbezogen 
wird, von internationalen Instrumenten 
ableiten lassen. Der Staat sollte nicht 
nur einer Reihe von Minderheitenorga­
nisationen das Recht einräumen, an be­
ratenden Gremien teilzunehmen (samt 
den rechtlichen Befugnissen, um sich 
sinnvoll einbringen zu können), sondern 
auch proaktiv – etwa durch Ausbildung, 
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Aufklärungskampagnen über Rechte so­
wie finanzielle Anreize – die Partizipati­
on kleinerer Minderheitenorganisationen 
fördern und unterstützen, die nicht in die 
Dachverbände integriert werden wollen, 
welche die größten Gruppen in dem be­
treffenden Land repräsentieren.

Zentrale Messgrößen für die Qualität 
und Intensität des integrativen und ver­
trauensbildenden Ansatzes sind die Zu­
sammensetzung und die Funktionstüch­
tigkeit von beratenden Gremien, die auf­
grund nationaler Gesetzgebung oder als 
Antwort auf multilaterale und bilatera­
le Standards (vor allem bilaterale Verträ­
ge in grenzübergreifenden Gebieten) ge­
bildet wurden. Gerade in Hinblick auf 
die Konfliktprävention sollte der HKNM 
hier besonders genau hinschauen. In 
manchen Ländern (z. B. Kasachstan und 
Usbekistan) fehlen solche Mechanismen 
nach wie vor. Es wäre gut, wenn der 
HKNM in solchen Fällen zielgerichteter 
vorgehen könnte, damit Standards einge­
halten werden und Pluralismus ermög­
licht wird. Dies ist deshalb wichtig, weil 
der Anwendungsbereich der Lund-Emp­
fehlungen begrenzt ist. Die Formulierun­
gen im Kommentar zum Rahmenüber­
einkommen des Europarates sind zwar et­
was detaillierter. Aber es bleibt die Erwar­
tung, dass Minderheitenorganisationen 
im Rahmen eines bilateralen, partizipati­
ven Integrationsprozesses selbständig mit 
den staatlichen Behörden in einen Dialog 
treten werden.

Selbstverwaltung

Die Lund-Empfehlungen führen unter 
anderem auch territoriale und nicht-ter­
ritoriale Autonomieregelungen an, mit 
denen das Recht von nationalen Min­
derheiten auf eine effektive Partizipati­
on am öffentlichen Leben umgesetzt wer­
den kann.24 Solche Autonomieregelun­
gen entsprechen früheren Praktiken bei 
der Entstehung von Nationalstaaten und 
Verfassungen in Europa und anderen Tei­
len der Welt. Dennoch sind seit der An­
nahme der Lund-Empfehlungen im Jahr 
1999 im OSZE-Raum kaum neue terri­
toriale Autonomievereinbarungen getrof­
fen worden. Diese Empfehlungen und 
andere internationale Standards haben 
auch nicht dazu geführt, dass sich im 
Völkerrecht ein Recht auf Autonomie 
herausgebildet hat. Und das wird wahr­
scheinlich auch so bleiben.

Die Lund-Empfehlungen sind den­
noch wertvoll, und zwar aus folgenden 
Gründen:
1. Alle Verhandlungslösungen zur Bei­

legung der „eingefrorenen Konflik-
te“ im postsowjetischen Raum sowie 
der Konflikte auf der Krim und in 
der Ostukraine sollten Vereinbarun­
gen über Selbstverwaltung beinhal­
ten, wenn die beteiligten Parteien sich 
nicht auf andere Lösungen einigen 
können. Monolithische Projekte zur 
Nationenbildung (etwa in der Ukrai­
ne) sind ebenso wenig hilfreich wie 
die Instrumentalisierung von Minder­
heitenansprüchen.

2. Eine Selbstbestimmung im Rahmen 
eines existierenden Staatsgebildes 
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wird in der internationalen Gemein­
schaft zunehmend als Element des 
Völkerrechts akzeptiert. Der erste 
HKNM Max van der Stoel hatte eine 
solche interne Selbstbestimmung klar 
befürwortet. Diese Form der Selbst­
verwaltung kann sich an den jewei­
ligen Rahmenbedingungen orientie­
ren und entspricht Menschenrechts­
standards. Auch wenn Autonomielö­
sungen bereits etabliert sind (wie die 
Selbstverwaltung von Gagausien in 
der Republik Moldau), ist es immer 
noch wichtig, durch Integrationsmaß­
nahmen ein Gefühl von nationaler 
Zugehörigkeit zu fördern.25

3. Die in den Lund-Empfehlungen ge­
nannten nicht-territorialen Lösungen 
sind eines der Instrumente, um Viel­
falt zu ermöglichen. Dazu gehören 
auch Regelungen zur Förderung von 
Vielsprachigkeit und guter Bildung. 
Dieses Instrumentarium lässt Autono­
mieansprüche zu hybriden und dyna­
mischen politischen und rechtlichen 
Vorhaben werden.

4. Autonomieoptionen stehen in der 
Praxis immer auf dem Prüfstand: 
Nicht nur gewaltsame Konflikte, son­
dern auch die Beteiligung von Patro­
nagestaaten in grenzüberschreitenden 
Regionen stellen sie auf die Probe.

Der Ansatz der Lund-Empfehlungen für 
Selbstverwaltung sollte also im Lichte an­
derer Empfehlungen des HKNM verstan­
den werden, insbesondere der HKNM-
Leitlinien von Ljubljana zur Integration 
heterogener Gesellschaften von 2012 so­
wie der Bozner Empfehlungen zu na­
tionalen Minderheiten in zwischenstaatli­

chen Beziehungen von 2008.26 Egal wel­
che Formen politischer Partizipation sub­
staatlichen Gruppen zur internen Selbst­
bestimmung zur Verfügung stehen, sie 
sollten nicht als ein Schritt hin zu einem 
unflexiblen und durch die Gruppe selbst 
definierten Endzustand begriffen werden 
- egal ob es sich um eine Souveränität im 
Rahmen eines unabhängigen Staates oder 
eine spezielle, nicht verhandelbare Vor­
stellung von Selbstverwaltung handelt, 
die auf Separation anstatt auf Integration 
(im Sinne eines gesamtstaatlichen gesell­
schaftlichen Zusammenhalts) abzielt. Die 
Ljubljana-Leitlinien erinnern uns daran, 
dass

„es essenziell für Gesellschaften [ist], 
ein angemessenes Gleichgewicht zu 
finden zwischen dem Ausmaß an 
Separation, das nötig ist, um einer­
seits die freie Meinungsäußerung und 
die Entwicklung von Diversität zu 
sichern und andererseits Verbindun­
gen zwischen und unter den diversen 
Gruppen innerhalb der Gesellschaft 
herzustellen und zu stärken.“27

Die Bozner Empfehlungen bezeichnen 
territoriale Integrität, gute nachbarschaft-
liche Beziehungen, die Einhaltung 
der Menschenrechte (einschließlich des 
Nichtdiskriminierungsprinzips) und de­
mokratische Regierungsführung als we­
sentliche Pfeiler der Politik in grenzüber­
greifenden Regionen unter Beteiligung 
von Patronagestaaten, und zwar ungeach­
tet der institutionellen Ergebnisse von 
Zugeständnissen an eine Gruppe.

Das Beispiel der ungarischen Minder­
heit in der Ukraine vor und nach den 
Maidan-Protesten von 2014 verdeutlicht 
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die relative (und relationale) Bedeutung 
der Autonomie im nationalen Minderhei­
tenschutz. Zum einen wurde eine effek-
tive Partizipation dieser nationalen Min­
derheit verhindert: durch eine ungünsti­
ge Gestaltung der Wahlkreise, hohe Hür­
den für die parteiliche Vertretung in 
Wahlen, die fallweise Kooptierung einzel­
ner führender Minderheitenvertreter in 
nationale Wahllisten von Mainstreampar­
teien sowie bis vor Kurzem durch das 
Fehlen eines beratenden Regierungsor­
gans, das sich mit den Anliegen von Min­
derheiten hätte auseinandersetzen kön­
nen. Zum anderen wurde in den Jahren 
2017 und 2019 der Schutz von Sprach- 
und Bildungsrechten auf lokaler Ebene 
durch neue Gesetze verwässert. Außer­
dem gab es bei der territorialen und 
nicht-territorialen Dezentralisierung nur 
einen beschränkten oder gar keinen Fort­
schritt und gleichzeitig war eine Zunah­
me patronagestaatlicher Beteiligung zu 
verzeichnen. Alle diese Faktoren trugen 
dazu bei, dass die Situation komplexer 
und politisch sensibler wurde.28

Der HKNM hat sich an Gesprächen 
über die meisten dieser Themen beteiligt. 
Das zeigt insbesondere der Entwurf für 
ein Minderheitengesetz, das das Gesetz 
über nationale Minderheiten von 1992 er­
setzen sollte.29 Eine Reform der lokalen 
Behörden in der ganzen Ukraine könnte 
Zugeständnisse ermöglichen, bei denen 
etwa stärkere Sprach- und Bildungsrech­
te in traditionell ungarischen Siedlungs­
gebieten (sowie im Gegenzug das Un­
terrichten und Erlernen der offiziellen 
Landessprache) mit einer Form von insti­
tutioneller Selbstverwaltung kombiniert 

werden. Dafür braucht es Gespräche und 
konkrete Vorschläge.

Das Beispiel der ungarischen Minder­
heit in der Ukraine zeigt sowohl die 
Vielschichtigkeit des Minderheitenschut­
zes als auch den hybriden Ansatz von 
Autonomieregelungen in der Praxis. Die 
Selbstverwaltung rührt an verschiedene 
Themen, die über die „territorialen Rech­
te“ an sich hinausgehen: Sie betreffen ver­
schiedene Gruppen, Individuen und auch 
die Stabilität des Staates. In diesem Sin­
ne tragen die Lund-Empfehlungen dazu 
bei, den jeweils landesspezifischen Kon­
text einzubeziehen. Zusammen mit ande­
ren Empfehlungen des HKNM und inter­
nationalen Standards bieten sie einen de­
mokratischen Rahmen für den Umgang 
mit landesspezifischen Themen, wenn na­
tionale Regierungen Minderheitenfragen 
instrumentalisieren. Die Beteiligung von 
Patronagestaaten stellt eine Herausforde­
rung für die Zentralregierung beim Um­
gang mit Autonomieansprüchen dar, vor 
allem wenn eine solche Beteiligung als 
Bedrohung des gesellschaftlichen Zusam­
menhalts empfunden wird. Der HKNM 
sollte darauf hinarbeiten, dass der Ein­
fluss von Patronagestaaten nicht nur un­
ter Sicherheitsaspekten betrachtet wird. 
Eine solche Entsicherheitlichung eröff-
net die Möglichkeit, ein Gleichgewicht 
zwischen den Erfordernissen einer gesell­
schaftlichen und institutionellen Integra­
tion von Minderheiten und der Notwen­
digkeit, auf legitime Forderungen nach 
Selbstverwaltung einzugehen, zu finden.
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Zukünftige Handlungsfelder des HKNM

Der Beitrag hat sich auf Aspekte der po­
litischen Partizipation von Minderheiten 
konzentriert, bei denen eine Balance zwi­
schen Integrations- und Separationsbelan­
gen gefunden werden muss. Auch wenn 
es keine Standarddefinition für die „Ef­
fektivität“ von Gruppenbeteiligung gibt 
und keine allgemein akzeptierten völker­
rechtlichen Parameter zu diesem Thema 
existieren, wäre es sehr wünschenswert, 
dass der HKNM in diesem Bereich nach­
schärft, wenigstens unter dem Aspekt der 
Konfliktprävention. Mit Fokus auf die 
Lund-Empfehlungen lassen sich folgende 
möglichen zukünftigen Handlungsfelder 
des HKNM identifizieren:
1. Politische Parteien: Der HKNM hat 

sowohl Mainstream- als auch Min­
derheitenparteien als legitime Kanäle 
der Partizipation von nationalen Min­
derheiten anerkannt. Die Lund-Emp­
fehlungen bieten keine klaren Vorga­
ben, wie die Anliegen von Minderhei­
ten durch Mainstreamparteien einbe­
zogen werden können, damit eine ef­
fektive Partizipation ermöglicht wird. 
Hier könnten Parameter entwickelt 
werden, wie sich die Beteiligung 
von Minderheiten in Mainstreampar­
teien praktisch auswirken sollte, zum 
Beispiel in Form eines garantierten 
Schutzes vor der Kooptierung einzel­
ner führender Minderheitenvertreter 
und vor der Verwässerung einer kol­
lektiven Partizipation von Minderhei­
ten.

2. Besondere Maßnahmen: Die Auswir­
kungen gewisser besonderer Maßnah­

men für die Integration von Minder­
heiten in den politischen Prozess soll­
te der HKNM realistisch betrachten. 
Wenn es keine deutlich bessere, breit 
akzeptierte Lösung gibt, die von der 
betreffenden Gruppe unterstützt wird, 
sollte sich der HKNM auf die Feinjus­
tierung von Maßnahmen konzentrie­
ren, etwa zur Nominierung von Kan­
didat*innen für Minderheitenlisten, 
Maßnahmen hinsichtlich des Ausma­
ßes der Wahlmöglichkeiten für die 
Mitglieder von Minderheitengruppen 
und bezüglich der Erfassungssysteme 
für Wähler*innen aus Minderheiten­
gruppen (in Zusammenarbeit mit 
dem Büro für demokratische Institu­
tionen und Menschenrechte). Auch 
hier könnten die Lund-Empfehlungen 
weiterentwickelt werden, indem kom­
plexe Formen des Minderheitenschut­
zes klarer von allgemeinen Maßnah­
men zur Bekämpfung der Diskrimi­
nierung abgegrenzt werden.

3. Beratende Gremien: Auf diesen Be­
reich gehen die Lund-Empfehlungen 
kaum ein, obwohl die Zusammen­
setzung und das Funktionieren von 
beratenden Gremien, die durch die 
nationale Gesetzgebung oder als Re­
aktion auf multilaterale und bilatera­
le Standards (meist bilaterale Verträ­
ge in grenzübergreifenden Regionen) 
etabliert wurden, wohl den Kern je­
des glaubwürdigen Ansatzes für „In­
tegration mit Diversität“ darstellen. 
Dabei gilt es insbesondere auf Plura­
lismus zu achten, sowohl innerhalb 
von Gruppen als auch in Bezug auf 
die gesellschaftliche Partizipation von 
Minderheiten. Dazu sollten ebenfalls 
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(aber nicht nur) Genderthemen gehö­
ren. Dafür müssen Gespräche über 
politische Maßnahmen geführt wer­
den, die die OSZE-Teilnehmerstaaten 
umsetzen können, um den Pluralis­
mus für Minderheiten zu sichern. 
Und es geht auch um die Frage, 
wie die Lund-Empfehlungen unser 
Verständnis von Pluralismus (und sei­
nen Konsequenzen) erweitern und 
seine Auswirkungen auf nationale po­
litische Leitlinien erfassen können. 
Das lässt sich nicht einfach unter 
den allgemeinen Standards zur Verei­
nigungsfreiheit abhandeln.

4. Selbstverwaltung: Seit der Annahme 
der Lund-Empfehlungen im Jahr 1999 
sind im OSZE-Raum kaum neue terri­
toriale Autonomievereinbarungen ge­
troffen worden und im Völkerrecht 
hat sich kein Recht auf Autonomie 
herausgebildet (was auch auf absehba­
re Zeit unwahrscheinlich erscheint). 
Dennoch werden wohl die Modalitä­
ten von Selbstverwaltung weiterhin 
im Zentrum der Agenda des HKNM 
und der OSZE stehen, insbesonde­
re in Zusammenhang mit den grenz­
übergreifenden Regionen der OSZE. 
Wie das Beispiel der ungarischen 
Minderheit in der Ukraine zeigt, 
muss die vielschichtige Verknüpfung 
von Selbstverwaltungsansprüchen, In­
tegration und Entsicherheitlichung 
angemessen ausgearbeitet und formu­
liert werden. Nur dann können die 
Lund-Empfehlungen (in Verbindung 
mit den Ljubljana-Leitlinien zur In­
tegration und den Bozner Empfeh­
lungen zu Minderheiten in zwischen­
staatlichen Beziehungen) in solchen 

Szenarien eine Rolle spielen. Ein 
ganzheitlicher Ansatz der Selbstver­
waltung sollte in den HKNM-Stan­
dards eine Synthese dieser Anliegen 
schaffen – als Grundlage für Bera­
tungsdienste in den einzelnen Län­
dern.

Der HKNM könnte Expertentreffen ein­
berufen, um die Überarbeitung und Aus­
weitung der Lund-Empfehlungen in den 
obengenannten Bereichen vorzubereiten, 
eine konsolidierte Fassung der betreffen-
den HKNM-Empfehlungen zu entwerfen 
und Folgemaßnahmen zu erarbeiten. An­
statt die Vor- und Nachteile dieser Op­
tionen abzuwägen, hat dieser Beitrag ver­
sucht, zentrale Bereiche der politischen 
Partizipation von Minderheiten zu iden­
tifizieren, in denen die Beratungsunter­
stützung des HKNM ein Gleichgewicht 
zwischen Integrations- und Separations­
belangen finden muss. Eine solche Initia­
tive ist auf die Beteiligung und Unterstüt­
zung der OSZE-Teilnehmerstaaten ange­
wiesen. Nur dann kann der HKNM in 
diesen Bereichen aktiv werden.
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Eine neue Chance für „Helsinki von unten“?
Menschenrechtsgruppen und die OSZE

Dmitri Makarov*

Zusammenfassung

In der Frage, welche Rolle die OSZE künftig spielen soll, sind ihre Teilnehmerstaaten gespalten. 
Die gegenwärtige Krise der Organisation betrifft vor allem die menschliche Dimension der 
OSZE. Während des Kalten Krieges rückte die Helsinki-Bewegung das Thema Menschenrechte 
ins Zentrum des Helsinki-Prozesses. Doch diese Bürgerbewegung ebbte Anfang des 21. Jahr­
hunderts ab. Die Menschenrechtsarbeit hat sich professionalisiert und wird inzwischen von 
Nichtregierungsorganisationen dominiert, die sich vor allem auf die EU und den Europarat 
konzentrieren. Zugleich sind diese NGOs nicht in der Lage, der autoritären Gegenbewegung 
effektiv zu begegnen. Dennoch gibt es Beispiele für eine kreative und engagierte transnationale 
Zusammenarbeit von Menschenrechtsgruppen innerhalb des OSZE-Raums. Eine wiedererstark­
te Helsinki-Bewegung könnte die Bedeutung der OSZE erhöhen.
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Bitte zitieren als: Dmitri Makarov, Eine neue Chance für „Helsinki von unten“? Menschen­
rechtsgruppen und die OSZE, IFSH (Hrsg.), OSCE Insights 7/2021 (Baden-Baden: Nomos, 
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Einleitung

Die Helsinki-Bewegung begann mit ver­
einzelten  Beobachtungsaktivitäten  von 
Bürgergruppen,  entwickelte  sich  jedoch 
bald zu einem transnationalen Netzwerk 
für Menschenrechte. Mitte der 1990er Jahre 
gab es im Rahmen der „Helsinki Citizens’ 
Assembly“  eine  letzte  Hochphase  men­

* Dmitri Makarov
Mitglied des Beirats, Moskauer Helsinki-
Gruppe
orlovets@gmail.com

schenrechtlichen  Engagements,  die  aber 
von kurzer Dauer war. Obwohl viele Hel­
sinki-Komitees weiterhin aktiv sind, über­
lebte die Bewegung nicht bis ins 21. Jahr­
hundert. Inzwischen gibt es den globalen 
Trend, dass sich die Menschenrechtsarbeit 
professionalisiert hat und vor allem von 
Nichtregierungsorganisationen betrieben 
wird. Damit verschiebt sich der Schwer­
punkt auf Rechtsstreitigkeiten und Inter­
essenvertretung. Zugleich drängen autori­
täre  Regierungen  Menschenrechtsgrup­
pen in die Defensive.
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Menschenrechtsverteidiger*innen be­
trachten sich nicht als eine gemeinsame 
Bewegung, die versucht, Spaltungen in 
Europa zu überwinden. Es fehlt ihnen 
eine gemeinsame Sprache. Zudem verfol­
gen Aktivistinnen und Aktivisten unter­
schiedliche Prioritäten und denken meist 
projektbezogen. Auch sind viele Men­
schenrechtsgruppen, vor allem im postso­
wjetischen Raum, frustriert, da sich So­
lidaritätsaktionen häufig darauf beschrän­
ken, dass Besorgnis geäußert wird und 
Menschenrechtsverletzungen detailliert 
dokumentiert werden. Solche Stellung­
nahmen sind meist lang und wegen des 
verwendeten Jargons schwer verständlich. 
Die Vertreter*innen der Zivilgesellschaft 
sind zwar an OSZE-Foren wie dem Im­
plementierungstreffen zur menschlichen 
Dimension beteiligt, dennoch ist der 
Einfluss von Menschenrechtsgruppen be­
grenzt. Grund dafür ist die Konzentrati­
on dieser Foren auf spezifische Probleme 
anstatt auf alternative Lösungen.

Dieser Beitrag beschreibt zunächst die 
historischen Wurzeln der Helsinki-Bewe­
gung und die Veränderungen nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion. Im 
Weiteren analysiert er die Rolle der Men­
schenrechtsgruppen, die Seite an Seite 
mit OSZE-Institutionen arbeiten. Er dis­
kutiert anschließend Beispiele transnatio­
naler Kooperation und gemeinschaftliche 
Bemühungen, die Bewegung wieder auf­
zubauen. Abschließend werden Vorschlä­
ge präsentiert, wie eine solche Zusam­
menarbeit gestärkt werden kann.

Entstehung und Transformation der 
Helsinki-Bewegung

In seiner Rede anlässlich der Verleihung 
des Friedensnobelpreises 1975 sagte der 
Physiker und Menschenrechtsaktivist An­
drei Sacharow, dass Frieden, Fortschritt 
und Menschenrechte untrennbar mitein­
ander verbunden seien. Es sei unmöglich, 
eines dieser Ziele zu erreichen, wenn die 
anderen beiden vernachlässigt würden.1 

Die internationale Sicherheit, so Sacha­
row, sei undenkbar ohne eine offene 
Gesellschaft mit Informationsfreiheit, Ge­
wissensfreiheit, dem Recht zu veröffentli-
chen und Reisefreiheit.

Am 12. Mai 1976 wurde in einer Pres­
sekonferenz in Sacharows Wohnung die 
Gründung der „Moskauer Gruppe zur 
Förderung der Umsetzung der Helsinki-
Abkommen“ verkündet, die später als 
„Moskauer Helsinki-Gruppe“ bekannt 
wurde. Unter der Führung von Juri Or­
low, der die Idee hatte, die Einhaltung 
der Helsinki-Akte öffentlich zu kontrol­
lieren, wurde die Moskauer Helsinki-
Gruppe zur Initialzündung einer interna­
tionalen Bewegung.2 Die Gründer der Be­
wegung kamen ins Gefängnis oder gin­
gen ins Exil. Aber auch in anderen Län­
dern entstanden Helsinki-Gruppen und 
-Komitees – zunächst in den ehemaligen 
Sowjetrepubliken und dann in den west­
lichen Ländern. Die US Helsinki Watch 
Group, gegründet unter Beteiligung von 
Ljudmila Alexejewa, einem exilierten 
Mitglied der ursprünglichen Moskauer 
Helsinki-Gruppe, wurde später zu Hu­
man Rights Watch.

Nach dem Fall der Berliner Mauer 
bekam die Helsinki-Bewegung neuen 
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Schwung und es entstand die Helsin­
ki Citizens’ Assembly. Sie war ein Fo­
rum, in dem zivilgesellschaftliche Grup­
pen aus Ost und West ihre Erfahrun­
gen austauschen, gemeinsame Anliegen 
diskutieren und Strategien koordinieren 
konnten.3 Diese Bewegung beruhte auf 
der Solidarität zwischen Menschen aus 
Ost und West, die versuchten, zivilgesell­
schaftliche Initiativen in schwierigen Re­
gionen zu unterstützen. Die Bewegung 
wuchs. Es wurden neue Gruppen in Län­
dern wie Armenien, Aserbaidschan, der 
Türkei, Moldawien und den jugoslawi­
schen Nachfolgestaaten gegründet, von 
denen einige zu Schauplätzen eingefrore­
ner oder offener Konflikte werden soll­
ten. Die Helsinki Citizens’ Assembly be­
schäftigte sich vor allem mit Friedensthe­
men und Diplomatie, doch einige Grup­
pen griffen Menschenrechtsthemen auf. 
Sie wurden Teil von nationalen Men­
schenrechtsbewegungen in Ländern wie 
Armenien oder der Türkei.

Aber zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
ebbte diese Bewegung ab. Die Staaten 
des ehemaligen Ostblocks schlossen sich 
anderen europäischen Organisationen an. 
Daher richteten die meisten Menschen­
rechtsgruppen ihr Augenmerk entweder 
auf die EU oder den Europarat. Die EU 
verfügt über große finanzielle und poli­
tische Macht. Und der Europäische Ge­
richtshof für Menschenrechte (EGMR) 
wurde bald zu einem der effektivsten in­
ternationalen juristischen Mechanismen 
für den Umgang mit Menschenrechtsver­
letzungen. Es schien wahrscheinlicher, 
auf diesem Weg einen demokratischen 
Wandel erreichen zu können.

Viele Helsinki-Komitees gingen ihrer 
eigenen Wege. Sie stellten auf nationa­
ler Ebene ihre Expertise zur Verfügung, 
konzentrierten sich auf den Klageweg 
(vor allem am EGMR) oder setzten sich 
für Reformen ein, mit denen einzelne 
Länder näher an die EU-Mitgliedschaft 
herangeführt würden. Andere bemühten 
sich vor allem um Konfliktlösung und 
Schlichtung auf dem Balkan und im post­
sowjetischen Raum.

Die meisten Gruppen behielten die Be­
zeichnung „Helsinki Citizens’ Assembly“ 
bei, viele verloren aber den Kontakt zu 
anderen Komitees. Einige trafen sich re­
gelmäßig, doch gemeinsame Kampagnen 
fanden nur noch selten statt. In den spä­
ten 1990ern konkurrierte die Internatio­
nale Helsinki-Föderation für Menschen­
rechte, die 1982 aus Solidarität mit sow­
jetischen Dissident*innen gegründet wor­
den war, mit lokalen Gruppen um Geld­
mittel und konzentrierte sich mehr auf 
die Unterstützung ihrer eigenen Organi­
sation als um ihre Mission.4 Das Wie­
ner Sekretariat dieser Organisation muss­
te 2008 infolge eines Skandals Konkurs 
anmelden, nachdem ihr Finanzvorstand 
Gelder veruntreut hatte.5

Ein Versuch, die Zusammenarbeit wie­
derzubeleben, war die Gründung der „Ci­
vic Solidarity Platform“ im Jahr 2010. 
Dieses Forum mit 100 Mitgliedsorganisa­
tionen erfüllt wichtige Aufgaben: Es ko­
ordiniert Gruppen (etwa durch gemein­
sames Monitoring und Solidaritätsmissio­
nen), unterstützt bei der Formulierung 
von Stellungnahmen zu neuen Themen 
und hilft bei der Koordination mit inter­
nationalen Organisationen. Doch trotz 
eines vielversprechenden Beginns leidet 
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auch diese Plattform unter denselben 
Problemen wie andere große internatio­
nale Nichtregierungsorganisationen: Ab­
hängigkeit von bilateraler Förderung, 
Kontrolle durch den Westen, ineffektive 
Entscheidungsstrukturen und Legitimität 
durch Expertise anstatt Mitgliedschaft. 
Die meisten Gruppen haben sich zudem 
darauf beschränkt, an den Jahrestreffen 
teilzunehmen und öffentliche Stellung­
nahmen zu unterzeichnen.

Die internationalen Reaktionen auf 
Menschenrechtskrisen beschränken sich 
meist auf symbolische Gesten sowie das 
Äußern von Bedenken. Was fehlt, sind 
Reformen und eine Stärkung der Men­
schenrechtsbewegungen, damit diese Au­
toritarismus, Nationalismus und Isola­
tionismus begegnen können. Kurz vor 
ihrem Tod 2018 ermutigte Ljudmila Ale­
xejewa die Partner der Moskauer Helsin­
ki-Gruppe auf der jährlichen Menschen­
rechtskonferenz mit den folgenden Wor­
ten:

„Wir müssen an die Werte der Men­
schen, ihre historische Erfahrung und 
ihren gesunden Menschenverstand 
appellieren. Dies ist sehr schwierig, 
aber unabdingbar, und wenn wir 
überzeugend, konsequent und stand­
haft auftreten, wird uns unweiger­
lich der Erfolg beschieden sein. […] 
Als wir unseren schwierigen Weg 
zur Verteidigung der Menschenrech­
te eingeschlagen haben, hatten wir 
weit weniger Grund als heute, opti­
mistisch zu sein, doch wir glaubten 
an den Erfolg unseres hoffnungslosen 
Unterfangens!“6

Beispiele für eine erfolgreiche 
Bürgermobilisierung

Die Menschenrechtsarbeit beschränkt 
sich bislang weitgehend darauf, über 
Probleme zu berichten und an Gerich­
te und internationale Organisationen zu 
appellieren. Sie ist außerdem stark pro­
jektgetrieben und reaktiv. Dennoch ha­
ben einige Initiativen, die auf erfolgrei­
chen Bildungsprogrammen und Bürger­
mobilisierung beruhen, gezeigt, wie die 
Menschenrechtsarbeit gestärkt werden 
kann. Einige Menschenrechtsgruppen ha­
ben versucht, erfahrungsbasierte Lösun­
gen für Menschenrechtsprobleme zu fin-
den, die auf einer gemeinsamen Sprache 
und einer gemeinsamen Agenda, dem 
Aufbau einer Unterstützergemeinschaft 
und Handlungsvorschlägen für die breite­
re Öffentlichkeit beruhen.

Ein Beispiel für eine solche Initiati­
ve ist die „International School of Hu­
man Rights“, die im Jahr 1999 von Ma­
rek Nowicki von der „Polish Helsinki 
Foundation for Human Rights“ auf den 
Weg gebracht wurde. Die Bildungspro­
gramme dieser Stiftung trugen wesent­
lich dazu bei, dass sich eine neue Spra­
che der Menschenrechte im postsowjeti­
schen Raum herausbilden konnte.7 Die 
Student*innen des „Higher Course on 
Human Rights“ in Warschau engagierten 
sich in einer Reihe von Organisationen, 
und einige von ihnen wurden selbst zu 
erfolgreichen Ausbilder*innen für Men­
schenrechte. Ähnlich verhielt es sich mit 
der „International School for Human 
Rights and Civic Actions“, die von 2008 
bis 2020 aktiv war und durch das inter­
nationale „Youth Human Rights Move­
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ment“ mit Unterstützung der Moskauer 
Helsinki-Gruppe lanciert worden war. Sie 
bildete eine neue Generation von Men­
schenrechtsverteidigern aus, von denen 
etliche die Führung von Menschenrechts­
gruppen in mindestens neun verschie­
denen Ländern übernahmen. Diese Bil­
dungsinitiativen haben dazu beigetragen, 
eine gemeinsame Sprache in der Theorie 
und Praxis der Menschenrechte herauszu­
bilden; sie boten einen Raum für den Er­
fahrungsaustausch, die Erprobung neuer 
Ideen, den Aufbau von Netzwerken und 
die Stärkung der Solidarität.

Ein weiteres Beispiel einer erfolgrei­
chen, erfahrungsbezogenen Bewegung 
stammt aus Belarus. Als es nach den 
Präsidentschaftswahlen in Belarus im 
Dezember 2010 zu Gewaltausbrüchen 
kam, lancierten russische und ukraini­
sche Menschenrechtsverteidiger*innen, 
von denen viele die oben genannten 
Schulen besucht hatten, die „Internatio­
nal Observation Mission“ unter Federfüh­
rung des „Committee of International 
Control over the Human Rights Situa­
tion in Belarus“.8 Die International Ob­
servation Mission, welche eine Präsenz 
in Minsk hatte, überwachte die OSZE-
Verpflichtungen und versuchte gleichzei­
tig, deren Einhaltung sicherzustellen. Sie 
konzentrierte sich darauf, verfolgte Jour­
nalist*innen, Rechtsanwält*innen und 
Menschenrechtsverteidiger*innen zu ver­
teidigen, war bei Durchsuchungen und 
Gerichtsverhandlungen anwesend, stand 
in laufendem Austausch mit Ortsgruppen 
und informierte die betreffenden Organi­
sationen der OSZE und der Vereinten 
Nationen.

Das „Committee of International Con­
trol over the Human Rights Situation 
in Belarus“ arbeitete mehrere Monate 
ohne externe finanzielle Unterstützung. 
Dennoch konnte es mehr als 43 NGOs 
gewinnen, mehr als 75 Mitarbeiter für 
die Arbeit ihrer Unterorganisationen ein­
stellen und wichtige Entscheidungen in 
Belarus beeinflussen. Darunter fielen der 
Moskauer Mechanismus der OSZE und 
eine Reihe von Resolutionen der Verein­
ten Nationen und des Europarats. Auf 
der symbolischen Ebene erzeugte das Ko­
mitee in Ländern wie Russland und der 
Ukraine zusätzliche Aufmerksamkeit für 
die Menschenrechtssituation in Belarus. 
Es förderte internationale Solidarität und 
schuf ein Modell für zivilgesellschaftli-
che Reaktionen auf staatliche Unterdrü­
ckung. Dabei bezog sich das Komitee 
auf die Erfahrungen in der Region, blieb 
aber international vernetzt.9

Schließlich schuf das „Committee of 
International Control over the Human 
Rights Situation in Belarus“ den Posten 
eines Sonderberichterstatters und beauf­
tragte Neil Jarman, den Vorsitzenden der 
Expertengruppe zur Versammlungsfrei­
heit im OSZE-Büro für demokratische In­
stitutionen und Menschenrechte 
(BDIMR), die Vorfälle vom 19. Dezem­
ber 2010 zu untersuchen.10 Der Sonder­
berichterstatter untersuchte die Vorfälle 
in den Straßen von Minsk, welche die Re­
gierung als Massenkrawalle dargestellt 
hatte, und befragte anschließend die Be­
hörden. Der Bericht stützte sich auf diese 
Befragungen und andere öffentlich zu­
gängliche Daten. Er wurde noch vor dem 
offiziellen Bericht des Moskauer Mecha­
nismus der OSZE veröffentlicht, der sich 
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zum Teil auf die Schlussfolgerungen des 
Sonderberichterstatters bezog und das 
Vorliegen grober und systematischer 
Menschenrechtsverletzungen feststellte.11 

Das „Committee of International Control 
over the Human Rights Situation in Bela­
rus“ und die International Observation 
Mission sind Beispiele für Engagement 
und Solidarität über Grenzen hinweg 
und zeigen, wie Menschenrechtsverteidi­
ger*innen vor Ort unterstützt werden 
können.

Ein weiteres Beispiel für Bürgermobili­
sierung sind die unabhängigen Beobach­
termissionen in Russland, der Ukraine 
und Belarus. Diese Initiativen konzentrie­
ren sich vornehmlich darauf, Gerichte 
zu beobachten (etwa durch die Teilnah­
me an Verhandlungen, um die Zugäng­
lichkeit der Gerichte für die Öffentlich-
keit zu überwachen), die gesellschaftli-
che Kontrolle über die Tätigkeit der Exe­
kutivorgane zu prüfen (durch Inspektio­
nen von Polizeistationen und der Arbeit 
von Polizeipatrouillen) und Großkundge­
bungen zu überwachen. Die Arbeit die­
ser Initiativen beruht auf den Menschen­
rechtsverpflichtungen, die vom BDIMR 
und in den Leitlinien der Venedig-Kom­
mission zur Versammlungsfreiheit aufge­
führt werden, sowie den Methoden, die 
in den Publikationen „Assembly Monito­
ring Handbook“ und „Trial Monitoring 
Manuals“ des BDIMR erklärt sind.12

Die Mobilisierung der Öffentlichkeit 
ergänzt das offizielle Monitoring des 
BDIMR, an dem nur Mitarbeiter*innen 
und ausgewählte internationale Expertin­
nen und Experten beteiligt sind. Das Mo­
nitoring erfordert erhebliche Ressourcen 
und setzt voraus, dass die betreffende Re­

gierung die Beobachter*innen zulässt. Zi­
vilgesellschaftliche Gruppen können gro­
ße Massenkundgebungen sowie wichtige 
Gerichtsverhandlungen in Gegenden ab­
decken, zu denen offizielle OSZE-Beob­
achter möglicherweise keinen Zugang 
haben. Häufig können diese hierfür so­
gar mehr Menschen mobilisieren als das 
BDIMR. Zivilgesellschaftliche Gruppen 
wollen vor allem die einheimische Öf­
fentlichkeit erreichen, durch eine sachli­
che Berichterstattung und Orientierung 
an den internationalen Standards, die 
ihre jeweiligen Länder akzeptiert haben. 
Was am wichtigsten ist: Sie sorgen für 
eine breitere Bürgerpartizipation.

Wie die Menschenrechtsbewegung 
gestärkt werden kann

Eine der wichtigsten Funktionen von 
Menschenrechtsgruppen ist es, Regierun­
gen für schwere Menschenrechtsverlet­
zungen zur Rechenschaft zu ziehen. Da­
für müssen die Menschenrechtsgruppen 
bürgernah sein. Sie brauchen ein förderli­
ches Umfeld, genügend Unterstützer*in­
nen, die sich im Menschenrechtsbereich 
auskennen, und müssen wirtschaftlich 
nachhaltig handeln und finanziell unab­
hängig sein.

Bestimmte Gruppen verteidigen die 
Menschenrechte an vorderster Front. Da­
zu gehören Journalist*innen, die die Ge­
sellschaft informieren und den öffentli-
chen Diskurs formen; Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte, die in der Lage sein 
müssen, die Angeklagten zu verteidigen, 
ohne befürchten zu müssen, selbst straf­
rechtlich verfolgt zu werden; und Men­
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schenrechtsverteidiger, die die Rechte an­
derer verteidigen können müssen und de­
ren Arbeit dadurch zur Rechtssicherheit 
von Opfern und zur Wahrung interna­
tionaler Menschenrechtsnormen maßgeb­
lich beiträgt. Es ist kein Zufall, dass die 
Behörden bei umstrittenen Wahlen und 
Unruhen gerade diese drei Gruppen ins 
Visier nehmen.

Ein Angriff auf eine*n Vertreter*in 
dieser drei Gruppen stellt also keine 
interne Angelegenheit oder unbedeuten­
de Rechtsverletzung dar, sondern eine 
Bedrohung für das internationale Sys­
tem des Menschenrechtsschutzes. Den­
noch gibt es keine öffentlich zugängli­
che Liste von Vertreter*innen solcher 
Gruppen, die wegen ihrer Tätigkeit in 
Haft sitzen oder verfolgt wurden. Tat­
sächlich scheint es, dass internationale 
Organisationen, abgesehen von den be­
kannten Besorgnisbekundungen, sich bis­
her nicht koordiniert um deren Freilas­
sung bemüht haben.13 In der Vergangen­
heit hat das BDIMR insbesondere die 
Situation der Menschenrechtsverteidiger 
überwacht, sich dabei aber nur auf ei­
nige Teilnehmerstaaten beschränkt.14 Do­
kumente der OSZE gehören zu den we­
nigen Grundlagen, aus denen sich zusätz­
liche Garantien für die Bewegungsfrei­
heit von Menschenrechtsverteidiger*in­
nen und Journalist*innen ableiten las­
sen.15

Was vor allem fehlt, sind Bildungspro­
gramme zu Menschenrechten, die in der 
Praxis anwendbar sind, und eine Sensibi­
lisierung für dieses Thema. Beides sollte 
sich nicht nur an Gleichgesinnte richten. 
In Hochschulprogrammen zu Menschen­
rechten kommen die Studierenden meist 

nicht mit der tatsächlichen Menschen­
rechtsarbeit oder mit Menschenrechtsver­
teidiger*innen in Kontakt (so wie es etwa 
über Praktika möglich wäre). Dadurch 
entfremdet sich die akademische Welt 
von der Praxis. Neben der Praxis berück­
sichtigen viele Bildungsprogramme zu 
wenig den lokalen wie auch internationa­
len Kontext. Daher sollten stärker Fach­
leute mit Erfahrung vor Ort eingebunden 
werden. Außerdem sollten die Program­
me in Russisch und in anderen Spra­
chen der OSZE-Teilnehmerstaaten durch­
geführt werden, ob online oder offline.

Bildungsaktivitäten mit mehr prak­
tisch ausgerichtetem Bezug auf Men­
schenrechte könnten die Situation vor 
Ort erhellen und das öffentliche Bewusst­
sein für Menschenrechte stärken. Dafür 
könnten auch entsprechend angepasste 
Marketingmethoden aus der Wirtschaft 
eingesetzt werden. Eine solche Art der 
Kommunikation verstärkt die Aufmerk­
samkeit, wie Kampagnen einzelner Men­
schenrechtsgruppen zeigen.16

Letztlich wird die finanzielle Unter­
stützung der Menschenrechtsarbeit oft 
dadurch behindert, dass projektbasierte 
Ansätze dominieren. Weitere Hindernis­
se sind die Abhängigkeit von Geberlän­
dern oder Stiftungen sowie ein Man­
gel an langfristigen Investitionsmodel­
len. Die Moskauer Helsinki-Gruppe wird 
über eine Stiftung in Russland finanziert. 
Das ist im postsowjetischen Raum im 
Menschenrechtsbereich die absolute Aus­
nahme. Über die Stiftung gelang es, eine 
tragfähige Einkommensquelle zu schaf­
fen, wie es sie auch bei Universitäten 
und anderen öffentlichen Einrichtungen 
gibt. Zugleich ermutigt die Stiftung da­
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zu, langfristig in die Menschenrechtsar­
beit zu investieren.17 Solche Modelle 
sind ein Schritt in Richtung einer ge­
meinschaftlichen Philanthropie, bei der 
die Menschen vor Ort stärker beteiligt 
sind und die Menschenrechtsarbeit et­
wa über Bürgerstiftungen auch finanzie-
ren.18 Sozial verantwortliches Investieren 
ist unter Privatinvestoren immer belieb­
ter geworden. Dennoch stützt sich bis­
lang offenbar nur die „Internationale Li­
ga für Menschenrechte“ darauf. Ihr eige­
ner ethischer Investmentfonds „Libertés 
& Solidarité“ wählt seine Aktien nach 
Menschenrechtskriterien aus und enthält 
einen Mechanismus für die Gewinnbetei­
ligung der Liga und der Zeichner.19 Ähn­
liche Ansätze könnten den Menschen­
rechtsgruppen auf der ganzen Welt Zu­
gang zu Fördermitteln von großen insti­
tutionellen Geldgebern und aus interna­
tionalen Crowdfunding-Aktivitäten ver­
schaffen. Eine breit abgestützte Finanzie­
rungsbasis bietet mehr Raum für Experi­
mente und für Innovationen.

Um die Menschenrechtsarbeit flexibler 
und strategischer gestalten zu können, 
braucht es also eine Diversifizierung der 
finanziellen Basis, eine größere ökono­
mische Nachhaltigkeit, die Entwicklung 
alternativer Finanzierungsmodelle und 
mehr finanzielle Unabhängigkeit.20 Dies 
würde Initiativen ermöglichen, die über 
die Logik der heute stark projektbasier­
ten Arbeit von Nichtregierungsorganisa­
tionen hinausgingen. Damit könnten die 
Menschenrechtsgruppen ihre Arbeit vor 
Ort fortsetzen und, aufbauend auf einer 
breiten gesellschaftlichen Unterstützung, 
dennoch Teil einer internationalen Bewe­
gung bleiben. Denn das Anliegen der 

Helsinki-Bewegung war immer, daran zu 
erinnern, dass die Themen der menschli­
chen Dimension von Sicherheit nicht nur 
zwischenstaatliche Angelegenheiten sind, 
sondern auch für eine breitere zivilgesell­
schaftliche Bewegung Bedeutung haben.

Empfehlungen

Die folgenden Empfehlungen fordern die 
im OSZE-Raum aktiven Menschenrechts­
organisationen dazu auf, sich auf gemein­
same Prioritäten zu konzentrieren. Die 
Organisationen könnten OSZE-Institutio­
nen und die handlungswilligen Teilneh­
merstaaten ermutigen, folgende Maßnah­
men zu ergreifen:

1. Journalist*innen, Anwält*innen 
und Menschenrechtsverteidiger*innen 
schützen und unterstützen, insbeson­
dere durch:
a) das Erstellen und die Veröffentli-

chung einer Liste von Aktivistinnen 
und Aktivisten, die in Haft sind oder 
verfolgt worden sind, sowie die Ko­
ordination gemeinsamer Aktivitäten, 
um die Freilassung der Gefangenen 
zu fordern;

b) eine Einigung auf gemeinsame Reak­
tionen in Fällen, in denen Journa­
list*innen, Anwält*innen und Men­
schenrechtsverteidiger*innen Repres­
salien ausgesetzt sind. Die OSZE 
könnte die Mechanismen, die vom 
Europarat und von den Vereinten Na­
tionen als Antwort auf Repressalien 
festgelegt wurden, als Vorlagen nut­
zen;
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c) die Förderung einer transnationalen 
Zusammenarbeit von zivilgesellschaft-
lichen Akteuren auf dem Gebiet der 
Menschenrechte;

d) die politische, finanzielle und fach­
liche Unterstützung für internationa­
le Institutionen, die sich auf Journa­
list*innen, Anwält*innen und Men­
schenrechtsverteidiger*innen konzen­
trieren; etwa indem Mitarbeiter*in­
nen sekundiert werden, die die ent­
sprechenden Sprachen beherrschen 
und sich in den entsprechenden Län­
dern auskennen;

e) das Zusammenbringen von Vertre­
ter*innen von engagierten Staaten 
und zivilgesellschaftlichen Fachleu­
ten, um Angriffe auf Journalist*innen, 
Anwält*innen und Menschenrechts­
verteidiger*innen als Missachtung von 
OSZE-Verpflichtungen sowie als Be­
drohungen für eine umfassende Si­
cherheit einzustufen und um gemein­
sam Antworten zu finden.

2. Die Zahl der Unterstützer*innen 
und Befürworter*innen von Men­
schenrechtsgruppen erhöhen, etwa 
mithilfe von Menschenrechtsbildung, 
insbesondere:
a) durch Einbindung von PR-Agentu­

ren, die Menschenrechtsaktivisten hel­
fen können, ihre Botschaften in Er­
zählungen einzubetten, um mehr Be­
fürworter*innen zu gewinnen und 
eine unterstützende Gemeinschaft 
aufzubauen;

b) indem die Unterstützung für 
Hochschulprogramme mit Menschen­
rechtsbezug davon abhängig gemacht 
wird, dass daran auch Menschen­

rechtsaktivist*innen beteiligt sind und 
Praktika in Menschenrechtsorganisa­
tionen gefördert werden;

c) indem zu internationalen akademi­
schen Austauschprogrammen im Be­
reich der Menschenrechte ermutigt 
wird, die auch Praktika und gemeinsa­
me Projekte umfassen;

d) durch Investitionen in Bildungskurse 
für eine breite Öffentlichkeit (online 
und offline zugänglich), welche die 
Grundbegriffe und Normen der Men­
schenrechte in allen offiziellen Spra­
chen der OSZE erklären und auch 
praxisnahe Komponenten umfassen, 
damit beispielweise die Bevölkerung 
selbst auf die Wahrung der Menschen­
rechte achten kann;

e) durch Ausbildung einer neuen Gene­
ration von Menschenrechtsausbildern, 
die Kontakte und Netzwerke sowohl 
vor Ort als auch über Grenzen hinweg 
aufbauen können.

3. Die wirtschaftliche Nachhaltigkeit 
und finanzielle Unabhängigkeit des 
Menschenrechtssektors neu bewerten. 
Eine finanzielle Unterstützung aus dem 
Ausland ist in manchen Staaten zuneh­
mend mit Risiken verbunden. Dennoch 
sollte die Unterstützung nicht ganz ein­
gestellt, sondern nach anderen Möglich­
keiten gesucht werden, wie etwa eine 
direkte Unterstützung durch Bürger*in­
nen. Transnationale Verbindungen gilt es 
zu fördern. Daher sollten die folgenden 
Schritte in Erwägung gezogen werden:
a) die Entwicklung verschiedener Finan­

zierungsmodelle und Investitionssys­
teme für die Menschenrechtsarbeit, et­
wa Stiftungen, Bürgerstiftungen, wir­
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kungsorientiertes Investieren (impact 
investment) und Crowdfundingplatt­
formen;

b) die Mobilisierung der Bürger*innen 
und die finanzielle Unterstützung im 
jeweiligen Land zu priorisieren – 
und gleichzeitig das Recht zu verteidi­
gen, internationale Finanzhilfe für die 
Menschenrechtsarbeit anzunehmen.
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20 Siehe die Analyse diverser Fi­
nanzierungsmodelle im Bericht der CSIS 
Human Rights Initiative: Edwin Rekosh, 
„Rethinking the human rights business 
model: New and innovative structures 

and strategies for local impact“, Center 
for Strategic & International Studies, 
14. Juni 2017, https://www.csis.org/ana
lysis/rethinking-human-rights-business-m
odel
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Anhang: Liste der aktiven Helsinki-Gruppen und -Komitees (Stand 
2021)

Name
Name bei Gründung
(falls geändert) Gründungsjahr Webseite

Albanien: Albanian Hel­
sinki Committee

Albanian Forum for the 
Protection of Fundamen­
tal Human Rights and 
Freedoms

1990 https://ahc.org.al/

Armenien: Helsinki Com­
mittee of Armenia

 1996 http://armhels.com/

Armenien: Helsinki Citi­
zens Assembly – Armenia

 1992  

Armenien: Helsinki Citi­
zens’ Assembly – Vanad­
zor

 1998 https://hcav.am/en/

Armenien: Helsinki Asso­
ciation of Armenia

 1997 https://hahr.am/

Aserbaidschan: Helsinki 
Citizens Assembly – Azer­
baijan

 1992  

Belarus: Belarusian Hel­
sinki Committee

 1995 https://www.belhelcom.org/

Bosnien und Herzegow­
ina: Helsinki Citizens’ As­
sembly Banjaluka

 1996 http://hcabl.org/

Bosnien und Herzegow­
ina: Helsinki Committee 
for Human Rights in 
Bosnia and Herzegovina

 1995  

Bulgarien: Bulgarian Hel­
sinki Committee

 1992 https://www.bghelsinki.org

Dänemark: Danish 
Helsinki Committee for 
Human Rights

 1985 http://helsinkicommittee.dk

Deutschland: German 
Helsinki Committee for 
Human Rights, Security 
and Cooperation in Euro­
pe*

   

Frankreich: European As­
sembly of Citizens

 1990 http://www.aechca.fr/

175

https://doi.org/10.5771/9783748911449 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://ahc.org.al/
http://armhels.com/
https://hcav.am/en/
https://hahr.am/
https://www.belhelcom.org/
http://hcabl.org/
https://www.bghelsinki.or
http://g
http://helsinkicommittee.dk
http://www.aechca.fr/
https://doi.org/10.5771/9783748911449
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://ahc.org.al/
http://armhels.com/
https://hcav.am/en/
https://hahr.am/
https://www.belhelcom.org/
http://hcabl.org/
https://www.bghelsinki.or
http://g
http://helsinkicommittee.dk
http://www.aechca.fr/


Name
Name bei Gründung
(falls geändert) Gründungsjahr Webseite

Georgien: Georgian Hel­
sinki Committee*

 1976–1977  

Griechenland: Greek Hel­
sinki Monitor

 1993 https://greekhelsinki.wordpre
ss.com/

Italien: Italian Federation 
for Human Rights – Ital­
ian Helsinki Committee

 1987 https://fidu.it/

Kanada: Canadian Helsin­
ki Watch Group*

 1985  

Kasachstan: Almaty Hel­
sinki Committee*

 1990  

Kosovo: Kosovar Helsinki 
Committee*

   

Kroatien: Croatian Helsin­
ki Committee for Human 
Rights

 1993 http://www.hho.hr/

Litauen: Lithuanian Hel­
sinki Group*

 1976–1983; 1988 neu 
gegründet

 

Moldawien: Moldovan 
Helsinki Committee for 
Human Rights*

 1992  

Moldawien: Helsinki Citi­
zens’ Assembly – Moldo­
va*

   

Montenegro: Helsinki 
Committee for Human 
Rights in Montenegro 

   

Niederlande: Netherlands 
Helsinki Committee

 1987 https://www.nhc.nl/

Nordmazedonien: Helsin­
ki Committee for Human 
Rights

 1994 https://mhc.org.mk/

Norwegen: Norwegian 
Helsinki Committee

 1977 https://www.nhc.no/

Österreich: Austrian Hel­
sinki Association

 2008 http://austrianhelsinki.at/

Polen: Helsinki Founda­
tion for Human Rights

Helsinki Committee in 
Poland

1982, heißt seit 1989 
Helsinki Foundation 
for Human Rights

https://www.hfhr.pl/

Rumänien: Association 
for the Defence of Human 
Rights in Romania – the 
Helsinki Committee

 1990 https://apador.org/

Russland: Moscow Helsin­
ki Group

 1976, 1989 neu gegrün­
det

https://mhg.ru/
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Name
Name bei Gründung
(falls geändert) Gründungsjahr Webseite

Schweden: Civil Rights 
Defenders

Swedish Helsinki Com­
mittee

1982 https://crd.org/

Schweiz: Swiss Helsinki 
Committee

 1977 https://shv-ch.org/

Serbien: Helsinki Com­
mittee for Human Rights 
in Serbia

 1994 http://www.helsinki.org.rs/

Slowakei: Helsinki Com­
mittee for Human Rights 
in Slovakia

 1993 https://www.helcom.sk/

Slowenien: Helsinki Mon­
itor of Slovenia*

 1994  

Spanien: Helsinki España 
– Human Dimension

 1992 helsinkiespana.org

Tschechische Republik: 
Czech Helsinki Commit­
tee

Czechoslovak Helsinki 
Committee

1988 http://www.helcom.cz/

Türkei: Helsinki Citizens’ 
Assembly

 1990 https://hyd.org.tr/

Ukraine: Ukrainian 
Helsinki Human Rights 
Union 

Ukrainian Helsinki Group 1976–1981; 2004 als 
Ukrainian Helsinki 
Human Rights Union 
neu gegründet

https://helsinki.org.ua/

Ukraine: International 
Helsinki Association for 
Human Rights

 2011 https://ihahr.org/

Ungarn: Hungarian Hel­
sinki Committee

 1989 https://helsinki.hu/

USA: Human Rights 
Watch

Helsinki Watch 1978 https://www.hrw.org/

* Gruppen, die nicht mehr aktiv sind oder über deren Aktivitäten keine Informatio­
nen zu finden sind.
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Auch ohne Feldmission: Das Engagement der OSZE in Georgiens 
Konflikten 

Nino Kemoklidze*

Zusammenfassung

Die OSZE beendete 2009 nach 17 Jahren ihre Feldoperationen in Georgien. Russland hatte 
sich nach dem Krieg mit Georgien im August 2008 geweigert, das Mandat der Mission zu 
verlängern. Seitdem stellt sich die Frage, wie sich die OSZE in Georgien engagieren und eine 
nennenswerte Rolle in den Konflikten in Abchasien und der Region Zchinwali/Südossetien 
spielen könnte. Die OSZE ist heute vor allem durch die Internationalen Genfer Gespräche und 
den Mechanismus zur Verhinderung und Regelung von Zwischenfällen in Georgiens Konflikte 
eingebunden. Damit ein solches „Engagement ohne Präsenz“ gelingt, müssen sowohl Georgien 
als auch die OSZE aktiver werden.

Schlagworte
OSZE, Georgien, Internationale Genfer Gespräche, vertrauensbildende Maßnahmen

Bitte zitieren als: Nino Kemoklidze, Auch ohne Feldmission: Das Engagement der OSZE in Ge­
orgiens Konflikten, IFSH (Hrsg.), OSCE Insights 8/2021 (Baden-Baden: Nomos, 2022), https://d
oi.org/10.5771/9783748911449-08

Einleitung1

Ende der 1990er Jahre war in Georgien 
die Ansicht weit verbreitet, dass keine Or­
ganisation stärker zur Lösung der Kon­
flikte des Landes beitragen könnte als die 
OSZE.2 Am 30. Juni 2009 wurde die 17-
jährige Beobachtertätigkeit der OSZE in 
Georgien beendet. Seither stellt sich die 
Frage, wie die Beziehung zwischen dem 
Land und der Organisation in Zukunft 
aussehen und welche Rolle die OSZE in 

* Nino Kemoklidze
University of Chichester
n.kemoklidze@chi.ac.uk

den Konflikten in Abchasien und der Re­
gion Zchinwali/Südossetien spielen 
könnte.3 Der Beitrag untersucht das En­
gagement der OSZE in Georgien unter 
der Bedingung einer fehlenden Feldprä­
senz. Der Beitrag beruht auf Gesprächen 
mit früheren und gegenwärtigen politi­
schen oder diplomatischen Vertretern in 
Tiflis und Wien.

Das Mandat der OSZE-Mission in Ge­
orgien lief Ende Dezember 2008 aus. Fak­
tisch hatte die Mission bereits nach dem 
Krieg zwischen Russland und Georgien 
im August 2008 den Zugang zur Region 
Zchinwali/Südossetien verloren. Vor dem 
Krieg verfügte die OSZE über acht Mili­
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tärbeobachter*innen vor Ort. Fünf von 
ihnen waren in Zchinwali ansässig. Nach 
dem Krieg wurden 20 zusätzliche Beob­
achter*innen unter einem gesonderten 
Mandat nach Georgien entsendet.4 Je­
doch durften sie nur die umliegenden 
Gebiete beobachten – die De-facto-Behör­
den der Region Zchinwali/Südossetien 
erlaubten ihnen keinen Zugang zur Kon­
fliktzone. Das entsprechende Mandat 
wurde bis Februar 2009 verlängert. Die 
Beobachter*innen blieben bis zum 30. Ju­
ni 2009 gemeinsam mit mehreren ande­
ren Mitarbeiter*innen der Mission in Ge­
orgien.5 Da Russland sich weigerte, das 
Mandat zu erneuern, wurde beschlossen, 
die OSZE-Mission in Georgien zu been­
den. Russland hatte Ende August 2008 
die Unabhängigkeit Abchasiens und der 
Region Zchinwali/Südossetien anerkannt 
und bestand auf zwei getrennte Missio­
nen in Tiflis und Zchinwali. Für Georgi­
en war dieser Schritt inakzeptabel, da er 
den Machthabern in der Region – die 
heute als von Russland besetzt angesehen 
wird – Legitimität verliehen und eine fak­
tische Anerkennung bedeutet hätte. Ver­
suche, sich auf ein statusneutrales Man­
dat zu einigen, das die Forderungen des 
Kremls berücksichtigt hätte, waren ge­
scheitert.6

Seitdem ist die OSZE in unterschied­
licher Art in die Konflikte in Georgien 
eingebunden – vor allem durch die Inter­
nationalen Genfer Gespräche, deren Co-
Vorsitz die OSZE seit ihrer Gründung 
innehat, und den Mechanismus zur Ver­
hinderung und Regelung von Zwischen­
fällen in Ergneti. Während des Besuchs 
der schwedischen Außenministerin Anne 
Linde in Tiflis im Februar 2021 bekräf­

tigte sie als Amtierende OSZE-Vorsitzen­
de, dass sich die Organisation weiterhin 
für eine Konfliktlösung in Georgien ein­
setzt. Diese Bemühungen blieben eine 
Priorität für die Vorsitzende. Die OSZE 
arbeite über die genannten Formate und 
„durch Projekte in allen drei Sicherheits­
dimensionen“ aktiv daran, die Konflikte 
in Georgien „einer Lösung näher zu brin­
gen“.7 Angesichts der begrenzten Mög­
lichkeiten, sich in Georgiens langwierige 
Konflikte einzubringen, stellt sich jedoch 
die Frage, welche Rolle die OSZE bei de­
ren Lösung noch spielen könnte.8

Das Engagement der OSZE in Georgi­
en beschränkt sich allerdings nicht auf 
diese Konflikte. Es ist in der Vergangen­
heit weit über die Beobachtermissionen 
hinausgegangen. Das OSZE-Sekretariat in 
Wien, OSZE-Institutionen und die Par­
lamentarische Versammlung der OSZE 
haben sich aktiv in und für Georgien 
engagiert. Die OSZE hat ihre „Präsenz“ 
in Georgien daher beibehalten. Dazu ge­
hören auch mehrere vertrauensbildende 
Maßnahmen in der zweiten und dritten 
OSZE-Dimension.

Geschichte der OSZE in Georgien

Am 24. März 1992 wurde Georgien in die 
Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa (KSZE) aufgenom­
men. Das Mandat für die erste KSZE-Be­
richterstattermission in Georgien lautete, 
„den Teilnehmerstaaten über Fortschritte 
in der Republik Georgien hinsichtlich 
der vollen Durchführung der KSZE-Ver­
pflichtungen Bericht [zu] erstatten und 
mit dieser Zielsetzung Unterstützung 
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[zu] gewähren“.9 Angesichts der sich 
rasch verschlechternden Situation in Ge­
orgien wurde jedoch im November 1992 
der Beschluss gefasst, eine Mission ins Le­
ben zu rufen, die letztlich 17 Jahre lang 
andauern sollte. Das Ziel der Mission lau­
tete, „Verhandlungen zwischen den Kon­
fliktparteien in Georgien zu fördern, die 
eine friedliche politische Beilegung an­
streben“.10 Obwohl das Mandat der Mis­
sion sowohl Abchasien als auch die Regi­
on Zchinwali/Südossetien abdeckte, kon­
zentrierte sich die OSZE faktisch auf 
Letztere, während für Abchasien vor al­
lem die Vereinten Nationen zuständig 
waren. Die Beobachtermission der Ver­
einten Nationen in Georgien wurde im 
August 1993 ins Leben gerufen, und ihre 
Aktivitäten konzentrierten sich haupt­
sächlich auf Abchasien.11 Zu dieser Missi­
on entsendete die OSZE einen Men­
schenrechtsbeauftragten und war so auch 
an den internationalen Bemühungen zur 
Konfliktlösung in diesem Gebiet betei­
ligt.

Die „Arbeitsteilung“ zwischen den in­
ternationalen Organisationen ist in Geor­
gien nach wie vor ein umstrittenes The­
ma. Levan Mikeladze, der georgische Bot­
schafter in Österreich und Vertreter Ge­
orgiens in der OSZE, äußerte Ende der 
1990er-Jahre seine Unzufriedenheit: „In 
vielen Fällen ist dies der Hauptgrund 
für Nachlässigkeit, Ineffizienz und Inak­
tivität, während eine Organisation da­
rauf wartet, dass eine andere etwas unter­
nimmt“.12 Das Thema der fehlenden Ab­
stimmung untereinander wurde nie dis­
kutiert und betrifft auch die Beziehung 
zwischen den Internationalen Genfer Ge­
sprächen und dem Mechanismus zur Ver­

hinderung und Regelung von Zwischen­
fällen.

Die Internationalen Genfer Gespräche 
wurden nach dem Krieg zwischen Russ­
land und Georgien gegründet und dien­
ten anfangs dazu, das Waffenstillstands-
abkommen zwischen den beiden Län­
dern vom 12. August 2008 umzusetzen. 
Sie sind immer noch die einzige Platt­
form, um alle Konfliktparteien an einen 
Tisch zu bringen, also Georgien und 
Russland sowie Sochumi und Zchinwali. 
Die Gespräche werden vierteljährlich ab­
gehalten. Auch die USA nehmen daran 
teil. Die EU, die Vereinten Nationen und 
die OSZE bilden den gemeinsamen Vor­
sitz.13

Der Mechanismus zur Verhinderung 
und Regelung von Zwischenfällen – ein 
Ableger der Internationalen Genfer Ge­
spräche – wurde im Februar 2009 ein­
gerichtet. In diesem Rahmen wurden 
regelmäßig (zumeist monatlich) Treffen 
in Abchasien (Gali) abgehalten.14 Seit 
2021 werden sie in Ergneti fortgeführt 
und konzentrieren sich auf Südossetien. 
Auch Russland nimmt daran teil. Bei 
den Treffen diskutieren Akteure aus dem 
Sicherheitsbereich Alltagsprobleme der 
vom Konflikt betroffenen Menschen. Das 
Hauptziel der Treffen ist es, rasch auf 
Vorfälle zu reagieren.15 Sie werden von 
der Beobachtermission der EU in Georgi­
en, die nach dem Krieg 2008 ins Leben 
gerufen wurde, der OSZE und den Ver­
einten Nationen gemeinsam organisiert.

Auch bei diesen Treffen zeigen sich 
die Unterschiede zwischen den interna­
tionalen Organisationen. Beispielsweise 
führten die Vereinten Nationen zusam­
men mit der Beobachtermission der EU 
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in Georgien den Vorsitz bei den Treffen 
in Gali. Die Treffen in Ergneti hingegen 
wurden gemeinsam von der Beobachter­
mission der EU in Georgien und der 
OSZE veranstaltet.16 Zwar kann der man­
gelnde Fortschritt bei der Konfliktbeile-
gung nicht auf diese unterschiedlichen 
Zuständigkeiten zurückgeführt werden. 
Dennoch haben viele Menschen in Geor­
gien den Eindruck, dass die informelle 
Arbeitsteilung (in verschiedene „Einfluss-
sphären“, wie es einer meiner Gesprächs­
partner nannte) sich nicht immer posi­
tiv auswirkte und effizienter sein könn­
te. Manchmal kommt es dadurch zu 
einer Konkurrenz zwischen den jeweili­
gen Vorsitzen17, die potenziell von den 
zu bearbeitenden Konflikten und Proble­
men ablenkt.

Die Rolle der OSZE in den 
Internationalen Genfer Gesprächen

Schon in den 1990er-Jahren gab es Anzei­
chen dafür, dass Georgien mit der Rolle 
der OSZE in den Konflikten unzufrieden 
war. Aber es waren der Krieg im August 
2008 und der Widerstand Russlands, die 
die OSZE-Mission in Georgien letztlich 
beendeten.18 Wieder stellte sich die Fra­
ge, warum es der OSZE nicht gelang, 
eine Eskalation der Lage in der Region 
Zchinwali/Südossetien abzuwenden, ob­
wohl die Verhandlungsbemühungen im 
Vorfeld des Krieges von 2008 intensiviert 
worden waren.19 Insbesondere Russland 
kritisierte die OSZE und beschuldigte 
den finnischen Amtierenden Vorsitzen­
den, die Verhandlungen schwach zu füh­
ren. Der OSZE-Mission in Georgien warf 

Russland vor, den Teilnehmerstaaten in 
Wien nur langsam oder unzureichend In­
formationen zur Verfügung zu stellen. 
Ähnliches wiederholte sich bei den Waf­
fenstillstandsverhandlungen, als „die rus­
sische Seite lieber mit der EU verhandelte 
als mit der OSZE“. Dabei „übernahm der 
französische EU-Vorsitz die maßgebliche 
Rolle bei den Verhandlungen“.20

Beim  ersten  Treffen  im  Rahmen  der 
Internationalen Genfer Gespräche im Ok­
tober 2008 sahen sich die drei Co-Vorsitze 
OSZE,  EU  und  Vereinte  Nationen  mit 
neuen Fakten konfrontiert. Russland hatte 
Abchasien und Südossetien als unabhängi­
ge Staaten anerkannt, und die Konfliktpar-
teien  „hatten  die  ‚Unmöglichkeit  einer 
vollständigen Umsetzung‘ des Waffenstill-
standsabkommens  bereits  verinner­
licht“.21 Zudem war unklar, welcher Kon­
flikt  konkret  verhandelt  werden  würde. 
Das verkomplizierte die Lage bei den Inter­
nationalen Genfer Gesprächen zusätzlich. 
Für  Georgien  ging  es  um den  Konflikt 
zwischen zwei Ländern – Georgien und 
Russland.  Für  Russland und die  beiden 
Territorien  bestand  jedoch  ein  Konflikt 
zwischen Georgien einerseits und Abchasi­
en und Südossetien andererseits, in dem 
Russland als Vermittler fungiert hatte. Es 
fehlte  an  Klarheit.  Die  EU  neigte  dazu 
„primär eher im Russland-Georgien-Kon­
flikt zu vermitteln, während sich die Ver­
einten Nationen und die OSZE eher im 
Rahmen der Dynamiken zwischen Georgi­
en und Abchasien bzw. Georgien und Süd­
ossetien  engagieren“.22  Aus  georgischer 
Perspektive  hat  diese  unklare  Verhand­
lungsführung das Ansehen der Co-Vorsitze 
als Vermittler geschwächt.23
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Nach 54 Runden war die Stimmung 
im Oktober 2021 bei den Internationa­
len Genfer Gesprächen in Tiflis eher düs­
ter. Dennoch wissen viele Menschen in 
Georgien, dass es eine solche Plattform 
braucht. Ein früherer Regierungsvertre­
ter Georgiens drückte es folgendermaßen 
aus:

„Wir brauchen sie [die Internatio­
nalen Genfer Gespräche], es muss 
sie geben, aber es wird in Genf 
nie zu einem Durchbruch kommen, 
wenn Moskau seine politische Hal­
tung nicht ändert. Also müssen wir 
weitermachen und dieses internatio­
nale Format aufrechterhalten, denn 
es würde nichts Besseres nachkom­
men, falls wir es aufgeben sollten. Al­
lerdings sollten wir uns auch keine Il­
lusionen darüber machen, was durch 
das Format erreicht werden kann.“24

Damit ist ein wichtiges Thema angespro­
chen: der Umgang mit Erwartungen. Alle 
Konfliktparteien müssen realistisch ein­
schätzen, was sie im Rahmen der Dialog­
formate erreichen können, und ihre Zie­
le entsprechend anpassen.25 Was Georgi­
en betrifft, so muss Tiflis bei seinen Er­
wartungen an die OSZE realistisch blei­
ben. Die OSZE kann mehr Erfolge im 
Konfliktmanagement als in der Konflikt-
lösung aufweisen.26 Deswegen sollte sich 
Georgien keine allzu großen Hoffnungen 
auf eine baldige Konfliktlösung machen.

Die OSZE und Georgiens Konflikte: eine 
„Mission impossible“?

Die Geschichte des OSZE-Engagements 
in Georgien und das Ansehen der Orga­
nisation im Rahmen der Internationalen 
Genfer Gespräche stimmen nicht zuver­
sichtlich. Dies betrifft vor allem die Fä­
higkeit der Organisation, Georgiens lang­
wierige Konflikte zu lösen.27 Ohne eine 
Feldmission ist es für die OSZE schwie­
riger geworden, etwas „Wichtiges und 
Grundlegendes“ zu unternehmen.28

Abgesehen von den Internationalen 
Genfer Gesprächen und dem Mechanis­
mus zur Verhinderung und Regelung 
von Zwischenfällen ist die OSZE vor al­
lem durch die Aktivitäten des Sekretariats 
und seines Konfliktverhütungszentrums, 
den Hohen Kommissar für Nationale 
Minderheiten und das Büro für demokra­
tische Institutionen und Menschenrech­
te in Georgien involviert. Mit Projek­
ten zu Themen wie dem Dialog unter 
jungen Leuten, der Zusammenarbeit im 
Umweltbereich, der Suche nach Vermiss­
ten und der Wasserzuteilung sollen die 
Internationalen Genfer Gespräche und 
der Mechanismus zur Verhinderung und 
Regelung von Zwischenfällen unterstützt 
werden. Diese Formen von vertrauensbil­
denden Maßnahmen sollten nicht unter­
schätzt werden. Dennoch ist die Einbin­
dung des OSZE-Sekretariats in solche 
Projekte im Laufe der Zeit zurückgegan­
gen. Vor dem Krieg 2008 war die OSZE 
einer der wichtigsten Akteure (wenn 
nicht gar der einzige) in zahlreichen ver­
trauensbildenden Maßnahmen in der Re­
gion Zchinwali/Südossetien, und zwar 
auf beiden Seiten. Im Jahr 2021 war kei­

Auch ohne Feldmission: Das Engagement der OSZE in Georgiens Konflikten 

183

https://doi.org/10.5771/9783748911449 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748911449
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


ne internationale Organisation mehr auf 
diese Weise direkt in den nicht von der 
Regierung kontrollierten georgischen Ge­
bieten engagiert. Nur das Entwicklungs­
programm der Vereinten Nationen leite­
te einige Initiativen zur Aufnahme eines 
Dialogs.

Obwohl die OSZE „angesichts ihrer 
organisatorischen Erfahrung und Exper­
tise für solche Aktivitäten viel besser 
geeignet wäre“29, ist eine größere Betei­
ligung der Organisation unwahrschein­
lich geworden, da ihr Vorgehen von 
Russland abhängig ist.30 Ein früherer ge­
orgischer Regierungsvertreter merkte da­
zu an: „Wenn ich beispielsweise wählen 
müsste, ob ich Finanzmittel für eine Ver­
tiefung der Beziehung mit der EU oder 
der OSZE aufwenden sollte, würde ich 
mich natürlich für Erstere entscheiden, 
denn letztlich kann man viel mit der 
OSZE probieren, aber am Ende hängt 
dabei immer noch so viel von Russland 
ab.“31

Aus Angst vor einer „schleichenden 
Anerkennung“ der abtrünnigen Gebiete 
haben die georgischen Regierungen seit 
2008 den internationalen Organisationen 
Beschränkungen für ihre Aktivitäten auf­
erlegt. Aus Sicht der OSZE haben einige 
dieser Einschränkungen die Suche nach 
langfristigen Lösungen zusätzlich behin­
dert. So wurden zum Beispiel Fragen 
nach dem Status Abchasiens und der Re­
gion Zchinwali/Südossetien in allen Dis­
kussionsformaten ausgeklammert. Falls 
einer der Co-Vorsitze versuchen sollte, 
„solche Themen in Genf zu diskutieren, 
würden sie am nächsten Tag zur Perso­
na non grata erklärt werden“.32 Die Dis­
kussionen über den Status dieser Gebiete 

sind in Georgien also dogmatisch gewor­
den. Ein früherer georgischer Regierungs­
vertreter sagte dazu: „Uns scheint die 
Form wichtiger zu sein als der Inhalt“.33 

Die Politik Georgiens verfolgt in diesem 
Zusammenhang kein klares Ziel34, und 
was die OSZE anzubieten hat, bleibt un­
gewiss.35 Einige Stimmen in Georgien er­
kennen auch an, dass diese Themen an­
gesprochen werden müssen, „bevor wir 
über eine stärkere Einbindung der OSZE 
reden können“.36

Der mangelnde Fortschritt ist frustrie­
rend und hat zu einer Lethargie hin­
sichtlich vieler der langwierigen Konflik-
te in der OSZE-Region geführt.37 Zu­
dem ist eine Aufrechterhaltung des Sta­
tus quo für alle beteiligten Parteien wün­
schenswert geworden.38 Jaba Devdariani 
schreibt dazu:

„Von außen gesehen, aus der Per­
spektive der internationalen Vermitt­
lung, ist das Risiko einer Eskalation 
der Konflikte in Georgien eher ge­
ring. Gleichzeitig ist eine Lösung die­
ser Konflikte in der näheren Zukunft 
unmöglich. Aus diesem Grund ist 
niemand in Eile, und niemand ver­
sucht, politisches Kapitel in die Kon­
flikte zu investieren. Wir befinden 
uns also in einer Ruhephase, und 
niemand wird sich hierfür interessie­
ren.“39

Philip Remler hat dieses Phänomen 
als „Syndrom langwieriger Konflikte“ be­
zeichnet: ein Zustand, in dem alle Kon­
fliktparteien – und in manchen Fällen 
auch die Vermittler – akzeptiert haben, 
dass der „Konflikt nicht in absehbarer 
Zukunft gelöst werden wird“, und sich 
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„dieser Erwartung angepasst haben“.40 

Manche Stimmen behaupten auch, dass 
es unter den OSZE-Teilnehmerstaaten 
wenig Interesse daran gebe, „eine akti­
vere Rolle in Georgiens Konflikten zu 
übernehmen, sei es mittels einer Feld­
mission oder auch nicht“.41 In Gesprä­
chen mit OSZE-Vertreter*innen wurde 
jedoch auch deutlich, dass die Organisa­
tion ihr Bestes versucht – während sie 
sich mit einem komplizierten Bündel 
von Einschränkungen auseinandersetzen 
muss, die sich aus ihrer institutionellen 
Struktur und ihrem Konsensprinzip erge­
ben.42

Was Georgien und die OSZE tun können

Obwohl ihre Möglichkeiten beschränkt 
sind, verfügt die OSZE über die erforder­
lichen Werkzeuge „für den Umgang mit 
vielen der aktuellen Herausforderungen“ 
in der Region.43 Es gibt eine Reihe von 
Schritten, die Georgien und die OSZE 
unternehmen könnten, um die bestehen­
den Möglichkeiten bestmöglich zu nut­
zen:
• Die georgische Regierung sollte sich 

realistischere Ziele setzen. Georgien 
muss das „Syndrom langwieriger Kon­
flikte“ überwinden und klarer formu­
lieren, „was es will, wo es am meisten 
Hilfe benötigt und was es anbieten 
kann“.44 Nur dann können sich die 
internationalen Akteure aktiver ein­
bringen. Solange Georgien mit dem 
Status quo einverstanden ist und über 
keine längerfristige Strategie verfügt 
(abgesehen vom Abzug der russischen 

Truppen, die in Abchasien und der 
Region Zchinwali/Südossetien statio­
niert sind), kann es von der interna­
tionalen Gemeinschaft kein aktiveres 
Engagement erwarten.

• Georgien sollte mehr Verantwor­
tung übernehmen und die Initiati­
ve ergreifen. Seit der aktiven Phase 
des Konflikts ist mehr als ein Jahr­
zehnt vergangen, aber ein großer Teil 
der Infrastruktur entlang der adminis­
trativen Grenzen ist noch nicht wie­
der aufgebaut worden. Einige Gebiete 
wurden mit internationalen Geldmit­
teln (auch der OSZE) und aus georgi­
schen Steuereinnahmen saniert. Aber 
Georgien muss dennoch mehr Verant­
wortung übernehmen und eine Stra­
tegie entwickeln.

• Über die Möglichkeit, in Georgien 
eine statusneutrale OSZE-Präsenz 
zu schaffen, sollte erneut diskutiert 
werden. Es mag unrealistisch erschei­
nen, wieder eine Mission in Georgi­
en einzurichten, da weder Georgien 
noch Russland ihre jeweilige Position 
zu diesem Thema geändert haben. 
Dennoch bestünde eine Option darin, 
eine OSZE-Präsenz in einem status­
neutralen Format wiedereinzuführen. 
Die „wandernde Präsenz“ der Verein­
ten Nationen könnte hier als Vorbild 
dienen.

• Breiter angelegte regionale Initiati­
ven und Diskussionen unterstützen. 
Georgiens „Initiative friedliche Nach­
barschaft“ und andere Diskussionen, 
die sich auf bestimmte Regionen kon­
zentrieren, könnten neue Möglichkei­
ten eröffnen.45 Solche Diskussionen 
könnten als ersten Schritt eine OSZE-
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Präsenz ermöglichen – wie etwa ein 
Büro oder vor Ort angeworbene Pro­
jektmitarbeiter*innen – um Projekte 
und regionale Initiativen zu unterstüt­
zen, bei denen es nicht in erster Li­
nie um die Konflikte geht. Außerdem 
könnte Tiflis einen pragmatischeren 
Ansatz gegenüber dem breiten OSZE-
Portfolio im Bereich der umfassen­
den Sicherheit verfolgen. Natürlich 
ist Russlands Rolle immer noch ein 
Problem. Die Zustimmung Russlands 
ist erforderlich, um wieder eine Feld­
präsenz einzurichten – sei es als Ak­
tivität im Rahmen des OSZE-Gesamt­
haushalts oder als außerbudgetäres 
Projekt. Eine stärkere OSZE-Führung 
könnte Russland aber eventuell davon 
überzeugen, dass eine OSZE-Präsenz 
in der Region auch in Russlands Inter­
esse wäre.46

• Den Zeitrahmen für die OSZE-Co-
Vorsitze der Internationalen Genfer 
Gespräche erweitern. Die Co-Vorsit­
zenden der EU und der Vereinten 
Nationen haben diese Funktion nor­
malerweise mehrere Jahre inne. Nur 
die OSZE-Co-Vorsitzenden des Genf-
Formats wechseln formal jährlich. Da­
durch bleiben ihre Einflussmöglich-
keiten beschränkt. Einige Vorsitze set­
zen Sonderbeauftragte für zwei Jah­
re ein. Diese Praxis sollte zum Stan­
dard werden, und längerfristige Man­
date sollten in Erwägung gezogen 
werden.47

• Mehr Unterstützung durch die 
OSZE-Teilnehmerstaaten. Die OSZE 
kann in der Region nur mehr Ein­
fluss gewinnen, wenn ihre Teilneh­
merstaaten dies politisch unterstützen 

und auch finanzieren. Die jährlich 
wechselnden OSZE-Vorsitze müssten 
dann auf Kontinuität achten und 
hinreichend Mittel für den/die Son­
derbeauftragten, für die Projekte 
und Mitarbeiter*innen bereitstellen. 
Der Ansatz „ein gemeinsames OSZE-
Team“ könnte das Engagement im 
Rahmen der Internationalen Genfer 
Gespräche stärken und außerdem 
die Verbindung mit dem Sekretari­
at fördern. Zudem könnte ein sol­
ches OSZE-Team als institutionelles 
Gedächtnis jedes/-r Sonderbeauftrag-
ten fungieren. Beispielsweise könnte 
ein Mitglied des Sekretariats Stellver­
treter*in des/der Sonderbeauftragten 
sein, so wie auch bereits ein Mitglied 
des Konfliktverhütungszentrums Co-
Moderator*in der Arbeitsgruppe II in 
Genf ist.

• Mehr Investitionen in vertrauens­
bildende Maßnahmen über die ad­
ministrativen Grenzen zu Abchasi­
en und der Region Zchinwali/Süd­
ossetien hinweg. Vertrauensbilden­
de Maßnahmen sind dann sinnvoll, 
wenn Regierungen und internationa­
le Akteure „schwierigen Entscheidun­
gen gegenüberstehen, ob und wie sie 
sich mit nicht anerkannten Gebilden 
auseinandersetzen sollen“.48 Auch ru­
fen vertrauensbildende Maßnahmen 
Spillover-Effekte hervor und haben 
Auswirkungen auf die Gemeinden vor 
Ort. Auf staatlicher Ebene sind sie al­
lerdings nur begrenzt wirksam.49

• Die OSZE sollte über individuelle 
Initiativen von Teilnehmerstaaten 
Ressourcen zur Verfügung stellen. 
Die einzelnen OSZE-Teilnehmerstaa­
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ten könnten dem/der Amtierenden 
Vorsitzenden, dem Sekretariat und 
dem Konfliktverhütungszentrum Res­
sourcen zur Verfügung stellen, um 
sich mit weiteren vertrauensbilden­
den Maßnahmen in Abchasien und 
der Region Zchinwali/Südossetien zu 
engagieren. Solange im Ständigen Rat 
das russische Veto gegen eine vollstän­
dige OSZE-Präsenz in Georgien Be­
stand hat, könnte dies im Rahmen 
außerbudgetärer, individueller Initia­
tiven der OSZE-Teilnehmerstaaten ge­
schehen. Das Sekretariat muss dabei 
eingebunden sein.

• Die Synergien zwischen den inter­
nationalen Vermittler*innen erhö­
hen. Eine Konkurrenz zwischen in­
ternationalen Akteuren kann bei der 
Konfliktlösung nur Schaden anrich­
ten – egal, ob sie nur vermeintlich 
oder tatsächlich vorhanden ist. Eine 
bessere Koordination und die best­
mögliche Nutzung unterschiedlicher 
Expertisen kämen den Bemühungen 
um eine Konfliktlösung zugute.
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len für die OSZE ein und hat ihr „einen 
klaren Vorteil gegenüber anderen Akteu­
ren“ verschafft. In manchen Fällen konn­
te die OSZE nicht von Georgien kontrol­
lierte Gebiete betreten und die Lage be­
obachten, weil Russland ein Teilnehmer­
staat ist. Dasselbe gilt nicht für die Beob­
achtermission der EU in Georgien. Au­
ßerdem ließe sich anführen, dass die Ver­
einten Nationen in ihrem Vorgehen an­
gesichts von Russlands Stellung als Stän­
diges Mitglied des Sicherheitsrats mehr 
Einschränkungen unterliegt. Online-In­
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Pluraler Frieden: Eine Perspektive für die OSZE?

Matthias Dembinski, Hans-Joachim Spanger*

Zusammenfassung

Die OSZE steckt in einer tiefen Krise. Statt ihre Kernaufgabe zu erfüllen und zur Zivilisierung 
des russisch-westlichen Konflikts beizutragen, wird sie von diesem Konflikt zerrieben. Dies 
hängt auch mit ihrem Design zusammen, das nicht mehr zu der Konfliktstruktur passt. Wir 
stellen zwei Optionen ihrer institutionellen Anpassung vor. Die erste würde das Aufgabenspek­
trum der OSZE auf den am ehesten konsensfähigen Bereich der Konfliktprävention beschrän­
ken und die Handlungsfähigkeit in diesem Bereich durch die Delegation von Kompetenzen an 
ständige Organe sichern. Die zweite würde den Dialog und die Suche nach Übereinstimmung 
ins Zentrum stellen, die OSZE aber gleichzeitig operativ entlasten. Dies beschränkt zwar ihre 
Handlungsfähigkeit, stärkt zugleich aber ihre Legitimität.

Schlagworte
pluraler Frieden; institutionelles Design; Krise der OSZE; russisch-westlicher Konflikt
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Einleitung1

Um das, was früher als Ost-West-Bezie­
hung bezeichnet wurde – also im We­
sentlichen das Verhältnis zwischen Russ­
land und den westlichen Staaten – steht 
es aktuell denkbar schlecht. Die militä­

* Dr. Matthias Dembinski
Hessische Stiftung Friedens- und Konflikt-
forschung
dembinski@hsfk.de
Dr. Hans-Joachim Spanger
Hessische Stiftung Friedens- und Konflikt-
forschung
spanger@hsfk.de

rischen Spannungen sind seit der Anne­
xion der Krim und dem Krieg im Os­
ten der Ukraine gefährlich hoch, Worst-
Case-Szenarien und stereotype Verdächti­
gungen bestimmen das Denken, hybride 
Kriegführung ist en vogue. Ende 2021 
wird sogar über eine großangelegte rus­
sische Invasion der Ukraine Anfang des 
Jahres 2022 spekuliert. Versuche, auf der 
Basis gemeinsamer Interessen Chancen 
der Kooperation auszuloten, werden dis­
kreditiert. Dieses konfrontative Verhalten 
hat sich weitgehend von den Konflikt-
gegenständen entkoppelt. Obwohl bei­
de Seiten immer wieder ihre prinzipiel­
le Bereitschaft zur (selektiven) Kooperati­
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on bekunden, wächst die Polarisierung. 
Dabei erodieren die Begrenzungen zwi­
schen Politikfeldern mit gemeinsamen 
und solchen mit antagonistischen Inter­
essen, überlagern die antagonistischen 
Handlungsmuster die gemeinsamen In­
teressen und bildet sich eine umfassende 
Konfrontationslogik heraus.

Der Konflikt hat praktisch alle Koope­
rationsformate zwischen Russland und 
dem Westen in Mitleidenschaft gezogen. 
Das gilt für den NATO-Russland-Rat 
ebenso wie für die institutionalisierte Ko­
operation zwischen Russland und der 
EU. Als einzige umfassende Institution 
bleibt also die Organisation für Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE), der alle europäischen sowie die 
zentralasiatischen Länder und die Mon­
golei angehören. Sie wurde expressis ver­
bis dafür geschaffen, vertrauensbildend 
zu wirken. Aufgrund ihrer Geschichte 
und ihrer institutionellen Ressourcen ist 
die OSZE prinzipiell in der Lage, Fel­
der gegensätzlicher Interessen zu isolie­
ren und auf Feldern gemeinsamer Inter­
essen Kooperation zu organisieren. Aller­
dings wird seit 2014 auch die OSZE von 
der ungebremsten Konfliktdynamik zwi­
schen Russland und dem Westen zerrie­
ben. Statt Spannungen zu reduzieren, ist 
sie zum Austragungsort des Konflikts ge­
worden.

Diese institutionelle Krise der OSZE 
stellt ein Puzzle dar. Zum einen wird 
der Vorgängerin der OSZE, der Konfe­
renz über Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa (KSZE), allgemein attes­
tiert, sie habe in der antagonistischen 
Ost-West-Konstellation des Kalten Kriegs 
zur Einhegung des Konflikts und sogar 

zu seiner Transformation beigetragen. 
Zum anderen weisen die einvernehmli­
chen Beschlüsse etwa zur Schaffung der 
Special Monitoring Mission in der Ost­
ukraine darauf hin, dass sich die OSZE-
Teilnehmerstaaten nach wie vor bewusst 
sind, wie nützlich institutionelle Arran­
gements sind, um Konflikte einzuhegen. 
Es stellt sich daher die Frage, warum 
es diese Lücke gibt zwischen dem Be­
darf und dem Interesse an institutionel­
ler Konfliktbearbeitung und der Unwil­
ligkeit der betroffenen Staaten, die von 
ihnen für diesen Zweck geschaffene Or­
ganisation zu nutzen. In diesem Beitrag 
diskutieren wir, ob und wie diese Lücke 
durch einen Umbau der OSZE geschlos­
sen werden kann.

Wir entfalten dieses Argument, indem 
wir in einem ersten Schritt mit Rück­
griff auf die Literatur zu Krisen institu­
tioneller Ordnungen zeigen, dass und 
wie Institutionen, die von den Staaten 
selbst geschaffen wurden, umstritten und 
selbst Gegenstand von Konflikten wer­
den können. In einem zweiten Schritt 
erfolgt die Anwendung auf die OSZE 
und ihre Vorläuferin, die KSZE. Auf der 
Grundlage dieser Analyse und in Anleh­
nung an unser Konzept eines "Pluralen 
Friedens" fragen wir in einem weiteren 
Schritt, was zu tun ist und wie sich die 
OSZE so umbauen ließe, damit sie wie­
der zum konstruktiven Konfliktmanage-
ment beitragen kann. Dazu schlagen wir 
zwei Reformpfade vor: eine institutionel­
le Vertiefung der OSZE bei gleichzeitiger 
Beschränkung ihres Aufgabenspektrums 
und alternativ eine Rückbesinnung auf 
das konsensbildende Format der KSZE.

Matthias Dembinski, Hans-Joachim Spanger

192

https://doi.org/10.5771/9783748911449 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748911449
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Zur Krise internationaler Institutionen

Lange begriff die Forschung Institutio­
nen strikt als Instrumente, die von den 
Staaten mit dem Ziel geschaffen werden, 
Kooperation zu verstetigen, Transaktions­
kosten zu reduzieren und so Kooperation 
effizienter zu gestalten. Weil Institutio­
nen und ihr Design – die Mitgliedschaft, 
die thematische Reichweite, ihre Regeln 
und Normen sowie ihre Organe und Ab­
stimmungsverfahren – von den Mitglied­
staaten im Konsens bestimmt werden, 
galten institutionelle Krisen und ein In­
fragestellen der Institutionen als unwahr­
scheinlich. Dass Institutionen von ihren 
Mitgliedern als fremd wahrgenommen 
werden, umstritten sind und sogar Span­
nungen verschärfen können, gerät erst 
allmählich und mit der Krise der interna­
tionalen liberalen Ordnung in den Blick.2 

Dabei sind die Mechanismen, die erklä­
ren, warum Institutionen umstritten wer­
den, schnell benannt.

Erstens gehen bei der Gründung einer 
Institution in der Regel verschiedene und 
oft auch gegensätzliche Vorstellungen in 
ihr Design ein. Zu diesem Zeitpunkt lässt 
sich noch nicht abschätzen, wie sich ihre 
Regeln und Verfahren in der Praxis und 
angesichts neuer Herausforderungen aus­
wirken.

Zweitens können sich Institutionen 
und ihr Design ungeplant und von den 
Mitgliedstaaten ungewollt verändern: sei 
es durch eine Veränderung der Mitglied­
schaft, sei es unter dem Einfluss nicht­
staatlicher Akteure oder unter dem Ein­
fluss ihrer ständigen Organe. Die For­
schung schaut insbesondere auf die Orga­
ne internationaler Organisationen wie Se­

kretariate, Schiedsgerichte oder operative 
Büros. Sie geht davon aus, dass Staaten 
Kompetenzen an derartige Organe dele­
gieren und die damit einhergehenden 
Kontrollverluste in Kauf nehmen, weil 
sie auf mehr Effektivität hoffen. Aller­
dings können diese Organe ihre Spielräu­
me in einer Weise nutzen, die den Inter­
essen einzelner Mitglieder entgegenläuft. 
Auf diese Weise würde die Legitimation 
der Institution, die auf der Zustimmung 
aller Mitgliedstaaten ruht, gefährdet.3

Drittens erweisen sich Institutionen als 
starr. Wenn sich die Interessen eines oder 
mehrerer Teilnehmerstaaten verändern, 
bedeutet dies nicht, dass sich auch die Re­
geln und das Design der Institution wan­
deln. Diese Starrheit wird insbesondere 
dann zum Problem, wenn die Normen 
und Regeln einer Organisation eine an­
zustrebende Ordnung widerspiegeln, das 
bedeutet, wenn es darum geht, die Sozia­
lisation (neuer) Mitgliedstaaten und ihre 
Annäherung an diese Ordnung abzusi­
chern. Gelingt die Transformation nicht, 
öffnet sich eine Lücke zwischen den insti­
tutionellen Normen und der realen Ord­
nung. Eine solche Lücke tat sich in den 
letzten Jahren insbesondere im postkom­
munistischen Raum Eurasiens auf.4

Werden Institutionen einer Reihe von 
Mitgliedern fremd, reagieren diese Staa­
ten in der Regel mit Strategien, die vom 
Austritt und dem Aufbau alternativer In­
stitutionen über Widerstand von innen, 
die Kürzung von Ressourcen (wie Mit­
gliedsbeiträgen) bis hin zu Reformbemü­
hungen reichen.5

Wird die Mitgliedschaft trotz zuneh­
mender Heterogenität innerhalb der In­
stitution beibehalten, entsteht ein grund­
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sätzliches Dilemma zwischen der Hand­
lungsfähigkeit und der Legitimität der 
Institution. Dann gibt es zwei Reformpfa­
de:
• Zum einen können Staaten ver­

suchen, das Aufgabenspektrum der 
Organisation auf die Bereiche mit 
gemeinsamen Interessen zu beschrän­
ken. Sie können dann die Handlungs­
fähigkeit auf diesen Feldern stärken, 
indem sie weiterhin Kompetenzen an 
die Organe der Institution delegieren. 
Die Legitimität würde so zwar ein­
geschränkt. Aber durch die Beschrän­
kung der Aufgaben auf die Felder ge­
meinsamer Interessen bleibt der Ver­
lust begrenzt.

• Zum anderen können Staaten an der 
Breite der Aufgabenfelder festhalten. 
Sie würden dann aber die Spannung 
zwischen Legitimität und Effektivität 
auflösen, indem sie Abstriche bei der 
Handlungsfähigkeit machen.

Wieso funktionierte die KSZE?

Die KSZE entsprach im Wesentlichen der 
zweiten Variante. Ihr Ziel war die Kodi­
fizierung der friedlichen Koexistenz zwi­
schen den beiden Blöcken in Ost und 
West, die auf der allmählich gereiften Er­
kenntnis beruhte, dass ein Regimewech­
sel hier wie dort auf absehbare Zeit nicht 
zu erwarten war. Für die Sowjetunion 
und den Warschauer Pakt sowie insbe­
sondere für Polen und die DDR ging es 
darum, dass der Westen den territorialen 
Status quo in den durch die kommunis­
tischen Regime gesetzten Grenzen aner­

kannte. Für die NATO und insbesonde­
re die Bundesrepublik Deutschland war 
das Ziel, eben diese Grenzen durchläs­
siger zu machen (sowie trotz der Aner­
kennung des territorialen Status quo die 
deutsche Einheit nicht ein für alle Mal 
auszuschließen). Die KSZE beruhte folg­
lich auf einem Kompromiss, der in ant­
agonistischer Kooperation auf beiden Sei­
ten widerwillig eingegangene Konzessio­
nen für einen modus vivendi beinhalte­
te. Dieser Kompromiss wurde daher von 
Konservativen in Ost wie West prinzipiell 
abgelehnt.

Die extrem heterogenen Interessen 
und politischen Ordnungsvorstellungen 
blieben aber bestehen. Daher war mehr 
als die Schlussakte von Helsinki 1975 
– gewissermaßen der Höhe- und Schluss­
punkt der Entspannungsperiode zwi­
schen Ost und West – nicht zu errei­
chen. Aufzulösen waren diese Differen-
zen nicht, und so stand im Helsinki-De­
kalog die vom Osten gewünschte „Nicht­
einmischung in innere Angelegenheiten“ 
unverbunden neben der vom Westen 
geforderten „Achtung der Menschenrech­
te und Grundfreiheiten, einschließlich 
der Gedanken-, Gewissens-, Religions- 
und Überzeugungsfreiheit“.6 Dieser Wi­
derspruch findet sich heute nahezu wort­
gleich wieder. Es war daher auch kein 
Wunder, dass die 1973 parallel eingelei­
teten Mutual-and-Balanced-Force-Reduc­
tions-Verhandlungen in endlosen Strei­
tereien versandeten. Und an die Schaf­
fung einer beide Seiten verbindenden 
Organisation war überhaupt nicht zu 
denken: Bis 1989 fanden gerade ein­
mal drei mehrjährige KSZE-Folgekonfe­
renzen statt, in Belgrad (1977–1979), Ma­
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drid (1980–1983) und Wien (1986–1989). 
Von diesen verliefen insbesondere die ers­
ten beiden weitgehend ergebnislos. Ange­
sichts der neuerlichen Verschlechterung 
des Ost-West-Klimas Anfang der 1980er-
Jahre – aufgrund der sowjetischen Afgha­
nistaninvasion und des NATO-Doppelbe­
schlusses – war das kaum überraschend.

Chancen und Grenzen der OSZE

Dass am 1. Januar 1995 aus der lockeren 
„Konferenz“ über Sicherheit und Zusam­
menarbeit eine echte „Organisation“ wur­
de, verdankt sich allein der Auflösung des 
Ostblocks. Bei den ehemaligen Mitglie­
dern des Warschauer Pakts entstand der 
Wunsch nach einer „Rückkehr nach Eu­
ropa“, Russland strebte eine „Rückkehr 
zur Zivilisation“ an, während bei den üb­
rigen Nachfolgestaaten der UdSSR die 
Orientierung diffus blieb. Auf westlicher 
Seite änderte sich dagegen erst einmal – 
nichts. Das hatte auch für die OSZE Kon­
sequenzen, denn mit einer Organisation 
hatte sie in erster Linie den Namen ge­
mein. Ihr rechtlicher Status blieb ebenso 
ungeklärt wie ihre Kompetenzen, trotz 
der Schaffung ständiger Organe und ihrer 
vergleichsweise guten personellen und 
materiellen Ausstattung. Bei ihrer eigent­
lichen Aufgabe, die Sicherheit in Europa 
zu organisieren, zehrte die OSZE von den 
Errungenschaften der Vergangenheit: 
dem Vertrag über Konventionelle Streit­
kräfte in Europa sowie den vertrauens- 
und sicherheitsbildenden Maßnahmen 
des KSZE-Prozesses. So verkörperte die 
OSZE vor allem eine Vision: den Ab­
schied vom „Erbe der Vergangenheit“ 

und den Aufbruch in „ein neues Zeitalter 
der Demokratie, des Friedens und der 
Einheit“, wie es gleich zu Beginn der 
„Charta von Paris für ein Neues Europa“ 
heißt.7 Die Charta von Paris wurde 1990 
verabschiedet, vom ersten KSZE-Gipfel­
treffen nach Helsinki 1975. Von dieser 
Vision ist wenig geblieben. Vielmehr of­
fenbarte die OSZE im Laufe der Zeit 
praktisch alle der oben skizzierten Gren­
zen internationaler Organisationen.

Für den Westen manifestierte sich die 
Vision vor allem im gemeinsamen Be­
kenntnis zu Demokratie und Marktwirt­
schaft. In der Praxis bedeutete dies, dass 
sich der einstmals real existierende Sozia­
lismus nach westlichem Skript und unter 
tatkräftiger Mithilfe des Westens wandeln 
musste. Mit wachsendem Abstand von 
den Wirren des Systemumbruchs weck­
te dies in Russland erneut die Geister 
einer nachholenden Entwicklung, wie sie 
bereits seit dem 19. Jahrhundert bekannt 
sind. Für Russland manifestierte sich die 
Vision der OSZE im Unterschied zum 
Westen vor allem in der Schaffung einer 
gesamteuropäischen Sicherheitsordnung. 
Diese sollte ursprünglich im Zuge der 
deutschen Vereinigung unmittelbar an 
die Stelle der Militärblöcke treten. Das 
scheiterte vor allem am amerikanischen 
Wunsch, mit der NATO nicht nur einen 
festen Anker für das vereinigte Deutsch­
land bereit zu halten, sondern mit ihr 
auch die US-Präsenz in Europa abzusi­
chern.8 Nach dieser Niederlage modifi-
zierte Russland seine Präferenzen: So for­
derte Moskau im Verlauf der 1990er Jah­
re, die OSZE an die Spitze der europä­
ischen Sicherheitsordnung zu setzen, wo­
von Ende der 1990er Jahre lediglich noch 
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die Idee blieb, dass die OSZE die beste­
henden Organisationen wenigstens koor­
dinierend ergänzen solle. So stand es 
im russischen Vorschlag für die „Charta 
der Europäischen Sicherheit“.9 Am west­
lichen NATO-Zentrismus änderte all dies 
nichts – und damit auch nichts an der 
Außenseiterrolle, die Russland in dieser 
europäischen Ordnung spielte.

Ursprünglich war es folglich der Wes­
ten, der mit seinem Beharren auf der 
NATO die prospektive ordnungs- und 
sicherheitspolitische Einheit des Konti­
nents verhinderte. Mit der autokratischen 
Regression Russlands verlor diese Inkohä­
renz zwischen dem gesamteuropäischen 
ordnungspolitischen Anspruch und der 
teileuropäischen realpolitischen Praxis an 
Relevanz. Denn mit einem Russland, das 
sein Selbstverständnis nunmehr in prinzi­
pieller Abgrenzung vom Westen formu­
liert, sind allenfalls noch vertragliche Ab­
machungen kooperativer Sicherheit mög­
lich. Für solche vertragliche Abmachun­
gen stellt die OSZE aus Sicht des Westens 
eine geeignete Plattform dar, etwa mit 
dem Forum für Sicherheitskooperation, 
dem Konfliktverhütungszentrum sowie 
dem Wiener Dokument über Vertrauens- 
und Sicherheitspolitische Maßnahmen. 
Russlands Verhältnis zur OSZE ist da­
gegen ambivalenter. Denn die OSZE 
verkörpert einerseits die sicherheitspoli­
tische Marginalisierung des Landes auf 
dem europäischen Kontinent, anderer­
seits stellt sie die einzige institutionali­
sierte Plattform dar, auf der Moskau 
Stimme und Gewicht hat. Diese Ambiva­
lenz zeigt sich in einer eigentümlichen 
Mischung aus aktiver Mitwirkung in den 
OSZE-Gremien und fundamentaler Kri­

tik – bis hin zu Forderungen, die Organi­
sation zu verlassen. Solche Forderungen 
sind in der Moskauer Expertengemeinde 
durchaus populär, verbunden mit der op­
timistischen Erwartung, dass die OSZE 
dann ohnehin kollabieren werde.

Die russische Kritik wird seit 2004 mit 
wachsender Intensität vorgetragen und 
offenbart nachgerade klassisch die Lücke, 
die sich zwischen den russischen Interes­
sen und den einst konsensual vereinbar­
ten Regeln und Verfahren der OSZE auf­
getan hat. Die Kritik richtet sich vor al­
lem gegen den geografischen Fokus der 
OSZE-Aktivitäten „östlich von Wien“, 
ihre Fokussierung auf die menschliche 
Dimension, etwa die im Osten sehr viel 
umfangreichere und kritischere Wahlbe­
obachtung, und gegen die Vernachlässi­
gung des sicherheitspolitischen Dialogs.10 

Moskau will daher die Aktivitäten ins­
besondere des Warschauer Büros für 
demokratische Institutionen und Men­
schenrechte, des Beauftragten für Medi­
enfreiheit sowie des Hohen Kommissars 
für Nationale Minderheiten durch eine 
Reihe von Maßnahmen begrenzen, die 
zwischen den Regierungen ausgehandelt 
werden. Sie sollen in das OSZE-Sekre­
tariat integriert werden, detaillierte Re­
geln erhalten sowie dem Konsensprinzip 
der Mitgliedstaaten unterworfen werden. 
Zusammengefasst fordert Moskau „that 
the OSCE should be responsive to re­
quests from host governments, rather 
than pursuing its own agenda, which it 
perceived as a Western one“.11

Im Ergebnis laufen die russischen Vor­
stellungen auf einen grundlegenden Um­
bau der Arbeitsweise sowie auf eine Ab­
kehr von der normativen Grundlage der 
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OSZE hinaus. Dies ist im bestehenden 
Format der Organisation kaum zu errei­
chen. Im Unterschied zur KSZE, als zwei 
Blöcke verhandelten und die 13 neutra­
len Staaten als Vermittler fungierten, ist 
die Situation in der OSZE weitaus kom­
plexer. Ihr gehören 57 Teilnehmerstaaten 
an, von denen die des Westens zwar die 
Mehrheit bilden (29 NATO-Mitglieder 
plus sechs weitere der EU), alle aber je­
weils eigene Interessen und Präferenzen 
verfolgen. In dieser Gemengelage einen 
Konsens herzustellen, selbst in elementa­
ren Fragen wie der Besetzung der weni­
gen Funktionen und der Verabschiedung 
des Haushalts, erweist sich immer wieder 
als zeitraubende Herkulesaufgabe.12

Die Antwort des pluralen Friedens

Die Vision des „liberalen Friedens“, die 
auf Transformation und Integration setzt, 
hat sich nicht erfüllt. Sie ist die Essenz 
der Charta von Paris aus dem Jahr 1990. 
Mit wachsendem Nachdruck verwahrt 
sich Russland dagegen, subaltern in die 
liberale politische Ordnung eingefügt so­
wie in der vom Westen dominierten Si­
cherheitsordnung marginalisiert zu wer­
den. Es beharrt stattdessen darauf, gleich­
berechtigt sowie unter Anerkennung nor­
mativer Differenz zu kooperieren. Die 
anderen eurasischen Autokratien in der 
OSZE artikulieren dies im Windschatten 
Russlands weniger deutlich, verfolgen 
aber das gleiche Ziel. Statt dem prokla­
mierten Ziel des „Europe, whole and 
free“ zu dienen, riss die wertebasierte 
Strategie folglich neue Gräben auf. Die­
se Strategie verwandelte sich in eine Ein­

flusszonenpolitik mit wachsenden ideolo­
gischen Untertönen und führte für alle 
Beteiligten zu steigenden Kosten.

Der liberale Frieden hat sich in wach­
sende Widersprüche verwickelt und sei­
ne Erfolgsaussichten stehen sehr in Fra­
ge. Daher schlagen wir mit dem „plu­
ralen Frieden“ ein alternatives Leitbild 
vor, um die Beziehungen zwischen Russ­
land und dem Westen zu organisieren.13 

Es setzt darauf, Frieden durch Trennung 
(Dissoziation) zu erreichen.14 Dissoziati­
on bedeutet dabei nicht, neue Mauern zu 
errichten. Vielmehr geht es um die kla­
re Abgrenzung von Rechten und Pflich-
ten. Der Grundgedanke ist einfach. Da 
der Anspruch, Frieden durch normative 
Verschmelzung unterschiedlicher Staaten 
zu erreichen, zu wachsenden Friktionen 
führt, schlagen wir vor, Frieden durch die 
Anerkennung normativer Differenz und 
Abgrenzung zu sichern – und dadurch 
der Kooperation eine neue und stabilere 
Grundlage zu verschaffen.

Dieses Leitbild des pluralen Friedens 
knüpft an die Erfahrungen der KSZE 
und der Ost-West-Entspannung an. De­
ren Logik bestand darin, die fundamen­
talen Unterschiede zwischen den Blö­
cken nicht länger durch Konfrontation 
überwinden zu wollen. Indem dem Kon­
trahenten die Existenzberechtigung abge­
sprochen wurde, war die Konfrontation 
über Jahrzehnte zementiert worden. Viel­
mehr galt es, die Unterschiede anzuer­
kennen, um sie nach und nach zu über­
winden. Der plurale Frieden passt diese 
Erfahrungen den heutigen Verhältnissen 
an, die sich durch ein deutlich komple­
xeres Muster von Abgrenzung und In­
terdependenz auszeichnen. Beispielswei­
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se will er die Abgrenzung nicht wie 
bei der KSZE territorial vornehmen, son­
dern entlang funktionaler Bereiche. Das 
bedeutet, Russland zwar sicherheitspoliti­
sche Mitsprache einzuräumen, nicht aber 
in Bezug auf die wirtschaftlichen und po­
litischen Verhältnisse in seinen Nachbar­
staaten. Grundsätzlich gründet der plura­
le Frieden auf einer dissoziativen Strate­
gie in jenen Bereichen, die sich als beson­
ders konfliktträchtig erwiesen haben. Er 
will jedoch die gegenseitigen Abhängig­
keiten nicht beseitigen, sondern gemein­
samen Regeln unterwerfen.

Der plurale Frieden redet also keines­
wegs einem Werterelativismus das Wort, 
wie er jenen Ansätzen nachgesagt wird, 
die universale Werte den nationalen 
Interessen unterordnen. Nicht die Wer­
te stehen infrage, sondern deren Inan­
spruchnahme als Ziel und Mittel der in­
ternationalen Politik. Daraus folgen für 
einen möglichen Umbau der OSZE zwei 
gegensätzliche Strategien, die den Grad 
der Institutionalisierung erhöhen oder re­
duzieren.

Zwei Pfade für den Umbau der OSZE

Die OSZE trägt in ihrer gegenwärtigen 
Verfassung kaum dazu bei, die Spannun­
gen zwischen Russland und dem Wes­
ten abzubauen. Vielmehr ist sie zu einer 
Bühne dieser Auseinandersetzung gewor­
den. Der Westen beharrt in der Logik 
des liberalen Friedens auf dem institutio­
nellen Status quo. Er hält daran fest, 
dass die in der Charta von Paris erst­
mals vereinbarten Normen weiterhin als 
zentrale Verhaltensmaxime dienen. Russ­

land insistiert dagegen darauf, dass die­
ser Status quo die internationalen Vor­
stellungen und Kräfteverhältnisse nicht 
länger reflektiert. Es will die Aktivitäten 
der OSZE stärker seiner Kontrolle unter­
werfen und seinen normativen Präferen­
zen mehr Gewicht verleihen oder diese 
zumindest nicht infrage stellen lassen. 
Das Ergebnis sind wechselseitige Blocka­
den und ein Durchwurschteln (muddling 
through)15, das weder ein wirkungsvolles 
Konfliktmanagement noch gar eine Kon­
flikttransformation erlaubt.

Insoweit besteht unter den professio­
nellen Beobachtern der OSZE durchaus 
Konsens, es folgt jedoch – ganz in der 
Logik des „muddling through“ – we­
nig mehr als die Forderung, der OSZE 
einen gewichtigeren Platz in der poli­
tischen Agenda ihrer Mitglieder einzu­
räumen16, ihr „substantiell mehr politi­
sche Aufmerksamkeit und Ressourcen“ 
zukommen zu lassen17 oder „eine Rück­
kehr zur Diplomatie“ einzuleiten.18 Dies 
sind indes nur Appelle. Sie basieren auf 
der pessimistischen Einschätzung, dass 
unter den aktuellen Umständen im bes­
ten Fall nur kleine Schritte möglich sei­
en – mit dem Ziel einer „pragmatischen 
Kooperation“ oder eines neuen „Modus 
Vivendi“, da die Verständigung auf einen 
neuen Status quo voreilig sei.19

Das ist wohl so, entbindet aber nicht 
davon, die konzeptionellen Grundlagen 
der OSZE zu überprüfen. Denn die Vor­
aussetzungen haben sich geändert: Es be­
stehen normative Unterschiede und eine 
Konfrontation, die sich immer mehr ver­
schärft. Im Gegensatz zum klassischen 
Ost-West-Konflikt, als beide Blöcke voll­
ständig gegeneinander abgeschirmt wa­
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ren, gibt es neben der politisch-militäri­
schen Konfrontation heute indes auch 
Zusammenarbeit in vielen Bereichen. 
Das gilt vor allem für das gemeinsa­
me ökonomische Interesse, aber auch 
in der menschlichen Dimension. Aller­
dings leidet diese Kooperation zusehends 
unter ihrer wechselseitigen „Securitizati­
on“ und damit ihrer Wahrnehmung als 
Risiko für die eigene Sicherheit. So hat­
ten Sanktionen und Gegensanktionen be­
reits beträchtliche Abkoppelungseffekte 
zur Folge, um vermeintliche oder tatsäch­
liche Verwundbarkeiten zu reduzieren. 
Im Zuge dessen mutiert Interdependenz 
immer stärker zum einseitig wahrgenom­
menen Risiko. Der Minimalkonsens wä­
re folglich, diese Felder der Kooperation 
zu stabilisieren und gegen die Felder der 
Konfrontation abzuschirmen, damit sie 
nicht für politische Positionsgewinne in­
strumentalisiert werden.

Das bloße Beharren auf der norma­
tiven Grundlage der OSZE reicht hier 
nicht aus. Zwar bekennen sich alle so­
wohl zu den Helsinki-Prinzipien als auch 
zur Charta von Paris, jedoch mangelt 
es an der Umsetzung. Die Auseinander­
setzung darüber lähmt die OSZE in ihrer 
bestehenden Verfassung. Denn Russland 
hält dem westlichen Beharren auf der 
universellen Geltung der liberalen Werte 
als raison d'être der OSZE und als Basis 
einer umfassenden Sicherheit mit wach­
sendem Nachdruck eigene ideologische 
Konstrukte entgegen.20

Wenn folglich trotz normativer Hete­
rogenität an einer umfassenden Mitglied­
schaft festgehalten werden soll – und das 
ist im Sinne der europäischen Sicherheit 
unverzichtbar –, stehen nur die beiden 

bereits benannten Pfade eines Umbaus 
der OSZE zur Verfügung: die Erhöhung 
des Grades der Institutionalisierung oder 
dessen Absenkung.

Aufwertung der OSZE zu 
einem handlungsfähigen Instrument 
der Friedenssicherung und 
Konfliktbearbeitung

Der erste Reformpfad führt zu einer 
OSZE, die auf die Dimension der mili­
tärpolitischen Sicherheit eingegrenzt und 
institutionell vertieft ist. Ein solcher Fo­
kus markiert noch am ehesten einen Be­
reich paralleler Interessen, auf dem die 
Teilnehmerstaaten komparative Vorteile 
der OSZE und auch Handlungsbedarf 
sehen, um das (wachsende) Konfliktpo-
tenzial einzuhegen. Die zentralen sicher­
heitspolitischen Aufgaben liegen auf dem 
Tisch:
• Zu ihnen gehört seit den 1990er-Jah­

ren, einen Ausgleich zwischen den 
Prinzipien der souveränen Gleichheit 
und freien Bündniswahl einerseits 
und der ungeteilten Sicherheit an­
dererseits zu finden sowie Mechanis­
men der Sicherheit für jene Staaten 
zu identifizieren, deren bündnispoli­
tischer Status umstritten ist.21 Dies 
könnte im Sinne des pluralen Frie­
dens nach funktionalen Kriterien ge­
schehen, die sich am Konfliktgehalt 
und Kooperationspotenzial der Poli­
tikfelder Sicherheit, Wirtschaft und 
Herrschaft orientieren.22

• Darüber hinaus geht es in jüngerer 
Zeit darum, Regeln für die Grauzo­
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ne informationeller grenzüberschrei­
tender Aktivitäten zu schaffen.

• Und schließlich betrifft dies den 
großen Bereich der konventionellen 
Rüstungskontrolle, der militärischen 
Vertrauensbildung und der Konflikt-
prävention bzw. des Konfliktmanage-
ments in Europa – insbesondere in je­
nen Regionen, die nicht von den poli­
tisch-militärischen Integrationsprojek­
ten des Kontinents erfasst sind.

Bei allen und insbesondere dem dritten 
sicherheitspolitischen Aufgabenfeld ist 
die OSZE auch in operativer Hinsicht 
gefragt. Um trotz der vielfältigen Konflik-
te zwischen ihren 57 Teilnehmerstaaten 
und der oben erwähnten Blockaden die 
Handlungsfähigkeit der OSZE in diesen 
Aufgabenfeldern zu sichern, wäre ihre in­
stitutionelle Stärkung nötig. Das verlangt 
zum einen den Ausbau von Organen, da­
mit die OSZE effektiv im Bereich der 
Früherkennung, der Mediation und der 
Friedenssicherung agieren kann. Um die­
se Strukturen effektiv zu verwalten und 
zu führen, braucht es einen starken Ge­
neralsekretär mit einem breiten organi­
satorischen Unterbau. Vorbild sind die 
Organe der Vereinten Nationen im Be­
reich der Friedenssicherung. Damit die 
OSZE effektiv als regionale Sicherheitsor­
ganisation im Sinne des Kapitels VIII der 
Charta der Vereinten Nationen handeln 
kann, bedarf es zudem Entscheidungsver­
fahren, die einen Ausgleich zwischen den 
Prinzipien der Legitimität und Effekti-
vität ermöglichen. Vorschläge aus den 
1990er-Jahren, die auf die Einrichtung 
eines europäischen „Executive Council“ 
ähnlich dem Sicherheitsrat der Vereinten 

Nationen zielten,23 bieten hier Denkan­
stöße.

Voraussetzung für die Zustimmungsfä­
higkeit dieses Reformpfades ist freilich 
im Sinne des pluralen Friedens, sich auf 
Prinzipien der Koexistenz als völkerrecht­
liche Verpflichtungen zu einigen sowie 
den Aufgabenbereich der OSZE zu be­
schränken, um ihre Handlungsfähigkeit 
sicherzustellen.

Rückbau der OSZE zu einer 
konsensbildenden Konferenz

Der zweite Reformpfad zielt auf den 
Rückbau der OSZE zu einer Arena des 
Dialogs. Die OSZE würde an ihrer brei­
ten Ausrichtung mit den drei Dimensio­
nen festhalten. Statt aber die Einhaltung 
der liberalen Normen der Charta von 
Paris zur Richtschnur zu machen und 
ihre Organe darauf auszurichten, über 
die Umsetzung dieser Normen zu wa­
chen, würde die OSZE als eine perma­
nent tagende Konferenz operieren. Ein 
solches Arrangement bietet den Vorteil 
politischer Inklusivität und prozeduraler 
Informalität. Gerade weil sie auf effektive 
Verfahren verzichtet, um bindende Ent­
scheidungen herbeizuführen, schafft sie 
– trotz normativer Unterschiede – Räu­
me für Gespräche und die Suche nach 
Gemeinsamkeiten. Um Informalität zu 
gewährleisten, verzichtet dieses Arrange­
ment auch auf institutionelle Zwangsme­
chanismen wie das indirekt wirkende 
„Naming and Shaming“. Semi-autonome 
Organe wie das Büro für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte stel­
len aus dieser Sicht ein Hindernis dar, 
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weil sie für einige Teilnehmerstaaten ein 
Risiko verkörpern und deren Bereitschaft 
zum Dialog schmälern. Im kritischen Be­
reich der menschlichen Dimension wür­
de die OSZE zwar an ihren Normen 
festhalten, gleichzeitig aber politisch fle-
xibel agieren. Dialog und stille Diploma­
tie können in vielen Fällen nicht nur 
prekäre Einzelfälle besser lösen, sondern 
sind auch geeignet, Regeln für den wech­
selseitigen Austausch zu vereinbaren.

Die Umwandlung zu einer dauerhaft 
tagenden Konferenz reduziert freilich die 
operative Handlungsfähigkeit der OSZE, 
denn als informelles Dach bleiben den 
beteiligten Staaten nur mehr Ad-hoc-Ar­
rangements ähnlich der Special Monito­
ring Mission in der Ostukraine. Aller­
dings könnte die Bereitschaft dazu sogar 
wachsen, da die Teilnehmerstaaten nicht 
mehr fürchten müssen, dass ihnen durch 
permanente operative Arrangements die 
Kontrolle entgleitet.

Trendumkehr mit und durch die OSZE?

Trotz der hier genannten Reformmög­
lichkeiten sei vor Optimismus gewarnt. 
Die Krise der OSZE spiegelt den Zu­
stand der Beziehungen zwischen Russ­
land und dem Westen. Entsprechend 
begrenzt sind die Chancen, den kausa­
len Zusammenhang umzudrehen und 
durch eine Reform und Reaktivierung 
der OSZE diese Beziehung, die für die Si­
cherheit in Europa zentral ist, zu entspan­
nen. Die OSZE versammelt Staaten mit 
höchst unterschiedlichen Interessen, po­
litischen Ordnungsvorstellungen und Er­
wartungen, die kaum unter dieses Dach 

passen. Zudem muss die OSZE in einem 
Feld, in dem verschiedene Organisatio­
nen konkurrieren, ihren komparativen 
Vorteil beweisen. Dies gelang ihr nach 
1990 nur zum Teil und gelingt ihr seit 
Beginn der 2000er-Jahre immer weniger.

Dennoch bietet die OSZE Chancen, 
die aktuelle Hauptaufgabe zu bewältigen 
und die typischen „Steps to War“ um­
zukehren. Diese Theorie über den Aus­
bruch von Kriegen, die auf Paul Senese 
und John Vasquez zurückgeht, nimmt 
an, dass territoriale Konflikte besonders 
gefährlich sind – gefährlicher als Regime­
konflikte. Sie können insbesondere dann 
zum Krieg eskalieren, wenn die Akteure 
machtpolitische Strategien wie Machtde­
monstrationen, Allianzbildung und Auf­
rüstung einsetzen und wenn dadurch 
Politikfeldgrenzen verschwimmen.24 Will 
man diesen Weg umkehren, kommt es 
darauf an, die Felder gemeinsamer Inter­
essen zu stabilisieren, militärisches Ver­
trauen zu schaffen und die territorialen 
Konflikte zumindest einzufrieren. In Eu­
ropa gilt dies mit besonderer Dringlich­
keit für die Ostukraine.

Eine solche Umkehr wird die OSZE 
nicht allein schaffen können. Grundvo­
raussetzung ist die Einsicht, dass sich 
durch Druck und Drohungen von außen 
die andere Seite nicht verändern und 
nicht zum Nachgeben zwingen lässt. Die­
se Einsicht hat zwar in Moskau und in 
den westlichen Hauptstädten bislang nur 
wenige Anhänger, gewinnt aber mangels 
Alternativen an Gewicht.25 Die OSZE 
ist als Forum militärischer Vertrauensbil­
dung und aufgrund ihres Engagements 
im Donbass in der Ukraine der richtige 
Ort, um einen solchen Weg aus der eska­
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lierenden Konfrontation zu organisieren. 
Allerdings ist ihr institutioneller Umbau, 
der normative Unterschiede in Rechnung 
stellt, die Voraussetzung dafür, dass sie 
wieder eine konstruktive Rolle spielen 
kann. Die hier vorgestellten Reformpfade 
sind Idealtypen und teilweise kombinier­
bar. Dennoch erscheinen sie als die am 
ehesten gangbaren Wege aus der Krise 
sowohl der OSZE als auch generell der 
Beziehungen zwischen Ost und West.
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